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Liebe Leserinnen und Leser,

wer noch am Tag der Bundestagswahl  
„drei Kreuze“ gemacht hat, hatte dafür – 
abgesehen vom profanen Problem einer  
ungültigen Stimmabgabe – sicherlich treff-
liche Gründe: Für den einen oder anderen 
war da doch die Genugtuung, dass der Ho-
kuspokus eines inhaltlich wenig zufrieden-
stellenden Wahlkampfes endlich ein Ende 
hatte. Dieses Kapitel kann jetzt geschlossen 
werden: Also Kopf hoch, Blick nach vorn.
Die meisten werden bereits direkt am  
Wahlabend die berufsständischen Chancen 
durchdacht haben, die das Wahlergebnis 
„Schwarz-Gelb“ in Aussicht stellen kann. 
Wie groß ist die Chance der wiedererstark-
ten Liberalen, ihre Vorstellungen in eine 
Kurskorrektur des deutschen Gesundheits-
wesens einzubringen? Und was bedeutet 
das für das Gefüge des zahnärztlichen  
Berufsstandes? Wie handlungsbereit sind 
die beiden christlichen Parteien, die in einer 
ursprünglich ungewollten Großkoalition 
mitgetragenen und mitverantworteten Ge-
setzesreformen jetzt einer Revision zu unter-

ziehen? Wie wird sich das freie Spiel der 
Kräfte im Gesundheitswesen sortieren, 
wenn „Schwarz-Gelb“ die nächste Reform 
angeht, die zwangsläufig kommen muss?
Antworten auf Fragen wie diese werden  
wir „zm-ler“ mit Spannung verfolgen. Der 
zahnärztliche Berufsstand wird gerade jetzt 
das Gespräch suchen, Denkmodelle vor-
stellen, die einen Beitrag zur Lösung der  
anstehenden großen Herausforderungen 
bieten können. Hier hat die Zahnärzteschaft 
einiges „in petto“, was angesichts der be-
vorstehenden Zwänge, verantwortlich und 
vor allem hoffentlich auch „nachhaltig“ zu 
handeln, in der Politik durchaus offene  
Ohren finden könnte. 
Denn die meisten Bundestagsabgeordneten 
beginnen ihre Arbeit im Gesundheitswesen 
nicht bei null. Die Riege der durch langjähri-
ge Erfahrung in Gesundheitsausschüssen 
fachlich bewanderten Parlamentarier macht 
hier die Fortsetzung bekannter Argumenta-
tionslinien wahrscheinlich. Allerdings unter 
den umgekehrten Vorzeichen eines zumin-
dest in Teilen ausgewechselten Machtgefü-
ges. Wer im parlamentarischen Gerangel 

gestern noch der „vernachlässigbare“ Op-
positionelle war, ist heute Vertreter gesetz-
geberischer Mehrheit – vice versa. 
Diese neuen Kräfteverhältnisse werden sich 
einspielen müssen, nicht zuletzt auch im 
Ressort des Bundesgesundheitsministeri-
ums. Manchem dürfte gerade im gegen-
wärtigen Stadium die parlamentarische  
Gepflogenheit der „100 Tage-Regelung“ 
eingefallen sein. Es wird wieder spannend.

Mit freundlichem Gruß
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■ Mit Schwarz-Gelb auf neuem Kurs? Noch weiß niemand, wohin die gelben Flügel  
die neue Bundesregierung tragen werden. 

Egbert Maibach-Nagel
zm-Chefredaktion

Editorial
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In diesem Heft

Zum Titel

Union und FDP werden jetzt 
das Land regieren. Es besteht 
Hoffnung, dass sich mit dem 
Politikwechsel auch die Ge-
sundheitspolitik ändern wird. 
Zu Recht? 

Seite 52

Fo
to

, T
ite

lfo
to

: p
ic

tu
re

 a
lli

an
ce

Eine Analyse des Leitbilds der Freien Berufe aus zahnärztlicher 
Sicht zeigt: Die Identifikation des Zahnarztes mit seinem Berufs-
stand ist nicht nur wichtig für den eigenen Erfolg. Sie dient auch 
der positiven Wahrnehmung der Zahnärzteschaft in der Gesell-
schaft.
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 Denkmalgeschützte Immobilien bieten sich an, um ganz legal 
Steuern zu sparen. Um dies nutzen zu können, sollte man ein 
paar wichtige Regeln nicht außer Acht lassen. 

 Seite 116
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Aus der Grundlagenforschung: Hier ein 
Probenhalter für eine Studie an glasfaser-
verstärkten Wurzelkanalstiften.
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

mit der neuen Bundesregierung setzt die 
Zahnärzteschaft auf frische Impulse für die 
Gesundheitspolitik. Damit verknüpft sie die 
Erwartung, dass das Gesundheitswesen 
endlich an die gegebenen 
nationalen und europäi-
schen Realitäten ange-
passt wird. Denn der 
durch die Wirtschafts- 
und Finanzkrise bedingte 
Vertrauenseinbruch, der quer durch die gan-
ze Gesellschaft geht, schafft Druck und 
Handlungsbedarf. 
Freilich ist nicht nur die Politik am Zuge. Die 
Gesellschaft ist im Wandel begriffen, das be-
trifft auch die Freien Berufe und damit die 
Zahnärzteschaft. Sie stehen im Spannungs-
feld von sozialen, politischen, ökonomi-
schen und kulturellen Einflüssen. Deshalb 
sollten sie aus ihrer Selbstverpflichtung he-
raus eine Vorbildfunktion übernehmen. Der 
Berufsstand selbst sollte eine stabile Größe 
darstellen, um zum Wohle der Patienten, 
aber auch mit Blick auf die Gesamtgesell-
schaft zur Schaffung einer gesunden Ver-
trauensbasis beizutragen. 
Unser Fundament ist die Freiberuflichkeit, 
die auf zwei Säulen fußt: Fachliche Unab-
hängigkeit und Gemeinwohlbezug. In die-
sem Sinne sollten wir Position beziehen und 

unsere Rechte, aber auch unsere Pflichten 
wahrnehmen. Der Berufsstand muss festle-
gen, was er – auch unter geänderten Rah-
menbedingungen – im Versorgungsalltag 
unter Freiberuflichkeit versteht. Er muss – 
unter Beobachtung gesellschaftlicher 

Trends – definieren, wel-
chen Grundwerten er sich 
zuwendet und welche 
Rolle er künftig in der  
Gesellschaft spielen will. 
Wichtig ist, dass er nicht 

nur auf gesundheitspolitische Entscheidun-
gen reagieren darf, sondern aus seiner frei-
beruflichen Selbstverpflichtung heraus Pro-
zesse aktiv angeht und vorantreibt.
Die Herausforderungen an den Berufsstand 
sind groß. Sie beginnen auf der Makroebene 
bei der Weiterentwicklung des Gesundheits-
wesens und enden auf der Mikroebene bei 
der Interaktion des Zahnarztes mit seinem 
Patienten. Es gilt, die freiberufliche Berufs-
ausübung zu gewährleisten, auch unter ge-
änderten Bedingungen. Dazu zählen etwa – 
um nur einige Beispiele zu nennen – die  
Liberalisierung des Berufsrechts, der stei-
gende Frauenanteil in der Kollegenschaft, 
die wachsende Informationsgesellschaft,  
die verstärkte Patientenorientierung, die  
zunehmende Entwicklung der Zahnmedizin 
hin zu einem integralen Bestandteil der Me-
dizin, oder neue Tendenzen der Aus-, Fort- 

Fest geerdet

und Weiterbildung. Fragen der Qualitätssi-
cherung werden für die Gesundheitsberufe 
eine immer stärkere Rolle spielen. Hier kann 
sich der Berufsstand durch Selbstverpflich-
tung aktiv einbringen, um fremdbestimmte 
Regelungen staatlicherseits im Vorfeld ein-
zudämmen. 
Eines der wichtigsten berufspolitischen The-
men ist und bleibt die Novellierung der 
GOZ. Sie dient dem Interessensausgleich 
zwischen dem Zahnarzt und seinem Patien-
ten. Die Gebührenhöhe muss nach transpa-
renten wirtschaftlichen Kriterien bestimmt 
und die Leistungsinhalte müssen auf der Ba-
sis neuester wissenschaftlicher Erkenntnisse 
beschrieben werden. Wir haben unsere Vor-
arbeiten getan, nun ist die Politik am Zuge. 
Ganz konkret erwartet die Zahnärzteschaft 
einen konstruktiven Dialog mit der neuen 
Regierung zur nachhaltigen Neustrukturie-
rung der GOZ.
Bei der Gestaltung der Professionspolitik 
kommt der zahnärztlichen Selbstverwaltung 
eine große Rolle zu. Diversifizierungsten-
denzen und zunehmende Restriktionen bei 
der Berufsausübung erfordern eine einheit-
liche Professionsauffassung. Der einzelne 
Zahnarzt besitzt entsprechende Einfluss-
möglichkeiten über seine Kammer. Deshalb 
muss die Selbstverwaltung der Ärzte und 
Zahnärzte als starke Interessenvertretung 
und Diskussionsforum ihrer Mitglieder er-
halten bleiben. 
Über all dies gilt es, mit der neuen Regierung 
ins Gespräch zu gehen. Die deutsche Zahn-
ärzteschaft steht dazu – fest geerdet auf  
dem Boden des freiberuflichen Selbstver-
ständnisses – mit ihrer Fachkompetenz zur 
Verfügung.

 Mit freundlichen Grüßen

Dr. Dietmar Oesterreich
Vizepräsident der Bundeszahnärztekammer

 ■ Hierzu findet sich in diesem Heft auch ein 
Beitrag von Dr. Oesterreich „Freiberuflichkeit 
ist aktive Professionspolitik“, Seite 22 ff.

” Der Berufsstand sollte 
eine stabile Größe  

darstellen, um zur Schaffung 
einer gesunden Vertrauens- 
basis beizutragen.
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KZBV zur elektronischen Gesundheitskarte (eGK)

Ausgabe derzeit nutzlos

„Dass Krankenkassen jetzt schon 
die ersten elektronischen Ge-
sundheitskarten an Versicherte 
ausgeben wollen, bringt nichts“, 
kommentierte der stellvertreten-
de KZBV-Vorsitzende Dr. Günther 
E. Buchholz die Ankündigung der 
Krankenkassen, ab 1. Oktober 
2009 die ersten Karten an ihre 
Mitglieder in Nordrhein zu ver-
teilen. Laut Buchholz entstünden 
vielmehr zusätzliche Schwierig-
keiten in den Praxen, da die Karte 
noch gar nicht als Versicherungs-
nachweis gilt. Viele Praxen in 
Nordrhein verfügten noch nicht 
über die neuen Kartenlesegeräte, 
die für das Auslesen der Versi-
chertendaten von der eGK nötig 
sind. „Die Frist für die Ausstat-
tung der Zahnarztpraxen läuft 
noch bis Ende Oktober“, erläu-
terte Buchholz. „Ein Stichtag, ab 
dem die Karte als Versicherungs-
nachweis in den Praxen vorge-
legt werden darf, ist noch gar 
nicht festgelegt. Wenn schon An-

fang Oktober die ersten 
Versicherten mit der eGK 
bei Zahnärzten auftau-
chen, wird das nur für 
Durcheinander sorgen.“ 
Für Buchholz ist die An-
kündigung der übereil-
ten Kartenausgabe des-
halb vor allem ein Ver-
such, den Fortgang des 
eGK-Projekts im End-
spurt des Bundestags-
wahlkampfs übers Knie 
zu brechen. Buchholz: 
„Offensichtlich haben 
die Kassen da auch auf 
den Druck der Gesund-
heitspolitik reagiert, 
die auf Gedeih und Ver-
derb noch vor dem 
Wahltag eine Erfolgs-
meldung haben woll-
te.“ ck/pm

Schätzerkreis

GKV droht Milliardendefizit
Den gesetzlichen Krankenkassen 
droht 2010 ein Defizit von 7,45 
Milliarden Euro. Millionen GKV-
Versicherte müssen sich deshalb 
auf Zusatzbeiträge auf breiter 
Front einstellen. Der Schätzer-
kreis für die gesetzliche Kranken-
versicherung ging bei der Pro-
gnose davon aus, dass wegen 
dramatischer Einnahmeausfälle 
infolge der Wirtschaftskrise der 

starke Ausgabenanstieg nicht ge-
bremst werden kann. Basis der 
Prognose ist, dass der einheitli-
che Beitragssatz bei 14,9 Prozent 
bleibt und der Steueranteil im 
Gesundheitsfonds auf 11,5 Milli-
arden Euro steigt. 
Die Vorsitzende des GKV-Spit-
zenverbands, Doris Pfeiffer, for-
derte, nun die Ausgabenseite in 
den Blick zu nehmen. „Ange-

sichts der dramatischen Ein- 
nahmeausfälle der gesetzlichen 
Krankenversicherung dürfen die 
Einnahmen der Pharmaindustrie, 
der Krankenhäuser und der Ärzte 
nicht ungebremst steigen.“ 
Allerdings meinte Pfeiffer, dass 
selbst mit einem sehr engagier-
ten Sparpaket dieses Minus nicht 
komplett ausgeglichen werden 
könne, ohne dass die Versor-
gungsqualität leidet. Sie forderte 
die neue Regierung zu Entschei-
dungen über den notwendigen 
Defizitausgleich auf. Die FDP, die 
den Fonds abschaffen will, sieht 
sich durch das Minus in ihrer  
Kritik bestätigt. 
Ökonom Jürgen Wasem hält es 
für möglich, dass mehr als jede 
zweite Kasse 2010 Zusatzbeiträ-
ge erhebt. Sollten diese durch die 
Limitierung auf ein Prozent des 
Bruttoeinkommens nicht ausrei-
chen, seien auch Insolvenzen 
denkbar. ck/dpa

Ausschüsse stimmen dagegen

Staatliche US-Krankenkasse immer  
unwahrscheinlicher 
Die von US-Präsident Barack 
Obama befürwortete Einführung 
einer staatlichen Krankenversi-
cherung in den USA wird zuneh-
mend unwahrscheinlicher. Ein 
Senatsausschuss stimmte bei Be-
ratungen über eine umfassende 
Gesundheitsreform gegen einen 
Vorstoß, die Schaffung einer sol-
chen Krankenkasse in eine Kom-
promissvorlage aufzunehmen. 
Diese Vorlage hatte der demokra-
tische Senator Max Baucus erar-
beitet. Er tritt zwar auch für eine 
„öffentliche Option“ als Alterna-
tive zu den privaten Versicherern 
ein, hatte aber angesichts des 
massiven Widerstands der Repu-
blikaner darauf verzichtet, sie in 
seinen Plan aufzunehmen. Bei 

der Abstimmung im Finanzaus-
schuss schlossen sich insgesamt 
drei Senatoren den Republika-
nern an, so dass der Vorstoß mit 
13 zu 10 Stimmen scheiterte. Der 
Baucus-Vorlage werden derzeit 
die größten Chancen einge-
räumt, im Senat eine ausreichen-
de Mehrheit zu finden. Dem  
Abgeordnetenhaus liegt ein Ent-
wurf vor, der eine staatliche  
Versicherung vorsieht. Obama 
argumentiert, dass eine solche 
Alternative die Privatanbieter zu 
kostengünstigeren Angeboten 
zwingen würde. Er hat aber Kom-
promissbereitschaft angedeutet, 
weil er nicht möchte, dass die  
geplante Gesundheitsreform an 
diesem Punkt scheitert. ck/dpa 

Fo
to

: S
ie

m
en

s

Fo
to

: b
un

de
sb

an
k

8 Nachrichten



zm 99, Nr. 20 A, 16.10.2009, (2697)

Gesetzliche Krankenversicherung

 Zusatzbeitrag verfehlt Wirkung
Gesetzlich Krankenversicherte 
wechseln ihre Krankenkasse auch 
dann kaum, wenn sie über ihren 
regulären Beitragssatz hinaus 
noch einen Zusatzbeitrag bezah-
len müssen. Diese Erfahrung 
machte nach eigener Aussage die 
Gemeinsame BKK in Köln. Bislang 
müssen nur die 31 000 Mitglieder 
der Gemeinsamen BKK den Zu-
satzbeitrag aufbringen, bis zum 
25. September galt ihr Sonder-
kündigungsrecht. „Davon haben 
keine drei Prozent Gebrauch  
gemacht“, sagte Kassenvorstand 
Helmut Wasserfuhr der „Berliner 
Zeitung“. Wasserfuhr hatte damit 
gerechnet, dass bis zu acht  
Prozent der Mitglieder kündigen 

könnten. Aber offenbar seien die-
se mit den Leistungen der Kasse 
so zufrieden, dass sie dafür gerne 
mehr Geld bezahlten – derzeit 
acht Euro im Monat. Der Zusatz-
beitrag verfehlt damit die Steue-
rungswirkung dahingehend,  
dass er ursprünglich schlecht 
wirtschaftende Krankenkassen 
bestrafen sollte. Angefacht wer-
den sollte ein Preiswettbewerb, 
mit dem Ziel, dass Mitglieder zur 
günstigeren Konkurrenz wech-
seln. Der Zeitung zufolge hatten 
in Umfragen bisher rund 35 Pro-
zent der Befragten angegeben, 
dass sie, wenn sie einen Zusatz-
beitrag zahlen müssten, die Kran-
kenkasse wechseln würden. ck

Brüssel

EU kann Impfungen gegen 
Schweinegrippe starten

Europas Staaten können mit Mas-
senimpfungen gegen die Schwei-
negrippe beginnen. Die EU-Kom-
mission in Brüssel gab grünes 
Licht für die Verwendung der 
Impfstoffe „Focetria“ von Novar-
tis sowie „Pandemrix“ des Phar-
makonzerns Glaxo-Smith-Kline. 
Die Zulassung beider Stoffe hatte 
die Europäische Arzneimittelbe-
hörde (EMEA) befürwortet. Die 
27 EU-Mitgliedsstaaten sowie die 
nicht zur Union gehörenden Län-
der Island, Norwegen und Liech-
tenstein hatten auf die Freigabe 
aus Brüssel gewartet. Die Autori-

sierung wird von der Kommission 
an die beiden Pharmakonzerne 
sowie die 30 Staaten geschickt 
und soll jetzt offiziell in Kraft tre-
ten. Über das Vorgehen bei den 
Impfungen entscheiden die ein-
zelnen Staaten allerdings eigen-
ständig. In Deutschland organi-
sieren die Bundesländer die  
Impfung. Die EMEA in London 
hatte Ende vergangener Woche 
zwei Impfungen empfohlen. Die-
se sollten Erwachsenen – darun-
ter auch Schwangeren – und  
Kindern ab sechs Monaten im  
Abstand von drei Wochen ver- 
abreicht werden. Etwa dreiviertel 
der Deutschen wollen sich aller-
dings nicht gegen die Grippe 
impfen lassen, wie eine Forsa-
Umfrage unter 500 Bundesbür-
gern im Auftrag der RTL-Sendung 
„Punkt 12“ ergab. ck/dpa
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GEK und Barmer

Weg für Fusion frei
Der Weg für die Fusion der  
Barmer mit der Gmünder Ersatz-
kasse (GEK) zum Krankenkassen-
Giganten mit 8,6 Millionen  
Versicherten ist frei. Der Verwal-
tungsrat der Barmer stimmte  
in Kiel dem Zusammenschluss 
zur größten Kasse Deutschlands 

einstimmig zu. Die neue Barmer/
GEK soll am 1. Januar 2010 mit 
allen rund 19 500 Mitarbeitern 
und 1 100 Niederlassungen  
starten. Die GEK hatte sich  
bereits für die Barmer als Partner 
entschieden. Die Barmer/GEK 
verdrängt dann die Techniker 
Krankenkasse mit ihren 7,3 Mil-
lionen Versicherten von Platz 1. 
Das Bundesversicherungsamt in 
Bonn muss dem Zusammen-
schluss noch zustimmen. Dies 

gilt als sicher. Die Ärzte sehen 
sich durch den Konzentrations-
prozess bei den Kassen unter 
Zugzwang. „Die Verhandlungs-
macht der Krankenkassen nimmt 
durch Zusammenschlüsse zu. 
Dem müssen wir etwas entge-
gensetzen“, sagte KBV-Sprecher 

Roland Stahl der „Welt“. Die GEK 
zählt heute 1,2 Millionen Mitglie-
der und 1,7 Millionen Versicher-
te. Bei der Barmer sind 6,9 Millio-
nen Menschen versichert. Bei der 
Zahl der Mitglieder ist sie mit 5,3 
Millionen bereits heute knapp 
vor der TK führend. ck/dpa

Fünf Millionen Versicherte

Zusammenschluss 
zur größten AOK 
Die AOK Rheinland-Hamburg 
und die AOK Westfalen-Lippe 
wollen am 15. Oktober ihre  
offiziellen Fusionsverhandlungen 
beginnen. Durch die Fusion wä-
ren sie die viertgrößte Kranken-
kasse in Deutschland und die 
größte AOK. 
Zusammen hätten sie fünf Millio-
nen Versicherte und 13 000 Be-
schäftigte. Arbeitsplätze würden 
durch die Fusion nicht wegfallen. 
Die neue Kasse könnte am 1. Juli 
2010 oder 1. Januar 2011 ihre  
Arbeit aufnehmen. ck/pm

Gesundheitskonsumentenindex zeigt

Deutschland schneidet gut ab
Das deutsche Gesundheitssys-
tem schneidet im europäischen 
Vergleich nach wie vor gut ab. 
Beim diesjährigen europäischen 
Gesundheitskonsumentenindex 
des Analyse- und Beratungsun-
ternehmens Health Consumer 
Powerhouse (HCP) aus Brüssel 

belegte Deutschland wie 
bereits im Vorjahr Platz 6. 
Für den Vergleich wurden 
33 Gesundheitssysteme un-
ter den Gesichtspunkten 
Leistung und Patienten-
freundlichkeit analysiert. 

Spitzenreiter des Rankings sind 
die Niederlande, gefolgt von Dä-
nemark, Island, Österreich und 
der Schweiz. 
„Zu den absoluten Pluspunkten 
des deutschen Gesundheits- 
systems gehören eine patien- 
tenorientierte Versorgung mit 

kurzen Wartezeiten und freier 
Arztwahl“, betont Dr. Arne  
Björnberg, Direktor des HCP  
bei der Vorstellung des Index.  
Lobenswert sei auch das Preis-
Leistungs-Verhältnis. 
Mittelmäßig schneidet Deutsch-
land hingegen bei den Behand-
lungsergebnissen ab. Ursächlich 
hierfür sei die große Zahl an Ein-
richtungen der Regelversorgung 
mit zu geringer Spezialisierung, 
meint Björnberg. Auch im Bereich 
E-Health kann Deutschland mit 
Ländern wie Dänemark und den 
Niederlanden nicht mithalten, so 
ein weiteres Ergebnis des Index. 
Grund für das gute Abschneiden 
der Niederlande sei, dass sich Pa-
tienten dort ausführlich über un-
terschiedliche Versorgungsmög-
lichkeiten und deren Vor- und 
Nachteile informieren können. 
Dies sei wesentlich, um System-
verbesserungen herbeizuführen. 
Charakteristisch für die Gesund-
heitssysteme von Ländern wie 
Rumänien und Bulgarien, die das 
Schlusslicht des Rankings bilden, 
seien hingegen hierarchische 
Strukturen und eine mangelnde 
Transparenz des Angebots. pr/ps

Gute Noten für das deutsche Ge-

sundheitswesen hat der europäi-

sche Gesundheitskonsumenten-

index beschienen. Eine Studie 

mehr, die unserem Land beschei-

nigt, dass es mit der gesundheitli-

chen Versorgung im internationa-

len Vergleich gesehen ganz gut da 

steht. Aus Sicht des Auslands und 

im Vergleich mit anderen Ländern 

mag dies sicherlich auch so stim-

men. Nichtsdestotrotz liegt bei 

uns vieles im Argen und in so 

manchen Bereichen hat sich die 

Lage in den letzten Jahren dras-

tisch verschlechtert. Davon wis-

sen Ärzte, Zahnärzte, Patienten 

und natürlich auch Politiker sowie 

alle am Gesundheitswesen Betei-

ligten ein Lied zu singen. Von  

Finanzierungssorgen über wach-

sende Bürokratisierungstenden-

zen, Rationierung und Budgetie-

rung, Zwei-Klassen-Medizin bis 

hin zur Gängelung der ärztlichen 

und zahnärztlichen Freiberuflich-

keit – die Liste der Probleme wird 

immer länger. Da wird es Zeit für 

neue Impulse und neue Weichen-

stellungen. Insofern hängt sehr 

viel Hoffnung an der neuen Regie-

rungskoalition. Auch im Ausland 

wird man die Entwicklung in 

Deutschland genau beobachten – 

und nicht zuletzt in einer nächs-

ten Studie wieder auf den Prüf-

stand stellen.

Gabriele Prchala

Prüfung von außen

KommentarKommentar
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Hartz IV und PKV

Versicherten droht Schuldenfalle
Wer privat krankenversichert ist 
und zum Hartz-IV-Empfänger 
wird, droht in eine Schuldenfalle 
zu tappen. Diesen Versicherten 
fehlen jeden Monat 160 Euro, 
um den Satz für ihre private Kasse 
zahlen zu können. 
Schuld ist eine „Regelungs- 
lücke“, wie die schwarz-rote Bun-
desregierung nach Worten der 
„Süddeutschen Zeitung“ auf ei-
ne Anfrage der Grünen einräum-
te. Bis Ende 2008 konnten Privat-
versicherte, die auf Hartz IV an-
gewiesen waren, zur GKV zurück-
kehren. Dies geht nun nicht 
mehr, weil die Koalition das 
„Hopping“ beenden wollte: Wer 
die Vorteile der privaten Kranken-
versicherung in guten Zeiten 
nutzte, soll in schlechten Zeiten 
nicht mehr bei der Solidarge-
meinschaft unterschlüpfen kön-
nen. Seit Januar 2009 wurde  
die PKV zugleich verpflichtet, 
den Basistarif einzuführen. Die 
monatliche Prämie dafür beträgt 
knapp 570 Euro. Für Empfänger 

von Hartz IV ist sie auf die Hälfte 
reduziert,  
berichtet die Süddeutsche.  
Da die Betroffenen aber nur  
einen Zuschuss in Höhe der  
Leistungen für hilfebedürftige 
gesetzlich Krankenversicherte  
erhalten (derzeit rund 125 Euro 
pro Monat), haben privatver- 
sicherte Hartz IV-Empfänger eine 

monatliche Finanzierungslücke 
von 160 Euro. Nur wer schon 
2008 die staatlichen Leistungen 
erhielt, kann noch vom alten 
Recht profitieren. 
Alle anderen müssen das Geld 
entweder von ihrem Hartz-IV-Re-
gelsatz absparen oder sie müssen 
sich verschulden, so das Blatt. 
Hinzu komme, dass Privatversi-
cherte aufgrund der Kostener-
stattung in Vorleistung gehen, 
wodurch ihr Budget zusätzlich 
belastet wird. Der PKV-Verband 
lehnt es ab, den Beitrag für Be-
dürftige zu senken. „Wir halten 
es für eine ureigene Aufgabe des 
Sozialstaates, die Existenz von 
hilfebedürftigen Bürgern abzusi-
chern“, zitiert die Zeitung einen 
Verbandssprecher.  
In diesem Sinne entschied auch 
das Landessozialgericht Baden-
Württemberg, dass Sozialbehör-
den die Beiträge von Sozialhilfe-
empfängern für den Basistarif  
der privaten Krankenversiche-
rung übernehmen müssen. Die 

Bundesregierung 
weist unterdessen auf 
die Möglichkeit hin, 
die Beiträge einfach 
nicht zu zahlen. Die 
Versicherer dürften 
den Vertrag „auch  
bei ausstehenden 
Beitragszahlungen“ 
keinesfalls kündigen 
und müssten weiter 

die vollen Leistungen erbringen, 
so das Arbeitsministerium. Wer 
als Privatversicherter nach zwei 
Jahren Hartz IV wieder einen Job 
bekommt, müsste dann Beiträge 
in Höhe von fast 4 000 Euro 
nachzahlen. Wie viele Menschen 
von der Gesetzeslücke betroffen 
sind, sei bisher unklar.   ck
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BZÄK und BdZA 

Neues Portal zur Berufskunde
Die Bundeszahnärzte-
kammer (BZÄK) und 
der Bundesverband 
der zahnmedizini-
schen Alumni in 
Deutschland (BdZA) 
haben die gemein- 
same Homepage  
Berufskunde2020.de 
vorgestellt. Ziel: einen 
universellen Leitfaden 
zu schaffen, der nach 
und nach alle Themen zahn- 
medizinischer Berufskunde ab-
decken soll. Das im Rahmen der 
Kooperation zwischen BZÄK und 
BdZA gestartete Projekt soll 
Zahnmedizinstudierenden und 
Absolventen die Möglichkeit ge-
ben, sich online über alle Aspekte 
des jeweiligen Themengebiets zu 
informieren. Als erster inhaltli-
cher Einstieg wird die von der 
BZÄK entwickelte Broschüre 
„Der Weg in die Freiberuflichkeit 
– Praxisgründung“ hier in digita-
ler Form zur Verfügung gestellt. 
„Die Freiberuflichkeit des zahn-
ärztlichen Berufsstandes zu un-
terstützen und beste Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, ist  

eines der übergeordneten poli- 
tischen Ziele der Bundeszahn-
ärztekammer“, betonte BZÄK- 
Vizepräsident Dr. Dietmar Oes-
terreich. Je früher man jungen 
Zahnmedizinern hier hilfreich 
und konstruktiv zur Seite stehe, 
desto besser seien die Chancen 
auf das Heranwachsen einer 
selbstbewussten und gut vorbe-
reiteten Zahnärzteschaft. „Der 
BdZA hat sich die Förderung  
und Begleitung junger Zahnme-
diziner auf ihrem Weg in die frei-
berufliche Berufsausübung zum 
Ziel gesetzt und mit der BZÄK ei-
nen starken Partner gefunden“, 
stellte Jan-Philipp Schmidt, Vor-
sitzender des BdZA, fest. ck/pm

KZBV 

 Geschäftsbericht vorgelegt
Die KZBV hat ihren aktuellen Ge-
schäftsbericht vorgelegt. Unter 
dem Leitmotiv „Dranbleiben“ in-
formiert er über das zurücklie-
gende Jahr 2008/2009 und das 
Reformkonzept der KZBV zur 
künftigen zahnärztlichen Versor-
gung in der GKV. 
Der Geschäftsbericht ist solange 
der Vorrat reicht auch als Print-
ausgabe kostenlos unter 
http://www.kzbv.de erhältlich. 

ck/pm

Unter dem Motto „Piercing im 
Mund – cool oder cruel“ fordert 
die Deutsche Arbeitsgemein-
schaft für Jugendzahnpflege e. V. 
(DAJ) Schulklassen und andere 
Gruppen auf, sich an der vierten 
Runde des Wettbewerbs im  
Rahmen der Jugendkommunika-
tionskampagne „be-küssed“ zu 
beteiligen. Dr. Christiane Goepel, 
Geschäftsführerin der DAJ erklärt 
die Aufgabe: „Gestaltet Medien, 
die den Umgang mit Piercings im 
Mundbereich kritisch oder hu-
morvoll, plakativ oder informativ 
beleuchten!“ Jugendliche kön-
nen eine Anzeige, einen Spot für 

TV oder Radio, einen Comic oder 
einen Flyer, ein Theaterstück 
oder einen Kurzfilm konzipieren, 
der/die das Thema Piercing aus 
ihrer Sicht bearbeitet. Den Sie-
gergruppen winken Geldpreise 
im Gesamtwert von 1 000 Euro. 
Zudem gebe es auch einen Son-
derpreis für Schüler, die einen 
Hauptschulabschluss anstreben. 
Einsendeschluss ist der 31. Mai 
2010. sf/pm

■ http://www.be-kuessed.de/

Schwangerschaft

10 000 Babys werden jährlich mit 
Alkoholschaden geboren 
Rund 10 000 Babys kommen in 
Deutschland jedes Jahr mit alko-
holbedingten körperlichen oder 
geistigen Schäden zur Welt. Das 
berichtete die Bundeszentrale  
für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA) in Köln. Alkoholkonsum 
in der Schwangerschaft ist in 
Deutschland demnach die häu-
figste Ursache für körperliche 
und geistige Schä-
den bei Kindern. 
Zum „Tag des al-
koholgeschädig-
ten Kindes“ am 9. 
September riet die 
BZgA werdenden 
Müttern, ganz auf 
Alkohol zu verzichten. Alkohol 
führt nach aktuellen Schätzun-
gen jährlich in 2 000 Fällen zu 
schweren Störungen. Dazu  
zählen Gesichtsfehlbildungen, 
Wachstumsstörungen im Mut-
terleib und auch nach der Geburt 

oder starke Schäden in der geisti-
gen und motorischen Entwick-
lung. Bei weiteren 8 000 Kindern 
zeigen sich alljährlich fetale Alko-
holeffekte, was häufig komplexe 
Störungen der Hirnfunktion be-
deute. Studien zufolge trinken 
dennoch 12 bis 15 Prozent der 
werdenden Mütter einmal oder 
mehrfach im Monat Alkohol. Es 

sollte „uneinge-
schränkt ein abso-
luter Alkoholver-
zicht“ gelten, be-
tonte BZgA-Direk-
torin Elisabeth Pott. 
Für Frauenärzte 
und Hebammen 

hat die Bundeszentrale ein Bera-
tungskonzept entwickelt, um bei 
Beratungsgesprächen und medi-
zinischen Vorsorgeuntersuchun-
gen besser zu erkennen, ob 
Schwangere sorglos und riskant 
mit Alkohol umgehen. ck/dpa

Aufruf

Neue Auflage des „be-küssed- 
Wettbewerbs“ gestartet
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KBV und GKV-Spitzenverband

Qualitätssicherung bei  
Brustkrebsverdacht
Die KBV und der GKV-Spitzenver-
band haben Bedingungen zur 
einheitlichen Qualitätssicherung 
bei Brustkrebsverdacht festge-
legt. Dazu gehören eine jährliche 
Mindestanzahl an Vakuumbiop-
sien pro Arzt, spezielle Anforde-
rungen an die Apparate, Vorga-
ben für den Ablauf der Gewebe-
entnahme und eine externe Er-
gebnisprüfung. „Unnötige Brust-
operationen ohne gesicherte 
Krebsdiagnose sollten künftig der 

Vergangenheit angehören. Dafür 
sorgen die neuen bundeseinheit-
lichen Vorgaben für die Gewebe-
entnahme mittels Vakuumbiop-
sie“, sagte KBV-Chef Andreas 
Köhler. „Die Vorgaben stellen  
sicher, dass das Verfahren aus-
schließlich von erfahrenen Ärz-
ten nach modernen technischen 
Standards angewendet wird“,  
ergänzte Johann-Magnus von 
Stackelberg, stellvertretender 
Vorstand des GKV-Spitzenver-

bands. So sei gewähr-
leistet, dass die für die 
Patientin im individu-
ellen Fall optimale Un-
tersuchungsmethode 
zum Einsatz kommt. 
Bislang waren Maß-
nahmen zur Qualitäts-
sicherung dieser Un-
tersuchung freiwillig. 
Die Vereinbarung tritt 
zum 1. Oktober in 
Kraft. ck/pm

Gegen Abrechnungsbetrug

 Korruptionsstelle gegründet
Die Frankfurter Generalstaatsan-
waltschaft hat eine eigene Abtei-
lung zur Bekämpfung von Kor-
ruption im Gesundheitswesen 
eingerichtet. Aufgabe der Stelle 
sei es, Ermittlungsverfahren aus 
sämtlichen Bereichen der medizi-
nischen Versorgung in Hessen zu 
bearbeiten, teilte die Behörde 
mit. Dazu zählten 
beispielsweise Ver-
fahren gegen Ärzte, 
Apotheker, Physio-
therapeuten, Heb-
ammen oder Betrei-
ber von Pflegediens-
ten. Seit 2002 arbei-

tet die Generalstaatsanwaltschaft 
in diesem Bereich. Bislang konn-
ten nach ihren Angaben mehr als 
3 000 Verfahren in Hessen abge-
schlossen und dabei unrechtmä-
ßige Gewinne von mehr als 7,5 
Millionen Euro ausgemacht wer-
den. Zu den Aufgaben der Zen-
tralstelle gehört darüber hinaus 

die Aus- und Fortbil-
dung von Polizeibe-
amten und Mitarbei-
tern von Krankenkas-
sen. In der neuen 
Zentralstelle werden 
drei Staatsanwälte tä-
tig sein. ck/pm/dpa
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BGW

Hepatitis-B-Infektionen bei Ärzten und 
Pflegekräften rückläufig 
Nach Angaben der 
Berufsgenossenschaft 
für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege 
(BGW) als gesetzlicher 
Unfallversicherung für 
Gesundheitsberufe sei 
es gelungen, die Infektionszahlen 
von Hepatitis B in den letzten Jah-
ren kontinuierlich zu senken. Eine 
Infektion verursache viel Leid und 
erhebliche Kosten, da die Krank-
heit chronisch verlaufe und dann 
schwerwiegende gesundheitli-
che Folgen nach sich ziehen 
kann. „Eine chronische Hepatitis 
B kann nicht mehr geheilt wer-
den“, weiß Arbeitsmediziner Dr. 
Frank Haamann von der BGW. 
„Jede Infektion ist daher eine zu 
viel. So ist es sehr erfreulich, dass 
es durch Präventionsmaßnah-

men gelungen ist, 
die bei der BGW 
eingegangenen 
Meldungen in den 
letzten zehn Jahren 
mehr als zu halbie-
ren.“ 1999 waren 

es noch 255, bis zum Jahr 2008 
sank die Zahl auf 106. Die größte 
Ansteckungsgefahr bestehe, 
wenn sich das medizinische Per-
sonal mit Kanülen verletzt, etwa 
aufgrund von Abwehrbewegun-
gen der Patienten, oder wenn 
Spritzen nach Gebrauch einfach 
in den Abfall geworfen werden. 
Sie könnten so leicht die Mülltüte 
durchstechen und stellen – auch 
für das Reinigungspersonal – eine 
große Gefahrenquelle dar. sf/pm

■ http://www.bgw-online.de

Bertelsmann Stiftung

Portal zur Krankenhaussuche  
aktualisiert
www.weisse-liste.de, das unab-
hängige und nicht-kommerzielle 
Portal der Bertelsmann Stiftung 
und der Dachverbände der größ-
ten Patienten- und Verbraucher-
organisationen, wurde jetzt mit 
den neuesten Daten der bundes-
weit rund 2 000 Krankenhäuser 
aktualisiert, teilte die Stiftung in 
Gütersloh mit. Die Weisse Liste ist 
seit Juni vergangenen Jahres on-
line zugänglich und verzeichnete 
seitdem 4,5 Millionen Besuche, 
hieß es. Das Portal greift auf die 
Qualitätsberichte der Kliniken für 
2008 zurück. „Mit der Weissen 
Liste möchten wir für mehr 
Transparenz im Gesundheits- 
wesen sorgen“, sagte Brigitte 
Mohn, Vorstandsmitglied der 

Stiftung. Neben den Fakten flie-
ßen auch Informationen zur Zu-
friedenheit ehemaliger Patienten 
ein. Dazu kommen ein „Diagno-
sen-Dolmetscher“, rund 4 000 
allgemeinverständlich übersetzte 
Fachbegriffe und ein Suchassis-
tent. Das Portal ist ein gemein- 
sames Projekt von Bertelsmann 
Stiftung, Bundesarbeitsgemein-
schaft Selbsthilfe (BAG Selbsthil-
fe), Deutsche Arbeitsgemein-
schaft Selbsthilfegruppen, Fo-
rum chronisch kranker und be-
hinderter Menschen im Paritäti-
schen Gesamtverband, Sozial-
verband Deutschland (SoVD), 
Sozialverband VdK Deutschland 
und Verbraucherzentrale Bun-
desverband (vzbv). ck/dpa

ABDA-Studie mit Erkältungsmedikamenten

Für Senioren ganz gezielt auswählen
Nicht immer ist das vom Patien-
ten gewünschte Erkältungs-Prä-
parat individuell geeignet. Zu 
dem Ergebnis kommt eine bun-
desweite Studie der Bundesverei-
nigung Deutscher Apothekerver-
bände (ABDA). Bei einigen Erkäl-
tungsmitteln sei im Alter und  
bei chronischen Erkrankungen 
Vorsicht geboten. Da ältere  
Menschen oft ohnehin schon 
mehrere Medikamente einneh-
men, sollten sie Erkältungsmedi-
kamente mit nur einem Wirkstoff 
einnehmen, um Interaktionen zu 
minimieren. So sei der hustenstil-
lende Wirkstoff Dextromethro-
phan nicht geeignet bei chroni-
schen Atemwegserkrankungen. 
Bei Glaukom oder Prostataer-
krankungen könne die Anwen-
dung von abschwellenden Na-

sensprays kritisch sein. Schmerz-
mittel mit dem Wirkstoff Ibupro-
fen sollten bei einer Dauerthera-
pie mit niedrig dosierter Acetyl-
salicylsäure (ASS) zeitlich versetzt 
eingenommen werden. Im Alter 
verringere sich unter anderem 
das Durstgefühl, der Mund sei oft 
trocken. Flüssige Präparate oder 
überzogene Arzneiformen wie 
Pellets seien leichter einzuneh-
men als große Tabletten. ck/ots

Neue US-Studien

Weniger Infarkte durch  
Rauchverbote
 Zu einem unerwartet deutlichen 
Rückgang von Herzinfarkten ha-
ben die Rauchverbote in Kneipen 
und öffentlichen Gebäuden ge-
führt. In Europa und Nordameri-
ka ging die Zahl der Infarkte um 
bis zu einem Drittel zurück, wie 

aus zwei amerikanischen Studien 
hervorgeht. Somit sei das Leben 
vieler tausend Menschen schon 
in kurzer Zeit gerettet worden, 
berichtete die britische Nach-

richtenagentur PA. Wie aus einer 
Studie im Fachblatt „Circulation“ 
der US-Herzgesellschaft (Ameri-
can Heart Association) hervor-
geht, fiel die Zahl der Infarkte  
ein Jahr nach Einführung von 
Rauchverboten zunächst um 17 
Prozent. Nach drei Jahren lag der 
Rückgang schon bei mehr als  
einem Drittel (36 Prozent). Eine 
Studie aus dem „Journal of the 
American College of Cardiology“ 
bezifferte den Rückgang auf 
mehr als ein Viertel (26 Prozent). 
„Obwohl wir die Herzinfarkte 
nicht auf Null senken können, 
zeigen uns diese Ergebnisse, dass 
Rauchverbote kurz- und mittel-
fristig eine Menge Infarkte ver-
hindern“, sagte ein Mitautor der 
ersten Studie. ck/dpa
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Helmholtz-Kohortenstudie 

Zahnärzte sollen mit ins Boot
In einer großen Nationalen Ko-
horte (Helmholtz-Kohorte) sollen 
über 15 Jahre lang an 200 000 
Probanden Längsschnittunter-
suchungen mit dem Blick auf  
unterschiedliche Krankheiten 
durchgeführt werden. 
Ein erstes Treffen der zwölf ver-
schiedenen medizinischen The-
mengruppen in Münster diente 
der Abstimmung von Untersu-
chungsinhalten und der Diskus-
sion um potenzielle Arbeitspro-
gramme. Dass als 13. Gruppe die 
deutsche Zahnmedizin vertreten 
war, geht nicht zuletzt auf ein  
gemeinsames Schreiben der 
DGZMK, VHZMK, BZÄK und 

KZBV vom 30. Juni 2009 an den 
Koordinator, Prof. Rudolf Kaaks, 
DKFZ Heidelberg, zurück, wie 
der Präsident der DGZMK, Pro-
fessor Dr. Thomas Hoffmann  
wissen ließ.
Als Sprecher der Gruppe der 
Zahnmediziner wurde PD Dr.  
Jan Kühnisch aus München ge-
wählt. Seine Stellvertreter sind 
die Professores Thomas Kocher, 
Greifswald, und Marc Schmitter, 
Heidelberg. Wichtige Aufgabe 
bis November des Jahres ist es, 
ein entsprechendes Arbeitspro-
gramm zu erstellen, das dem lon-
gitudinalen Charakter der Kohor-
tenstudie gerecht wird und eine 

Einbindung der Zahnmedizin so-
wohl in der Gesamtkohorte als 
auch in lokalen Kohorten sichert. 
 Die zm werden über den weite-
ren Verlauf der großen Studie 
berichten. sp/th
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Neun lange Jahre hat Ulla Schmidt die  
Gesundheitspolitik der Bundesregierungen 
geprägt – immerhin die dreier Regierungen 
mit unterschiedlichen Koalitionen –, länger 
als jeder ihrer Vorgänger. Mit dem Wahlsieg 
von Union und FDP endet im BMG frag-
los eine Ära . Mit der Chefin werden auch 
ihr Staatssekretär Klaus Theo Schröder 
und die von vielen nicht sehr geschätzen 
„Taliban“ – wie Ulrich Tilly oder Franz 
Knieps – wohl das BMG verlassen.
Die fast schon euphorischen Äußerungen 
aus vielen Verbänden nach dem Wahlaus-
gang könnten den Eindruck vermitteln, dass 
eine grundlegende Wende in der Gesund-
heitspolitik bevorstehe. Dies ist wohl ein Irr-
tum. Nach den ersten Äußerungen der Bun-
deskanzlerin wird am Konzept des Gesund-
heitsfonds wohl nicht zu rütteln 
sein, trotz der kritischen bis ableh-
nenden Haltung von CSU und FDP. 
Es wird in den nächsten vier Jahren 
in der Gesundheitspolitik eher  
Detailarbeit zu leisten sein, vor-
sichtige Nachbesserungen und 
Umsteuerungen in kleineren, aber 
wichtigen Einzelregelungen. Um-
so wichtiger erscheint vor diesem 
Hintergrund – noch vor allen Sach-
fragen – die Entscheidung, wer das BMG in 
den nächsten Jahren führen soll. Gefragt 
sind dabei ausgezeichnete Sachkenntnisse 
sowie politisches Durchsetzungsvermögen.
Die Diskussionen um die Nachfolge von Ulla 
Schmidt im Falle einer bürgerlichen Koaliti-
on haben sich schon früh auf wenige Perso-
nen fokussiert. An erster Stelle muss die am-
tierende Familienministerin, Ursula von der 
Leyen, genannt werden. Immerhin war sie 
Angela Merkels erste Wahl für diese Position 
im Jahr 2005, und sie hat in dem ihr „ersatz-

weise“ überlassenen Ressort in den letzten 
Jahren durchaus gezeigt, dass sie über politi-
sches Durchsetzungsvermögen verfügt. Ihr 
erfolgreiches Agieren als Familienministerin 
spricht auch nicht unbedingt dafür, sie in 
diesem Ressort zu belassen, gilt dieses unter 
allen Positionen in der Bundesregierung 
doch als eines der deutlich weniger wichti-

gen – man erinnere sich nur an das Diktum 
eines Alt-Bundeskanzlers vom „Gedöns“. So 
spricht eigentlich wenig dafür, dass die 
Kanzlerin das Amt der Bundesgesundheits-
ministerin von der Leyen verweigern wird, 
wenn sie es nach wie vor anstrebt. Einen 
sachlichen Grund dafür gäbe es nicht, ver-
fügt sie doch auch über langjährige Erfah-
rungen als Sozial- und Gesundheitsministe-
rin Niedersachsens.
Das wenige, was gegen die Berufung von 
der Leyens sprechen könnte, liegt in zwei 

weiteren Kandidaten, die ernsthafte Ambi-
tionen auf das Amt haben dürften. Da ist 
zum einen der Präsident des Bundesversi-
cherungsamtes, Josef Hecken, von dem 
noch immer nicht bekannt ist, mit welchen 
Zusagen Angela Merkel ihn seinerzeit als 
amtierenden Justiz- und Gesundheitminister 
des Saarlandes für seine jetzige Position ge-

winnen konnte. Auch Hecken kann auf 
einschlägige Erfahrungen verweisen – 
und nunmehr auch auf eine sehr genaue 
Kenntnis der Detailfragen des deut-
schen Gesundheitswesens. Zudem ist 
die Kanzlerin Hecken etwas schuldig, 
durch sein umsichtiges Vorgehen dürfte 
er maßgeblichen Anteil daran haben, 
dass die letzte Gesundheitsreform über-
haupt im Bundesrat durchgesetzt wer-
den konnte.

Und schließlich könnte das Ressort auch an 
die CSU fallen, der es während der letzten 
bürgerlichen Koalition ja regelrecht zustand. 
In diesem Fall dürfte kaum ein Weg am der-
zeitigen bayerischen Gesundheitsminister 
vorbeiführen, mit Markus Söder hätte die 
CSU dann zweifellos auch ein gewisses  
Gegengewicht gegen die ausufernde Popu-
larität des amtierenden Wirtschaftsministers 
im neuen Kabinett – eine Frage, die für das 
innerparteiliche Gleichgewicht in der CSU 
nicht ohne jede Bedeutung sein dürfte. ■

Eine spannende 
Entscheidung

Nach dem Wahlsieg 
von Union und FDP  
betonen die Spitzen  
der neuen Koalition  
den Vorrang von Sach-
fragen. Viel spannender 
sind aber die anstehen-
den Personalentschei-
dungen, meint der  
Berliner gesundheitspo-
litische Fachjournalist 
Hartwig Broll.
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 Eine wichtige Aufgabe der BZÄK ist es –  
unter Beachtung der gesetzlichen Grundla-
gen bei Wahrung der Freiberuflichkeit und 
der Patientensicherheit – auch zum verant-
wortungsvollen Umgang des Zahnarztes 
mit seinem Assistenzpersonal regelmäßig 
grundsätzliche Empfehlungen zu verab-

schieden. Dazu hat der BZÄK-Vorstand jetzt 
den Delegationsrahmen für die ZFA novel-
liert und beschlossen.

Normauslegung soll  
erleichtert werden
 Nach 1993 und 2003 wurde jetzt die dritte 
Anpassung des Einsatzrahmens vorgenom-
men. Es handelt sich dabei um eine Stellung-
nahme der BZÄK zu § 1 Abs. 5 und 6 Zahn-
heilkundegesetz (ZHG). In dem Gesetz wird 
definiert, welche Tätigkeiten an qualifiziertes 
Personal übertragbar sind. Das BZÄK-Rah-
menpapier will die tägliche Arbeit durch  
eine Interpretation der Rechtsnorm für den 

Berufsstand erleichtern. Dadurch soll ein  
Beitrag zur Liberalisierung und zum Büro-
kratieabbau und gegen eine Kompetenz- 
beschneidung des Zahnarztes geleistet  
werden.
 Der Delegationsrahmen dient dem Zahn-
arzt als Hilfestellung. Es unterstützt bei der 

Auslegung der Vorschriften über dessen  
persönliche Leistungserbringung und die 
Delegation zahnärztlicher Leistungen an das 
Personal. So hat der Zahnarzt den Einsatz-
rahmen für jede seiner Mitarbeiterinnen in-
dividuell festzulegen und sollte dies schrift-
lich dokumentieren. Er sollte Anordnungen 
für den konkreten Behandlungsfall treffen. 
Der Zahnarzt muss jederzeit für Rückfragen, 
für Korrekturen oder bei Komplikationen zur 
Verfügung stehen. 

 Fünf Grundsätze

Der neue Delegationsrahmen umfasst fünf 
Grundsätze:

1. Persönliche Leistungserbringung durch den 
Zahnarzt

Dazu gehören insbesondere: die Untersu-
chung des Patienten, die Diagnosestellung 
und Aufklärung, die Therapieplanung, die 
Entscheidung über sämtliche Behandlungs-
maßnahmen, invasive diagnostische und 
therapeutische Eingriffe, Injektionen und 
sämtliche operativen Eingriffe.

2. Delegation zahnärztlicher Leistungen

Bei der Delegation ist zu beachten:
■ Es handelt sich um eine delegationsfähige 
Leistung nach § 1 Abs. 5, 6 ZHG.
■ Die konkrete Leistung erfordert nicht das 
höchstpersönliche Handeln des Zahnarztes.
■ Die Mitarbeiterin ist zur Erbringung der 
Leistung qualifiziert.
■ Der Zahnarzt überzeugt sich persönlich 
von der Qualifikation der Mitarbeiterin.
■ Der Zahnarzt ordnet die konkrete Leis-
tung an (Anordnung).
■ Der Zahnarzt erteilt die fachliche Weisung 
(Weisung).
■ Der Zahnarzt überwacht und kontrolliert 
die Ausführung (Aufsicht).
■ Dem Patienten ist bewusst, dass es sich 
um eine delegierte Leistung handelt.
■ Der Zahnarzt ist für die delegierte Leis-
tung in gleicher Weise persönlich verant-
wortlich und haftet für diese in gleicher Wei-
se wie für eine von ihm persönlich erbrachte 
Leistung (Verantwortung).

3. Qualifikation

Je qualifizierter die Mitarbeiterin ist, desto 
mehr Leistungen können an sie delegiert 
werden. Durch Fortbildungsmaßnahmen 
der ZFA, zum Beispiel durch IP-Kurse und 
Aufstiegsfortbildungen im Sinne des Berufs-
bildungsgesetzes zur Zahnmedizinischen 
Verwaltungsassistentin (ZMV), Zahnmedizi-
nischen Prophylaxeassistentin (ZMP), Zahn-
medizinischen Fachassistentin (ZMF) oder 
Dentalhygienikerin (DH), können weiterge-
hende Qualifikationen erworben werden. 
Diese eröffnen weitergehende Delegations-
möglichkeiten, sofern sich der Zahnarzt von 
der dadurch vermittelten Eignung der Mit-
arbeiterin überzeugt hat.

Novellierter Delegationsrahmen für ZFA

Verantwortung des Zahnarztes 
wird gestärkt
Der Vorstand der BZÄK hat am 16. September 2009 den novellierten Delega-
tionsrahmen für Zahnmedizinische Fachangestellte (ZFA) beschlossen. Die  
Entscheidungsfreiheit und die Verantwortung des Zahnarztes im Umgang mit  
seinem Assistenzpersonal werden nun weiter gestärkt.

Der novellierte  
Delegationsrahmen 
für die ZFA erhöht die 
Entscheidungsfreiheit 
und Verantwortung 
des Zahnarztes für 
sein Praxispersonal.
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 4. Folgen bei Nichtbeachtung der Delegations-
grundsätze

Die Nichtbeachtung kann straf-, haftungs- 
und arbeitsrechtliche Folgen haben.
 Zu beachten ist:
■ ZFA, ZMP, ZMF und DH sind keine (ap-
probierten) Heilberufe.
■ ZMP, ZMF und DH sind keine Berufsbil-
der, sondern Aufstiegsfortbildungen.
■ „Dental- oder Zahnkosmetikerin“ oder 
ähnliche Bezeichnungen sind keine Ausbil-
dungsberufe, keine Heilberufe und keine 
anerkannten Aufstiegsfortbildungen.

5. Zulässiger Einsatzrahmen gemäß Zahnheil-
kundegesetz

Je nach Qualifikationsstufe eröffnet sich ein 
zulässiger Rahmen von Hilfeleistungen, der 
bis an den durch nachfolgende beispielhafte 
Aufzählungen beschriebenen Rahmen rei-
chen kann. 

■ Radiologische Untersuchungen, Erstellen 
von Röntgenaufnahmen

Einsatzrahmen ist die technische Erstellung 
des Röntgenbildes. Die Röntgenanordnung 
ist vom Zahnarzt zu erteilen.

■ Dokumentation, Herstellen von Situations-
abdrücken

Beispiele: Teiltätigkeiten bei der Kieferabfor-
mung zur Erstellung von Situationsmodel-
len, Erheben und Dokumentieren von nicht-
invasiv ermittelten Indizes

■ Konservierender / prothetischer Bereich

Beispiele: Trockenlegen des Arbeitsfeldes  
relativ und absolut, Legen und Entfernen 
provisorischer Verschlüsse, Herstellung pro-
visorischer Kronen und Brücken, Füllungs-
polituren

■ Kieferorthopädie

Beispiele: Ausligieren von Bögen, Einligieren 
von Bögen im ausgeformten Zahnbogen, 
Auswahl und Anprobe von Bändern an  
Patienten, Entfernen von Kunststoffresten 
und Zahnpolitur auch mit rotierenden In-
strumenten nach Bracketentfernung durch 
den Zahnarzt

■ Kariesprävention

Beispiele: lokale Fluoridierung nach Verord-
nung mit Lack oder Gel, Versiegelung von 
kariesfreien Fissuren, Anfärben der Zähne, 
Erstellen von Plaque-Indizes, Kariesrisiko- 
bestimmung, Motivation und Instruktion, 
Ursachen von Karies erklären, Hinweise  
zur zahngesunden Ernährung, Hinweise  
zu häuslichen Fluoridierungsmaßnahmen, 
Demonstration, praktische Übung und Mo-
tivation zur Mundhygiene, Remotivation

■ Prävention der Parodontalerkrankungen

Beispiele: Teiltätigkeit bei der Wundversor-
gung: Verbände, Motivation und Instrukti-
on, Ursachen von Parodontopathien erklä-
ren, Demonstration, praktische Übung und 
Motivation zur Mundhygiene, Remotivati-
on, Erstellen von Indizes, Entfernung von 
weichen und harten sowie klinisch erreich-
baren subgingivalen Belägen

Gefahrennähe, Komplikationsdichte und 
Krankheitsbild können im konkreten Einzel-
fall eine Delegation ausschließen.

 Tabelle fakultativ 

Eine beigefügte Delegationstabelle, die in 
einzelnen Kammerbereichen schon Verwen-
dung findet, ist nicht obligater Bestandteil 
des Delegationsrahmens, sondern kann als 
Anlage von den Kammern fakultativ ver-
wendet werden. Sie wurde dahingehend 
aktualisiert, dass der Zahnarzt der Leistun-
gen delegiert, im Rahmen seines Qualitäts-
managements für seine Assistenz dieses Ras-
ter individuell und in eigenem Ermessen 
festlegen kann. Die Zahnärztekammern 
können auf Grundlage der vermittelten 
Fortbildungsinhalte im Rahmen der im je-
weiligen Kammerbereich gültigen Fortbil-
dungsordnungen weitere Empfehlungen 
hierzu abgeben. pr/BZÄK

■ Der neue Delegationsrahmen ist im Netz ab-
rufbar unter: http://www.bzaek.de/filead
min/PDFs/grafiken/Delegationsrahmen.pdf
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Das Stimmungsbild könnte kaum aktueller 
sein: Zwischen Ende August und Anfang 
September 2009 fragte das Allensbach- 
Institut insgesamt 527 Ärzte – zur Hälfte 

Niedergelassene und zur Hälfte Kranken-
hausärzte – nach ihrer Einschätzung der  
aktuellen Versorgungssituation und ihren 
Erwartungen an die gesundheitspolitische 
Entwicklung nach der Bundestagswahl am 
27. September 2009. 
Demnach sind rund zwei Drittel der Ärzte 
(69,6 Prozent der Niedergelassenen und 
61,4 Prozent der Krankenhausärzte) der An-
sicht, es gebe in Deutschland längst eine 
Zwei-Klassen-Medizin. Mehr als drei Viertel 
von ihnen gehen sogar davon aus, dass sich 
dieser Zustand in den kommenden Jahren 
weiter verschärfen wird.

Auch lange Wartezeiten sind in der ärztli-
chen Versorgung mittlerweile gang und  
gäbe: 54,7 Prozent der Hausärzte, 68,3 Pro-
zent der niedergelassenen Fachärzte und 

40,6 Prozent der Klinikärzte bestätigten den 
Demoskopen, dass ihre Patienten lange auf 
Termine warten müssen. Für die Zukunft 
rechnen die meisten Ärzte mit einer weite-
ren Verschlechterung der Lage: Gerade die 
Krankenhausärzte gehen davon aus, dass 
sich Wartezeiten künftig eher verlängern 
werden. Dr. Wolf von Römer vom Bundes-
verband Deutscher Internisten (BDI) erklär-
te: „In vielen Kliniken gibt es offene  
Assistenzarztstellen, die in naher Zukunft 
vermutlich nicht besetzt werden können. 
Daher werden künftig auch die Kliniken ihre 
Patienten warten lassen müssen.“

Wartezeiten sind für Dr. Klaus Bittmann vom 
NAV-Virchow-Bund – gleichzeitig Sprecher 
der Allianz – ein „klassisches Indiz für die  
stille Rationierung, die längst Einzug in den 
Versorgungsalltag gehalten hat.“ Die Allianz 
erwartet daher von der Politik, sich endlich 
den drängenden Herausforderungen in der 
Gesundheitspolitik zu stellen: „Bislang wird 
der Bevölkerung vorgegaukelt, es gebe ein 
Rundum-Sorglos-Paket in der Gesundheits-
versorgung“, warnte Bittmann. Dabei  
stünden diesem „unendlichen Leistungs-
versprechen“ nur begrenzte Finanzmittel 
gegenüber.

Klassisches Indiz für  
stille Rationierung
Die Verbände, die der 2006 gegründeten  
Allianz angehören (BDI, Bundesverband  
der Ärztegenossenschaften, Gemeinschaft 
Fachärztlicher Berufsverbände GFB, Hart-
mannbund, Medi Deutschland und NAV-
Virchow-Bund) präsentierten daher die zen-
tralen Forderungen ihrer „Wahlinitiative“: 
Sie fordern eine Abkehr von der staatsmedi-
zinisch dirigistischen Gesundheitspolitik, 
den Verzicht auf überbordende Regulation 
und Bürokratie, den Erhalt der solidarischen 
Grundsicherung unter Stärkung der Eigen-
verantwortung der Bürger, die Definition  
eines Katalogs solidarisch finanzierter 
Grundleistungen, den Schutz der Vertrau-
ensbeziehung zwischen Patienten und Arzt 
sowie eine Abkehr von einer ausschließlich 
ökonomischen Betrachtungsweise des Ge-
sundheitswesens.
Bittmann kritisierte insbesondere die Ten-
denz zu immer mehr zentraler staatlicher 
Einflussnahme auf die Gesundheitspolitik: 
„Eine zentralistische Politik, wie sie vom 
Bundesgesundheitsministerium – zum Teil 
auch mit Unterstützung der Kassenärztli-
chen Bundesvereinigung – vorangetrieben 
wird, führt zwangsläufig zu Fehlsteuerung.“ 
Stattdessen bräuchten die Vertragspartner 
wieder mehr Gestaltungsfreiheit in der re-
gionalen Versorgung. Der Allianz-Sprecher 
verwies in diesem Zusammenhang auf die 
Umfrageergebnisse, wonach nur rund 35 
Prozent der befragten Ärzte die Abrechnung 
über die Kassenärztliche Vereinigung (KV) 

Allianz Deutscher Ärzteverbände

Zwei-Klassen-Medizin ist 
längst Realität
Die Mehrheit der Ärzte in Deutschland sieht insbesondere Wartezeiten längst 
als Symptom einer stillen Rationierung – und fürchtet angesichts der aktuellen 
Entwicklungen im Gesundheitswesen, dass sich die Versorgung künftig noch 
weiter verschlechtern wird. Dies ist das Ergebnis einer repräsentativen Umfrage 
des Allensbach-Instituts im Auftrag der Allianz Deutscher Ärzteverbände, die 
am 10. September 2009 in Berlin vorgestellt wurde.

Die Mediziner im Krankenhaus befürchten, dass die Wartezeiten dort noch länger werden, weil 
viele offene Assistenzarztstellen nicht besetzt werden.
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als besten Weg sehen. 38,4 Prozent der nie-
dergelassenen Ärzte (31 Prozent der Haus- 
und 43,6 Prozent der Fachärzte) hingegen 
würden eine Direktabrechnung mit dem  
Patienten bevorzugen.

Schutzschild  
Selbstverwaltung
Bittmann sagte, dass deshalb nicht zwangs-
läufig die Mehrheit der Ärzte einen Ausstieg 
aus dem KV-System befürwortet. Die Selbst-
verwaltung in Deutschland sei ein hohes 
Gut und habe seit ihrer Gründung als 
Schutzschild gegen Krankenkassen und 
Staat funktioniert. „Aber die Politik zeigt seit 
einigen Jahren immer weniger Wertschät-
zung für die ärztliche Selbstverwaltung. So-
gar die KVen sehen sich selbst mittlerweile 
mehr als Büttel des Staates denn als Interes-
senvertretung ihrer Mitglieder.“ 

Die Umfrage habe darüber hinaus gezeigt, 
dass die Akzeptanz des KV-Systems in den 
neuen Bundesländern deutlich höher ist als 
im Westen: So sehen im Osten 59,9 Prozent 
der Niedergelassenen das KV-System auch 
künftig als besten Weg, medizinische  
Leistungen für gesetzlich Versicherte abzu-
rechnen. „Offenbar hat die KV in den neuen 
Bundesländern eine stärkere Position als  
im Westen. Das mag auch an der Tatsache 
liegen, dass es dort insgesamt weniger  
Privatversicherte als im Westen gibt“, inter-
pretierte Bittmann die Zahlen.
Tatsächlich haben Vertragsärzte bislang nur 
in den westlichen Bundesländern mit 
„Korbmodellen“ Anläufe für einen generel-
len Systemausstieg unternommen – aktuell 
steht ein solcher Sammelkorb beispielsweise 
in Baden-Württemberg, wie Dr. Bärbel Gras-
hoff von Medi Deutschland berichtete: „Wir 
sammeln Stimmen für den Systemausstieg.“ 

Der aktuelle Stand sei allerdings „noch nicht 
so gut“. Aber: „Wir lassen den Korb noch bis 
nach der Wahl offen.“

Antje Soleimanian
Freie Journalistin und Autorin aus Hamburg

Hat am Ende das Nachsehen: der Patient.
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 Der Beitrag hat zum Ziel, den zahnärztli-
chen Versorgungsalltag, die professionspoli-
tischen Entwicklungen und die Aufgaben 
der Zahnärztekammern auf Grundlage der 
vom Bundesverband der Freien Berufe im 
Frühjahr herausgegebenen Publikation ei-
nes allgemein gefassten Leitbildes der Freien 
Berufe 2009 [3] einer Konkretisierung zu  
unterziehen. 
Besondere Beachtung erfährt die Diskussion 
um das Leitbild der Freien Berufe durch die 
gegenwärtige Wirtschafts- und Finanzkrise, 
die in eine gesellschaftspolitische Diskussion 
um Wertebegriffe führt. Die Bedeutung des 
„Vertrauens“ in einer Gesellschaft bedarf in 
der gegenwärtigen „Vertrauenskrise“ keiner 
weiteren Erläuterung. Insbesondere hier 
können die Freien Berufe über ihr Selbst- 
verständnis eine gesellschaftliche Vorbild-
funktion übernehmen und vorleben. Ein  
Anliegen, das jedes Mitglied des Berufs-

standes, die professionspolitischen Stand-
ortbestimmungen sowie die Funktion und 
Ausfüllung von Kompetenzen der Zahnärz-
tekammern unmittelbar berührt. 

Ausgangssituation

Medizin und damit auch die Zahnme-
dizin sind Wissenschaften mit einem 
sozialen Gestaltungsbezug und damit 
auch Resultat gesellschaftlicher Durch-
dringung. Gesellschaftliche Wand-
lungsprozesse beeinflussen nicht nur 
die Freien Berufe allgemein, sondern 
auch die zahnärztliche Berufsaus-
übung. Der Zahnarzt steht somit im 
Zentrum sozialer, politischer, ökonomi-
scher und kultureller Konfliktlagen und 
Einflüsse.
Bei der Weiterentwicklung des Gesund-
heitssystems (Makroebene) zeichnen 

sich im engeren Sinne folgende wesent- 
lichen Trends ab.
1. Die Patientenorientierung im Gesund-
heitswesen
2.   Maßnahmen der Qualitätsförderung
3. Die zunehmende Bedeutung evidenzba-
sierter Zahnmedizin und der Versorgungs-
forschung
Nach Definition des wissenschaftlichen Bei-
rats der Bundesärztekammer ist die Versor-
gungsforschung [2] folgendermaßen defi-
niert: „Versorgungsforschung ist die wissen-
schaftliche Untersuchung der Versorgung 
von einzelnen und der Bevölkerung mit ge-
sundheitsrelevanten Produkten und Dienst-
leistungen unter Alltagsbedingungen.“  
Versorgungsforschung betrachtet quasi die 
„letzte Meile“ des Gesundheitssystems (Ma-
kroebene) und besitzt somit eine Schlüssel-
stellung für die Beurteilung, Beeinflussung 
und Verbesserung von Gesundheitssyste-
men. Natürlicherweise sind damit die zahn-
ärztliche Berufsausübung und der Zahnarzt 
selbst in seiner Interaktion mit den Patienten 
und den Rahmenbedingungen des Gesund-
heitssystems Gegenstand dieser For-
schungsrichtung (Mikroebene). 
Auf einer sich noch zu entwickelnden me-
thodischen Grundlage dieser Forschungs-
richtung besitzt auch der zahnärztliche Be-
rufsstand dadurch Möglichkeiten, Erkennt-
nisse zu gewinnen, die zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen der zahnärztlichen 
Berufsausübung beitragen können. Deswe-

Leitbild der Freien Berufe aus zahnärztlicher Sicht

Freiberuflichkeit ist aktive Professionspolitik
Der Vizepräsident der Bundeszahnärztekammer, Dr. Dietmar Oesterreich, hat das 
Leitbild der Freien Berufe des BFB analysiert. Auf Basis der Grundsatzüber-
legungen des Bundesverbandes der Freien Berufe konkretisiert er Ziele für die 
zahnärztliche Profession und bricht Schwerpunkte, Inhalte und Aufgaben für den 
Versorgungsalltag herunter. Sein Fazit: Die Identifikation des einzelnen Kollegen 
mit dem Gesamtbild seines Berufsstandes ist nicht nur ein wichtiger Baustein des 
eigenen Erfolges. Er dient auch der positiven öffentlichen Wahrnehmung der 
Zahnärzteschaft in der Gesellschaft.

Wie nimmt die Gesellschaft die Zahnärzteschaft wahr? Gerade in Krisenzeiten können die Freien 
Berufe – und damit auch die Zahnärzte – eine Vorbildfunktion übernehmen und vorleben.
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Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat eine neue  
Diskussion um Wertebegriffe eingeleitet.
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aufgaben) die Synergie von Selbstverständ-
nis und Grundwert der zahnärztlichen Frei-
beruflichkeit führt, und schlussendlich die 
Bedeutung der zahnärztlichen Freiberuflich-
keit in unserer Gesellschaft (Legitimations-
aufgaben) herauszuarbeiten. 

Berufsausübung  
gewährleisten
Das Gesetz über die Ausübung der Zahn-
heilkunde führt in § 1 Abs. 4 aus: „Die Aus-
übung der Zahnheilkunde ist kein Gewer-
be.“ In Konsequenz der Heilberufsgesetzge-
bung der Länder haben die Landeszahnärz-
tekammern auf Grundlage der Musterbe-
rufsordnung der BZÄK Berufsordnungen 
verabschiedet, die die Freiberuflichkeit des 
Zahnarztes stützen und verantwortungsbe-
wusst gestalten. Der Zahnarzt hat danach 
aufgrund besonderer beruflicher Qualifika-
tionen persönlich, eigenverantwortlich und 
fachlich unabhängig in Diagnose- und The-
rapiefreiheit tätig zu werden. Auf Grundlage 
einer Liberalisierung des Berufsrechts ist die 
Ausübung zahnärztlicher Tätigkeit außer-
halb des Praxissitzes auch an weiteren Orten 
und in unterschiedlicher Abhängigkeit und 
Kooperation möglich. Prägend für einen 
freien Beruf ist aber nach wie vor die per-
sönliche Verantwortung und fachlich unab-
hängige Tätigkeit – auch in abhängigen  
Beschäftigungsverhältnissen. 

Betrachtungen, die die wirtschaftliche 
Selbstständigkeit als notwendige Grundlage 
freiberuflicher zahnärztlicher Tätigkeit dar-
stellen, treten durch die Entwicklungen und 
sozialen Umschichtungen im gesamten Be-
rufssystem der modernen Industriegesell-
schaften aber mehr und mehr in den Hinter-
grund. Angestellte Zahnärzte müssen somit 
als Freiberufler mit allen Rechten und Pflich-
ten verstanden werden. Unabhängig hier-
von ist der Versorgungsalltag wesentlich 
von der wirtschaftlich selbstständigen 
freiberuflichen Praxis geprägt.
Bedingt durch politisch verursachte  
erschwerte wirtschaftliche Rahmen- 
bedingungen, die Flexibilisierung von 
Lebensentwürfen und die Feminisie-
rung des Berufsstandes nimmt der An-
teil von Zahnärztinnen und Zahnärzten 
im Angestelltenstatus perspektivisch  
zu [1, 9, 10]. Aufgabe der Zahnärzte-
kammern ist es, diese Kolleginnen und 
Kollegen verstärkt in die Diskussion mit 
einzubeziehen und entsprechende Ver-
tretungsmöglichkeiten zu schaffen. Da-
rüber hinaus gilt es auch, ihre Berufs-
ausübung zu unterstützen und zu fördern, 
auf ein gedeihliches Miteinander hinzuwir-
ken, um die freiberufliche Berufsausübung 
zu gewährleisten.

 Patientenorientierung und 
Gemeinwohl stärken
Die Diskussion um das Leitbild der Freien 
Berufe und dessen konkrete Umsetzung in 
der Zahnärzteschaft ist ein wesentliches 
Stück aktiver Professionalisierungspolitik. Ei-
ne akademische Profession braucht in ihrer 
freiberuflichen Berufsausübung ein gesell-
schaftliches Mandat, das durch eine Reak- 
tion auf den gesellschaftlichen Wandel und 
die veränderten Werte regelmäßig legiti-
miert werden muss [11, 17]. Vor dem Hin-
tergrund einer wachsenden Informations-
gesellschaft und einer deutlichen Patienten-
orientierung im Gesundheitswesen bedarf 
es erheblicher Anstrengungen, die Kompe-
tenz des Berufsstandes für alle Fragen der 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde zu erhal-
ten. Fachliche wie auch institutionelle Ent-
scheidungsprozesse sind zukünftig verstärkt 

transparent zu gestalten und darüber hi-
naus ist das Engagement des Berufsstandes 
an gesellschaftspolitischen Veränderungen 
erforderlich. Eingerichtete Patientenbera-
tungen zur weiteren Abklärung diagnosti-
scher und therapeutischer Empfehlungen 
des behandelnden Zahnarztes, aber auch  
eigene vom Berufsstand selbst zur Verfü-
gung gestellte Problemlösungsmöglichkei-
ten über Gutachter und Schlichtungsstellen, 
die in ihren Entscheidungsprozessen trans-

parenten Kriterien folgen, sind deutliche  
Reaktionsweisen des Berufsstandes. 
Zukünftig ist insbesondere im Zusammen-
hang mit den im Rahmen der Selbstverwal-
tung gebildeten Problemlösungsmöglich-
keiten zwischen Zahnarzt und Patient über 
eine verstärkte Patientenbeteiligung zur  
Erhöhung der Transparenz der Entschei-
dungsprozesse nachzudenken. Möglich wä-
re zusätzlich die Einbindung von Patienten-
vertretern in die vorhandenen Schlichtungs-
stellen und Patientenberatungen. Gerade 
auf dem Feld der Patientenberatung und Pa-
tienteninformation nehmen die Angebote 
deutlich zu und durch Entscheidungen im 
Rahmen der Sozialgesetzgebung sind neue 
Institutionen, wie die Unabhängige Patien-
tenberatung Deutschland (UPD), entstan-
den. Da tendenziell mit neuen gesetzgeberi-
schen Maßnahmen (Patientenrechtegesetz) 
zu rechnen ist und sich auch auf europäi-
scher Ebene Richtlinien zu den Patienten-
rechten in der Planung befinden, bedarf es 
hierzu einer Diskussion in den berufspoliti-
schen Gremien. 
Mit der Mitgliedschaft der BZÄK im Aktions-

Die Beratung des Zahnarztes spielt eine immer 
größere Rolle.

Fo
to

: C
ol

ga
te

Persönlich, eigenverantwortlich und fachlich 
unabhängig – diese Elemente prägen die 
zahn ärztliche Tätigkeit.
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Polarisierung des Erkrankungsrisikos auf  
Bevölkerungsgruppen in sozial schwierigen 
Lebenslagen, als auch das Engagement des 
Berufsstandes in weltweiten humanitären 
Hilfsprojekten wichtige Felder des Engage-
ments des Berufsstandes. Auch das Aufzei-
gen von gesundheitspolitischen Lösungsan-
sätzen für zahnmedizinische Herausforde-

rungen durch den demographischen Wan-
del im Hinblick auf die Alterszahnheilkunde 
sowie den Bereich der Zahnheilkunde für 
Menschen mit Behinderungen sind notwen-
dig. Zielgruppenspezifische Präventions- 
und Versorgungskonzepte sind aus dem  
Berufsstand heraus zu entwickeln, um Ten-
denzen von Unter- oder Überversorgung 
entgegenzuwirken. 
Die Zahnmedizin konnte zeigen, dass die 
Nachhaltigkeit der Präventionserfolge sehr 
wirksam ist [8, 16]. Die Erfolge der Präventi-
on in der Zahnmedizin waren und sind ein 
wichtiger Beitrag der Gemeinwohlverpflich-
tung des Berufsstandes und haben ein 
ethisch neues Berufsbild des Zahnarztes in 
der Öffentlichkeit geprägt. Sie verstärken 

darüber hinaus das kollektive Selbstver-
ständnis des Berufsstandes. Jegliche prä-
ventive Aktivitäten sind auch zukünftig an 
deren Nachhaltigkeit zu messen. 
Durch Erkenntnisse der Risikofaktorenmedi-
zin [15] wurde der starke Bezug der Zahn-
medizin zu anderen medizinischen Fachbe-
reichen unterlegt und das bisher im Vorder-
grund stehende Selbstverschuldungsprinzip 
beim Auftreten oraler Erkrankungen relati-
viert. In der Erkenntnis, dass Zahnmedizin 
ein integraler Bestandteil des medizinischen 
Fächerkanons darstellt [13], ergibt sich für 

den Berufsstand verstärkt die Herausforde-
rung, die Bedeutung der Zahnmedizin für 
die allgemeine gesundheitliche Situation 
und die Lebensqualität der Bevölkerung  
herauszustellen. Forschungsaktivitäten in 
dieser Hinsicht bedürfen der Unterstützung 
des Berufsstandes und sichern somit die 
Notwendigkeit der wissenschaftlichen  
Ausbildung auf Hochschulniveau und die 
Bedeutung der Zahnmedizin generell im 
Gesundheitssystem.
Durch diese Entwicklungen wird verdeut-
licht, dass der Freie Beruf Zahnarzt nicht 
ausschließlich auf gesundheitspolitische 
Entscheidungen reagieren darf, sondern 
von sich aus heraus notwendigerweise 
selbst Aktivitäten entfalten sollte, die in ihrer 

Konsequenz politische Aktivitäten auslösen 
und durch Versorgungsforschungsansätze 
kritisch begleitet werden können. 
Gleiches gilt für alle Fragen der Qualitäts- 
sicherung, die als Reaktion auf gesellschaft-
liche Wandlungsprozesse insbesondere für 
Gesundheitsberufe eine besondere Bedeu-
tung besitzen. Dies sind Prozesse, die einer-
seits durch Selbstverpflichtung des Berufs-
standes aktiv bestimmt und angegangen 
werden können, oder andererseits – wie  
etwa im SGB – eher fremdbestimmt unter 
Verlust der Zuständigkeit, Kompetenz und 
Legitimation ablaufen. Qualitätssicherung 
muss somit ein für den Berufsstand selbst-
bestimmter und für die Öffentlichkeit trans-
parent dargestellter Schwerpunkt sein. Im 
Rahmen der Selbstverwaltung der Zahnärz-
tekammer besitzt die Qualitätssicherung  
einen außerordentlichen hohen Stellenwert 
[6]. Sie umfasst unter anderem die Aus-, 
Fort- und Weiterbildung der Zahnärzte so-
wie der zahnärztlichen Mitarbeiter(innen), 
die Entwicklung von Qualitätsmanagement-
systemen, Überprüfungen nach der Rönt-
genverordnung, Empfehlungen zum Hygie-
nesystem der zahnärztlichen Praxis bis hin 
zu Auslegungsfragen der zahnärztlichen  
Gebührenordnung. Die Zahnärztekammern 
als freiberufliche Selbstverwaltung stehen 
nicht nur im Spannungsverhältnis von Frei-
heit und Pflicht, sondern haben durch ihre 
gesetzlich fixierte Gemeinwohlverpflich-
tung die Interessen des Berufsstandes mit 
den Interessen der Bevölkerung sowie  
gesellschaftlichen Wandlungsprozessen in 
Einklang zu bringen. Dies erfordert einen 
politisch aktiven Umgang, vorurteilslose  
Beobachtung von gesellschaftlichen Trends, 
aber auch einen intensiven Diskussionspro-
zess in den Gremien selbst.

 Berufspflichten  
fortentwickeln
Auch Berufspflichten, niedergelegt in  
den Berufsordnungen als selbstbestimmtes 
Satzungsrecht der Zahnärztekammern auf 
Grundlage der Heilberufsgesetzgebung, un-
terliegen Wandlungsprozessen. In den Be-
rufsordnungen sind insbesondere ethische 
Verpflichtungen, bezogen auf das Individu-

Zu den Herausforderungen für die Zukunft 
gehören (Uhrzeigersinn):  

evidenzbasierte Zahnmedizin,  
mehr Präventionsorientierung, mehr  

ältere Patienten und die zunehmende  
Feminisierung des Berufsstandes.
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um (den Patienten), festgelegt und bedür-
fen einer ständigen Fortentwicklung. Zu 
empfehlen ist daher die Formulierung eines 
berufsumfassenden „ethical code“ durch 
die BZÄK, zu dem sich die Zahnärzte spätes-
tens ab Eintritt in das Berufsleben bekennen 
(Selbstverpflichtung). Damit trägt die Zahn-
ärztekammer wesentlich dazu bei, ein kol-
lektives Selbstverständnis im Sinne einer 
Identifikationsaufgabe herzustellen, an dem 
individuelle Entscheidungen des einzelnen 
Zahnarztes, aber auch Entscheidungen der 
Gremien und berufspolitische Konzepte ge-
messen werden müssen. Diese Aufgabe ist 
unter den zunehmenden Diversifizierungs-
tendenzen des Berufsstandes eine wichtige 
Funktion der Zahnärztekammer und be-
stimmt maßgeblich das Außenbild des ge-
samten Berufsstandes. Eine berufsethische 
Diskussion und Erziehung sollte bereits wäh-
rend der universitären Ausbildung, zum Bei-
spiel in der Berufskundevorlesung, begin-
nen. Reaktionsweisen des Berufsstandes auf 
gesundheitspolitische und gesundheitsöko-
nomische Herausforderungen sind hieran 
zu messen und geben Rückhalt und Glaub-
würdigkeit in der Argumentation des  
Berufsstandes. Nur wenn es gelingt, ein  

Gesamtbild in der Öffentlichkeit zu schaf-
fen, das transparent und nachvollziehbar 
bleibt, besitzt der gesamte Berufsstand poli-
tische Möglichkeiten der Einflussnahme.
Ein weiterer wichtiger Aspekt im Rahmen 
der Berufspflichten ist das Unterlassen be-
ziehungsweise das Verbot der Duldung be-
rufswidriger Werbung. Unter berufswidriger 
Werbung wird irreführende, anpreisende 

und vergleichende Werbung 
verstanden. Höchstrichterli-
che Rechtsprechung legiti-
miert das Werbeverbot für 
Ärzte/Zahnärzte mit dem 
wichtigen Hinweis auf Schutz 
der Bevölkerung. Es gilt das 
Vertrauen des Patienten da-
rauf zu erhalten, dass der Arzt 
nicht aus Gewinnstreben be-
stimmte Untersuchungen vornimmt, Be-
handlungen durchführt oder Medikamente 
verordnet. Grundsätzlich soll sich die ärztli-
che/zahnärztliche Berufsausübung nicht 
primär an ökonomischen Erfolgskriterien, 
sondern an medizinischen Notwendigkei-
ten orientieren. Vor diesem Hintergrund 
wird ausdrücklich am Patientenbegriff fest-
gehalten. Bestrebungen, die Bezeichnung 
Patient (die das besondere ärztliche Vertrau-
ensverhältnis zu Arzt und Zahnarzt zum 
Ausdruck bringt) durch den vornehmlich 
ökonomisch definierten Kundenbegriff zu 
ersetzen, wird eine deutliche Absage erteilt.
Das Werbeverbot beugt einer unerwünsch-
ten Kommerzialisierung des Arztberufes/
Zahnarztberufes vor. Allerdings muss für  
interessengerechte und sachangemessene 
Informationen, die keinen Irrtum erregen, 
im rechtlichen und geschäftlichen Verkehr 
Raum bleiben. 
Diese Rechtsprechung hat in den vergange-
nen Jahren dazu geführt, dass das ehemals 
strikte Werbeverbot einer Liberalisierung 
unterworfen wurde. Trotz dieser Liberalisie-
rungstendenzen gilt es für die Kammern im 
Rahmen der Überwachung der Berufspflich-
ten eine ständige Bewertung der vorge-
nommenen werbenden Aktivitäten der 
Zahnärzte vorzunehmen und ebenso unter 
Nutzung des Gesetzes gegen den unlaute-
ren Wettbewerb und des Heilmittelwerbe-
gesetzes berufswidrige Werbung im Interes-
se der Wahrung der Freiberuflichkeit zu ver-
folgen.

 Aus-, Fort- und  
Weiterbildung stärken
Mit den oben genannten Ausführungen ist 
eine hohe Qualität und Verlässlichkeit in den 
zahnmedizinischen Ausbildungsstandards 

verbunden. Die wissenschaft-
liche Weiterentwicklung wie 
auch die zukünftigen Heraus-
forderungen an die zahnme-
dizinische Versorgung der Be-
völkerung erfordern eine No-
vellierung der Approbations-
ordnung für Zahnmedizin. 
Mit der im breiten berufspoli-
tischen Konsens entwickelten 

Vorlage des Entwurfs der Approbationsord-
nung hat der Berufsstand eine wesentliche 
Grundlage zur Qualitätssicherung zahnme-
dizinischer Leistungserbringung erbracht. 
Die Zahnärztekammern besitzen somit ein 
sehr hohes Interesse daran, dass Zahnärztin-
nen und Zahnärzte, die in den Versorgungs-
alltag eintreten, hierfür ausreichend gerüs-
tet sind. Die Sicherung der Freiberuflichkeit 
geht somit wesentlich einher mit der Forde-
rung nach einer hohen Qualität der Ausbil-
dung. Das Ablehnen eines Bachelor und 
Master im Rahmen der universitären Ausbil-
dung ist somit auch aus der Wertediskussion 
um die Freiberuflichkeit abzuleiten. Das Ab-
senken der Ausbildungsqualität käme so-
mit einem Angriff auf die Freiberuflichkeit 
gleich, was zu einem deutlichen Absinken 
der Wertstellung des zahnärztlichen Berufs-
standes und zu einem Vertrauensverlust bei 
den Patienten führte. Forderungen seitens 
der Politik nach einer hohen Qualität zahn-
medizinischer Leistungen setzen somit eine 
Anerkenntnis der Zahnärzte als Freiberufler 
voraus. Darüber hinaus ist die hohe Qualität 
in der Ausbildung wesentliche Grundlage 
für die in der Verantwortung der Zahnärzte-
kammern liegende Qualität in der Fort- und 
Weiterbildung.
Diversifizierungstendenzen im Berufsstand 
werden maßgeblich geprägt durch die 
postgraduale Qualifizierung des Zahnarztes. 
Grundsätzlich ist der Zahnarzt verpflichtet, 
sich lebenslang kontinuierlich fortzubilden, 
hat die Möglichkeit, nach dem Heilberufs-
gesetz und der Weiterbildungsordnung der 
Kammer eine Weiterbildung zu absolvieren 
und zusätzlich auf Grund der Hochschulrah-
mengesetzgebung postgraduale Master-
qualifikationen zu erwerben. Diese fach- 
liche Weiterentwicklung des Berufsstandes 
wird überlagert durch die gesundheits- 

Das Hilfswerk Deutscher 
Zahnärzte steht als Beleg 
für das hohe gesellschaft- 
liche Engagement.

Die Präventionsarbeit bei Kindern und  
Jugendlichen ist eine Erfolgsstory.
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systemimmanente Verteilungsdiskussion. 
Grundsätzlich ist der allgemeinzahnärztlich 
tätige Zahnarzt wesentlicher Träger der 
zahnärztlichen Versorgung der Gesamtbe-
völkerung. Wissenschaftliche Weiterent-
wicklungen erfordern zusätzliche und trans-
parente sowie qualitätsgesicherte Qualifizie-
rungen (unter Umständen mit Vorgaben der 
Zahnärztekammern) in einzelnen Fachbe-
reichen, die im Rahmen von Tätigkeits-
schwerpunkten in den Praxen umgesetzt 
werden. Inwieweit wissenschaftliche Er-
kenntnisse zwangsläufig dazu führen, neue 

Weiterbildungsgebiete im Sinne von Fach-
zahnarzt- oder Zusatzbezeichnungen zu 
schaffen, bedarf nicht nur eines Blickes auf 
die zunehmenden Wissensbestände in der 
Zahnmedizin, sondern ebenso einer Würdi-
gung der hohen Qualitätsanforderung an 
die derzeitigen Weiterbildungsgebiete. Die 
Diskussion (Generalist versus Spezialist) 
muss somit ebenso aus Sicht der Freiberuf-
lichkeit und seiner identifikationsstiftenden 
Funktion geführt werden. Dies bedeutet, 
dass trotz Diversifizierung die zahnärztliche 
Berufsausübung im Sinne des Zahnheilkun-

degesetzes das prägende Element für den 
gesamten Berufsstand sein muss. Die konti-
nuierliche Gestaltung und Anpassung der 
Weiterbildungsordnung an künftige Anfor-
derungen ist somit wichtiger Bestandteil  
einer aktiven Professionalisierungspolitik des 
Berufsstandes.

Gebührenordnung  
novellieren
Ein wichtiges berufspolitisches Thema der-
zeit ist die Novellierung der Gebührenord-
nung für Zahnärzte (GOZ). Trotz der zuneh-
menden Angebote zur Patienteninformati-
on in der breiten Öffentlichkeit, aber auch 
durch den Berufsstand selbst, bleibt es bei 
einem Wissensvorsprung des Zahnarztes 
und in der Regel lässt sich die Qualität der 
Leistungserbringung durch den Patienten 
naturgemäß nur eingeschränkt beurteilen. 

Lebenslanges Lernen, 
Fort- und Weiterbil-
dung decken die stän-
dig wachsenden Qua-
litätsanforderungen 
an den Berufsstand.
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Vor diesem Hintergrund ist die Festlegung 
einer Gebührenordnung, die einen Interes-
senausgleich zwischen dem Zahnarzt und 
dem zur Zahlung Verpflichteten darstellt, in 
ihrer Gebührenhöhe als auch im Hinblick 
auf die Leistungsinhalte sinnvoll. Dies setzt 
allerdings voraus, dass einerseits die Gebüh-
renhöhe nach transparenten betriebswirt-
schaftlichen Kriterien bestimmt wird und 
andererseits aufgrund des wissenschaftli-
chen Sachstandes auch die Leistungsinhalte 
beschrieben werden. Dies bietet dem Pa-
tienten wie auch dem Zahnarzt die nötige 
Transparenz und Sicherheit für eine regel-
gerechte Leistungserbringung und -hono-
rierung. Darüber hinaus sichert es die Unab-
hängigkeit des freiberuflichen Zahnarztes. 
Die berufsethische Verpflichtung, die der 
Zahnarzt der Individualität des Patienten 
schuldet, bedarf ergänzend der Möglichkeit 
der freien Vereinbarung. Öffnungsklauseln, 
die diese Individualität vernachlässigen sind 
in einer Gebührenordnung dagegen nicht 
nur ordnungspolitisch verfehlt, sondern  
widersprechen den Grundsätzen von Unab-
hängigkeit und Eigenverantwortlichkeit  
eines Freien Berufes. In der Diskussion des 
vorliegenden Novellierungsentwurfs des 
BMG ist die Beachtung des Charakters eines 
Freien Berufes stärker erforderlich.

Leistungserbringung im 
Team unterstützen
Zahnärztliche Tätigkeit ist auf das engste 
mit einer hohen Qualifikation zur Ausübung 
der Zahnheilkunde verbunden. Persönliche 
Leistungserbringung bedeutet für den 
Zahnarzt die individuelle Betreuung seines 
Patienten auf Grundlage der vorhandenen 
Befunde beziehungsweise der Diagnose, 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse, der  
eigenen Erfahrungen und der Erwartungs-
haltung des Patienten. Da der Zahnarzt  
gefordert ist, den Patienten auf Grundlage 
wissenschaftlicher Erkenntnis zu betreuen, 
ist als Handlungsrahmen der Einbezug  
wissenschaftlicher Stellungnahmen sowie 
Leitlinien zu empfehlen, wobei individuelle 
Behandlungssituationen zu berücksichtigen 
sind. Es besteht also kein Widerspruch zwi-
schen Leitlinienentwicklung und individuel-

ler Patientenversorgung, sondern beide Ka-
tegorien hat der Zahnarzt selbst im Rahmen 
der Verpflichtung gegenüber seinem Patien-
ten einzubeziehen und umzusetzen. Sowohl 
die individuelle Verpflichtung gegenüber 
seinen Patienten als auch die Verpflichtung 
zur Wissenschaftlichkeit seines Handelns  
folgen dem Berufsethos und den Berufs-
pflichten, die der Zahnarzt mit Erteilung der 
Approbation anerkennt.
Das Gesetz über die Ausübung der Zahn-
heilkunde umreißt nicht nur klar die Gren-
zen der Ausübung der Zahnheilkunde, son-
dern definiert darüber hinaus in § 1 Abs. 5 
konkret den Umfang und die Voraussetzung 
zur Delegation zahnärztlicher Leistungsbe-
standteile. Der Zahnarzt bestimmt somit in 
seiner Praxis auf Grundlage dieses Gesetzes 
den Umfang der Delegation an sein dafür 
unter seiner Verantwortung stehendes qua-
lifiziertes Personal. Seiner Verantwortung 
unterliegt es, für entsprechende Qualifikati-
on, deren Überprüfung und die Kontrolle 
der Leistungserbringung zu sorgen. Im Rah-
men der Aufgabenstellung der Zahnärzte-
kammern sorgen diese für eine qualitätsge-
sicherte Aus- und Fortbildung auf Grundla-
ge des Berufsbildungsgesetzes und der 
durch die Aufsichtsbehörden genehmigten 

Fortbildungs- und Fortbildungsprüfungs-
ordnungen. 
Ein hohes Niveau der Aus- und Fortbildung 
zahnärztlicher Mitarbeiter schafft gute Vo-
raussetzungen für den Einsatz entsprechend 
qualifizierten Personals, entlässt den Zahn-
arzt selbst aber nicht aus der Entscheidungs-
verantwortung. Der “Delegationsrahmen 
zahnmedizinische Fachangestellte der 
BZÄK“ [5] stellt somit eine Interpretation 
des Berufsstandes auf Basis des Gesetzes zur 
Ausübung der Zahnheilkunde dar. Vor dem 
Hintergrund der Norm des Gesetzes zur 
Ausübung der Zahnheilkunde und des Be-
rufsbildungsgesetzes gilt es, zukünftig ver-
stärkt und bundesweit konsequent einen 
einheitlichen Rahmen für die Aus- und Fort-
bildung durchzusetzen. Dies schafft somit 
nicht nur entscheidende Voraussetzungen 
für die Wahrnehmung der Verantwortung 
des einzelnen Zahnarztes, sondern ist auch 
wesentlicher Bestandteil der Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen in der Hand der Selbst-
verwaltung des Freien Berufes.

Fachliche Unabhängigkeit 
bewahren
Freiberufliche zahnärztliche Tätigkeit be-
deutet nicht absolute Freiheit, sondern eine 
Freiheit, die mit Approbationserteilung in 
öffentlich-rechtliche Pflichten eingebettet 
ist. Die Umsetzung dieser öffentlich-rechtli-
chen Pflichten auf Grundlage der Heilbe-
rufsgesetzgebung der Länder erfolgt in den 
Berufsordnungen der Zahnärztekammern. 
So darf eine therapeutische Entscheidung 
nicht auf Grundlage einer Vergütung oder 
sonstiger wirtschaftlicher Vergünstigungen 
für bestimmte Empfehlungen für Heil- und 
Hilfsmittel erfolgen. Besondere Bedeutung 
erfährt dieser Bereich in der derzeitigen  
Diskussion um die Gründung von Genos-
senschaften mit persönlicher rechtlicher 
und finanzieller Beteiligung. Hier bedarf es 
gerade aus der Sicht der Freiberuflichkeit ei-
ner besonderen Sensibilität und Bewertung 
der Aktivitäten im Berufsstand. 
Wie eingangs dargestellt, ist die zahnärztli-
che Tätigkeit zunehmend auch in abhängi-
ger Beschäftigung beziehungsweise unter-
schiedlichen Kooperationsformen zu beob-

Eine regelgerechte Leistung bedarf einer  
angemessen Honorierung und einer frei- 
beruflichen Gebührenordnung.
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achten. Die Verantwortung des Zahnarztes, 
eigenverantwortlich und fachlich unabhän-
gig bei seinem Patienten tätig zu werden, 
darf dadurch weder eingeschränkt noch 
tangiert werden. Insbesondere bei Gesell-
schaften, die die Ausübung der Zahnheil-
kunde bezwecken, muss es daher Ziel sein, 
dass die Gesellschaft von einem Zahnarzt 
geführt wird, und dass eine ökonomische 
Gewinnerzielung nicht das freiberufliche 
Leistungsethos überlagert. Die Kodifizie-
rung dieser Verpflichtung in der Berufsord-
nung soll ausschließlich ökonomisch ausge-
richtete Gesellschaftsformen vermeiden hel-
fen und dadurch einem Vertrauensverlust 
der Patienten vorbeugen.
Nach dem Zahnheilkundegesetz ist die 
„Ausübung der Zahnheilkunde die berufs-
mäßige auf zahnärztlich wissenschaftliche 
Erkenntnis gegründete Feststellung und Be-
handlung von Zahn-, Mund- und Kiefer-
krankheiten“, wobei „als Krankheit jede von 
der Norm abweichende Erscheinung im Be-
reich der Zähne, des Mundes und der Kiefer 
anzusehen ist“. Diese fachlichen Grundsätze 

des zahnärztlichen Aufgabengebietes soll-
ten aus Sicht der freiberuflichen Berufsauf-
fassung professionspolitisch fundiert wer-
den. Neue Trends im Wellnessbereich und 
kosmetische Erwartungen der Patienten 
führen in Grenzbereiche der Gesetzesinter-
pretation [14]. Zukünftige Grenzziehungen 
müssen sowohl richterliche Entscheidun-

gen, fachliche Expertisen als auch berufspo-
litische Standortbestimmungen berücksich-
tigen. Eine kosmetische und auf Wellness-
bereiche zentrierte zahnärztliche Tätigkeit 
berührt neben haftungsrechtlichen Aspek-
ten gewerbliche Gesichtspunkte, die den 
Charakter eines freien Berufs konterkarieren. 
Sie führt zudem zu einem Werte- und Ver-
trauensverlust aus Sicht der Patienten.

Fazit

Das vom Bundesverband der Freien Berufe 
im Frühjahr 2009 verfasste Leitbild der Frei-
en Berufe 2009 bietet eine ausgezeichnete 
Grundlage, auch innerhalb der Zahnärzte-
schaft eine Neubewertung ihres Selbstbildes 
vorzunehmen. Als Grundlage für eine aktive 
Professionalisierungspolitik bietet das Leit-
bild zahlreiche Ansätze und bildet die Klam-
mer für die Wahrnehmung und die Darstel-
lung der Bedeutung der Freien Berufe insge-
samt. Den Zahnärztekammern kommt bei 
dieser Gestaltung eine besondere Bedeu-
tung zu. Von ihrer Zielausrichtung wird we-
sentlich das Bild des freiberuflichen Zahn-
arztes bestimmt werden. Aufgrund klarer 
Diversifizierungstendenzen und zunehmen-
der Restriktion im Rahmen der zahnärztli-
chen Berufsausübung bedarf es auch zu-
künftig der aktiven Gestaltung des Selbstbil-
des des Berufsstandes und einer einheitli-
chen Professionsauffassung. Der einzelne 
Zahnarzt wird mehr denn je von der aktiven 
Ausgestaltung dieses Rahmens abhängig 
sein und hat dabei entsprechende Gestal-
tungsmöglichkeiten über seine Selbstver-
waltung. Die Identifikation des einzelnen 
Zahnarztes mit dem Gesamtbild des Berufs-
standes ist somit nicht nur ein wichtiger 
Baustein seines eigenen beruflichen Erfolgs, 
sondern dient auch der positiven öffentli-
chen Wahrnehmung des Berufsstandes in 
unserer Gesellschaft.

Dr. Dietmar Oesterreich
Vizepräsident der Bundeszahnärztekammer
Chausseestraße 13
10115 Berlin

Literatur beim Verfasser

Aktive Professionalisierungspolitik – dazu 
zählt eine Neubewertung des zahnärztlichen 
Selbstbildes.
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„Der Patient entscheidet über die Therapie – 
der Arzt leistet die dafür notwendige Aufklä-
rungsarbeit“, definierte BZÄK-Präsident Dr. 
Peter Engel eingangs den Part des Medizi-
ners bei der Wahl der Behandlung. Oberstes 

Ziel: auf der Basis von Qualitätssicherung 
den Patienten zufriedenzustellen. Engel: 
„Patientenorientierung und Patientensi-
cherheit sind im Zusammenhang mit der 
Therapiefreiheit zu sehen, und zwar der 
Therapiefreiheit aufseiten des Patienten.“
Dass die Patientensicherheit ein zentrales 
Thema der ärztlichen Selbstverwaltung dar-
stellt, bestätigte Dr. Günther Jonitz, Präsident 
der Ärztekammer Berlin und Vorsitzender  
des Aktionsbündnisses Patientensicherheit. 
Erster Schritt für den Mediziner: die Perspek-
tive wechseln. Denn: „Leistung ist nicht das, 
was der Arzt macht, sondern das, was beim 
Patienten ankommt.“ Der medizinische Fort-
schritt impliziere eine immer komplexere 
Medizin, verbunden mit steigenden Ansprü-
chen an die Ärzte. Jonitz: „Allerdings müssen 
Ärzte keine Angst mehr davor haben, über 
ihre Fehler zu reden. Ausschlaggebend ist, 
dass sie sagen, was sie daraus gelernt  

haben.“ Die entscheidende Frage, um  
Systemfehler zu erkennen und zu beheben, 
sei freilich nicht wer, sondern was schuld war. 
Auch dabei spiele der Patient eine große Rol-
le, weil er sofort wahrnehme, wenn etwas 
schief läuft. Jonitz appellierte, das System zu 
humanisieren, und zwar nicht nur auf Patien-
ten-, sondern auch auf Behandlerseite. „Es 
braucht Mut zur Wahrheit und eine öffent- 
liche Wertediskussion“, bilanzierte Jonitz.  
Am Ende stehe eine bessere und auch  
kostengünstigere Medizin, verbunden mit 
einem höheren Ansehen, mehr Vertrauen, 
weniger Leid und damit mehr Freude am  
Beruf. 
Eine gestiegene Nachfrage an gesundheits-
bezogener Beratung registrierte Marcel  
Weigand von der Unabhängigen Patienten-
beratung Deutschland (UPD). Die vom 
GKV-Spitzenverband finanzierte Organisa-
tion verzeichnete demnach 43 000 Bera-

tungsfälle von Januar bis Juni 2009 – 84 Pro-
zent mehr als im Vorjahreszeitraum. Etwa 
die Hälfte der Anfragen falle auf Leistungen 
der Kostenträger, gut 14 Prozent auf Zahn-
behandlungen. 

Götter in Weiß  
waren gestern
„Patientenorientierung ist ein wichtiger Teil 
aktiver Professionspolitik“, so die Replik von 
BZÄK-Vizepräsident Dr. Dietmar Oester-
reich. Der Umgang mit den Patienten erfor-
dere jedoch mehr als die entsprechende 
Fachlichkeit. Elementar sei auch die Vertrau-
ensarbeit – nicht allein bezogen auf den ein-
zelnen Behandler, gefragt sei der Berufs-
stand als Ganzes. Oesterreich: „Götter in 
Weiß waren gestern. Heute entscheidet der 
Patient, welche Versorgung er will.“ Er regte 
eine Grundwertediskussion innerhalb der 
Zahnärzteschaft an. Dies auch im Umgang 
mit einem Fehlermanagementsystem auf 
freiwilliger, anonymer und nicht justiziabler 
Grundlage. 
Der KZBV-Vorsitzende Dr. Jürgen Fedderwitz 
schilderte eine neue Strömung: Zuneh-
mend gingen die Patienten ins Internet,  
um ihr Informationsbedürfnis zu stillen.  
Und mehr und mehr tummelten sich dort 
unseriöse Anbieter, die mit als Patienten- 
information getarnter Werbung Geschäfte 
machen wollen. Fedderwitz: „Dieses Defizit 
müssen wir auffangen, denn klar ist: Die  
Einheitsinfo kann die individuelle Beratung 
des Arztes nicht ersetzen.“
Einen Einblick in die EU-Politik gab der 
Hauptgeschäftsführer der BZÄK, Florian  
Lemor. Er stellte fest: „Immer mehr Entschei-
dungen werden in Brüssel getroffen. Die 
Kommission versucht verstärkt Einfluss auf 
die nationale Gesundheitspolitik zu neh-
men.“ Was laut Lemor aber auch bedeute: 
„Die EU-Politiker haben Beratungsbedarf. 
Insgesamt ergibt sich daraus eine Win-Win-
Situation für politische Entscheider und die 
Interessenvertreter.“ 
Abschließend stellten Jochen Gottsmann 
und Sven Tschoepe, beide BZÄK, den Heil-
berufsausweis für Zahnärzte vor. Ihr Fazit: 
Vor 2012 kommt der HBA nicht in die Praxis! 

ck

Treffen der Länderpressereferenten in Berlin

Mut zur Wahrheit
Patientenorientierung ist im Gesundheitswesen ein Topthema – besonders im 
Hinblick auf die Therapie. Welche Folgen diese neue Kultur der Offenheit 
und Transparenz für die Praxis hat, wurde auf der Koordinierungskonferenz 
Öffentlichkeitsbeauftragte am 25. und 26. September in Berlin diskutiert.

Der KZBV-Vorsitzende Dr. Jürgen Fedderwitz, der ehemalige BZÄK-Hauptgeschäftsführer Klaus 
Schlechtweg, BZÄK-Präsident Dr. Peter Engel, Jette Krämer, Leiterin Presse- und Öffentlichkeits- 
arbeit BZÄK, BZÄK-Vize Dr. Dietmar Oesterreich, Dr. Günther Jonitz vom Bündnis Patienten- 
sicherheit und Marcel Weigand von der Unabhängigen Patientenberatung Deutschland auf  
dem LPR-Treffen in Berlin.
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”Wer auf die Kosten schaut, senkt 
die Qualität. Wer auf die Qualität 

achtet, spart auch bei den Kosten. 
Dr. Günther Jonitz,  

Bündnis Patientensicherheit
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Professor Staehle stellt in den zm die 
Entwicklung in der Zahnmedizin, dass 
„Mundgesundheit zum Konsumartikel“ 
werde, als sachlich nicht gerechtfertigt 
und gesundheitspolitisch gefährlich dar. 
Er kritisiert dabei folgende auch in den 
Medien diskutierte Fragestellungen:
– Sind Zahnärzte im bestehenden Ge-
sundheitssystem „moralisch verwerfli-
che Vielverdiener, die sich unverfroren 
aus der Staatskasse bedienen würden“?
– Führt der finanzielle Druck von Priva-
tisierung beim Bürger zu besserem 
Mundgesundheitsverhalten?
Prof. Staehle kommt zu dem Schluss, die 
Eingangsthese beinhalte einen zahnmedizi-
nisch historischen Rückschritt im Sinne einer 
Distanzierung von der Humanmedizin und 
offenbare eine bedenkliche Wandlung im 
Selbstverständnis von Teilen der Zahnärzte-
schaft.

Drei dicke Fragezeichen

Vorab dazu: Staehles Eingangsthese 
„Mundgesundheit als Konsumartikel“ be-
nötigt mindestens drei dicke Fragezeichen.
Mundgesundheit ist integraler Bestandteil 
der Heilkunde. Jegliche Distanzierung der 
Zahnheilkunde von der Medizin führt zu ei-
ner für den Berufsstand gefährlichen Diskus-
sion, die Staehle zutreffend umrissen hat. 
Sofern in einigen Kommentaren die Patien-
ten trotzdem auch als „Kunden“ bezeichnet 
werden, ist dies nur ein Ausdruck dafür,  
dass heutzutage bei in der Regel höherem  

finanziellen Einsatz der Patienten, diese für 
ihre Entscheidung auch intensiver beraten 
werden müssen, als früher in Zeiten der 
„Vollversorgung“.
Bei der Diskussion um die Sinnhaftigkeit  
einer Privatisierung der Zahnheilkunde müs-
sen einige Fragen untersucht werden:

1. Löst ein höheres Maß an Eigenbeteiligung 
in der Zahnmedizin die finanziellen Proble-
me der bestehenden gesetzlichen Kranken-
versicherung?
Sicherlich nicht. Der derzeitige Anteil für 
zahnärztliche Leistungen am Gesamtvolu-
men der GKV ist in den vergangenen Jahren 
durch diverse gesetzliche Eingriffe bereits 
auf sieben bis acht Prozent zurückgegangen. 
Die vollständige Ausgliederung der Zahn-
medizin aus der GKV würde den Kranken-
kassen-Beitragssatz nur um etwa ein Prozent 
entlasten. Ein solches Szenario ist politisch 
weder durchsetzbar, noch wäre damit eine 

nachhaltige Finanzierung der GKV gesichert.
2. Führt ein höheres Maß an Eigenbeteili-
gung in der Zahnmedizin zu mehr Mundge-
sundheit?
Höhere Eigenbeteiligungen führen zunächst 
nur zu einer Reduktion der solidarisch finan-
zierten Ausgaben. Aus niedrigeren Ausga-
ben (wie in der Schweiz) darf aber nicht auf 
bessere Zahngesundheit geschlossen wer-
den.
Im Gegenteil: Nicht leistbare Privat-Ausga-
ben für orale Rehabilitation führen zu einer 
Unterversorgung. Für viele Patienten be-
ginnt mit jeder Eigenbeteiligung de facto  
eine persönliche Priorisierungsdebatte. Bei 
manchen Patienten sitzt der „Konkurrent“ 
des Zahnarztes – so gesehen – in der Tat im 
Reisebüro, beim Kfz-Gewerbe oder anders-
wo.

3. Ist eine selektive Privatisierungs-Debatte 
für den Bereich Zahnmedizin überhaupt 
fachlich gerechtfertigt?
In den vergangenen Jahren hat es hinsicht-
lich der Verschuldungsabhängigkeit von 
oralen Erkrankungen einige Erkenntnisge-
winne gegeben. Die These „Ein sauberer 
Zahn erkrankt nicht“ ist wissenschaftlich  
widerlegt. Zwar gilt nach wie vor der Lehr-
satz „Prophylaxe schützt“, aber weite Teile 
der ZMK-Erkrankungen unterliegen offen-
sichtlich auch anderen Parametern als der 
persönlichen Mundhygiene. Die kausalen 
Beziehungen zwischen Medizin und Zahn-
medizin sind intensiver als das in früheren 
Zeiten gelehrt oder kolportiert wurde.

Mitnahme-Effekte  
verhindern
Sofern man die Berechtigung von höheren 
Eigenbeteiligungen in der Zahnheilkunde 
an der „Schuldfrage“ seitens des Individu-
ums festmachen will, wäre heute – unter 
den oben genannten Voraussetzungen – die 
Eigenverantwortung eher kleiner als früher 
vermutet einzuschätzen. 

4. Welche Konsequenzen hätten höhere  
Eigenbeteiligungen in der Zahnmedizin für 
die Patienten?
In den Zeiten höherer Kostenübernahmen 

Replik zum Thema "Mundgesundheit als Konsumartikel" in zm 11/2009

Gesellschaftlicher Konsens  
für mehr Eigenverantwortung
Mundgesundheit als Konsumartikel? In den zm 11/2009 stellte Prof. Hans-Jörg 
Staehle diese These zur Diskussion. Seine Sorgen aufgrund dieser Fehlentwick-
lung machte er an der Tendenz zur Privatisierung und Ökonomisierung der Zahn-
heilkunde fest. Dr. K. Ulrich Rubehn, Präsident der Landeszahnärztekammer 
Schleswig-Holstein und bis vor Kurzem Stellvertretender Bundesvorsitzender des 
Freien Verbands Deutscher Zahnärzte, geht in seiner Replik auf das Pro und Con-
tra einer Privatisierung in der Zahnheilkunde ein.

Befürwortet 
mehr Eigen-
verantwor-
tung der  
Patienten:  
Dr. K. Ulrich 
Rubehn
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für Zahnersatz durch die GKV ist es punktu-
ell zweifelsohne auch zu Überversorgungen 
gekommen. Da es bei der Kronen- und ZE-
Versorgung neben der Wiederherstellung 
der Kaufunktion nicht selten auch um die 
Verbesserung ästhetischer beziehungsweise 
kosmetischer Bedürfnisse geht, waren  
solche Mitnahme-Effekte („moral hazard“) 
erklärbar und verständlich – sowohl auf  
Patienten- als auch auf Behandlerseite.  
Diese Effekte sind durch die Herabsetzung 
der prozentualen Zuschüsse und später 
durch die Umstellung auf Festzuschüsse in 
den Hintergrund getreten. Für einzelne ZE-
Versorgungen mit Härtefall-Regelung gilt 
das jedoch auch heute noch.
Eine weitere Absenkung der GKV-Festzu-
schüsse für Zahnersatz würde insbesondere 
das finanziell schwächer gestellte Patienten-
klientel, das noch nicht der Härtefall-Rege-
lung unterfällt, tendenziell von notwendi-
gen Versorgungen abhalten.
Die Folge wäre Unterversorgung mit denk-
baren Langzeitschäden. Dieser Effekt könn-
te durch eine gleitende Härtefall-Regelung 
abgemildert werden.
In der Parodontopathie-Behandlung würde 
die Einführung von Eigenbeteiligungen ei-
nerseits einen motivierenden Effekt im Sinne 
von intensiveren Gesunderhaltungsbemü-
hungen haben. Auf der anderen Seite würde 
bei der erheblichen PAR-Morbidität der  
ohnehin schon beklagenswert geringe  
Sanierungsfaktor tendenziell noch weiter 

absinken.
Im Sektor KBr.-Behandlung hat die Einfüh-
rung der vollen Kostenübernahme vor Jah-
ren zu einer gewissen „Knirsch- und Press-
Epidemie“ geführt. Aufgrund vieler nur 
schwach objektivierbarer Behandlungsfälle 
ist in diesem Fall eine tendenzielle Überver-
sorgung festzustellen, die durch entspre-
chende Kosten-Maßnahmen korrigierbar 
wäre.
Die Einführung von Eigenbeteiligungen bei 
konservierenden, hier insbesondere endo-
dontischen Maßnahmen würde gegebe-
nenfalls manche zahnerhaltende Maßnah-
men unterbleiben lassen. Die Folge wären 
ebenfalls Unterversorgung und gegebenen-
falls Folgekosten, die für die Beteiligten 
(Kasse und Patient) im Einzelfall gewichtiger 
zu Buche schlagen würden. Bei Betrachtung 
eines Bevölkerungsquerschnitts würde sich 
die soziale Spreizung im Grad der oralen  
Gesunderhaltung tendenziell verstärken.

Ein hohes Maß  
an Eigenverantwortung
Allerdings hat die Erfahrung der letzten Jahre 
gezeigt, dass große Teile der Bevölkerung 
auf Einschnitte in der GKV-Zahnversorgung 
mit dem Abschluss von Zahnzusatz-Versiche-
rungen unterschiedlicher Ausprägung rea-
gieren. Insofern ist das Problembewusstsein 
vielfach vorhanden, und auf die Konsequen-
zen von Veränderungen im Leistungsgesche-

Hohe Eigenbeteili-
gung: Bei manchem 
Patienten bestimmt 
die persönliche  
Priorisierung die  
Bereitschaft zur  
Kostenübernahme.
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hen wird vielfach angemessen reagiert.
5. Ist ein höheres Maß an Eigenverantwor-
tung und damit an finanzieller Eigenbeteili-
gung generell oder gerade nur in der Zahn-
medizin indiziert?
Die wissenschaftlich gesicherte Verflech-
tung der Zahnmedizin mit der Humanmedi-
zin (siehe Punkt 3) macht es zunehmend 
zweifelhafter, die jahrelang – auch von gro-
ßen Berufsverbänden – geführte Privatisie-
rung-Debatte unverändert und unreflektiert 
fortzusetzen. Vor dem Hintergrund einer ge-
sundheitspolitisch notwendigen Steuerung 
von Gesundheitsausgaben („Für begrenzte 
Mittel gibt es nur begrenzte Leistungen“) 
wird die Privatisierung-Debatte jedoch im 
Sinne einer Priorisierung-Debatte weiter ge-
führt werden müssen. Derartige Entschei-
dungsprozesse müssen jedoch den gesam-
ten Sektor der solidarischen Gesundheits-
versorgung umfassen. Eine isolierte Zielpro-
jektion auf die Zahnmedizin macht aus fach-
lichen Gründen nur eingeschränkt Sinn. Ei-
ne Lösung der Finanzierungsprobleme der 
GKV würde damit ohnehin nicht erreicht.
Deshalb: Ein höheres Maß an Eigenverant-
wortung und damit eine finanzielle Eigen-
beteiligung für die persönliche Gesund-
heitsversorgung ist unumgänglich, weil das 
System anderenfalls aus dem Ruder läuft.

6.  Warum ist ein höheres Maß an finanziel-
ler Eigenbeteiligung der Patienten erforder-
lich?
Die Problematik der alternden Bevölkerung 
und damit verbunden höherer Gesundheits-
ausgaben ist bekannt. Die Dynamik des me-
dizinischen Fortschritts liegt seit Jahrzehn-
ten oberhalb der Entwicklung des Brutto- 
sozialprodukts. Die Veränderungen in der 
Arbeitswelt, das tendenzielle Absinken des 
Anteils aus (krankenversicherungsrelevan-
tem) Arbeitseinkommen hält mit dem Kos-
tenschub durch diese Hauptfaktoren bei 
den Gesundheitsausgaben nicht mehr 
Schritt.
Ohne steuernde Eingriffe in das jetzige  
GKV-System wird der GKV-Beitragssatz  
nach ernstzunehmenden Berechnungen 
(Beske, Kiel) im nächsten Jahrzehnt 20  
Prozent übersteigen und langfristig sogar 
30 Prozent erreichen. Solche Belastungen 

wären politisch nicht vermittelbar und  
würden die ohnehin schon hohen Arbeits-
kosten in Deutschland weiter verteuern.
Alternativ ist ein höherer Finanzierungsan-
teil der GKV-Kosten aus Steuermitteln denk-
bar. Damit wäre jedoch das Problem einer 
nachhaltigen Finanzierung nicht gelöst, 
sondern lediglich zu Lasten nachfolgender 
Generationen auf die „lange Kreditbank“ 
geschoben. Mit dem verstärkten Anschluss 
des GKV-Systems an den Tropf aus Steuer-
mitteln geriete die GKV überdies zuneh-
mend unter den Einfluss der aktuellen politi-
schen Wetterlage und der aktuellen Kassen-
lage des Staatshaushalts.

In die Selbstausbeutung 
getrieben
Gesundheitsleistungen würden nach Kas-
senlage des Staates gewährt werden. De 
facto bestehende Rationierungen spielen in 
jedem Wahlkampf eine Rolle.
Die Heilberufe würden bei sinkender Hono-
rierung immer stärker in die Selbstausbeu-
tung getrieben werden. So lange, bis sich 
die freie Praxis nicht mehr lohnt und das 
Prinzip des angestellten Arztes in einer – von 
wem auch immer – betriebenen Poliklinik 
greift. Die derzeit noch amtierende Bundes-
gesundheitsministerin verfolgt diese Ziele 
ohne großes Versteckspiel.
Finanzielle Eigenbeteiligungen des Patienten 
an Gesundheitsleistungen werden häufig als 
Argumente der Ungerechtigkeit in einer Ge-
rechtigkeitsdebatte angeführt. Diese Debat-

te ist aber ungeeignet, denn bezahlen muss 
der Patient die Leistung ohnehin: entweder 
direkt oder über Umverteilungssysteme. 
Eine solidarische Absicherung des Risikos 
„Krankheit“ ist breiter gesellschaftlicher 
Konsens. Gestritten wird allenfalls über den 
Umfang der solidarisch zu finanzierenden 
Leistungen. Das GKV-System verteilt die Las-
ten seiner Finanzierung nicht gleichmäßig, 
sondern es belastet die Besserverdienenden 
über den Beitragssatz stärker (bis zur Bei-
tragsbemessungsgrenze) als die Geringver-
dienenden. Der Oberarzt im Krankenhaus 
zahlt also mehr Kassenbeiträge als die Kran-
kenschwester – bei gleichem Leistungsan-
spruch.
Eine weitere Umverteilung findet über die 
Progression der Steuersätze bei höherem 
Einkommen statt, so dass auch steuerfinan-
zierte Ausgaben im Gesundheitssystem in 
höherem Maße von den „Reichen“ getra-
gen werden.     
Die Gerechtigkeitsdebatte wird nie beendet 
sein. Es wird immer Stimmen geben, 
- die die Aufhebung der Versicherungs-
pflichtgrenze fordern (Ergebnis: Einheitsver-
sicherung ohne PKV), 
- die die Anhebung oder Aufhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze fordern (Ergebnis: 
noch höhere Kassenbeitragsunterschiede 
bei identischem Leistungsanspruch), 
- die eine stärkere Steuerfinanzierung for-
dern (Ergebnis: siehe oben).
Von „besonders sozialen“ Diskutanten wird 
gern eingebracht, alle Gesundheitsleistun-
gen müssten für jedermann ohne Schran-

Wird die notwendige 
Debatte der Priorisie-
rung ...
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ken zugänglich sein. Diese Forderung kann 
man unterschreiben, sofern zuvor die Prio-
risierungsdebatte abgeschlossen ist. Die 
pauschale Forderung, alles müsse für jeder-
mann unbeschränkt verfügbar sein, erinnert 
an die Zustände im Schlaraffenland und 
weckt Zweifel an der Kompetenz des For-
dernden.

Höhere Eigenbeteiligung 
unabdingbar

An dem Punkt der Priorisierung gilt es zwi-
schen horizontaler und vertikaler Priorisie-
rung zu unterscheiden. In einer Rangfolge 
der Gesundheitsleistungen von „unverzicht-
bar“ und „sehr wichtig“ bis „unwichtig“ 
und „überflüssig“ wird in einem gesell-
schaftlichen Konsens ein horizontaler Strich 
gezogen werden müssen. Die Leistungen 
oberhalb dieser Linie gehören dann in den 
Katalog der Solidarversicherung. Dabei wird 
zusätzlich unterstellt, dass diese Leistungen 
nur im Falle der individuellen medizinischen 
Notwendigkeit geleistet werden.
Die vertikale Priorisierung stellt bei den me-
dizinischen Leistungen eine andere Reihen-
folge dar: Hier muss unterschieden werden, 
welche Leistungen aus der Solidarkasse voll-
ständig zu tragen sind, und bei welchen an-
deren Leistungen Eigenanteile des Patienten 
– gegebenenfalls in abgestufter Höhe – vor-
zusehen sind.
Dem vielfach in die Diskussion geworfenen 
Argument des faktischen Ausschlusses Min-
derbemittelter von zuzahlungspflichtigen 
Leistungen kann durch geeignete Grenzbe-

lastungsregelungen begegnet werden. Der-
artige Befreiungen sollten aber erst auf  
Antrag unter vollständiger Offenlegung der 
persönlichen Besitzverhältnisse möglich 
sein.
Generell gilt: Zur Stabilisierung der GKV-
Ausgaben auf dem heutigen Niveau (das 
vielfach schon als zu hoch angesehen wird) 
ist eine insgesamt höhere Eigenbeteiligung 
der Patienten unabdingbar. Während in  
einigen Sektoren der Zahnheilkunde Eigen-
beteiligungen bereits ein erhebliches Maß 
erreicht haben, sind sie in anderen Berei-
chen der ärztlichen Versorgung nur sehr  
beschränkt vorhanden.
Bei welchen ärztlichen Leistungen im Detail 
Eigenbeteiligungen in welchem Ausmaß 

sinnvoll sind, soll nicht von einem Zahnarzt 
diskutiert werden. In der Tendenz bedürfen 
die großen vitalen Lebensrisiken einer weit-
gehend vollständigen Absicherung. Kleine-
re Risiken, deren Eintritt recht wahrschein-
lich und insofern für den Menschen gerade-
zu planbar sind, können dagegen mit Eigen-
beteiligungen belegt werden. Die Frühjahrs-
Erkältung kommt in der Regel nicht so über-
raschend wie der Feuerschaden am eigenen 
Haus.
Zählt man eine angemessene solidarische 
Gesundheitsversorgung zu den menschli-
chen Grundbedürfnissen, die die Gesell-
schaft insgesamt zu befriedigen hat, kommt 
man zu folgender Erkenntnis: Zur Stillung 
von Grundbedürfnissen wie Ernährung, 
Wohnung und anderem kommt der 
Mensch eigenverantwortlich selber auf. Nur 
wenn er dabei in eine Überforderungssitua-
tion gerät, wird ihm Hilfe in Form von Trans-
ferleistungen angeboten. 
Ein ähnliches Prinzip ließe sich auch für die 
Gesundheitsversorgung denken. Wegen 
hier bestehender Unvorhersehbarkeiten be-
steht eine Basisabsicherung, sei es in Form 
der bestehenden GKV, sei es in Form einer 
Pflicht zur Absicherung einer Grundversor-
gung.
Ein nicht unwesentlicher Teil von Gesund-
heitsleistungen hat nicht den Charakter von 
Versicherungsleistungen, weil ein Teil des 
„Schadenseintritts“ vorhersehbar ist. Sofern 
sich die Bevölkerung also darauf einstellen 
würde, für den „planbaren Teil“ der in An-
spruch zu nehmenden Gesundheitsleistun-
gen eigene Vorsorge zu treffen, hätte dies 
eine ähnliche Qualität wie die monatliche 
oder jährliche Planung von Haushalts-Bud-
gets für andere Bedürfnisse wie zum Beispiel 
Miete, Lebensmittelkosten und so weiter.
Das Argument höherer Folgeschäden im Un-
terlassensfall zählt in der Gesundheitsversor-
gung wie in anderen Lebenslagen. Die 
Nichtzahlung der Miete oder die Verweige-
rung einer angemessenen Ernährung ist in 
ihren Folgen nicht immer sofort einsichtig, 
in der Regel jedoch überschaubar und damit 
in der Verantwortung des Individuums. Glei-
ches gilt auch für die Folgen des Unterlas-
sens von Heilbehandlung, wenn (zahn-) me-
dizinischer Rat zur Verfügung gestellt wird.

... zum Hebel für  
weitere ... 

... Privatisierungsdiskussionen?
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Umsteuerung erfordert  
politischen Willen

Eine nachhaltige Umsteuerung erfordert 
politischen Willen. Bei dem (nicht ganz  
vergleichbaren) Thema der gesetzlichen 
Rentenversicherung hat das nach jahrelan-
gem vergeblichen Gesundreden (Blüm: 
„Die Rente ist sicher.“) unter dem Logo 
„Riester-Rente“ auch irgendwie geklappt.

7. Welche Veränderungen bei der Eigen- 
beteiligung der Patienten sind in der Zahn-
medizin möglich?
Realistische Szenarien beinhalten die Ein-
schätzung der Möglichkeit von politischen 
Umsetzungen. Da Eingriffe in die Gesund-
heitsversorgung politisch als hochsensibel 
gelten, ist eine verbreitete Scheu für Verän-
derungen bei den (wieder zu wählenden) 
Volksvertretern festzustellen. Deshalb wagt 
man sich bestenfalls in evolutionären Schrit-
ten an die Thematik, am liebsten auf Wegen, 
die bereits begangen wurden, ohne dass Ab-
sturz drohte. In der Zahnmedizin sind das 
Mehrkosten-Regelungen und Festzuschüsse.
Bei aller Lästigkeit der Detail-Regelungen im 
Zahnersatz-Festzuschuss-System kann fest-
gehalten werden: Das Zahnersatz-Festzu-
schusssystem hat sich gegenüber dem vor-
herigen prozentualen Zuschusssystem aus 
ordnungspolitischer Sicht bewährt. Leider 
nimmt es auf regionale Besonderheiten wie 
zum Beispiel Kostenunterschiede keinerlei 
Rücksicht.

Für die unbeeinflusste 
Arzt-Patienten-Beziehung
In der Füllungs-Therapie ist die Mehrkosten-
Regelung etabliert und gesundheitspolitisch 
allseits akzeptiert. Füllungen und andere 
„kleine“ konservierende Leistungen könn-
ten allerdings in die Eigenverantwortung 
überstellt werden, weil sie einerseits „quasi 
planbar“ sind, andererseits den Patienten in 
der Regel auch nicht überfordern.
In der Parodontaltherapie unterscheiden 
sich die Behandlungs-Alternativen im We-
sentlichen aufgrund der Schwere der Erkran-
kung. Eigenbeteiligungen sind hierbei allein 
schon aus motivierenden Gründen erforder-

lich. Wegen des Charakters der Erkrankung 
erscheint ein Festzuschuss besser als eine 
Mehrkosten-Regelung geeignet zu sein. Ei-
ne Leichttherapie in einem Frühstadium wä-
re relativ höher bezuschusst als eine Thera-
pie an länger vernachlässigten Parodontien.
Ein Festzuschuss in der Parodontaltherapie 
würde auch dem ansteigenden Risiko bei 
höheren Taschentiefen mehr gerecht wer-
den als eine Mehrkosten-Regelung.
Bei der Schienenbehandlung mag Ähnliches 
gelten.
In der Endodontologie ist die Einschätzung 
eine andere: Hier hat die Wissenschaft Ver-
fahren entwickelt, die mit besonderem Auf-
wand die Erfolgsrate ansteigen lassen. Sol-
che Therapien sind als Standardleistung in 
der GKV nicht bezahlbar, müssen aber dem 
Patienten offen stehen, ohne dass er dabei 
seinen Anspruch auf die GKV-Leistung ver-
liert. Das derzeitige System verbietet die Be-
rechnung von Mehrkosten auf die GKV-Leis-
tung. Das ist fachlich und ordnungspolitisch 
nicht mehr nachvollziehbar. Deshalb muss 
dieser Sektor für eine Mehrkosten-Regelung 
geöffnet werden.
Führt die Privatisierung der Zahnheilkunde 
zu besserem Mundgesundheitsverhalten?
Nein. Es ist auch nicht Staatsaufgabe, den 
Menschen zu „besserem Verhalten“ zu be-
wegen. Jedes Mehr an Zahnfürsorge verbes-
sert die Mundgesundheit. Aber Prävention 
ist wie eine Kurve, die Mund und Zähne 

dem Idealen nähern, sie aber nie erreicht. 
Auch höchster Aufwand – aus welcher Kasse 
auch immer – wird den Zustand der Unvoll-
kommenheit zementieren. Insofern geht es 
nicht um Privatisierung oder Sozialisierung 
der Zahnheilkunde, sondern um das Schaf-
fen von Anreizsystemen, ohne dabei den 
Zugang zu einer sinnvollen Grundversor-
gung zu verlegen. Über Umfang und Aus-
maß der solidarisch bezahlbaren Versor-
gung und das Ausmaß der Eigenverant-
wortlichkeit muss ein gesellschaftlicher Kon-
sens hergestellt werden. Er ist nicht zahn-
ärztlich, sondern nur politisch unter fachli-
cher Beratung festzulegen.
Die hier angeführten Gedanken und Optio-
nen sind ausdrücklich auf die Chancen für 
Veränderungs-Potenziale nach den Bundes-
tagswahlen ausgerichtet. Sie bleiben aus 
meiner Sicht dennoch die zweite Wahl ge-
genüber einer vollständigen Privatisierung 
der Zahnheilkunde mit einer Pflicht zur Ab-
sicherung einer zahnmedizinischen Basis-
versorgung auf privatrechtlicher Basis. Das 
Ganze eingebettet in die Direktabrechnung 
der Zahnmedizin mit Kostenerstattung aus 
Gründen der Transparenz und den Vorteilen 
einer unbeeinflussten Zweierbeziehung.

Dr. K. Ulrich Rubehn ist Präsident der  
Zahnärztekammer Schleswig-Holstein und 
war bis vor Kurzem Stellvertretender Bundes-
vorsitzender im FVDZ. Er stellt hier seine per-
sönliche Auffassung dar.

Die notwendige nachhaltige Umsteuerung im Gesundheitswesen erfordert politischen Willen.
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Die Fortschritte in der Medizin lassen uns 
bekanntlich immer älter werden. Aber nicht 
nur das: Immer mehr Senioren haben heute 
noch ihre eigenen Zähne, immer weniger 
dagegen Vollprothesen. „Dadurch steigen 
aber auch die Anforderungen an den Zahn-
mediziner“, induzierte Dr. Hans Joachim Lel-
lig, Vorsitzender der Ärztekammer des Saar-
landes, Abteilung Zahnärzte. „Wir legen den 
Fokus heute bewusst auf die Pflegebedürfti-
gen – sie sind zahnmedizinisch hochwertig 
und damit funktionell sehr gut, zugleich 
aber auch sehr kompliziert versorgt. Des-
halb steigt der Behandlungsaufwand und 
unterliegt besonderen Anforderungen.“
In dem Rahmen stellte Prof. Peter Pospiech 
aus Homburg das neue Konzept Alterszahn-
heilkunde „G.U.T.E.S.“ der saarländischen 
Zahnärzteschaft vor, das insbesondere die 
Mundgesundheit pflegebedürftiger Senio-
ren verbessern will. Das Vorgehen: Alle Be-
schäftigten in der Altenpflege werden inten-
siv geschult, außerdem gibt es Schulungs-
angebote an Berufsschulen und Vorträge für 
Betroffene und Angehörige. „Mehr als 80 
Prozent der Pflegeheime und mehr als 130 
Zahnärzte im Saarland machen inzwischen 
mit“, berichtete Pospiech. Allerdings sei die 

Finanzierung zurzeit nicht kostendeckend 
und nur durch entsprechendes Engagement 
seitens der Behandler leistbar. 
Dass die Zahnärzteschaft im Bereich Alters-
zahnheilkunde gut aufgestellt ist, stellte Dr. 
Michael Frank, Präsident der Landeszahnärz-
tekammer Hessen, heraus – auch mit Blick 
auf den neuen „Atlas Mundgesundheit“. 
Aber: „Die Zahnärzte sind hier aus Idealis-
mus mit ihrem Engagement und finanziellen 
Mitteln in Vorleistung gegangen. Doch in 
der Breite aufgesetzt, kann ein solches Pro-
jekt auf Dauer nicht allein von den Zahnärz-
ten gestemmt werden. Die Politik muss die-
se Arbeit auch mittragen und honorieren.“

Speerspitze der  
Zusammenarbeit
„Der Vorstoß ist ein wichtiger Beitrag, um 
die Lebensqualität älterer Menschen zu ver-
bessern“, urteilte Landesgesundheitsminis-

ter Prof. Dr. Gerhard Vigener, der das Projekt 
unterstützt. „Die Zahnärzte haben Prozesse 
und Strukturen in die gesamtgesellschaftli-
chen Einrichtungen getragen statt nur Ein-
zelnen die Vorteile der Behandlung zukom-
men zu lassen.“ Als „Speerspitze der inter-
nationalen Zusammenarbeit“ bezeichnete 
er die Leistung der saarländischen Zahn- 
ärzte, ihre Fortbildung grenzüberschreitend 
zu organisieren. 
Leider sehe man oft nur die Nachteile  
des Alterns, stellte Prof. Dr. Andreas Kruse, 
Direktor des Instituts für Gerontologie in 
Heidelberg, heraus. Im Unterschied dazu 
wies er auf das Spannungsverhältnis zwi-
schen dem enormen Lern- und Bildungs-
potenzial und der Verletzlichkeit des Alters, 
widergespiegelt in Pflegebedürftigkeit und 
Demenz, hin. Kruse: „Je älter wir werden, 
desto größer ist die Verschiedenheit der  
Altersgruppe, die wir untersuchen. Eine  
verallgemeinernde Aussage ist schwer zu 
treffen, weil die Heterogenität und Variabili-
tät sehr groß sind.“ Altersgrenzen seien  
daher auch im Beruf nicht mehr zeitgemäß. 
Gerade mit dem Wissen, dass 2040 bis 2045 
bis zu 40 Prozent der Gesamtgesellschaft 60 
Jahre und älter, bis zu 15 Prozent 80 Jahre 
und älter seien. „Die Folgen des demogra- 
fischen Wandels werden die Älteren selbst 
bewältigen müssen“, lautet denn auch  
Kruses zentrale These. Insbesondere der  
Einzelne habe vermehrt Verantwortung für 
sein eigenes Leben zu übernehmen, zum 
Beispiel, indem er länger arbeitet oder sich 
ehrenamtlich engagiert. Was im Urteil der 
Altersforscher eine zu bewältigende Aufga-
be darstellt, vor allem vor dem Hintergrund, 
dass die Leistungskapazität der 70-Jährigen 
heute mit der der 65-Jährigen vor 25 bis 30 
Jahren korrespondiere. 
Der Forschung zufolge sind Qualifizierung 
und Lerneffekte bis ins hohe Alter möglich. 
Erst ab 85 Jahren sei der morphologische 
Wandel meist verbunden mit einer Hilfs- 
und Pflegebedürftigkeit. „Die Zahnärzte 
nehmen hier eine wichtige Position ein: Sie 
können dazu beitragen, die Kommunikati-
onsfähigkeit – und damit die Voraussetzung 
für gesellschaftliche Teilhabe – der älteren 
Menschen zu erhalten“, bilanzierte Kruse. 

ck

Saarländischer Zahnärztetag

Gutes tun
Unsere Gesellschaft wird alt. Alterszahnheilkunde ist und bleibt deshalb ein 
großes Thema. Der Saarländische Zahnärztetag vom 11. bis 12. September in 
Saarbrücken beleuchtete, wie man in der Praxis mit Demenzerkrankungen 
und der Pflegebedürftigkeit älterer Patienten umgeht.

Alter, Demenz, Pflege-
bedürftigkeit – für 
den Zahnarzt in der 
Praxis künftig ein gro-
ßes Thema, urteilten 
Dr. Joachim Lellig (u.) 
und Prof. Dr. Andreas 
Kruse aus Heidelberg. 

Fo
to

: Z
Ä

K-
Sa

ar
la

nd
/K

Z
VH

Fo
to

: B
Z

Ä
K

42 Aus den Ländern



zm 99, Nr. 20 A, 16.10.2009, (2732)

„Dass wir bereits die 17. Fortbil-
dungstage begehen, spricht für 
eine gute Tradition“, so der 
Kammerpräsident Dr. Frank 
Dreihaupt in seinen Begrü-
ßungsworten „... und dass die 
Kollegen nicht nur zum Punkte-
sammeln kommen, sondern 
auch wegen des intensiven  
Miteinanders bei Wissenschaft 
und Freizeit, das ist ein gutes 
Zeichen“, lobte er weiter. „Mit 
diesen Fortbildungstagen wird 
wieder ein wichtiger Beitrag zur 
Qualitätssicherung in den Zahn-
arztpraxen in diesem Bundes-
land geliefert werden!“ Er führte 
in die Thematik des Fortbil-
dungstages ein, den Prof. Dr. Dr. 
Andreas Bremerich, Bremen, als 
diesjähriger Wissenschaftlicher 
Tagungsleiter thematisch „maß-
geschneidert“ hatte auf die Be-
dürfnisse einer jeden Praxis, egal 
welche Schwerpunkte sie hat. 
„Denn Kopfschmerzen hat jeder 
einmal, nicht nur wir, sondern 
auch die Patienten, und hier 
müssen wir, sowie dentale Kau-
salitäten ausgeschlossen wer-
den können, andere Ursachen 
kennen und den Patienten in die 
Hände eines Fachmannes abge-
ben.“ Bremerich reklamierte die Tatsache, 
dass Patienten mit unklarem Kopf- und  
Gesichtsschmerz von Hausärzten fast aus-
nahmslos medikamentös therapiert werden. 
Erst wenn diese Therapie nicht anschlägt, 

werde ein weitergehendes Konsil beantragt. 
Genau diese Problematik griffen die Refe-
renten des ersten Fortbildungstages auf. So 
stellte Priv. Doz. Dr. Ralf Nickel, Schlangen-
bad, die Problematik des psychosomalen 

Schmerzes vor. Er machte deutlich, dass ge-
rade bei einer seelischen Schmerzursache 
entscheidend sei, dass die Therapie sehr 
früh beginnt. Hier werden die Zahnärzte in 
die Pflicht genommen. Prof. Dr. Hartmut 
Göbel, Neurologe aus Kiel, machte deutlich, 
dass – bei über 250 Hauptformen des Kopf-
schmerzes – allein 22 Migränevarianten be-
kannt sind. Nur acht Prozent der beklagten 
Kopfschmerzen gingen auf sekundäre  
Ursachen – also auch dentale – zurück. Soll-
te medikamentiert werden, so rät er statt 
Ibuprofen (nur drei Stunden wirksam),  

Naproxen (zwölf Stunden) oder 
gleich 30 bis 50 Tropfen Noval-
gin zu verordnen. PD. Dr. Uwe 
Neubauer, Bremen, machte 
deutlich, dass die chirurgische 
Therapie einer echten Trigemi-
nusneuralgie immer schwieriger 
wird, desto häufiger bereits an-
derweitig therapiert worden sei. 
Er rät daher bereits bei einem 
Verdacht zur schnellen Überwei-
sung an einen Spezialisten. 
Den Part des Hals-Nasen-Ohren-
arztes übernahmt Dr. Horst Luck-
haupt, Dortmund. Sein Rat:  
„Sowie sich bei einem Sinusitis-
verdacht eine einseitige Ver-
schattung darstellt, kann eine 
dentogene Ursache vorliegen.“ 
Weiter appellierte er an die 
Zahnärzte: „Wenn Ihnen eine 
auffällige Tonsille auffällt oder  
eine Leukoplakie, dann sind Sie 
gefordert, den Patienten zu 
überweisen!“ Und: „Ein unklarer 
Gesichtsschmerz kann auch eine 
Neuroborreliose im Stadium II 
sein, was über die Liquordia-
gnostik abgeklärt werden muss!“ 
„Vorsicht bei der Anweisung von 
TENS bei Schrittmacherpatien-
ten“, warnte Professor Breme-
rich, und Dr. Roland Ritzel, Bre-
men, stellte diverse ophthalmo-

logische Ursachen des Gesichtsschmerzes 
vor. Besonders sei hier der Insult des Sehner-
venkopfes zu erwähnen, der mit plötzlichem 
Visusverlust einhergeht und mit dem Kau-
schmerz verwechselt werden kann. sp

17. Fortbildungstage der ZÄK Sachsen-Anhalt

Kopf- und Gesichtsschmerzen 
und ihre diversen Ursachen
Mit über 1 000 Teilnehmern sind die Fortbildungstage der Zahnärztekammer 
Sachsen-Anhalt „trotz“ wunderbarem Sommerwetter in Wernigerode wieder ein 
voller Erfolg geworden. Über 600 Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie rund 400 
Mitarbeiterinnen informierten sich in diversen Vorträgen und Seminaren rund um 
das Thema Kopfschmerz. Auch das kollegiale Miteinander sorgte für intensiven 
Wissens- und Erfahrungsaustausch, so dass die neuen Erkenntnisse gleich mit in 
den Praxisalltag eingebracht werden konnten.
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Der Kammerpräsident Dr. Frank 
Dreihaupt freute sich über 1 000 
Teilnehmer, die eine deutliche 
Fortbildungsfreude der Zahnärzte 
und ihrer Teams signalisierten.
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Prof. Dr. Dr. Andreas Bremerich 
hatte ein interessantes Potpourri 
an Fortbildungsthemen zusam-
mengestellt.
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Das Generalthema stand im Zeichen der 
künftigen Herausforderungen, die medizini-
scher Fortschritt und vor allem die Alterung 
der Gesellschaft mit sich bringen: Die wis-
senschaftliche Erkenntnis, dass Zahn-Medi-
zin und Medizin zunehmend systemisch  
betrachtet werden müssen, prägte die Vor-
träge und auch die intensive Diskussion der 
Praktiker im Plenum. Prof. Dr. Wolfgang 

Sümnig (Greifswald), Vorsitzender des DGI-
Landesverbands, betonte die Notwendig-
keit, medizinische Fragen gerade bei invasi-
ven Eingriffen bei Älteren ausreichend zu 
berücksichtigen. Nicht immer sei das wis-
senschaftlich Machbare, sondern vorrangig 
die inidividuelle Betrachtung des Patienten 
– auch in der Implantologie – ausschlag- 
gebend: „Man muss auch in diesem Fach 
einmal ‚Nein‘ sagen können.“ Gemeinsa-
mes Ziel von Berufspolitik und Wissenschaft, 
so bekräftigte auch der Leiter der wissen-
schaftlichen Gesellschaft Mecklenburg-Vor-

pommerns, Prof. Reiner Biffar (Greifswald), 
sei die Versorgung des Patienten. 
Diesen Eindruck vermittelte auch die Presse-
konferenz am Vortag des Zahnärztetages, 
auf der Kammerpräsident und BZÄK-Vize-
präsident Dr. Dietmar Oesterreich die Ver-
antwortung des Zahnarztes für die Gesund-
heit gerade auch von Patienten in sozial 
schwierigen Lebenslagen herausstellte. 

Denn: „Sowohl Karies als auch Parodontitis 
sind im Falle niedrigen Bildungsstandes und 
geringen Einkommens deutlich häufiger an-
zutreffen.“ Entsprechend wichtig seien gera-
de hier die Bemühungen um Erfolge in der 
Prävention. Bei einer Armutsquote von 23 
Prozent seien in diesem Bundesland niedrig-
schwellige Präventionsangebote die richtige 
Antwort. Maßnahmen wie der seit 2004  
flächendeckend eingesetzte Kinderpass, der 
vollständig aus eigenen Kräften des Berufs-
standes entstanden sei, müssten von Kosten-
trägern, öffentlichem Gesundheitsdienst 

und der Gesundheitspolitik des Landes ge-
nutzt und unterstützt werden. Gleiches gelte 
für die Betreuung von immobilen Patienten 
durch mobile Behandlungseinheiten. Hier 
hätten Pilotprojekte neue Wege aufgezeigt, 
die „aus dem Versorgungsalltag heraus zur 
weiteren politischen Entscheidungsfindung 
beitragen“ können. Oesterreich: „Es wird 
dann an den Krankenkassen und der Ge-
sundheitspolitik liegen, Schritte einzuleiten, 
um die Situation nachhaltig zu verbessern.“

Hoher Forschungsbedarf

Forschungsbedarf im Bereich der Wechsel-
wirkung von Oral- und Allgemeinerkrankun-
gen belegte Prof. Wilhelm Kirch (Dresden). 
Für die Praxis entscheidend seien nicht nur 
deren wechselseitige Auswirkungen, son-
dern auch die Erkenntnis, dass allgemein-
medizinische Erkrankungen zu Komplikatio-
nen in der zahnmedizinischen Behandlung 
führen könnten, also besondere Vorkehrun-
gen bei der Behandlung getroffen werden 
müssten. Diese Wechselbezüge wurden von 
verschiedenen Referenten immer wieder – 
unter Berücksichtigung des Praxisbezuges – 
herausgestellt. 
Erfolg versprechend, so das Resümee aus 
den Vorträgen, wirkt hier der wissenschaft-
lich-technische Fortschritt: „Verfeinerte 
Techniken und neue OP-Methoden in der 
Zahnheilkunde, aber auch in der Implanto-
logie und Implantatchirurgie“ hätten, so 
Prof. Sümnig, deutliche Verbesserungen 
hinsichtlich weiterer und sicherer Alternati-
ven erbracht. Heute müsse der Zahnmedizi-
ner verstärkt abwägen, welche Möglichkei-
ten der operativen Versorgung auch unter 
Einbezug der Implantologie zum Einsatz 
kommen. Hier werde nicht nur die Möglich-
keit zum Lückenschluss geboten, sondern 
gerade auch ein aktiver Beitrag zur erhebli-
chen Verbesserung der Lebensqualität bei 
zahnlosen Patienten geschaffen. Welche  
Alternativen und Grenzen im Rahmen der 
jeweiligen Behandlungsmethoden – Im-
plantologie oder herkömmliche Restaurati-
on – geboten seien, war auch Thema einer 
Expertendisputation, die den auch dieses 
Mal ausgebuchten Zahnärztetag am Sonn-
tag abrundete. mn

Zahnärztetag Mecklenburg-Vorpommern

Grenzen und Alternativen 
 zur Implantologie
Die „Möglichkeiten und Grenzen der zahnärztlichen Chirurgie“, insbesondere  
die implantologischen Aspekte, standen im Fokus der diesjährigen Fortbildung 
anlässlich des Zahnärztetages Mecklenburg-Vorpommerns in Warnemünde  
(4. bis 6. September). Geboten wurde ein aktueller wissenschaftlicher Überblick – 
immer aus der Sicht und zum Nutzen des Praktikers. 

Appellierte an Politiker 
und Krankenkassen, 
das eigeninitiativ  
betriebene sozialmedi-
zinische Engagement 
der Zahnärzte in 
Mecklenburg-Vorpom-
mern zu unterstützen: 
Kammerpräsident und 
BZÄK-Vizepräsident 
Dr. Dietmar Oester-
reich. 
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„Freiheit und Verantwortung stehen in ei-
nem Komplementärverhältnis.“ Was der 
Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
Prof. Dr. Dres. h. c. Hans-Jürgen Papier in 
seinem Festvortrag anlässlich der Preisverlei-
hung am 12. September im Erbdrostenhof 
in Münster als eine Art bürgerschaftlicher 
Leitidee seinen Ausführungen voranstellte, 
war auch wohlverstandene Warnung an ei-
ne Republik in Wahlkampfzeiten. „Zuschau-
erdemokratien“, die sich „von ihren Politi-
kern unterhalten“ ließen, seien gefährlich. 
Papier warnte vor weiterer Überregulierung 
bürgerlicher Freiheiten durch die Sozialge-
setzgebung. Auf diese Weise werde soziales 
Engagement eher verhindert, erklärte der 
BVerfG-Präsident im Vorfeld der Bundes-
tagswahlen.
Deutschland brauche vielmehr „eine Stär-
kung der bürgerschaftlichen Leitidee“ einer 
individuellen Verantwortlichkeit für die  
Gemeinschaft. Papier rief zu mehr gesell-
schafts- und sozialpolitischer Nachhaltigkeit 
auf. „Vorsorge“ – das Attribut, auf dem der 

Apollonia-Preis basiere – sei Teil dieser Leit-
idee. Der Preisträger stehe, so Papier zum 
Schluss seiner Ausführungen, für die Umset-
zung solcher Ideen.

Diese dem ehemaligen Präsidenten und 
heutigem Ehrenpräsidenten der Bundes-
zahnärztekammer zugeschriebenen Eigen-
schaften gaben den Ausschlag für die Verga-
be des Apollonia-Preises 2009. Weitkamp 
stehe, so Landeszahnärztekammer-Präsident 
und Stiftungsvorsitzender Dr. Walter Dieck-
hoff, „für eine Zahnmedizin, die dem Ver-
trauen und dem Anliegen unserer Patienten 
gerecht wird“. Der Preisträger, der das Preis-
geld für karitative Projekte spendete – sei ei-
ner der tatkräftigsten Verfechter der Präven-
tion in der Zahnmedizin. Als „Mentor der 
Standespolitik“, so Dieckhoff, habe er sein 
Credo der Einbindung des Berufsstandes in 
die Gesellschaft beständig vorangetrieben. 

Ein Protagonist  
der Patientenorientierung
BZÄK-Vizepräsident Dr. Dietmar Oesterreich 
bestätigte in seiner Laudatio als freund-
schaftlich verbundener Mitstreiter des ehe-
maligen BZÄK-Präsidenten Weitkamp des-
sen hartnäckiges Ringen um Vertrauen für 
die zahnärztliche Tätigkeit und die daraus 
resultierende professionspolitische Arbeit  
in der Öffentlichkeit: „Er hat den Blick der 
Öffentlichkeit auf den zahnmedizinischen 
Versorgungsalltag geöffnet.“ Weitkamp ha-
be es geschafft, nicht nur das Bild der Zahn-
ärzte in der Öffentlichkeit, sondern auch das 
Selbstbild der Zahnärzte durch sein Handeln 
zu prägen. Gesellschaftliche Konzepte habe 
der Preisträger „aus der zahnärztlichen Pra-
xis“ heraus entwickelt. Oesterreich: „Heute 
sieht man Zahnärzte dank dieses Einsatzes 
als die Berufsgruppe, die in der Prävention 
erfolgreich war und ist.“ Weitkamp sei ein 
Protagonist der Patientenorientierung, er 
habe die Bereitschaft für „sprechende Zahn-
heilkunde“ in der Zahnärzteschaft gefördert 
und gestärkt. 
Freiberuflichkeit, so erläuterte Oesterreich 
auch mit Blick auf den für seinen Einsatz für 
Menschen mit Morbus Down ausgezeich-
neten Prof. Dr. Peter Cichon (Witten/Herde-
cke), bedeute nicht nur, Rechte zu haben, 
sondern auch Pflichten wahrzunehmen. 
Beiden Preisträgern zollte der BZÄK-Vizeprä-
sident seinen Respekt für ihre praktizierte 
Gemeinwohlorientierung.

Apollonia-Preis 2009

Unermüdlich im Einsatz  
für Praxis und Gesellschaft
Ein Festakt als Plädoyer für staatsbürgerliche Eigenverantwortung: Die dies- 
jährige Verleihung des Apollonia-Preises an Dr. Dr. Jürgen Weitkamp, einem  
Mitbegründer der Stiftung der Zahnärzte in Westfalen-Lippe, und die Vergabe 
des Förderpreises an Prof. Dr. Peter Cichon gerieten zur Feierstunde für  
gesellschaftliches Engagement. 

Einsatz im Sinne 
Apollonias:  
Stiftungsvorsitzender 
Dr. Walter Dieckhoff, 
Apollonia-Preisträger 
Dr. Dr. Jürgen Weit-
kamp und Förder-
preisträger Prof. Dr. 
Peter Cichon

Hielt eine von freundschaftlicher Verbunden-
heit geprägte Laudatio für den Preisträger:  
Dr. Dietmar Oesterreich
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Prävention und Kuration  
gehören zusammen

Weitkamp, dem der Stiftungsvorsitzende 
Dieckhoff nachsagte, man habe ihn zur An-
nahme des Preises, den er als ehemaliger 
Stiftungsmitbegründer mit konzipiert habe, 
durchaus überreden müssen, führte in sei-
ner Dankesrede aus, dass es in den zurück-
liegenden Jahren Aufgabe der Zahnärzte-
schaft gewesen sei, die „einst getrennten 
Säulen Prävention und Kuration zusammen-
zufügen“. Mit Blick auf den Festredner und 
Laudator Prof. Papier stellte der BZÄK-Eh-
renpräsident fest, dass die Thesen zu „Frei-
heit und Verantwortung exakt der Grundla-
ge des Freien Berufes wie auch der ambulan-
ten Ausübung der Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde in Deutschland, insbesondere 
dem Zahnheilkundegesetz“ entsprächen. 
Prävention bedeute, bei jeder Therapie da-

für zu sorgen, dass „nicht nur der Schaden 
beseitigt wird, sondern auch das eingesetz-
te Therapiemittel die Ursachen und Risiken, 
die zu der Erkrankung geführt haben, besei-
tigt oder mindestens abmildert“. Primärprä-
vention, also Prophylaxe, sei, so der Preisträ-

ger in seinen Ausführungen, ohne 
zahnärztliches Assistenzpersonal nicht 
professionell zu erbringen. Weitkamp: 
„Der Berufsstand wird seine Glaubwür-
digkeit nicht aufrecht erhalten können, 
wenn nicht für eine objektive Qualifika-
tion gesorgt wird.“ Heute seien die frü-
her im Denken und Handeln getrenn-
ten Begriffe von Prävention und Kurati-
on in der Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde „siamesische Zwillinge“. Der 
Preisträger forderte dazu auf, diese  
berufsständische Verantwortung anzu-
nehmen und kontinuierlich zu pflegen: 
„Prävention ist ein wesentlicher Faktor 

zum Erhalt und zur Steigerung der Lebens-
qualität – im jugendlichen Alter zur Vermei-
dung invasiver Eingriffe und im Erwach- 
senenalter durch Bewahrung weitgehend 
natürlicher Bezahnung bis ins hohe Lebens-
alter.“ mn

Der Idee bürgerschaftlicher Eigenverantwortung 
eng verbunden: Preisträger Dr. Dr. Jürgen Weit-
kamp und Festredner Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier
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Die große Mehrheit der Bundesbürger (71 
Prozent) hält das deutsche Gesundheits- 
wesen nach wie vor für leistungsfähig, 
wenngleich sich die Qualität der Versor-
gung nach Meinung von 59 Prozent der  
Bevölkerung in den vergangenen zwei,  
drei Jahren verschlechtert hat. Gleichzeitig 

wächst bei vielen Menschen die Sorge über 
die Auswirkungen des Kostendrucks auf das 
eigene Portemonnaie. Zu diesen Ergebnis-
sen kommt die Allensbach-Befragung. 
Die Sorge vor mehr finanzieller Eigenver-
antwortung kommt nicht von ungefähr. 
„41 Prozent der Bevölkerung haben schon 
erlebt, das ihnen Medikamente aus Kosten-
gründen vorenthalten wurden“, berichtete 
Prof. Renate Köcher, Leiterin des Allensba-
cher Instituts, auf der Jahresversammlung 
des BAH in Bonn. Betroffen hiervon waren 

der Befragung zufolge in erster Linie ältere 
Patienten und GKV-Versicherte. 
Gut ein Drittel der Versicherten hat außer-
dem die Erfahrung gemacht, dass die Kran-
kenkassen rezeptfreie Medikamente nicht 
mehr bezahlen. OTC-Arzneimittel liegen 
gleichwohl im Trend. 46 Prozent der Bun-

desbürger gaben an, sich häufig oder  
gelegentlich rezeptfreie Arzneimittel in der 
Apotheke zu besorgen. Bei den über 60-Jäh-
rigen sind es sogar 55 Prozent. 

Vertrauen in Empfehlung 
des Arztes
Zahlreiche Patienten vertrauen dabei auf  
die Arzneimittelempfehlung ihres Arztes  
auf der Grundlage des Grünen Rezepts. 35 
Prozent der Bevölkerung erklärten, schon 

mal ein solches Rezept erhalten zu haben; 
29 Prozent von ihnen haben daraufhin das 
empfohlene Arzneimittel gekauft.
Trotz der Bereitschaft, für Medikamente 
notfalls selbst aufzukommen, warnte Kö-
cher in Bonn davor, die Eigenverantwortung 
der Versicherten zu stark zu strapazieren. 
Denn der finanzielle Spielraum für eine Be-
teiligung an den Gesundheitsausgaben ist 
gering. Gerade mal ein Viertel der Bevölke-
rung glaubt, durchschnittlich noch 51 Euro 
monatlich mehr für die gesundheitliche  
Versorgung aufbringen zu können. Für 41 
Prozent der Bevölkerung besteht kein zu-
sätzlicher finanzieller Spielraum mehr.
Köcher wies zudem daraufhin, dass der Preis 
eines Arzneimittels aus Sicht vieler Patienten 
kein Maßstab für die Qualität ist. Nur 18 
Prozent der Bevölkerung sind der Meinung, 
dass teurere Präparate häufig besser sind als 
preiswertere. 51 Prozent halten kostengüns-
tige Arzneimittel für qualitativ vergleichbar 
mit dem teureren Original.
Der BAH erneuerte vor dem Hintergrund 
der Ergebnisse des Allensbach-Gutachtens 
seine Forderung nach einer sinnvollen Kos-
ten-Nutzen-Bewertung von Arzneimitteln. 
Es sei an der Zeit, das „untaugliche Instru-
ment“ der Rabattverträge abzulösen, so der 
BAH-Vorsitzende Hans-Georg Hoffmann. 
Der Verband schlägt ein Erstattungspreis-
modell vor, bei dem der Preis den Nutzen 
des jeweiligen Präparats widerspiegeln soll. 
Kern des Modells ist ein Preiskorridor mit 
nach Indikationsgruppen festgelegten Un-
ter- und Obergrenzen. 
Kritik an der derzeitigen Kosten-Nutzen-Be-
wertung übte auch der Wirtschaftsexperte 
Bert Rürup. Das vom Institut für Qualität 
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswe-
sen entwickelte Modell sei „verhängnisvoll“, 
da es das Preisniveau gegenwärtiger Stan-
dardtherapien zum Maßstab mache und  
somit Innovationen behindere. 

Petra Spielberg
Christian-Gau-Str. 24
50933 Köln

Allensbach-Befragung

Kaum Spielraum bei der Eigenverantwortung
Viele Bundesbürger fürchten weitere Einschnitte bei der Gesundheitsversorgung 
und eine stärkere Eigenverantwortung. Doch der Spielraum hierfür ist weit-
gehend ausgereizt. Reformen unter anderem bei der Kosten-Nutzen-Bewertung 
von Arzneimitteln scheinen dringend geboten. Dies sind die Kernergebnisse einer 
Befragung des Meinungsforschungsinstituts Allensbach, die vom Bundesverband 
der Arzneimittelhersteller (BAH) in Auftrag gegeben wurde.

Patienten sorgen sich laut einer Befragung von Allensbach vermehrt vor der finanziellen Belas-
tung beim Kauf von Arzneimitteln. Besonders beim Grünen Rezept vertrauen sie der Empfehlung 
ihres Arztes.
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Wer erinnert sich nicht an 
ihre gemeinsame Spritztour im VW Cabrio? 
Der erste Flirt, ein zaghafter Annäherungs-
versuch. Acht Jahre später wirkt das selbst-
ernannte Dreamteam Angela Merkel und 
Guido Westerwelle weit entfernt von einem 
öffentlichen Schmusekurs – obwohl oder 
vielleicht gerade weil die beiden Königskin-
der nach all den Jahren ungestillter Sehn-
sucht endlich zueinander fanden. Denn ob 
Mindestlohn, Kündigungsschutz oder inne-
re Sicherheit – die Ansichten gehen ausein-
ander. In Sachen Gesundheitspolitik sowie-
so: Hier trennen Merkel und Westerwelle 
Welten. Während der FDP-Chef einen radi-
kalen Kehraus ankündigt, möchte die CDU-
Frontfrau am liebsten alles so lassen, wie es 
ist. Wie schlecht die gesundheitspolitischen 
Vorstellungen zusammenpassen, gestand 
die wiedergewählte Kanzlerin bereits vor 
dem 27. September der „Apotheken-Um-
schau“. Zwar sei die FDP ihr Wunschpartner. 

Die Modelle der Liberalen fürs Gesundheits-
system entsprächen aber für sie „nicht dem 
Gedanken der sozialen Ausgewogenheit, 
und soziale Unausgewogenheit wird die 
Union nicht zulassen“. Offenbar, so die pat-
zige Reaktion von FDP-Gesundheitsexperte 
Daniel Bahr, wolle Merkel die Politik von Ulla 
Schmidt fortsetzen. Gleitet die geplante  
Liebeshochzeit qua Realitätsschock schon 
vor ihrer Vollziehung ab in eine Mussehe?

Fonds ist gesetzt

Zumindest in einem Punkt hat Bahr nicht 
ganz unrecht: Die Abschaffung des Gesund-
heitsfonds, wie von der FDP immer wieder 
postuliert, schließt die Kanzlerin kategorisch 
aus. Kein Wunder: Schließlich hat sie die 
Geldsammelstelle gegen den Widerstand 
aus den eigenen Reihen durchgeboxt –  
und zeigt sich nun demonstrativ zufrieden 
mit dem Resultat. Die „Grundstruktur des 
Gesundheitsfonds“ werde nicht angetastet, 
erklärte sie. Auf dem „sensiblen Feld der Ge-

sundheit“ könne man nicht jedes Jahr eine 
neue Reform machen, rechtfertigte der Par-
lamentarische Geschäftsführer der Union im 
Bundestag, Norbert Röttgen, das Macht-
wort. Selbst die FDP könne „kein Interesse 
daran haben, ein System, das nicht mal 
neun Monate existiert und noch nicht in  
allen Teilen seine volle Wirkung entfaltet 
hat, komplett zurückzunehmen“, sprang 
auch Annette Widmann-Mauz (CDU) der 
Kanzlerin bei.
Nichtsdestotrotz ist die Union beim Pool zu 
Kompromissen bereit. In Form einer Aufhe-
bung der Deckelung beim Zusatzbeitrag  
etwa. „Die Begrenzung des Zusatzbeitrags 
auf ein Prozent des Einkommens ist aus 
Sicht der Kassen offensichtlich nicht prak- 
tikabel und gehört daher abgeschafft“, er-
klärte CDU-Gesundheitspolitiker Jens Spahn 
der „Berliner Zeitung“. Was ihre Schwester-
partei betrifft: Die CSU ist hier ohnehin  
näher bei der FDP, stört sie doch, dass das 
reiche Bayern über den Verteiler Millionen  
in ärmere Länder pumpt. Ihre Maßgabe:  

Claudia Kluckhuhn

Der Wahlsieg von Union und FDP beflügelt nicht nur die Aktienkurse. Auch Ärzte 
und Zahnärzte versprechen sich von dem neuen Regierungsbündnis eine Wende 
in der Gesundheitspolitik. Allerdings ist sich Schwarz-Gelb offenbar gerade auf 
diesem Feld nicht grün – Stichwort Gesundheitsfonds. Wie wahrscheinlich ist  
eine ultimative Kurskorrektur?

Die neue Staatsaffäre

52 Schwarz-Gelbe Koalition



zm 99, Nr. 20 A, 16.10.2009, (2741)

zumindest regionalisieren. Und – ein bisserl 
Zucker – den Kassen wenigstens ihre Bei-
tragshoheit zurückgeben. Auch über einen 
leichteren Zugang zur PKV ließe sich gege-
benenfalls reden. Die Unterschiede für ge-
setzlich und privat Versicherte beim Arzt- 
honorar will die CDU jedoch ebenso wenig 
nivellieren wie sie die bereits beschlossenen 
Steuerzuschüsse fürs gesetzliche System, die 
Arzneizuzahlungen und die ungeliebte Pra-
xisgebühr zurückdrehen möchte.
Wobei man bedenken muss, dass sich die 
Union als einzig übriggebliebene Volkspar-
tei versteht. Sie wird sich hüten, die GKV 
grundsätzlich abzuwerten: Schließlich sind 
über 90 Prozent dieses Volkes Kassenpatien-
ten. Eine wie auch immer geartete Prämie – 
die die Union damals selbst als wettbewerb-
liches Steuerungselement einführen wollte, 
wir erinnern uns – rückt außerdem in weite 
Ferne. Davon hat man sich sang- und klang-
los verabschiedet. „Das Gesundheitssystem 
muss im Kern solidarisch finanziert werden. 
Die Gesunden müssen für die Kranken mit-

bezahlen und die Gutverdienenden für die 
Ärmeren“, lautete dazu das Statement von 
CDU-Sozialpolitiker Karl-Josef Laumann. Ob 
derartige Zugeständnisse reichen? Noch 
verschmäht FDP-Generalsekretär Dirk Nie-
bel das Bonbon: „Sehr intensiv“ werde man 
über dessen Abschaffung zu reden haben, 
kommentierte er lakonisch die Zukunft des 
Gesundheitsfonds. Das „Gemurks“ von Ulla 
Schmidt wolle man nicht fortsetzen. Niebel: 
„Wir reichen der Union die Hand, aus die-
sem Sumpf wieder rauszukommen.“ Es blei-
be Ziel der FDP, den Fonds rückabzuwickeln, 
bestätigte Bahr. Der Weg in die Einheits- 
kasse? Aus Sicht der FDP nicht akzeptabel.
Dass dieses Jahr laut den jüngsten Berech-
nungen des Schätzerkreises für die Gesetzli-
che Krankenversicherung bereits 2,9 Milliar-
den im Fondstopf fehlen, und wegen der 
Wirtschaftskrise 2010 diese Lücke noch grö-
ßer ausfallen wird, dürfte die FDP nicht un-
bedingt milder stimmen. Am Ende werden 
sich die neuen Koalitionäre einigen müssen. 
Je nachdem auf welche Modalitäten, ändern 

sich die Rahmenbedingungen für die Player 
im System. Auch die für Ärzte und Zahn- 
ärzte.

Große Erwartungen

Noch ist der Berufsstand optimistisch. Ins-
besondere von den Liberalen erhoffen sich 
die Mediziner Großes. Laut einer Online-
Umfrage des Marketinginstituts MKM unter 
450 Ärzten erwartet davon die Hälfte, dass 
die neue Bundesregierung das Gesundheits-
system grundlegend reformiert. Gefragt ist 
also eine „nachhaltige Gesundheitsreform, 
die mehr leistet als eine reine Kostendiskus-
sion“, so KBV-Vorstand Dr. Carl-Heinz Mül-
ler. „Bürokratie und Regulierung müssen 
dringend auf das notwendige Maß reduziert 
werden.“ Müller sprach sich überdies für  
einen geregelten Vertragswettbewerb aus: 
„Wenn wir eine flächendeckende und quali-
tativ hochwertige Versorgung mit nieder-
gelassenen Hausärzten, Fachärzten und Psy-
chotherapeuten in ganz Deutschland erhal-
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Angela Merkel will in einer schwarz-gelben Regierung „schon als Koch 
auftreten“. Die implizite Zuweisung des Kellnerjobs konterte Guido  
Westerwelle mit dem Hinweis, auch er könne sehr gut kochen, was  
Frau Merkel im Übrigen durchaus wisse.
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ten wollen, brauchen wir den Kollektivver-
trag als Grundlage.“
Zurück zur Umfrage: Knapp 40 Prozent der 
Ärzte gehen überdies davon aus, dass der 
Politikwechsel zu einer Verbesserung ihrer 
eigenen Situation führt. Sie setzen vor allem 
auf Gesetzesänderungen im System. Und 
wünschen sich zugleich, dass eine „neue 
Vertrauenskultur im Gesundheitswesen be-
gründet wird“, wie es Ärztepräsident Prof. 
Jörg-Dietrich Hoppe formulierte. Der Pa-
tient und die ärztliche Behandlung müssten 
wieder in den Mittelpunkt der Gesundheits-
politik gerückt werden, stellte Hoppe klar. 
Ärzte und Zahnärzte wissen: Tragende Säu-
len des Gesundheitssystems sind die Thera-
piefreiheit und die Versorgungsqualität. 
Dauerhaft sichern wird man diese freilich 
nur können, indem man auch die dritte Säu-
le stärkt: die ärztliche Freiberuflichkeit. 
 Dass dabei die Selbstverwaltung der Ärzte 
und Zahnärzte als starke Interessenvertre-
tung ihrer Mitglieder erhalten bleibt, halten 
der KZBV-Vorsitzende Dr. Jürgen Fedderwitz 
und der Präsident der Bundeszahnärzte-
kammer, Dr. Peter Engel, im Konsens mit 
der Ärzteschaft für unabdingbar. Das Wahl-
ergebnis sei eben auch ein Signal für die 
überfällige Anpassung des Gesundheitswe-
sens an die Realitäten hierzulande, betonte 
Engel. „Konkret erwarten wir“, sagte er, 
„dass die Bundeskanzlerin den vor der Wahl 
angekündigten konstruktiven Dialog von 
Politik und Berufsstand zur Neustrukturie-
rung der GOZ aufnimmt.“ Die Union versi-
cherte: Das Thema GOZ werde wieder auf 
die Agenda gesetzt.

Entscheidend sei, verdeutlichte Fedderwitz, 
dass die neue Regierung dringende Reform-
schritte in der vertragszahnärztlichen Ver-
sorgung ohne langes Zuwarten in Angriff 
nimmt. Ziel bleibe daher nach wie vor: eige-
ne gesetzliche Regelungen im SGB V. Fed-
derwitz: „Wir brauchen die längst überfäl- 
lige Anpassung der Zahnarzthonorare im 
Osten an das West-Niveau. Wir haben die 
Benachteiligungen aus den GKV-Struktur-
verwerfungen noch jeden Tag vor Augen. 
Wir müssen gemeinsam die Abschaffung 
der Budgets angehen – das sind politische 
Altlasten der Großen Koalition, die das neue 
Bündnis schnell beseitigen sollte.“ 

Mehr privat als Staat

Keine Frage: Handlungsbedarf besteht. Vor 
diesem Hintergrund haben KZBV und BZÄK 
weit vor der Wahl auf politischer Ebene die 
Besonderheiten der zahnmedizinischen Ver-

sorgung herausgestellt. Ein Kennzeichen: 
die Möglichkeit zwischen need- und want 
dentistry zu unterscheiden. „Need“ umfasst 
die 100 Prozent von der GKV getragene 
Grundversorgung, „want“ steht für eine da-
rüber hinausgehende Therapie sowie ein 
vom Versicherten selbst zu verantwortendes 
Mehr an Behandlungsaufwand, aber damit 
auch an Tragekomfort und Ästhetik. 

Plädoyer für Festzuschüsse

Erste Schritte, diesen spezifischen zahnärzt-
lichen Belangen Rechnung zu tragen, sind 
bekanntlich die Festzuschüsse beim ZE. Sie 
gelten nicht nur als erfolgreiches Steue-
rungsinstrument in der Prothetik mit Mo-
dellcharakter für die zahnärztliche Versor-
gung, sondern besitzen in der Medizin ge-
nerell Vorbildcharakter. Doch bleiben wir in 
der Zahnmedizin: Unter versorgungspoliti-
schen Aspekten scheinen vor allem die Paro-
dontologie und die Füllungstherapie prä-
destiniert für die Festzuschuss-Systematik – 
unter anderem, weil hier eine Differenzie-
rung zwischen Grund- und Wahlleistungen 
möglich ist, erläuterte der stellvertretende 
KZBV-Vorsitzende Dr. Wolfgang Eßer. Ent-
sprechende Konzepte werden derzeit mit 
der Bundeszahnärztekammer und der Wis-
senschaft erarbeitet. Das Festzuschusssys-
tem habe eben auch gezeigt, dass der Pa-
tient viel mündiger ist, als es der Staat ihm 
zutraut, sagt Eßer: „Insofern heißt auch hier 
unsere Forderung: mehr privat als Staat!“ 
Neben der Aussicht auf einen Kurswechsel 
im Honorar- und Vertragsgeschäft im Sinne 

Die Ärzte erhoffen 
sich von Schwarz-
Gelb eine neue  
Vertrauenskultur.  
Und last but not least 
eine neue GOÄ. 

BZÄK-Präsident Dr. 
Peter Engel und der 
KZBV-Vorsitzende Dr. 
Jürgen Fedderwitz im 
Gespräch mit der 
baden-württember-
gischen KZV-Chefin 
Dr. Ute Maier. Die 
interne Abstimmung 
ist das A und O.
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der Kostenerstattung und eines fairen Wett-
bewerbs bei den Selektivverträgen, gibt es 
nun auch die Chance, ein leidiges Großpro-
jekt zu überdenken. Richtig: die elektroni-
sche Gesundheitskarte, kurz eGK. „Eine 
Neuordnung der Prozesse ist mit Blick auf 
das drohende Chaos beim Basis-Rollout in 
Nordrhein absolut erforderlich“, schildert 
der stellvertretende KZBV-Vorsitzende Dr. 
Günther E. Buchholz die Lage.

Gesundheitspolitik ist  
Zukunftspolitik
Dass es der Zahnärzteschaft nicht um kleine 
Korrekturen, sondern um einen Paradig-
menwechsel Richtung präventionsorientier-
te Versorgung geht, machten KZBV und 
BZÄK in ihren Positionierungen deutlich. 
Mit der „Perspektive Mundgesundheit“ prä-
sentierte die KZBV Wege für eine zukunft-
weisende Ausgestaltung der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung. Ziel des politischen 
Handelns: ein selbstverwaltetes, pluralisti-
sches Gesundheitswesen, und zwar auf Basis 
freiberuflicher Strukturen und der freien 
Arztwahl. Darauf aufbauend entwickelte die 
KZBV sogenannte Wahlprüfsteine, um im 
Vorfeld der Wahl den politischen Hand-
lungsbedarf in der vertragszahnärztlichen 
Versorgung aufzuzeigen, Reformen in die-
sem Versorgungsbereich einzufordern und 
mit der Politik die Diskussion über die Wei-
terentwicklung der Rahmenbedingungen 
für die vertragszahnärztliche Versorgung 
fortzusetzen. Im Schulterschluss mit der 
KZBV formulierte auch die BZÄK fundamen-
tale Prämissen für eine moderne zukunfts-

orientierte Zahnheilkunde. „Vorrangiges 
Ziel bleibt“, führt BZÄK-Vizepräsident Dr. 
Dietmar Oesterreich aus, „allen sich uns an-
vertrauenden Menschen den langfristigen 
Erhalt und die Verbesserung der individuel-
len Mundgesundheit zu gewähren.“ Mit 
Blick auf die Bedeutung der Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkunde sei ausschlaggebend, 
„dass jeder Bürger wohnortnah Zugang zu 
qualitativ hochwertiger zahnärztlicher Ver-
sorgung erhält“. Garant hierfür: gut ausge-
bildete Zahnärzte und ein qualifiziertes Pra-
xisteam. „Gesundheitspolitik ist Zukunfts-
politik“ bilanziert die BZÄK.
Gemeinsam mit den Ärzten ist der zahn-
ärztliche Berufsstand bereit, seinen Sach-
verstand in die Politik einzubringen. „Nur 
gemeinsam können wir es schaffen, die  
großen Herausforderungen von demografi-
scher Entwicklung und medizinischem Fort-
schritt zu stemmen“, bringt es Ärztepräsi-
dent Hoppe stellvertretend auf den Punkt.
Reaktionen kamen natürlich auch von den 
anderen Heilberuflern: So sieht die Bundes-

vereinigung Deutscher Apothekerverbände 
(ABDA) in dem Wahlsieg eine Grundlage  
für eine qualitative Fortentwicklung der 
hochwertigen Arzneimittelversorgung mit 
unabhängigen und freiberuflich tätigen 
Apothekern. Notwendig dafür seien ein sta-
biler Gesetzesrahmen und eine verlässliche 
Gesundheitspolitik, meinte ABDA-Präsident 
Heinz-Günter Wolf.

Interessengemengelage

Aber hoppla, bevor wir es vergessen: Es 
tummeln sich noch andere auf der Spielwie-
se namens Gesundheitspolitik. Zum Beispiel 
die Kostenträger. Während der Verband der 
privaten Krankenversicherung (PKV) eine 
Gesundheitspolitik für gut heißt, „die einen 
fairen Wettbewerb zwischen gesetzlichen 
Krankenkassen und privater Krankenversi-
cherung fördert, anstatt den Trend in die 
Staatsmedizin fortzusetzen“, verlangt der 
GKV-Spitzenverband, die gesetzliche Kran-
kenversicherung zu stärken und weiterzu-
entwickeln. Eingefordert wird insbesondere 
eine stärkere finanzielle Unterstützung. So 
betonte deren Vorsitzende Doris Pfeiffer, 
Dreh- und Angelpunkt blieben die Solidari-
tät, die Sicherung des medizinischen Fort-
schritts, die nachhaltige Finanzierung und 
der Wettbewerb um die beste Versorgung. 
Naturgemäß hält sie die Stärkung der ge-
setzlichen Krankenversicherung für die zen-
trale Herausforderung der neuen Bundes- 
regierung.
Einen entsprechenden Forderungskatalog 
halten auch die Ersatzkassen parat. Inhalt: 
Der Zusatzbeitrag gehört gekippt, und zwar 

Nordrhein-Westfalens 
Ministerpräsident Jür-
gen Rüttgers (CDU) 
zählt zu den Verteidi-
gern des Fonds: Es sei 
ein „Riesenfehler“ von 
Rot-Grün gewesen, 
wichtige Reformen 
der Vorgängerregie-
rung „wieder einzu-
kassieren“. Rüttgers: 
„Gerade in der Krise 
sollten wir den Fehler 
nicht wiederholen.“

Die einen propagieren 
Privatisierung und  
Eigenverantwortung, 
die anderen bangen 
plötzlich ums Solidar-
prinzip. Wie man sich 
jetzt zusammenrauft? 
Selbst ausgewiesene 
Experten in Union 
und FDP haben  
keinen blassen  
Schimmer.
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zugunsten eines Sonderbeitrags, den Versi-
cherte und Arbeitgeber gemeinsam bezah-
len. Um Verwaltungskosten einzusparen, 
könnten die Zusatzbeiträge genauso wie 
der reguläre Beitrag direkt vom Arbeitgeber 
überwiesen werden. In einer Expertise vom 
September 2008 hatten die Kassen diesen 
Aufwand nämlich auf satte 1,3 Milliarden 
Euro beziffert.
Die Kassen erhielten dann zwar noch immer 
einen Großteil ihrer Einnahmen aus dem 
Pool, könnten künftige Kostensteigerungen 
aber beliebig über Zusatzbeiträge refinan-
zieren. Den Versicherten würde eine Kombi-
nation aus regulärem Beitrag und Zusatz-
beitrag direkt vom Lohn abgezogen. 
 Verbandschef Thomas Ballast hält es darum 
für zwingend, die Steuermittel für den Ge-
sundheitsfonds aufzustocken und die Gel-
der aus dem Finanztopf anders zu verteilen. 
Es mache „sicherlich keinen Sinn“, so Bal-
last, „den Fonds zurückzudrehen“, eine 
Weiterentwicklung sei aber dringend gebo-
ten. Die Ersatzkassen und Allgemeinen Orts-
krankenkassen hatten in ihren Papieren be-
reits im Sommer fixiert, dass man den Fonds 
über die Umgestaltung der Zusatzbeiträge 
auszumanövrieren gedenke. Und sind in der 
Politik offenbar auf Gehör gestoßen.

Weil nicht jede Kasse über den Zusatzbei-
trag gleich viel Geld einnimmt, meckert die 
AOK-Lobby an dieser Stelle, dass der Wett-
bewerbsnachteil aber per Gesetz ausgegli-
chen werden müsse. Ebenfalls ganz oben 
auf der GKV-Wunschliste: mehr Freiheiten 
bei den Hausarztverträgen und eine Korrek-
tur beim Risikostrukturausgleich (RSA). 
 „Die neue Regierung hat die Chance zu  
einem Neuanfang und einer Wende weg 
von der Richtung Staatsmedizin und Zen-
tralismus hin zu Pluralität und Wettbe-
werbsfreiheit“, artikulierte sich auch der  
Geschäftsführer des BKK-Bundesverbands, 
Heinz Kaltenbach. 
Rückendeckung erhalten die gesetzlichen 
Kassen vom Bundesverband der Verbrau-
cherzentralen (vzbv). Die gesetzlichen Kran-
kenkassen sollten ihre Beitragssätze wieder 
individuell festsetzen können, sagte vzbv-
Vorstand Gerd Billen. Man könne ferner er-
wägen, den Steueranteil im Gesundheitssys-
tem zu erhalten und auszubauen, um die 
Beiträge der Versicherten stabil zu halten.

Wünsch dir was
Auch die Pharmaindustrie hat sich zu Wort 
gemeldet. Vor allem die mittelständigen 
Pharmaunternehmen bräuchten mehr Un-
terstützung, verkündete der Bundesverband 
der Pharmazeutischen Industrie (BPI). Es sei 
notwendig, Forschung und Entwicklung 
steuerlich zu fördern. „Forschung für inno-
vative Produkte – auch mit bekannten  
Stoffen – die Therapiefortschritte mit sich 
bringen, muss sich wieder lohnen“, so der 
BPI-Vorstandsvorsitzende Bernd Wegener. 
Experten räumen den Pharmaverbänden 
bei den Verhandlungen in der Arbeitsgrup-

pe Gesundheit jedoch nicht die besten 
Chancen ein. Vielmehr laufe alles auf den 
neuen Spitzenverband der Krankenkassen 
zu. Seine Expertise als einigermaßen neutra-
le Instanz ist nicht zuletzt deshalb gefragt, 
weil das seit 2001 von der SPD geführte Ge-
sundheitsministerium mit dem Machtwech-
sel als „Back-Office“ für Sach- und Fachfra-
gen ausscheidet. „Wir können uns gar nicht 
retten vor Anfragen aus der Union. Auch die 
FDP hat schon angeklopft“, hieß es im Ver-
band. Seit feststeht, wer die Wahl gewon-
nen hat, werden die Abgeordneten von Uni-
on und FDP „mit Papieren zugeschüttet“, 
wie Rainer Brüderle sagt. Bei ihm landet be-
sonders viel Papier, ist er doch als künftiger 
Bundeswirtschaftsminister im Gespräch. 

Rollenspiele
Bleibt die Frage nach dem Gesundheitsmi-
nister. Ernsthaft kommen dafür nur zwei 
Kandidaten infrage: die bisherige Familien-
ministerin Ursula von der Leyen und der 
Chef des Bundesversicherungsamtes, Josef 
Hecken. Erstere werde aber weiterhin drin-
gend für die Familienpolitik benötigt, geben 
sie in der Union zu bedenken. Hecken dage-
gen wäre, als „Exekutor“ und großer Fan 
des Fonds, ein Affront für die FDP. Dass jene 
das Amt für sich selber reklamiert, glaubt 
kaum einer. Schlimmeres als einen Minister 
zu stellen, der dann die meisten seiner Wahl-
kampfversprechungen nicht einzulösen im-
stande sei, könne sich die Partei doch nicht 
antun, spotten Unionsexperten.
Die neue Regierung – nach dem Willen von 
CDU und CSU soll sie bereits mit der ersten 
Sitzung des neuen Bundestages am 27. Ok-
tober im Amt sein. Würde die neue Riege 
schon zu diesem Zeitpunkt vereidigt, könn-
te der wahrscheinliche neue Außenminister 
Westerwelle die Bundeskanzlerin bereits 
zum EU-Gipfel am Ende Oktober nach Brüs-
sel begleiten, heißt es. Und wie es weiter 
geht? Was die Frischvermählten betrifft, 
schaut es jedenfalls nach einer stabilen Ehe 
aus. „Wir können gut miteinander, wir kön-
nen sehr gut miteinander, wir haben ja auch 
ein gutes Verhältnis“, charakterisiert Wester-
welle die Beziehung zu Merkel. Cabrio fah-
ren war eben gestern. ■

FDP-Generalsekretär Dirk Niebel. Kann er den 
Fonds bezwingen?

Die Zukunft der Zahnmedizin hängt maßgeb-
lich von den jetzigen Weichenstellungen ab.
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Indikationen
Die Hauptziele einer temporären Ver-
sorgung sind [3, 12, 16, 20, 24, 33-35, 
37, 55]:
■ Schutz der beschliffenen Zahnhart-
substanz und der Pulpa
■ Erhalt/Wiederherstellung der Kau-
funktion
■ Erhalt/Wiederherstellung der pho-
netischen Funktion
■ Erhalt/Wiederherstellung des ästhe-
tischen Erscheinungsbildes
■ Stabilisation der Zahnposition
■ Steuerung der Weichgewebsheilung / 
 Schutz der Parodontien
■ Exspektative Diagnostik / Austesten ge-
planter Veränderungen

Temporäre Restaurationen können darüber 
hinaus eingesetzt werden, um die Erhal-
tungswürdigkeit beziehungsweise Erhal-
tungsfähigkeit der Zähne abzuschätzen, die 
in die definitive Rekonstruktion mit einge-
bunden werden sollen (exspektative Dia-
gnostik) [20, 56, 65]. Zusätzlich können 
temporäre Rekonstruktionen bei geplanten 
Änderungen des ästhetischen Erscheinungs-
bildes, der Okklusion und/oder der Phonetik 
verwendet werden. Sie dienen in diesen Fäl-
len der Überprüfung der Neugestaltung im 
Dialog mit dem Patienten und ermöglichen 
gegebenenfalls notwendige Nachbesserun-
gen [48].

Temporäre Kronen- und 
Brückenwerkstoffe
Zur Anfertigung temporärer Restauratio-
nen stehen grundsätzlich unterschiedliche 
Polymer-Systeme zur Verfügung (tempo -

räre K&B-Werkstoffe) [3, 11, 12, 24, 33,  
37, 48]:
■ Pulver-Flüssigkeits-Systeme auf der Basis 
von Mono-Methacrylaten (Methylmetha-
crylat oder höhermolekulare Mono-Metha-
crylate, wie iso-Butylmethacrylat)
■ Paste-Paste-Systeme auf der Basis von  
Di- oder mehrfunktionellen Methacrylaten 
(Komposit-Basis, wie Bis-GMA, TEGDMA, 
UDMA)
An die Werkstoffe werden folgende klini-
schen Anforderungen gestellt:
■ Mechanische Festigkeit (wie Biegefestig-
keit, Bruchzähigkeit)
■ Geringe Polymerisationskontraktion, ho-
he Passgenauigkeit
 ■ Einfache Mischbarkeit und Verarbeitung
■ Biologische Verträglichkeit
■ Farbstabilität
■ Gute Fräsbarkeit und Polierbarkeit
■ Reparaturfähigkeit
■ Geringe Temperaturentwicklung bei der 
Polymerisation
■ Röntgenopazität
■ Fluoreszenz
Wie zahlreiche Studien zeigen, haben kom-
positbasierte Werkstoffe Vorteile gegenüber 
auf Mono-Methacrylat basierten Systemen 

im Hinblick auf zum Beispiel die Biege- und 
Druckfestigkeit [2, 3, 5, 23, 29, 34, 37-39, 
51, 52, 63] die Polymerisationskontraktion 
[3, 4], die Wärmeentwicklung während der 
Aushärtung (s.u.) [11, 13, 17, 24, 25, 32, 
37, 49, 55, 60, 64], die Verarbeitung (kon-
stante Mischqualität) [1, 52, 61, 62], die 
Biokompatibilität [19, 22, 25, 30, 41, 50, 
53, 55, 58, 61], die Farbstabilität [36, 37, 
54, 60], die Polierbarkeit [10, 47] und die 

Röntgenopazität [9, 14].
Grundsätzlich besteht, in Abhängigkeit 
des verwendeten Produkts, die Mög-
lichkeit der Materialergänzung an tem-
porären K&B-Werkstoffen [6]. Werkstof-
fe auf der Basis von Mono-Methacryla-
ten haben gegenüber kompositbasier-
ten Systemen Vorteile im Hinblick auf 
die Reparaturfähigkeit [3, 6, 44-46, 64].

Anfertigung

Die Anfertigung von temporären Res-
taurationen kann auf mehreren Wegen, 

direkt im Mund des Patienten oder indirekt 
im Labor [28, 57], erfolgen. Eine Mittelstel-
lung nehmen temporäre Restaurationen ein, 
die als Außenschale im Labor hergestellt und 
anschließend direkt im Mund des Patienten 
unterfüttert werden. Obwohl letzteres Ver-
fahren zeitlich und technisch sehr aufwen-
dig ist, hat es unbestreitbare Vorteile (gute 
Passung, geringere Temperaturentwicklung, 
gute ästhetische Ergebnisse) [16, 24, 57].
Aufgrund des hohen Aufwands indirekter 
Verfahren ist die direkte Herstellung von tem-
porären Kronen und Brücken mithilfe einer 
Versorgungsabformung am gebräuchlichs-
ten und zeichnet sich durch hohe Universa- 
lität aus [27, 60]. Sie erlaubt auf einfache 
Weise, die vor der Präparation vorhandenen 
okklusalen Kontakte zu erhalten, die Zahn-
form zu replizieren und eine Restauration  
akzeptabler Passung herzustellen [3]. Bei ge-
planten Veränderungen der Okklusion (be-
sonders bei umfangreichen Umstellungen) 
besteht die Möglichkeit über ein Wachs-Up 
auf dem Labormodell (Überabformung, 
Schiene) Änderungen der Okklusion mit der 
temporären Restauration vorzunehmen.
Bei der temporären Versorgung wurzel- 
gefüllter Zähne ist zu beachten, dass ein  

Wissenschaftliche Mitteilung der DGZPW

Temporäre Versorgung für  
festsitzenden Zahnersatz
Die temporäre Versorgung von präparierten Zähnen stellt einen wichtigen 
Arbeitsschritt im Rahmen prothetischer sowie interdisziplinärer Behandlungs -
konzepte dar und nimmt maßgeblichen Einfluss auf das Ergebnis der definitiven 
Versorgung [1, 8, 11, 12, 16, 21, 25, 31, 37, 42, 48, 59, 60, 65].

Abbildung 1: Präparation der Zähne 45 & 46 für VMK-
Kronen
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eingebrachter Stift das Frakturrisiko für die 
Zahnwurzel erhöhen kann und die Gefahr 
einer Reinfektion der Wurzelkanäle besteht 
(dichter Abschluss) [18].
Zur direkten Herstellung eignen sich folgen-
de Techniken:
■ Individuelle Herstellung durch Überab-
formung oder Tiefziehschiene
■ Herstellung mithilfe von vorgefertigten 
oder bestehenden Kronen beziehungsweise 
Hülsen (Verwendung vorgefertigter oder 
formbarer, polymerisierbarer Hülsen)
In Abhängigkeit von der Herstellungsmetho-
de und dem verwendeten Werkstoff kann ein 
pulpaschädigendes Wärmeproblem entste-
hen, dass durch die Abbindetemperatur 
während der Polymerisation beziehungswei-
se durch die unterschiedlich gute Wärme- 
ableitungsfähigkeit der Abformungen oder 
Formteile entsteht. Hierbei führt die Verwen-
dung von Tiefziehschienen in Kombination 
mit Polymethylmethacrylat (PMMA) zu be-
sonders hohen Temperaturentwicklungen, 
die höher als 40°C sein können. In diesen Fäl-
len sollte bei der Polymerisation eine Küh-

lung (Wasserspray) vorgenommen werden. 
Deutlich niedrigere Temperaturen werden 
bei der Verwendung von Alginat- und Sili-
konabformungen erreicht [26, 32, 40, 43]. 
Temperaturen von 42,0 bis 42,5°C in der Pul-
pakammer dürfen nicht überschritten wer-
den, um der Gefahr einer irreversiblen Pulpa-
schädigung vorzubeugen [49]. Deshalb soll-
te die Situationsabformung beziehungswei-
se die Tiefziehfolie vor dem Erreichen der 
maximalen Polymerisationswärme des Werk-
stoffs von den Zähnen abgenommen wer-
den. Die endgültige Aushärtung erfolgt 
dann außerhalb der Mundhöhle [32, 45].

Anforderungen an  
temporäre Restaurationen

Die Anforderungen an eine temporäre Ver-
sorgung sind grundsätzlich mit denen einer 
definitiven prothetischen Rekonstruktion 
identisch (marginale Passgenauigkeit, äuße-
re Form, Okklusion, Approximalkontakte, 
und mehr) [12, 34]. Zur Sicherstellung der 
Zahnreinigung müssen die Interimsversor-
gungen so gestaltet werden, dass sie eine 
gute Zugänglichkeit für die häuslichen 
Mundhygiene-Maßnahmen (Zahnseide, 
Zahnbürste, Interdentalbürste) zulassen 
[16, 24, 34, 48, 55]. Die Politur der Ober-
flächen und der dichte Abschluss an der  
Präparationsgrenze reduziert die Plaque- 
anhaftung [8, 15, 24, 48, 52].

Befestigung

Die temporären Befestigungswerkstoffe 
stellen die Retention der temporären Rekon-
struktion während der Tragedauer sicher. 
Sie sollen eine leichte Abnahme der tempo-
rären Restaurationen bei den einzelnen  
Behandlungen ermöglichen. Zementreste 
sollten sich leicht und vollständig nach Ab-
nahme der Restauration entfernen lassen.
Die temporären Befestigungswerkstoffe 
müssen sowohl auf die Art der definitiven 
Befestigung abgestimmt werden (konven-
tionelle oder adhäsive Befestigung) als auch 
mit dem verwendeten Werkstoff kompatibel 
sein. Hierzu abgegebene Empfehlungen 
von Herstellern sind zu beachten [7].

Priv.-Doz. Dr. Markus Balkenhol
Zentrum für ZMK-Heilkunde Dental Clinic
Bereich Werkstoffkunde 
Schlangenzahl 14 
35392 Giessen 
e-mail: markus.balkenhol@dentist.med.uni-
giessen.de

Prof. Dr. Michael Behr
Prof. Dr. Gerhard Handel
Poliklinik für Zahnärztliche Prothetik
Frank Josef-Strauss-Allee 11
93053 Regensburg

Die Literaturliste kann im Bereich Download 
auf www.zm-online.de abgerufen oder in der 
Redaktion angefordert werden.

Abbildung 2: CNC gefräste temporäre Kronen 
aus PMMA-Kunststoff als Langzeitprovisorium
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Formblatt für die Meldung von Vorkommnissen 
durch Zahnärzte und zahnmedizinische Einrichtungen

nach § 3 Abs. 2-4 der Medizinprodukte-Sicherheitsplanverordnung 

Meldung erstattet von (Zahnklinik, Praxis, Anwender etc.)

Straße

PLZ Ort

Bundesland

Kontaktperson

Tel.

Fax

Datum der Meldung Unterschrift

Hersteller (Adresse)

Handelsname des Medizinproduktes Art des Produktes (z.B. Prothesenbasismaterial, 
Füllungsmaterial, Legierung):

Modell-, Katalog- oder Artikelnummer Serien-/Chargennummer(n)

Datum des Vorkommnisses Ort des Vorkommnisses

Patienteninitialen Geburtsjahr Geschlecht ■ m ■ w

Beschreibung des Vorkommnisses/Folgen für Patienten (bitte ggf. Ergänzungsblatt benutzen)

Zahnbefund:

Art und Datum der Behandlungsmaßnahme:

Art des Vorkommnisses (lokal/systemisch, z.B. Rötung, Ulceration, Geschmacksirritation, Ganzkörperbeschwerden)

Lokalisation des Vorkommnisses

Beschreibung des Verlaufes

Behandlungsmaßnahmen

Ergebnis Beratungsbrief erbeten ■

Arzneimittelkommission Zahnärzte
BZÄK/KZBV
Chausseestraße 13
10115 Berlin

Die Meldung wird von der Arzneimittelkommission unverzüglich weitergeleitet an:
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, Abteilung Medizinprodukte,
Kurt-Georg-Kiesinger-Allee 3, 53175 Bonn, Telefax: 0228/207-5300
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Ein 81-jähriger Patient wurde mit einer mä-
ßig weichen und ausgedehnten Läsion im 
Bereich des Alveolarkammes und Oberkiefers 
median überwiesen. Der Patient konnte so-
wohl zum Zeitraum der Entstehung als auch 
zur Wachstumstendenz der Neubildung kei-
ne Angaben machen. Klinisch zeigte sich in 
regio 13 bis 23 eine knotige und exophyti-
sche Raumforderung, die über das Niveau 
der Schleimhaut hinaus ging (Abbildung 1). 
Bei bestehender Zahnlosigkeit konnte eine 
dentogene Ursache ausgeschlossen werden.
In der durchgeführten CT zeigte sich eine 
tumoröse Raumforderung im Bereich des 

Oberkiefers mit einer Auftreibung des Kno-
chens und unscharfer Abgrenzung gegen-
über dem umliegenden Weich- und Hart-
gewebe (Abbildung 2). Die durchgeführte 
Ganzkörper-Skelett-Szintigraphie zeigte ei-
ne ausgedehnte isolierte Anreicherung im 
Bereich der Maxilla und des Nasenskeletts.
Die serologischen Parameter wie Parathor-
mon, alkalische Phosphatase und Kalcitonin 
waren bei dem Patienten im Normbereich. 
Calcium und Phosphat waren sowohl im Blut 
als auch im Urin normwertig. Ein brauner  
Tumor bei Hyperparathyreoidismus konnte 
also ebenfalls ausgeschlossen werden.

In einer Intubationsnarkose wurde der Be-
fund von intraoral dargestellt und reseziert. 
Das klinische Bild und der granulomatöse 
Charakter des Tumors ließen an einen  
Riesenzelltumor oder eine Langerhans-Zell-
Histiozytose denken (Abbildung 3). 
Die histopathologische Aufarbeitung des 
Gewebes ergab viele Riesenzellen vom  
osteoklastären Typ (Abbildung 4). Abschlie-
ßend stellte sich die Diagnose eines  
Osteoklastoms, ein sogenanntes zentrales 
Riesenzellgranulom.

Diskussion
Das zentrale Riesenzellgranulom, früher 
auch als reparatives Riesenzellgranulom, 
Epulis, Riesenzelltumor der Kiefer- und Ge-
sichtsknochen oder Osteoklastom bezeich-
net, wurde erstmals von Jaffé 1953 im  
Kieferbereich beschrieben [Jaffe, 1953].  
Zunächst ist die Pathogenese und Nomen-
klatur des sogenannten reparativen Riesen-
zellgranuloms auf eine Traumatisierung mit 
Einblutung des Knochengewebes zurückge-
führt worden. Dies konnte jedoch nicht für 
alle Riesenzellgranulome bestätigt werden, 
so dass die Ätiologie bisher unklar ist [Rege-
zi, 2002]. Der Erkrankungszeitpunkt liegt  
typischerweise im jungen Erwachsenenalter 
vor dem 30. Lebensjahr [Driemel et al., 
2006; Jundt et al., 2000].

Entsprechend dem histologischen Befund 
und dem klinischen Verlauf unterscheidet 
man zwischen den häufigen benignen und 
den seltenen malignen Riesenzelltumoren 
[Driemel et al., 2006]. Der klinische Befund 
allein lässt keine Rückschlüsse zur Dignität 
der Tumoren zu. Das Wachstum der Riesen-
zelltumoren ist, unabhängig von der vorlie-
genden Form, langsam und mit stechenden 
und ziehenden Schmerzen assoziiert, so 
dass in erster Linie an ein entzündliches  
Geschehen gedacht wird.

Der besondere Fall

Malignes zentrales Riesenzellgranulom
Thomas Mücke, Klaus-Dietrich Wolff, Frank Hölzle

Der vorliegende Fall stellt eine außergewöhnliche Situation für den Praktiker dar 
und ist sicherlich für viele Leser von großem Interesse.
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Abbildung 3: Darstellung des Resektionsprä-
parats. Die Oberfläche zeigt die eophytisch 
vorwachsende Raumforderung, an der Basis 
des Präparats ist eine inhomogene, gelblich-
rötliche Struktur im Bereich der Resektions-
grenze zu erkennen. 
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Abbildung 1: intraoraler Befund der knotigen und exophytisch wachsen-
den Veränderung im Bereich der medianen Maxilla von regio 13 bis 23 
reichend

Abbildung 2: CT-Befund der Oberkieferläsion: Die Raumforderung reicht 
bis weit nach kranial in die Nasenhaupt- und die Kieferhöhle hinein. Im 
Knochen gefensterten Bild (links) zeigt sich deutlich eine Destruktion  
der knöchernen Strukturen mit einer verbliebenen, teils perforierten  
Knochenlamelle um die Raumforderung. Im Weichteilfenster (rechts) 
stellt sich die Raumforderung inhomogen dar.
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Neben dieser differentialdiagnostischen 
Überlegung sollte auch an den braunen  
Tumor bei Hyperparathyreodismus gedacht 
werden. Dieser kann laborchemisch durch 
die serologische Bestimmung von Parathor-
mon, alkalischer Phosphatase und Kalcito-
nin, die in erhöhter Form vorliegen würden, 
ausgeschlossen werden. Des Weiteren wird 
die Epulis gigantocellularis vom zentralen 
Riesenzellgranulom abgegrenzt. Hierbei 
handelt es sich um die periphere Krankheits-
form, die nur die extraossären Strukturen  
ohne Unterscheidung im histologischen  
Erscheinungsbild betrifft. Neben diesem 
Krankheitsbild müssen auch die aneurysma-
tischen Knochenzysten in Betracht gezogen 
werden [Motamedi, 2002]. Diese zeigen sich 
radiologisch als ein- oder mehrkammerige 
Aufhellung und können ein ähnliches Bild 
wie das zentrale Riesenzellgranulom bieten. 
Die fibröse Dysplasie ist ebenfalls differen- 
tialdiagnostisch abzugrenzen [MacDonald-
Jankowski, 2009]. Hierbei kommt es bedingt 
durch eine nicht vererbte Mutation zu einer 
chronischen Störung des Knochenaufbaus 
mit einer Auftreibung des Knochens. Diese 
Erkrankung tritt ebenfalls vorwiegend im ju-
gendlichen Alter auf und kann nach Beendi-
gung der Pubertät zur Genesung führen, da 
eine Hormonabhängigkeit des Erkrankungs-
verlaufs besteht. Zusätzliche differentialdia-
gnostische Überlegungen sollten neben den 
odontogenen Zysten [Slootweg, 2009],  
Myxoma, Ameloblastome [Mendenhall et 
al., 2007] sowie das ossifizierende Fibrom 
[Gannon et al., 2004] mit in Betracht ziehen. 
Neben den beschriebenen, vorwiegend gut-
artigen Tumoren müssen jedoch auch zahl-

reiche maligne Knochentumoren in Betracht 
gezogen werden [Slootweg, 2002].
Aufgrund der Vielzahl an differentialdia- 
gnostischen Möglichkeiten ist die Diagnose-
sicherung durch eine Biopsie bei klinisch 
nicht klar abzugrenzenden Fällen unabding-
bar [Driemel et al., 2006]. Die Therapie  
besteht in der sorgfältigen Kürettage des 
Riesenzellgranuloms und kann bei einem 
Rezidiv auch in einer Resektion münden 
[Jundt et al., 2000]. In der bestehenden  
Kasuistik handelte es sich um ein malignes 
zentrales Riesenzellgranulom, das nicht in 
sano reseziert werden konnte, da die  
Ausdehnung bis in die Kieferhöhlen der  
Maxilla sowie bis in die Nasenhöhle reichte 
(Abbildung 2). Zusätzlich wies der Patient 
ein erhöhtes Risikoprofil durch multiple 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen auf, die einen 
längeren Eingriff nicht ermöglichten. Die 
entstandenen Höhlräume nach Kürettage 
des Tumors werden typischerweise durch 
autologe Spongiosa gefüllt [Jundt et al., 
2000; Kerscher et al., 1994].
Der vorliegende Fall soll deutlich machen, 
dass sich hinter osteolytischen Läsionen  
des Ober- oder Unterkiefers vielfältige  
unterschiedliche Erkrankungen verbergen 
können. Insbesondere bei ausbleibender kli-
nischer Remission des vorliegenden Krank-
heitsprozesses sollte eine weitergehende  
Diagnostik durch eine Biopsie erfolgen.

Dr. Thomas Mücke
Prof. Dr. Dr. Klaus-Dietrich Wolff
Priv.-Doz. Dr. Dr. Frank Hölzle
Klinik für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie
Klinikum Rechts der Isar der Technischen  
Universität München
Ismaninger Str. 22, 81675 München
e-mail: th.mucke@gmx.de

Abbildung 4. Histologisch stellen sich im  
Präparat die typischen mehrkernigen  
Osteoklasten dar, die in einer deutlich  
aufgelockerten Gewebestruktur mit stark  
erhöhter Durchblutung zu finden sind.
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■ Der histologische Befund des zentralen 

Riesenzellgranuloms ist charakteristisch und 

sichert die Diagnose.

■ Die Therapie besteht in konservativen  

chirurgischen Maßnahmen wie Kürettage 

oder Resektion.

■ Bei unvollständiger Exzision ist mit  

Rezidiven zu rechnen.

Tipp für die PraxisTipp für die Praxis

Die Literaturliste kann im Bereich Download 
auf www.zm-online.de abgerufen oder in der 
Redaktion angefordert werden.
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Langzeitergebnisse haben gezeigt, dass 
stiftverankerte Kronen und Brücken mit  
Implantaten konkurrieren. In der Literatur 
überwiegen jedoch Wurzelstifte als Retenti-
onshilfe festsitzender prothetischer Versor-
gung. In diesem Fall stellen glasfaserver-
stärkte Wurzelkanalstifte mit dentinähnli-
cher Elastizität eine ästhetische Alternative 
zum konventionellen Metallstift oder Stift-
aufbau dar [Naumann, M. et al., 2006; Ner-
giz, I. et al., 2004].
Die wirkenden Kräfte auf das Zahnsystem 
sind nicht allein auf Zug ausgerichtet, son-
dern beinhalten daneben eine horizontale, 
eine vertikale sowie eine axiale Kraftkompo-
nente. Während des Essens und Schluckens 
treten natürliche Kaukräfte auf.
Allgemein ermittelte Durchschnittswerte 
maximaler Belastbarkeiten, wie sie in der  

Literatur [Schwickerath, 1992] immer wie-
der zu finden sind, liegen bei Seitenzähnen 
zwischen 200 N und 360 N und bei Front-
zähnen zwischen 190 N und 290 N. Es kön-
nen jedoch doppelt so hohe Maximalkräfte 
erreicht werden. Generell wird beim Kauen 
von Nahrung eine Kraft von 2 N bis 35 N 
aufgewendet.
Um die von der klinischen Krone in den 
Wurzelstift geleiteten Kräfte gleichmäßig 
auf die Zahnwurzel zu verteilen, wird eine 
möglichst intensive Verbindung zwischen 
Wurzeldentin und Stift angestrebt.
Der Einfluss verschiedener adhäsiver Befesti-
gungscomposite auf den Haftverbund faser-
verstärkter Wurzelkanalstifte in Abhängig-
keit der Stiftoberflächenkonditionierung 
war bisher kaum Gegenstand von Untersu-
chungen. Der Schwerpunkt zahlreicher  

Ein Beispiel aus der Grundlagenforschung

Untersuchung an mit Glasfaser verstärkten 
Wurzelkanalstiften
Sotiria Markopoulou, Michael Krumsiek, Isabella Maria Zylla 

Anlässlich einer Diplomarbeit an einer Ingenieurfachschule startete eine  
„Untersuchung der adhäsiven Verbundfestigkeit verschiedener Befestigungs-
composite zu glasfaserverstärkten Wurzelkanalstiften in Abhängigkeit der  
Stiftoberflächenkonditionierung“. Diese Darstellung soll beispielhaft einen  
Einblick in die Grundlagenforschung geben, die Voraussetzung für gute  
Qualität in der Zahnbehandlung ist.

Abbildung 2: Probenhalter

Abbildung 1: Grenzflächen Stift-Composite-
Dentin

Abbildung 3: Schemazeichnung des Abzugs-
versuchs
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Untersuchungen liegt in der Betrachtung 
der Grenzfläche von Dentin zu Composite 
beziehungsweise der Kombination der 
Grenzflächen von Dentin zu Composite und 
Composite zu Stift (Abbildung 1), wobei die 
Stiftinsertion in Dentinproben erfolgt.
Ziel dieser In-vitro-Untersuchung war es, die 
Grenzfläche von Glasfaserstiften zu Compo-
siten in Kombination mit verschiedenen ad-
häsiven Befestigungscompositen durch eine 
dauerhafte Oberflächenkonditionierung zu 
erhöhen und zugleich die Behandlungszeit 
sowohl für den Anwender als auch für den 
Patienten zu verringern.
Viele Hersteller von Wurzelstiften empfehlen 
vor der Insertion von Wurzelstiften den Ein-
satz von Silanhaftvermittlern. Werksseitig 
konditionierte Stifte können direkt adhäsiv 
befestigt werden. Die MMA-haltige Be-
schichtung bildet dabei mit den Monome-
ren des Befestigungscomposites eine che-
mische Einheit.
Im Rahmen dieser Untersuchung wurden 
die maximalen Abzugskräfte der DentinPost 
Coated-Stifte im Zugversuch ermittelt.

Material

In der vorliegenden Untersuchung wurde 
der Haftverbund zwischen beschichteten 
und unbeschichteten Wurzelkanalstiften zu 
verschiedenen adhäsiven Befestigungscom-
positen in einem Zugversuch ermittelt. Pro 
Probengruppe wurden zehn Wurzelstifte 
untersucht.
Für die Untersuchung wurden folgende 
Probengruppen verwendet:
■ glasfaserverstärkte Wurzelkanalstifte ER 
DentinPost Coated (DPC) (Gebr. Brasseler, 
Lemgo, Deutschland), die Oberfläche voll-
ständig apikal bis koronal silikatisiert, silani-
siert und mit schützender Polymerschicht 
versehen
■ unbeschichtete ER DentinPost (DP) als 
Kontrollgruppen Oberfläche geschliffen mit 
Handlingszapfen
■ ER DentinPost versehen mit der „Safety 
Lock“-Beschichtung (DPC-SL) analog zu DT 
Light Post SL (VDW, München, Deutsch-
land) (apikal komplett, koronal teilweise be-
schichtet), Oberfläche in einer PVD-Anlage 
silikatisiert, silanisiert und anschließend im 

Tauchverfahren mit einer transparenten, 
vorwiegend aus MMA bestehenden Schutz-
schicht abgedeckt
Als Befestigungscomposite wurden 
folgende Compositesysteme verwendet:
■ Panavia F 2.0 (Kuraray, Okayama, Japan), 
ein dualhärtendes adhäsives Befestigungs-
composite auf Kunststoffbasis. Das Compo-
site härtet wahlweise anaerob (unter Aus-
schluss von Sauerstoff) oder durch Lichtpo-
lymerisation aus.

■ DentinBuild (Komet, Lemgo, Deutsch-
land), ein dualhärtendes, glasfaserverstärk-
tes Befestigungs- und Stumpfaufbaucom-
posite
■ RelyX™ Unicem (3M ESPE, Seefeld, 
Deutschland), ein universales, dualhärten-
des und selbstadhäsives Befestigungscom-
posite

Die Compositesysteme bestehen zum einen 
aus Phosphorsäure und Adhäsiven bezie-
hungsweise Primer und zum anderen aus 
dem Composite selbst. Bei der adhäsiven 
Befestigung der Wurzelstifte im Wurzelkanal 
wurde der Wurzelkanal je nach Composite 
entsprechend vorkonditioniert. Bei der An-
wendung von RelyX Unicem war dies je-
doch nicht erforderlich, da es sich hierbei 
um ein selbstadhäsives Composite handelt. 
Bei dieser Untersuchung wurden keine  
natürlichen Zähne und somit auch keine  
Primer verwendet.

Methodik

Untersucht wurde der Haftverbund von 
glasfaserverstärkten Wurzelstiften zu Com-
positesystemen. Zur Ermittlung der maxi-
malen Abzugskräfte wurden spezielle Pro-
benhalter angefertigt (Abbildung 2). Ganz 

Abbildung 4: ER DentinPost und DentinPost 
Coated
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bewusst wurde auf die Verwendung von  
natürlichen Zähnen verzichtet, zum einen, 
da diese unterschiedliche Strukturen auf-
weisen, was zu Streuungen der Messergeb-
nisse führen kann, und zum anderen, da  
lediglich die Haftung zwischen Wurzelstif-
ten und den verschiedenen Compositen 
Gegenstand dieser Untersuchung war.
Bei den Probenhaltern handelt es sich um 
Metallhülsen mit einer zentral angebrach-
ten 13 mm tiefen Bohrung. Um einen siche-
ren Verbund zwischen Composite und  
Metallhülse zu gewährleisten, wurde die 

Bohrung mit einem Gewinde versehen. Im 
unteren und seitlichen Bereich der Metall-
hülse befinden sich Austrittsbohrungen, die 
ermöglichen, dass Lufteinschlüsse entwei-
chen können.
Untersuchung der Verbundfestigkeit 
Wurzelstift zu Composite
Um die Verbundfestigkeit ermitteln zu kön-
nen, wurden Abzugsversuche durchgeführt. 
Die Verbundfestigkeit verhält sich propor-
tional zur Abzugskraft, daher werden nach-
stehend immer Kräfte ausgewiesen.
Die Abzugskräfte der adhäsiv befestigten 
Stifte wurden im Zugversuch an einer Zug- 

und Druck-Prüfmaschine (Typ LR 10K,  
Erichsen Wuppertal, Ametek Precision In-
struments Europe GmbH) ermittelt. Zur  
Ermittlung der Abzugskräfte wurden die 
Prüfkörper, bestehend aus Probenhalter und 
adhäsiv befestigten Wurzelstiften, in der  
Abzugsvorrichtung positioniert. Der zylin-
drische Bereich der Wurzelstifte wurde mit 
einer Spannzange fixiert. Die Zuggeschwin-
digkeit betrug 0,5 mm/min und die Vorlast 
30 N. Die Proben wurden bis zum Versagen 
des Haftverbundes von Befestigungscom-
posit und Stift belastet.

REM-Untersuchung
Für die optische Darstellung der 
beschichteten DentinPost diente 
das Rasterelektronenmikroskop 
(REM). Hierbei wurde die be-
schichtete Oberfläche auf mögli-
che Veränderungen durch die 
thermische Alterung beziehungs-
weise durch die Einsatzsimulation 
untersucht. Darüber hinaus 
 erfolgte die Betrachtung der 
Grenzfläche beziehungsweise des 
Verbunds von Composite zu Stift-
oberfläche.

Versuchsdurchführung 

In der vorliegenden Untersuchung wurde 
der Haftverbund zwischen Wurzelkanalstif-
ten und verschiedenen adhäsiven Befesti-
gungsmaterialien unter Verwendung einer 
Oberflächenkonditionierung in einem Zug-
versuch ermittelt.
Konditionierung der Stiftoberfläche
Die DentinPost Coated (DPC) wurden 
durchgehend apikal bis koronal mit SiO

x
 

und SiH
4
 vorkonditioniert und danach wur-

de eine haftvermittelnde Polymerschicht 
aufgetragen. Dies ermöglicht eine durch-

gängige Anwendung der adhäsiven Com-
posittechnik. Der Handlingszapfen (Abbil-
dung 4) schützt die Beschichtung vor mög-
licher Kontamination und bietet zugleich  
eine sichere Einprobe des Stiftes.

Simulationsversuche

In weiteren Untersuchungen wurden die  
Lagerung der Stifte sowie deren Einsatz  
simuliert. Hierzu wurden die Wurzelstifte 
thermisch sowie mechanisch gealtert. Dabei 
sollte festgestellt werden, wie sich die be-
schichteten Stifte bei Lagerung (thermische 
Alterung) oder beim Einsatz (mechanischer 
Alterung durch Dauerfestigkeitsprüfung) 
verhalten. 
Thermische Alterung 
Die thermische Alterung der beschich teten 
Stifte wurde von der Firma Steripac (Calw-
Altburg) durchgeführt. Simuliert wurde eine 
beschleunigte Alterung (ein Jahr auf vier 
Wochen nach EN ISO 11607) im Klima-
schrank nach folgender Methode:
14 Tage bei 55 (+/- 2) °C und 75 (+/- 5) Pro-
zent relativer Luftfeuchtigkeit
2 Tage bei -20 (+/- 2) °C 
14 Tage bei 55 (+/- 2) °C und 20 (+/- 5) Pro-
zent relativer Luftfeuchtigkeit
Anschließend wurden die Stifte adhäsiv mit 
den oben genannten Compositen befestigt 
und im Zugversuch die Abzugskräfte ermit-
telt. Als Kontrollgruppe dienten nicht geal-
terte beschichtete (DPC) und unbeschichte-
te Wurzelstifte (DP).
Mechanische Alterung über 
Umlaufbiegewechsellastprüfung 
Damit die Widerstandsfähigkeit der Be-
schichtung ermittelt werden konnte, wur-
den zum einen sowohl frisch beschichtete 
(DPC) als auch thermisch gealterte Stifte 
(DPC) mechanisch durch Biegewechsel- 
lasten belastet, um so den klinischen Einsatz 
zu simulieren. Als Kontrollgruppe dienten 
unbeschichtete ER DentinPost-Stifte.
Bislang existiert keine Prüfung zur Dauerfes-
tigkeit von Wurzelstiften, somit erfolgte die 
mechanische Alterung anlehnend an die 
DIN EN ISO 14801 zur Dauerfestigkeitsprü-
fung für Implantate.
Die aus klinischen Untersuchungen [Edel-
hoff, D. et al., 2006] ermittelte Anzahl an 

Abbildung 5a: Prüfaufbau Biegewechsel -
lastvorrichtung Abbildung 5b: Detailansicht aus 5a 
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Kauzyklen pro Jahr liegt bei etwa 240 000, 
wobei ein mechanisches Versagen bei pro-
thetischen Restaurationen erst nach fünf  
bis zehn Jahren eintritt. In der vorliegenden 
Untersuchung wurde eine Belastungszeit 
von zwei Millionen Zyklen gewählt. Dies 
entspricht etwa acht Jahren im natürlichen 
Gebiss.
Anhand der Umlaufbiegewechsellastprü-
fung kann festgestellt werden, ob die Be-
schichtung auf den Wurzelstiften trotz Be-
lastung haften bleibt oder ob sie zu spröde 
ist und sich Risse beziehungsweise Abplat-
zungen auf der Oberfläche bilden.
Die Prüfung erfolgte an der nebenstehend 
abgebildeten Anlage (Abbildung 5). Die 
Stifte wurden mit einer definierten Kraft in 
Rotation versetzt und somit rein mecha-
nisch belastet. Die Anfangsbelastung [N] 
betrug 80 Prozent der Belastung, die bei der 
statischen Zwei-Punkt-Biegeprüfung mit 
derselben Prüfgeometrie zum Bruch der ER 
DentinPost-Stifte führte, und wurde somit 
bei 15 N und einer Frequenz von 16,67 Hz 
angesetzt.
Anhand der Ermüdungsprüfung wurde eine 
Wöhlerkurve erstellt, um die maximale Be-
lastung darzustellen. Bei dieser bestanden 
die beschichteten Wurzelstifte zwei Millio-
nen Belastungszyklen. Die Wurzelstifte wur-
den hierzu auf dem zylindrischen Bereich 
bei 5 mm fest eingespannt und in Rotation 
versetzt.
Der konische Bereich des Stiftes ist dabei  
in einem Kugellager geführt, das senkrecht 
zur Wurzelstiftachse eine umlaufende Biege-
wechsellast auf den Wurzelstift ausübt.

 Ergebnisse

Im folgenden Kapitel werden alle Ergebnisse 
der Versuche zusammengetragen.
Ergebnisse nach thermischer Alterung
In Abbildung 6 sind die Abzugswerte von 
unbeschichteten (DP) gegenüber beschich-
teten (DPC) und mit der „Safety Lock“- 
Beschichtung versehenen DentinPost (DPC-
SL) dargestellt. Je nach Composite wurde 
durch die Beschichtung eine bis zu 250- 
prozentige Erhöhung der Abzugskräfte im 
Vergleich zu den unbeschichteten ER Den-
tinPost-Stiften (DP) erreicht.
Die beschichteten DentinPost-Stifte (DPC) 
zeigten beim Befestigen mit allen drei ver-
wendeten Compositen nur geringe Abwei-

chungen voneinander. Dagegen war die 
Abweichung beim Befestigen der unbe-
schichteten DentinPost-Stifte je nach Com-
posite deutlich höher.
Der DentinPost Coated (DPC) erreichte  
im Vergleich zu den mit der „Safety Lock“- 
Beschichtung versehenen DentinPost (DPC-
SL) eine um bis zu 41 Prozent höhere Haft-
kraft am Composite.
Die Standardabweichung (Tabelle 1) der  
unbeschichteten (DP) und von den mit  
der „Safety Lock“-Beschichtung versehenen 
DentinPost (DPC-SL) wiesen beim Befestigen 
mit Panavia F2.0 höhere Werte im Vergleich 
zu den mit RelyX Unicem oder mit Build-It 
befestigten Stiften auf. Dagegen zeigten die 
beschichteten DentinPost-Stifte (DPC) eine 

Abbildung 7: Mittelwerte der Abzugskräfte von DentinPost unbehan-
delt und DentinPost gealtert, aus je zehn Proben

 
Abbildung 8:  
Wöhlerkurve zur 
 Dauerfestigkeit

Wurzelstifte

DP

DPC

DPC-SL

Standardabweichung [N]

Panavia F 2.0

93

32

92

RelyX

40

22

34

DentinBuild

43

28

49

Tabelle 1: Standardabweichung der Abzugskräfte von DP, DPC und DPC-SL

Abbildung 6: Mittelwerte der Abzugskräfte von DentinPost unbehandelt, 
DentinPost Coated und DentinPost versehen mit der „Safety Lock“-
 Beschichtung, aus je zehn Proben
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geringe Standardabweichung. Bei den ein-
zelnen Compositen waren beim Befestigen 
nur geringe Abweichungen zu erkennen.
In Abbildung 7 sind die Werte der Abzugs-
kräfte der thermisch gealterten DentinPost- 
(DP) und der beschichteten DentinPost-Stif-
te (DPC) (simulierte Lagerung von einem 
Jahr) aufgeführt. Die Werte unterscheiden 
sich nicht signifikant von denen aus Abbil-
dung 6.
Es ist noch immer eine bis zu 130 Prozent 
höhere Haftkraft der beschichteten Dentin-
Post (DPC) im Vergleich zu den unbeschich-
teten ER DentinPost (DP) zu erkennen.  
Lediglich beim Befestigen der gealterten  
beschichteten DentinPost-Stifte (DPC) mit 
Panavia F2.0 war eine tendenzielle Abnah-
me der Abzugskraft zu erkennen (Abbildun-
gen 6 und 7), jedoch ist die Abzugskraft von 
360 N deutlich besser als die der unbe-
schichteten (befestigt mit Panavia F2.0)  
Stifte mit 155 N. Die Werte vor und nach der 
Alterung bleiben im Rahmen der Standard-
abweichung vergleichbar. Die Standardab-
weichung der mit Panavia F2.0 verklebten 
ER DentinPost- und DentinPost Coated-Stif-
te (ein Jahr gealtert) ist im Vergleich zu RelyX 
Unicem und DentinBuild signifikant höher.
Ergebnisse nach mechanischer Alterung
Aus der Wöhlerkurve (Abbildung 8) ergab 
sich eine Dauerfestigkeit von 3,9 N bei zwei 
Millionen Zyklen, das entspricht etwa acht 
Jahre im natürlichen Gebiss eines Patienten, 
sowohl für die ER DentinPost- als auch für 
die DentinPost Coated-Stifte. Die gealterten 
DentinPost Coated-Stifte wiesen ebenfalls 
eine Dauerfestigkeit von 3,9 N auf. In der  

Literatur [Naumann, M. 2006] wird die 
thermomechanische Belastung auf Wurzel-
kanalstift und Stumpfaufbau, je nach Kau- 
simulator, mit 1 N bis 30 N angegeben.
Bei höheren Belastungen wurden nur weni-
ge Zyklen überstanden, da die Stifte schon 
nach kurzer Zeit im vorderen Bereich aus-
fransten oder abbrachen. Die Proben, die 
sich der Dauerfestigkeit näherten, überstan-
den nur knapp zwei Millionen Zyklen.
Die Ergebnisse der frisch beschichteten und 
der thermisch gealterten Stifte unterschie-
den sich nicht. Somit ist nachgewiesen, dass 
die Lagerung keine negative Auswirkung auf 
die Dauerfestigkeit hat.
Ergebnisse der REM-Untersuchung
In Abbildung 9 sind deutlich die Grenzflä-
chen vom Wurzelstift zur Beschichtung und 
zum Befestigungscomposite zu erkennen. 
Die Schichtstärke beträgt etwa 25 µm und 
verläuft gleichmäßig zirkulär um den Wur-
zelstift. Die Schichtstärke wurde berücksich-
tigt und stellt für die Passgenauigkeit des 
DentinPost Coated kein Problem dar. Die 
Beschichtung der DT Light SL beträgt 10 ± 5 
µm [Edelhoff, D. et al., 2006].
In den folgenden Abbildungen (10 und 11) 
werden die ER DentinPost und DentinPost 
Coated einander gegenübergestellt. Abbil-
dung 10 zeigt den Verlauf der in Epoxydharz 

eingebetteten Glasfasern. Es ist deutlich zu 
sehen, dass die Glasfasern teilweise zerstört 
sind und aus der Matrix herausragen. Dies 
ist auf die Herstellung der DentinPost zu-
rückzuführen. Die Stifte werden aus zylindri-
schen Rohlingen durch einen Schleifprozess 
in Form gebracht. Abbildung 11 zeigt die 
beschichtete Oberfläche des DentinPost 
Coated. Sowohl die Glasfasern als auch die 
Matrix sind nicht mehr erkennbar und 
durchgehend mit Körnern belegt.
Im Vergleich dazu geht aus den REM- 
Aufnahmen in den Abbildungen 12 und 13 
hervor, dass eine Dauerbelastung (mechani-
sche Alterung) und eine Lagerzeit von  
einem Jahr (thermische Alterung) keine  
negative Auswirkung auf die Beschichtung 
haben. Die Oberflächen zeigen, dass die  
Belegung der Körner gleichmäßig ist und 
das Gefüge der Beschichtung durch die  
Beanspruchung nicht beschädigt wurde.
Abbildung 14 stellt die Oberfläche der mit 
„Safety Lock“-Beschichtung versehenen 
DentinPost (DPC-SL) dar. Im Vergleich zum 
DentinPost Coated (Abbildung 11) weist die 
Oberfläche der „Safety Lock“-Beschichtung 
eine glatte Beschaffenheit auf. Die raue 
Oberfläche des DentinPost Coated bietet ei-
ne Erklärung für die höheren Abzugswerte, 
die in Abbildung 6 dargestellt sind.

Abbildung 9: REM-Aufnahme der Grenz -
flächen, SE-Bild, 500x

Abbildung 10: REM-Aufnahme der unbe-
schichteten ER DentinPost-Oberfläche,  
SE-Bild, 200x

Abbildung 11: REM-Aufnahme der unbelaste-
ten DentinPost Coated-Oberfläche, SE-Bild, 
1 000x

Wurzelstifte

DP

gealterte DPC

Standardabweichung [N]

Panavia F 2.0

93

75

RelyX

40

44

DentinBuild

43

42

Tabelle 2: Standardabweichung der Abzugskräfte von DP und gealterten DPC 
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Diskussion
Ziel dieser Untersuchung ist es, eine Erhö-
hung der Haftkraft des Composites am  
Wurzelstift zu erreichen. Hierzu wird eine op-
timale Stiftkonditionierung erarbeitet und in 
Abhängigkeit unterschiedlicher Befestigungs-
composite auf die Wirksamkeit untersucht.
Der Anwender kann die Stiftoberfläche auch 
chairside konditionieren, der Beschich-
tungsprozess ist jedoch fehleranfällig und 
zeitaufwändig. Mit der haftvermittelnden 
Polymerschicht wird die Abzugskraft signifi-
kant gesteigert (je nach verwendetem Com-
posite um bis zu 250 Prozent), der Anwen-
der kann durch den Einsatz der beschichte-
ten Stifte die Zuverlässigkeit der Versorgung 
erhöhen. In der Literatur wurde zahlreich 
über die Verbesserung der Haftfestigkeit 
glasfaserverstärkter Wurzelstifte in Verbin-
dung mit einer Oberflächenkonditionierung 
und entsprechenden Befestigungscomposi-
ten berichtet [Edelhoff, D. et al., 2006; 
Wrbas et al., 2006]. Weder durch thermi-
sche noch durch mechanische Alterung  
(Simulation der Lagerung beziehungsweise 
des Einsatzes) ist eine signifikante Verände-
rung der Haftkraft zu erkennen; die im Ver-
gleich zu den mit der „Safety Lock“-Be-
schichtung versehenen DentinPost (DPC-
SL) doppelt so breite Komet-Beschichtung 
gewährleistet einen dauerhaften Verbund.
Mit den von Komet beschichteten Dentin-
Post (DPC) wird im Vergleich zu den mit der 
„Safety Lock“-Beschichtung versehenen 
DentinPost (DPC-SL) eine um bis zu 41  

Prozent höhere Haftkraft am Composite  
erreicht. Klinisch gesehen sind nach Schön-
brodt [Schönbrodt, M. et al., 2003] die  
geringeren Haftkräfte von unbeschichteten 
Wurzelstiften ausreichend [Naumann, M. 
2006; Nergiz, I. et al., 2005]. Grundsätzlich 
wird eine Bruchfestigkeitssteigerung von 
Zähnen mit Wurzelstiften und mit einem 
zwei Millimeter breiten Dentinkragen  
oberhalb der Präparationsgrenze erreicht. 
Hierbei spricht man vom stabilisierenden 
„Fassreifen-“ oder „Ferrule-“Effekt.
Der DentinPost Coated ist sowohl im apika-
len als auch im koronalen Bereich beschich-
tet, somit ist ein durchgängiger Haftver-
bund gegeben. Der Wurzelstift wird zur  
Einprobe mit anschließender Wischdesin-
fektion und zum Befestigen am unbeschich-
teten Handlingszapfen gehalten. Hiernach 
kann dieser durch leichtes Verkanten per 
Hand abgeknickt werden.
Ein optimaler Verbund wird unter Verwen-
dung von DentinBuild (Komet) erreicht, da 
dieses Composite als Befestigungs- und 
Stumpfaufbaucomposite eingesetzt wird.

Zusammenfassung

Wurzelkanalstifte aus faserverstärktem 
Kunststoff bieten im Vergleich zu metalli-
schen Wurzelstiften den Vorteil einer ästhe-
tisch einwandfreien Restauration. Im Rah-
men dieser Untersuchung wurde der Haft-
verbund dreier unterschiedlicher Stiftsyste-
me untersucht. Dazu wurden glasfaserver-
stärkte Wurzelkanalstifte ER DentinPost (DP), 

DentinPost Coated (DPC) sowie der ER Den-
tinPost versehen mit der „Safety Lock“-Be-
schichtung (DPC-SL) analog zum quarzfa-
serverstärktem Wurzelkanalstift DT Light SL 
eingesetzt. Zur Befestigung wurden drei ver-
schiedene Compositesysteme verwendet.
Die Abzugskräfte der drei Stiftsysteme wur-
den in einem Zugversuch ermittelt. Hierbei 
wurden dualhärtende (sowohl chemisch als 
auch mit Licht härtende) Compositesysteme 
eingesetzt. Des Weiteren wurde der Einfluss 
der thermischen und der mechanischen  
Belastung auf den Klebeverbund ermittelt.
Die Untersuchungsergebnisse zeigten, dass 
durch die haftvermittelnde Polymerschicht 
der Verbund zum Befestigungscomposite 
deutlich besser war als bei unbeschichteten 
DentinPost-Stiften. Je nach Befestigungs-
composite wurde eine bis zu 250-prozenti-
ge Erhöhung der Abzugskraft erreicht, die 
auch durch thermische oder mechanische 
Alterung nicht vermindert wurde.

Dipl.-Ing. (FH) Sotiria Markopoulou
Prof. Dr. Dipl.-Ing. Isabella Maria Zylla
Fachhochschule Osnabrück
Fakultät Ingenieurwissenschaften und  
Informatik
Albrechtstr. 30, 49076 Osnabrück
Sotiria.Markopoulou@web.de

Dip.-Ing. Michael Krumsiek
Obere Wiesen 20
37077 Göttingen

Abbildung 12: REM-Aufnahme der DentinPost 
Coated-Oberfläche, thermisch gealtert,  
zwei Millionen Zyklen mechanische Alterung,  
SE-Bild, 1 000x

Abbildung 13: REM-Aufnahme der DentinPost 
Coated-Oberfläche, ein Jahr gealtert, SE-Bild, 
1 000x

Abbildung 14: REM-Aufnahme der Oberfläche 
der mit „Safety Lock“-Beschichtung versehe-
nen DentinPost, SE-Bild, 1 000x

Die Literaturliste kann im Bereich Download 
auf www.zm-online.de abgerufen oder in der 
Redaktion angefordert werden.
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Ein 30-jähriger, männlicher Patient ohne 
weitere Allgemeinerkrankungen wurde uns 
zur weiteren Abklärung einer etwa kirsch-
großen, nicht schmerzhaften Schwellung 
der linken Oberlippe vorgestellt. Der Patient 
berichtet über eine geringgradige Größen-
progredienz in den letzten Jahren ohne  
Beschwerdesymptomatik. Anamnestische 
Hinweise für das Vorliegen einer B-Sympto-
matik wie Fieber, Nachtschweiß oder Ge-
wichtsverlust lagen nicht vor. Die klinische 
Untersuchung zeigte keine Entzündungs-
zeichen sowie keine Einschränkung der  

Motorik und Sensorik im Gesichtsbereich. 
Im Tastbefund präsentierte sich ein etwa 1,5 
cm großer, nicht druckschmerzhafter und 
zur Unterlage gut verschieblicher, derber 
Tumor vestibulär im Bereich der linken 
Oberlippe (Abbildung 1).
In der anschließenden Bildgebung zeigte 
sich in der B-Mode-Sonographie (Abbil-
dung 2) eine etwa 12 x 20 mm große, 
scharf begrenzte, komprimierbare Raum-
forderung mit inhomogenem Binnenecho 
und dorsal mit Echoverstärkung bis auf die 
knöcherne Unterlage (Abbildung 2a) bei 
fehlender Durchblutung im Dopplermode 
(Abbildung 2b). Die weitere sonographi-
sche Untersuchung im Kopf- und Hals- 
bereich war insbesondere hinsichtlich der 
Lymphknoten unauffällig.
Beim enoralen Zugang ließ sich der Befund 
gut aus dem umliegenden Gewebe in toto 

Gutartige Tumoren der Hautanhangsgebilde

Schwellung der Oberlippe durch benignes 
chondroides Syringom
Keyvan Sagheb, Christian Walter, Wilfried Wagner

Abbildung 2:  
Präoperative  

B-Mode-Sonographie: 
Sonographisch zeigte 

sich eine etwa 12 x 20 
mm große, gut abgrenz-
bare Raumforderung mit 

inhomogenem Binnen-
echo und dorsaler 

Schallverstärkung bis 
auf die knöcherne Unter-

lage (a). Im Doppler-
mode lässt der Befund 

keine gesteigerte Durch-
blutung erkennen (b).

In dieser Rubrik stellen Kliniker  Fälle vor, 
die diagnostische Schwierigkeiten auf -
geworfen haben. Die Falldarstellungen 
sollen den  differentialdiagnostischen Blick 
der Leser schulen.

Abbildung 1: Klinischer Aspekt des  Patienten: 
etwa kirschgroße, schmerzlose Schwellung in der vestibulären Schleimhaut  
in regio 21 bis 23 liegend
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herausschälen und zeigte eine kapselartige 
Begrenzung (Abbildung 3). Die histopa-
thologische Aufarbeitung des Präparats  
erbrachte die Diagnose eines chondroiden 
Syringoms (Abbildung 4). Aufgrund der be-

kannten Diagnose wurden zum Ausschluss 
von Metastasen ein Röntgenthorax sowie  
eine sonographische Untersuchung des  
Abdomens durchgeführt, die beide ohne 
pathologischen Befund waren.

Diskussion

Das chondroide Syringom ist ein seltener 
benigner Adnextumor der Haut, dessen 
Erstbeschreibung auf Billroth 1859 zurück-
geht. Da dieser Schweißdrüsentumor histo-
logisch sowohl epitheliale als auch mesen-
chymale Komponenten aufweist, wurde frü-
her die Bezeichnung Mischtumor der Haut 
als Synonym verwendet. Das chondroide 
Syringom scheint ein Tumor epithelialen  
Ursprungs zu sein, der sekundäre mesen-
chymale Veränderungen aufweist. Histolo-
gisch besitzt das chondroide Syringom  
eine große Ähnlichkeit zum pleomorphen 
Adenom der Speicheldrüse [D. Süsskind et 
al. 2008; R. Sivamani et al. 2006].
Klinisch tritt das chondroide Syringom meist 
als derber, intra- oder subkuntan gelegener 
hautfarbener Tumor von 0,5 bis 3 cm 
Durchmesser auf. Der Tumor ist gekenn-

Abbildung 3:  
Exzisionsbefund: 
Der Tumor wies  
eine kapselartige  
Hülle auf und ließ  
sich gut in toto aus 
dem umliegenden  
Gewebe entwickeln.
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zeichnet durch sein sehr langsames, asymp-
tomatisches, verdrängendes Wachstum und 
ist palpatorisch, wie im vorliegenden Fall, 
gut verschieblich zur Unterlage. Die typi-
sche Lokalisation des chondroiden Syrin-
goms ist die Kopf- und Halsregion, insbe-
sondere im Bereich der Wange, Nase und 
Oberlippe [P. Altmeyer 2005]. Es tritt bevor-
zugt bei Männern mittleren Alters auf, wo-
bei die Häufigkeit unter den Hauttumoren 
in der Literatur mit bis zu etwa 0,1 Prozent 
angegeben wird [R. Yavuzer et al. 2003]. 
Differentialdiagnostisch kommen neben 

häufigen benignen Tumoren der Haut, wie 
Dermoid- oder Talgzysten, entzündlich be-
dingte Granulome und seborrhoische Kera-
tosen, seltene Tumoren wie Neurofibrome, 
Neurinome, das Dermatofirbom oder das 
Histozystom in Frage. Besondere differenti-
aldiagnostische Bedeutung kommt den ma-
ligen Hauttumoren wie dem Basalzellkarzi-
nom sowie der sehr seltenen malignen Form 
des chondroiden Syringoms zu [D. Süsskind 
et al. 2008; R. Sivamani et al. 2006].
Im Gegensatz zum benignen tritt das mali-
gne chondroide Syringom besonders im  
Bereich der Extremitäten auf und betrifft 
Frauen häufiger als Männer. Bereits zum 
Zeitpunkt der Erstdiagnose bestehen häufig 
Lymphknoten- oder Fernmetastasen. Eine 
histologische Differenzierung zum beni-
gnen chondroiden Syringom ist jedoch 
nicht immer einfach. Zytologische Atypien, 
infiltrative Ränder, Tumorsatelliten, Nekro-
sen und eine Einbeziehung tiefer liegender 

Strukturen können Anzeichen eines mali-
gnen Wachstums sein. In der Literatur wer-
den Fälle beschrieben, bei denen zum Bei-
spiel trotz des Fehlens von Malignitätszei-
chen, wie hohe Mitoseraten oder nukleäre 
Pleomorphien, Metastasierungen bestehen, 
so dass das maligne Potential des chondroi-
de Syringoms bisher nicht sicher von dem 
histologischen Erscheinungsbild abgeleitet 
werden kann [E. Ishimura et al. 1983].
Therapie der Wahl ist die vollständige Exzi-
sion des Tumors im Gesunden, wobei die 
Rezidivtendenz als gering einzustufen ist.
Der klinische Fall soll auf die zahlreichen  
Varianten von Weichgewebstumoren in der 
unmittelbaren Umgebung der perioralen 
Region hinweisen, wobei unklare Raumfor-
derungen stets einer histologischen Abklä-
rung bedürfen, um ein malignes Geschehen 
auszuschließen.

Keyvan Sagheb
Dr. Dr. Christian Walter
Prof. Dr. Dr. Wilfried Wagner
Klinik für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie
Klinikum der Johannes Gutenberg-Universität
Augustusplatz 2
55131 Mainz
sagheb@mkg.klinik.uni-mainz.de

Abbildung 4:  
Histologischer Befund: 
In der Übersicht (a) 
sieht man im Zen-
trum des Präparats  
einen scharf begrenz-
ten Knoten, beste-
hend aus einem  
epithelialen Proliferat 
mit strangförmig  
tubulärer Anordnung. 
In der Vergrößerung 
(b) zeigen sich kubi-
sche Epithelien mit 
isomorphen bis  
ovalen Kernen. Die 
Matrix ist kollagen- 
faserreich und gefäß-
arm und weist fokal 
einen chondroiden 
Aufbau auf.  
(Das histologische 
Präparat wurde 
freundlicherweise von 
PD Dr. Hansen, Insti-
tut für Pathologie, zur 
Verfügung gestellt.)

Die Literaturliste kann im Bereich Download 
auf www.zm-online.de abgerufen oder in der 
Redaktion angefordert werden.

■ Das chondroide Syringom gehört zu der 

Gruppe der seltenen benignen Schweiß-

drüsentumoren.

■ Prädilektionsstelle des chondroiden Syrin-

goms ist die Kopf-Hals-Region und hierbei 

insbesondere Wange, Nase und Oberlippe.

 ■ Die Diagnose wird durch eine histologi-

sche Untersuchung gesichert. Hierbei sind 

insbesondere differentialdiagnostisch das 

Basallzellkarzinom und das maligne chon-

droide Syringom von Bedeutung.

■ Die komplette Exzision des Befundes ist 

die Therapie der Wahl.

■ Aufgrund der schnellen Metastasierung ist 

das maligne chondroide Syringom mit einer 

schlechten Prognose behaftet.

Fazit für die PraxisFazit für die Praxis

Auch für diesen „Aktuellen klinischen 
Fall” können Sie Fortbildungspunkte 
sammeln. Mehr bei www.zm-online.de 
unter Fortbildung.
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Die Heilungschancen bei Krebserkrankun-
gen sind fast immer direkt davon abhängig, 
wie früh der Tumor entdeckt und behandelt 
wird. Das trifft ganz besonders für das Ko-
lonkarzinom zu, einen Tumor, der mit rund 
70 000 jährlichen Neuerkrankungen hierzu-
lande zu den häufigsten Krebserkrankungen 
des Menschen gehört. Umso unverständli-
cher ist es aus Sicht vieler Gastroenterolo-
gen, dass die seit Jahren bereits möglichen 
Früherkennungsuntersuchungen noch viel 
zu selten durchgeführt werden: So wird  
den aktuellen Hochrechnungen zufolge im 

Verlaufe von zehn Jahren nur jeder dritte  
Anspruchsberechtigte eine vorsorgliche  
Koloskopie vornehmen lassen, hieß es bei 
der III. Falk Gastro-Konferenz in Mainz.  
„Damit werden wertvolle Chancen vertan, 
die Sterblichkeit beim Kolonkarzinom zu 
senken, monierte dort Professor Dr. Jürgen 
Riemann aus Ludwigshafen.

Keine Zeit für 
die Darmspiegelung
Immerhin ließe sich entsprechend einer Ana-
lyse des „National Polyp Study“ (NPS) die In-
zidenz des manifesten Kolonkarzinoms durch 
eine Polypektomie um rund 76 bis sogar 90 
Prozent senken, prognostizierte der Wissen-
schaftler. Bereits im Jahre 2002 wurde in 
Deutschland ein Screeningprogramm etab-
liert, das eine Koloskopie ab dem 55. Lebens-
jahr vorsieht. Die Kosten der Untersuchung 
sowie einer Wiederholungsuntersuchung 
nach etwa zehn Jahren werden von den  
gesetzlichen Krankenkassen übernommen.
Um zu ergründen, warum die Chancen der 
vorsorglichen Koloskopie so wenig genutzt 
werden, hat die Arbeitgruppe um Riemann 
eine Befragung bei Anspruchsberechtigten, 
die bislang keine Darmspiegelung hatten vor-
nehmen lassen, durchgeführt. Die Mehrzahl 

von ihnen gab als Begründung „kein Interes-
se“, „keine Zeit“, oder auch „Angst vor dem 
Eingriff“ und „Furcht vor dem Ergebnis“ an.

In fast 40 Prozent der Fälle 
verdächtige Läsionen
Dass andererseits am Erfolg des Programms 
nicht zu zweifeln ist, machte in Mainz Dr. 
Dirk Hartmann, Ludwigshafen, klar: Bei den 
bisher durchgeführten Untersuchungen 
wurden nach seinen Worten in 33 bis 39 
Prozent der Fälle Polypen als Vorstufe des 
Karzinoms gefunden. Bei einem Prozent der 
Patienten war zudem ein manifestes Kolon-
karzinom vorhanden, das sich jedoch in der 
Mehrzahl der Fälle noch im Frühstadium  
befand und mit hoher Heilungsaussicht  
behandelt werden konnte.
Wie Hartmann in Mainz weiter ausführte, ist 
die Darmkrebs-Früherkennung von beson-
derer Bedeutung, weil die Möglichkeiten 
der Primärprävention eines Kolonkarzinoms 
begrenzt sind. Der Tumor wird nämlich 
durch das Zusammenspiel verschiedener  
Risikofaktoren getriggert. Dazu gehören 
laut Professor Dr. David A. Liebermann, 
Portland, eine hohe Fettaufnahme bei der 
Ernährung, faserarme Kost sowie Rauchen, 
übermäßiger Alkoholkonsum, Übergewicht 
und Bewegungsmangel. Hier sollte die  
konsequente Nutzung der Früherkennung 
erfolgen, sagte Liebermann. Möglich ist die 
Früherkennung durch die vorsorgliche  
Koloskopie und alternativ durch einen regel-
mäßigen Stuhltest auf okkultes Blut (Fäkaler 
Okkulter Bluttest, kurz FOBT). Der Test ist ein-
fach und nicht invasiv durchzuführen, muss 
aber alle ein bis zwei Jahre wiederholt wer-
den. Die Ergebnisse sind weniger zuverlässig 

als bei der Koloskopie. Diese hat, so 
hieß es bei der Veranstaltung weiter,  
zudem den Vorteil, dass im Falle eines 
Falles verdächtige Läsionen noch in  
der gleichen Sitzung entfernt werden 
können. Geschieht dies konsequent, 
könnte das langfristig die Darmkrebs-
sterblichkeit verringern.

Christine Vetter 
Merkenicher Str. 224
50735 Köln

Krebsfrüherkennung

Chancen der Darmspiegelung 
zur Prophylaxe besser nutzen
Per Darmspiegelung lassen sich Krebsfrühformen und Vorstufen frühzeitig  
entdecken und behandeln. Die Chancen der Screeninguntersuchung aber  
werden bislang noch viel zu wenig genutzt, klagen Experten.

Eine Frühdiagnose rettet bei der Darmkrebs-
erkrankung mit hoher Sicherheit das Leben.
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Der Fachmann erkennt schon erste Anzeichen  
– also auch Vorstufen – des Darmkrebses.
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Bei diesen auslaufenden Patenten handelt 
es sich meist um solche, die auf den  
Herstellungsprozess ausgerichtet sind. Die 
Situation ist dabei grundlegend anders als 
bei konventionellen, chemisch synthetisier-
ten Arzneimitteln, da es sich bei Biosimilars 
nicht um identische, sondern um soge-
nannte biosimilare (=ähnliche) Medika-
mente handelt, bei denen nur die Wirkung, 
nicht aber die Struktur vergleichbar ist. Das 
muss bei der Verordnung der biopharma-
zeutischen Nachahmerprodukte bedacht 
werden.
Ähnlich wie vor Jahren Generika in aller 
Munde waren, machen jetzt die „Biosimi-
lars“ Schlagzeilen. Es handelt sich hierbei 
um biotechnologisch hergestellte Arznei-
mittel, die als wirksamen Bestandteil ein 
Protein enthalten, das strukturelle Ähnlich-
keit mit seinem jeweiligen Referenzprodukt 
besitzt und an einem Rezeptor vergleichba-
re Wirkungen vermittelt. Oder anders aus-
gedrückt: Biosimilare Produkte sind Folge-
produkte biopharmazeutischer Medika-
mente, deren Patent abgelaufen ist. Vom 
verstärkten Einsatz solcher Biosimilars ver-
sprechen sich Gesundheitsökonomen ein 
erhebliches Einsparpotenzial bei der Arznei-
mitteltherapie.

25 bis 30 Prozent  
Kostenersparnis
Wenngleich Biosimilars im zahnmedizini-
schen Bereich keine Rolle spielen, sind doch 
die Einsparmöglichkeiten bei der Behand-
lung internistischer Erkrankungen nicht zu 
verachten. Sie werden entsprechend einer 
Studie des IGES-Instituts in Berlin auf mehr 
als acht Milliarden Euro für die GKV bis zum 

Jahr 2020 geschätzt. Dabei wird davon aus-
gegangen, dass bis zu diesem Zeitpunkt 
rund 20 Biosimilars verfügbar sein werden 
und dass diese rund 25 bis 30 Prozent preis-
werter als das Originalpräparat sind.
„Man muss sich allerdings bewusst sein, 
dass es sich bei den Biosimilars anders als bei 

den Generika nicht um wirkstoffidentische 
Medikamente handelt“, betont hierzu Pri-
vatdozent Dr. Christoph Schindler vom In-
stitut für Klinische Pharmakologie der Tech-
nischen Universität Dresden. Zwischen den 
Generika und den Biosimilars bestehen nach 
seinen Worten grundsätzliche Unterschiede: 
Biosimilars werden anders als Generika nicht 
in einem einfachen Herstellungsverfahren 
mittels chemischer Synthese hergestellt, 
sondern in komplexen Prozessen durch  
lebende Zellen produziert. Während das 
herkömmliche, chemische Arzneimittel eine 
relativ einfache, gut definierte Struktur  
besitzt, handelt es sich bei den Biosimilars 
um Eiweißverbindungen mit hochkomple-
xer Struktur. Die Verbindungen haben ein 
hohes Molekulargewicht und sind empfind-
lich gegenüber physikalischen Einflüssen.

Arzneimitteltherapie

Biosimilars – Kostenbremse  
bei Biopharmazeutika
Bei der Arzneimitteltherapie ist Kostensparen angesagt. Das gilt nicht nur für  
herkömmliche Medikamente. Inzwischen laufen auch bei verschiedenen  
modernen biotechnologisch hergestellten Arzneimitteln – in aller Regel Proteine 
wie etwa Antikörper oder Hormone – die Patente aus. Man sucht verzweifelt 
nach praktikablen Lösungen.

Die Forschung  
nach sogenannten 
„chemischen Ver-
gleichswirkstoffen“ 
läuft auf Hochtouren. 
Hier ein Extrakt aus 
dem Zierkürbis.
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Es gibt einen weiteren wesentlichen Unter-
schied: „Während bei den Generika der 
Wirkstoff durch ein Patent geschützt wer-
den kann, ist das bei Biosimilars nicht  
möglich. Bei diesen Verbindungen wird 
vielmehr der biotechnologische Herstel-
lungsprozess durch Patente geschützt“, so 
Schindler.

Studien zur Wirksamkeit 
und Unbedenklichkeit
Dass dieser Patentschutz derzeit bei ver-
schiedenen biopharmazeutischen Produk-
ten – zum Beispiel dem Somatostatin, 
dem Erythropoietin oder dem Granulozy-
ten-Colony Stimulierenden Faktor (G-CSF) 
jüngst ausgelaufen ist oder derzeit aus-
läuft, erklärt nach seiner Meinung das  
zurzeit erhöhte Interesse an den Medika-
menten. Denn so wie es auch bei konven-
tionellen Arzneimitteln zu beobachten ist, 
dürften bei den biopharmazeutischen 
Wirkstoffen nach Ablauf des Patentschut-
zes ebenfalls Nachahmerprodukte auf den 
Markt drängen. Dabei ist jedoch laut 
Schindler zu erwarten, dass dies deutlich 
langsamer und zudem auch in geringerem 
Umfang geschieht. Denn der Nachbau der 
komplexen Verbindungen ist deutlich  
kostenintensiver, zumal diese anders als 
Generika ein eigenes Studienprogramm 
durchlaufen müssen, in dem die klinische 
Wirksamkeit wie auch die Unbedenklich-
keit der neuen Medikation dokumentiert 
werden. Bei herkömmlichen Generika 
chemisch synthetisierter Wirkstoffe sind 
sogenannte Bioäquivalenzstudien hinge-
gen meist ausreichend.

Oft Änderung  
der Dosierung
Sind die gesetzlich vorgeschriebenen Aufla-
gen hinsichtlich dieser Prüfungen erfüllt, so 
ist nach einer Stellungnahme der Arzneimit-
telkommission der deutschen Ärzteschaft 
davon auszugehen, dass die Biosimilars bei 
Beginn einer Behandlung ebenso eingesetzt 
werden können wie das Arzneimittel des 
Originalherstellers. Etwas anders sieht es 
aus, wenn der Patient bereits mit einem  

biotechnologisch hergestellten Arzneimittel 
behandelt wird und zum Beispiel aus Kos-
tengründen von diesem auf ein biosimilares 
Arzneimittel umgestellt werden soll. Dann 
sind, so die Stellungnahme, gegebenenfalls 
andere Dosen, andere Dosierungsintervalle 
und unter Umständen auch andere Darrei-
chungen zu beachten und auch die jeweils 
zugelassenen Anwendungsgebiete, die 
durchaus unterschiedlich sein können.
„In jedem Fall muss der Patient in der ersten 
Zeit nach Umstellung engmaschig wie bei 
einer Neueinstellung überwacht werden“, 
heißt es explizit in der Stellungnahme.  
Hinsichtlich der Sicherheit der Anwendung 
befindet man sich demnach in einer ver-
gleichbaren Situation „wie bei einem neu 
zugelassenen Arzneimittel der gleichen 
Wirkstoffklasse, bei dem das Spektrum der 
wesentlichen unerwünschten Arzneimittel-
wirkungen bekannt ist“.
„Man muss sich darüber im Klaren sein, dass 
es sich lediglich um ähnliche Arzneimittel 
handelt“, bekräftigt der klinische Pharma-
kologe Schindler. „Ähnlich bedeutet aber 
nicht identisch. Man muss deshalb insbe-
sondere bei der Umstellung von einem  
Originalpräparat auf ein Biosimilar beson-
dere Sorgfalt bei der Überwachung des  
Patienten walten lassen“, sagt der Arznei-
mittelexperte.
Vorsicht ist nach seinen Worten zum Bei-
spiel hinsichtlich der Immunogenität ge-
boten: „Es kann durchaus sein, dass der 
Patient das Originalpräparat gut verträgt, 
auf das Biosimilar allerdings allergisch und 
im schlimmsten Fall mit einem anaphylak-
tischen Schock reagiert, was aber selbst-
verständlich auch umgekehrt möglich 
ist.“ In der zahnärztlichen Praxis spielten 
die Arzneialternativen derzeit jedoch noch 
keine Rolle, so sagte Schindler gegenüber 
den zm.

Christine Vetter
Merkenicher Str. 224
50735 Köln
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Zahnärztekammern

Deutscher  
Zahnärztetag 2009

4. bis 7. November 2009 

ICM München 

Standespolitik-Praxis-Wissenschaft 

PERIO-PROTHETIK 

Standespolitisches Programm:

❚ Mittwoch, 04.11.2009
13.00 Uhr:
KZBV-Vertreterversammlung
Sheraton München Arabellapark

❚ Donnerstag, 05.11.2009
09.15 Uhr:
KZBV-Vertreterversammlung –
Fortsetzung
Sheraton München Arabellapark

19.00 Uhr:
BZÄK/KZBV/BLZK/DGZMK:
Feierliche Eröffnung Deutscher 
Zahnärztetag 2009
Residenz München – Herkulessaal
Residenzstr. 1

❚ Freitag, 06.11.2009
10.00 Uhr:
Bundesversammlung der BZÄK
The Westin Grand München 
Arabellapark, Ballsaal

12.30 Uhr:
Gemeinsame Pressekonferenz
The Westin Grand München 
Arabellapark, Raum Sydney

19.30 Uhr:
Bayerischer Abend im 
Löwenbräukeller
Nymphenburger Straße 2

❚ Samstag, 07.11.2009
09.00 Uhr:
Bundesversammlung der BZÄK –
Fortsetzung
The Westin Grand München 
Arabellapark, Ballsaal

❚ Das wissenschaftliche Kongress-
programm findet vom 04. bis 07. 
November im ICM München, Am 
Messesee 6, statt.

ZÄK Niedersachsen

 

Fortbildungsveranstaltungen

Thema: Schmerztherapie in der 
zahnärztlichen Praxis
Referent: Siegfried Leder
Termin: 24.10.2009:  
09.00 – 18.00 Uhr
Gebühr: 310 EUR 
Kurs-Nr.: Z 0968 (9 Punkte)

Sonderseminar in Zusammenar-
beit mit der Deutschen Apothe-
ker- und Ärztebank Hannover
Thema: Der Business Plan für eine 
Zahnarztpraxis – Ökonomisch 
sinnvoll planen, Investitionen  
effizient durchführen
Referent: Dipl.-Finanzwirt Holger 
Wendland
Termin: 28.10.2009:  
15.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: 60 EUR 
Kurs-Nr.: Z 0965 (4 Punkte)

Thema: Beraten mit Herz und Ver-
stand. Patienten von der Qualität 
und dem Nutzen außervertragli-
cher Leistungen überzeugen
Referentin: Dipl.-Germ. Karin  
Namianowski
Termin: 28.10.2009:  
09.00 – 16.00 Uhr
Gebühr: 250 EUR 
Kurs-Nr.: Z/F 0969 (7 Punkte)

Thema: Mit exzellentem Service 
und effektiver Patientenberatung 
zum Praxiserfolg
Referentin: Dipl.-Germ. Karin  
Namianowski
Termin: 
29.10.2009: 09.00 – 16.00 Uhr,
30.10.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 400 EUR 
Kurs-Nr.: Z/F 0971 (13 Punkte)

Thema: Die ästhetische Revolution 
im Frontzahnbereich. Praktisch/
theoretischer Intensivkurs
Referent: Prof. Dr. Ivo Krejci
Termin: 
30.10.2009: 12.30 – 21.00 Uhr,
31.10.2009: 09.00 – 17.30 Uhr
Gebühr: 880 EUR 
Kurs-Nr.: Z 0972 (17 Punkte)

Sonderseminar in Zusammenar-
beit mit der Deutschen Apothe-
ker- und Ärztebank Hannover
Thema: Schenken und Vererben, 
aber richtig! Das richtige Testa-
ment (Musterformulierungen) – 
Schenkungen – Einkommenssteu-
er und Erbschaftssteuer sparen – 
Daseinsvorsorge
Referent: Prof. Dr. Jur. Vlado  
Bicanski
Termin: 04.11.2009:  
15.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: 60 EUR 
Kurs-Nr.: Z 0974 (4 Punkte)

Thema: Ästhetische adhäsive Sei-
tenzahnkompositfüllungen und 
Inlays/Onlays auf dem neuesten 
Stand. Praktisch/theoretischer  
Intensivkurs
Referent: Prof. Dr. Ivo Krejci
Termin: 
06.11.2009: 12.30 – 21.00 Uhr,
07.11.2009: 09.00 – 17.30 Uhr
Gebühr: 880 EUR 
Kurs-Nr.: Z 0975 (17 Punkte)

Auskunft und Anmeldung: 
ZÄK Niedersachsen
Zahnärztliche Akademie
Niedersachsen (ZAN)
Zeißstraße 11a
30519 Hannover
Tel.: 0511/83391-311 oder 313
Fax: 0511/83391-306
Aktuelle Veranstaltungstermine 
unter www.zkn.de

 KZV Baden- 
Württemberg

 

Fortbildungsveranstaltungen 
Fortbildungsforum Freiburg

Thema: Die organisierte Rezeption 
– So sparen Sie Zeit und Geld!
Referentin: Brigitte Kühn – Tutzing
Termin: 30.10.2009
Gebühr: 215 EUR
Kurs-Nr.: 09/414

Das komplette Programm zum 
Deutschen Zahnärztetag 2009 ist 
in den zm 11/2009 abgedruckt 
sowie als Download-Version unter 
www.zm-online.de erhältlich. Alle 
aktuellen Details zum Deutschen 
Zahnärztetag 2009 hat auch die 
BZÄK auf ihrer Website zusam-
mengestellt unter: www.bzaek.de. 
Dort sind alle Angaben zum stan-
despolitischen, wissenschaftlichen 
und Rahmenprogramm zu finden.

Anzeige
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Thema: Patienten sind unsere  
Zukunft – Gewinnen, binden,  
begeistern!
Referentin: Brigitte Kühn – Tutzing
Termin: 31.10.2009
Gebühr: 215 EUR
Kurs-Nr.: 09/415

Thema: CAD/CAM und gefräste 
Keramikwerkstoffe
Referent: Prof. Dr. Ralph G.  
Luthardt – Ulm
Termin: 31.10.2009
Gebühr: 355 EUR
Kurs-Nr.: 09/121

Thema: Aktueller Stand der ma-
schinellen Wurzelkanalaufberei-
tung und thermoplastischen Wur-
zelkanalobturation
Referent: PD Dr. Karl-Thomas 
Wrbas – Freiburg
Termin: 06.11.2009
Gebühr: 120 EUR
Kurs-Nr.: 09/124

Thema: Einführung in die implan-
tologische Praxis
Referenten: Dr. Stefan Klar –  
Witten-Herdecke, ZA Peter Dirsch 
– Witten-Herdecke
Termin: 06./07.11.2009
Gebühr: 480 EUR
Kurs-Nr.: 09/517

Thema: Kieferorthopädische Be-
handlung parodontalgeschädigter 
Gebisse unter besonderer Berück-
sichtigung der dentofazialen  
Ästhetik
Referent: PD DR. Nezar Watted – 
Würzburg
Termin: 06./07.11.2009
Gebühr: 540 EUR
Kurs-Nr.: 09/500

Thema: Praxisrelevante Funktions-
analyse, Funktionsdiagnostik und 
Funktionstherapie
Referent: Dr. Marco Goppert – 
Stuttgart
Termin: 13./14.11.2009
Gebühr: 525 EUR
Kurs-Nr.: 09/125

Thema: Freude und Erfolg im  
Beruf!
Referentin: Karin Thanhäuser –  
Rutesheim
Termin: 20.11.2009
Gebühr: 150 EUR
Kurs-Nr.: 09/416

Thema: Wege aus der Erschöpfung 
in die Zufriedenheit
Referent: Prof. Dr. Dieter Strecker 
– Rutesheim
Termin: 21.11.2009
Gebühr: 325 EUR (Einzelpreis),  
75 EUR (je weiteres Mitglied der 
Praxis)
Kurs-Nr.: 09/323

Thema: Prophylaxe für  
Schwangere und Kleinkinder
Referentin: Iris Karcher – Freiburg
Termin: 27.11.2009
Gebühr: 95 EUR 
Kurs-Nr.: 09/417

Thema: PAR-Patienten professio-
nell betreuen
Referentin: Iris Karcher – Freiburg
Termin: 27.11.2009
Gebühr: 95 EUR
Kurs-Nr.: 09/418

Thema: Ästhetik under your control 
– Diagnose – Planung – Erfolg
Referenten: Dr. Thomas Schwenk – 
Nürnberg, Dr. Marcus Striegel – 
Nürnberg
Termin: 27./28.11.2009
Gebühr: 725 EUR (Einzelpreis)
Kurs-Nr.: 09/126

Auskunft: 
Sekretariat des Fortbildungsfo-
rums Freiburg 
Tel.: 0761/45 06–160 oder 161
Anmeldung bitte schriftlich an das 
Fortbildungsforum / FFZ
Merzhauser Str. 114–116
79100 Freiburg
e-mail: info@ffz-fortbildung.de
www.ffz-fortbildung.de

Fortbildungen der Bezirks-
Zahnärztekammer Karlsruhe

Thema: Aktualisierungskurs: 
Kenntnisse im Strahlenschutz für 
Praxispersonal
Termin: 20.11.2009:
14.00 – 18.00 Uhr
Ort: Zahnärztehaus Mannheim
Gebühr: 49 EUR 
Kurs-Nr.: B21809

Thema: Stress, Stressbewältigung, 
Burnout und Lebenszufriedenheit
Termin: 20.11.2009:
15.00 – 18.00 Uhr
Ort: Zahnärztehaus Mannheim
Gebühr: 39 EUR 
Fortbildungspunkte: 3
Kurs-Nr.: B22709

Thema: Neues zum Werbe-/Ar-
beitsrecht rund um die ZA-Praxis
Termin: 25.11.2009:
15.00 – 18.00 Uhr
Ort: Zahnärztehaus Mannheim
Gebühr: 39 EUR 
Fortbildungspunkte: 3
Kurs-Nr.: B21909

Auskunft und Anmeldung:
Bezirkszahnärztekammer Karlsruhe
Helga Koerber-Kelley / Andreas 
Bierreth
Joseph-Meyer-Str. 8-10
68167 Mannheim
Tel.: 0621/38000-166 u. -133
Fax: 0621/38000-170
e-mail:helga.koerber-kelley@bzk-
karlsruhe.de
andreas.bierreth@bzk-karlsruhe.de

Fortbildungsveranstaltungen der 
Akademie für Zahnärztliche 
Fortbildung Karlsruhe

Thema: Sinuslift am Implantations-
simulator
Referent: Dr. Stephan Ryssel – 
Crailsheim
Termin: 
20.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr,
21.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 1 000 EUR, zzgl. Kosten 
für Modelle
Fortbildungspunkte: 18
Kurs-Nr.: 4543

Thema: Praxis der Begutachtung – 
Training für den erfahrenen  
Sachverständigen
Referent: Prof. Dr. Winfried  
Walther – Karlsruhe
Termin: 
20.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr,
21.11.2009: 09.00 – 13.00 Uhr
Gebühr: 500 EUR
Fortbildungspunkte: 16
Kurs-Nr.: 4520

Thema: Moderne Endodontie –  
Ein Konzept für die zahnärztliche 
Praxis
Referent: Dr. Carsten Appel –  
Niederappel
Termin: 
20.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr,
21.11.2009: 09.00 – 13.00 Uhr
Gebühr: 600 EUR
Fortbildungspunkte: 16
Kurs-Nr.: 4542

Thema: Vollkeramische Restaura-
tionen im Powerpack
Referent: Prof. Dr. Lothar Pröbster 
– Wiesbaden
Termin: 
20.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr,
21.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 550 EUR
Fortbildungspunkte: 20
Kurs-Nr.: 4545

Team/ZFA:

Thema: Neues aus der Prophylaxe 
– Das Update für die ZMF/ZMP
Referenten: Prof. Dr. Christof  
Dörfer – Kiel, Meral Sivrikaya – 
Freiberg
Termin: 21.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 250 EUR 
Kurs-Nr.: 4544

Auskunft: 
Akademie für Zahnärztliche Fort-
bildung Karlsruhe
Sophienstraße 41
76133 Karlsruhe
Brita Nürnberger/Serpil Yazan
Tel.: 0721/9181-200
Fax: 0721/9181-222
mail: fortbildung@za-karlsruhe.de

ZÄK Sachsen-Anhalt

 

Fortbildungsinstitut 
„Erwin Reichenbach“

Thema: Die Sinuslift-OP in der  
Praxis – State of the Art
Referent: Dr. Dr. Werner Stermann 
– Hamburg
Termin: 04.11.2009:
14.30 – 19.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 135 EUR
Kurs-Nr.: Z/2009-045
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Thema: Hygiene, Medizinprodukte 
und die praktische Umsetzung
Referent: Dr. Jürgen Mikoleit –  
Hohenwarte
Termin: 04.11.2009:
14.00 – 19.00 Uhr
Ort: Halle/S., im Ankerhof Hotel, 
Ankerstr. 2
Gebühr: 145 EUR
Kurs-Nr.: H-45-2009

Thema: Funktionsanalyse und 
-therapie für die tägliche Praxis 
(3-teilige Kursreihe)
Kurs II – Manuelle Funktionsanaly-
se und befundbezogene Aufbiss-
schienentherapie
Referent: Dr. med. Uwe Harth – 
Bad Salzuflen
Termin: 
06.11.2009: 15.00 – 19.00 Uhr,
07.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 870 EUR Kurspaket
Kurs-Nr.: Z/2009-034
(Termin für Kurs III: 11./12.12.09)

Thema: Mundakupunktur für  
Fortgeschrittene
Referent: Dr. med. dent. Gerhard 
Hieber – München
Termin: 
06.11.2009: 14.00 – 19.00 Uhr,
07.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Halle/S., im Maritim Hotel, 
Riebeckplatz 4
Gebühr: 300 EUR
Kurs-Nr.: Z/2009-048

Thema: Elegante Psychologie für 
die Praxis und das halbe Leben
Referent: Herbert Prange – Lüne-
burg
Termin: 07.11.2009:
09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 150 EUR
Kurs-Nr.: H-46-2009

Thema: Mahlzeit! Wissenswertes 
rund um die Ernährung. Basiswis-
sen für alle, die sich für Essen, Trin-
ken und Gesundheit interessieren
Referentin: Dr. Gerta von Oost – 
Dormagen
Termin: 11.11.2009:
14.00 – 19.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 120 EUR
Kurs-Nr.: H-47-2009

Thema: Curriculum Parodontologie 
mit anschließendem Erwerb „Kam-
merzertifikat FB Parodontologie“
Baustein 4 – Plastische Parodontal-
chirurgie
Referentin: Prof. Dr. Petra Ratka-
Krüger – Freiburg/Breisgau
Termin: 
13.11.2009: 14.00 – 18.00 Uhr,
14.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 380 EUR (Paket 2 500 EUR)
Kurs-Nr.: Z/2009-080

Thema: Implantologischer Kom-
paktkurs mit Live-OP
Referent: ZA Thorsten Töpel –  
Halle/S.
Termin: 14.11.2009:
09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 220 EUR
Kurs-Nr.: Z/2009-049

Thema: Aktualisierung der Fach-
kunde im Strahlenschutz
Referent: Prof. Dr. med. Dr. med. 
dent. Edgar Spens – Halle/S.
Termin: 14.11.2009:
09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 120 EUR
Kurs-Nr.: Z/2009-050

Thema: Curriculum Allgemeine 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkun-
de mit anschließendem Erwerb 
„Kammerzertifikat FB Allg. Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde“  
– Tageskurs Kieferorthopädie –
Referent: Dr. Bernhard Böhm –  
Obertshausen
Termin: 14.11.2009:
09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Halle/S., im Hörsaal der  
Poliklinik für Kieferorthopädie, 
Große Steinstr. 19
Gebühr: 165 EUR (Paket 2 000 EUR)
Kurs-Nr.: Z/2009-072

Thema: Inlay, Teilkrone, Veneer – 
Gold oder Keramik
Referent: Prof. Dr. med. dent. Dr. 
h.c. Georg Meyer – Greifswald
Termin: 18.11.2009:
14.00 – 20.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 220 EUR
Kurs-Nr.: Z/2009-051

Thema: Die zahnfarbene Seiten-
zahnrestauration (mit prakt. 
Übungen)
Referent: Prof. Dr. Bernd Klaiber –  
Würzburg
Termin: 
20.11.2009: 15.00 – 19.30 Uhr,
21.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 350 EUR
Kurs-Nr.: Z/2009-050

Thema: Management und Mitar-
beiterführung professionalisieren  
– Seminar für leitende Mitarbeite-
rinnen –
Referent: Dipl.-Psych. Bernd  
Sandock – Berlin
Termin: 
20.11.2009: 14.00 – 19.00 Uhr,
21.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Magdeburg,  
im Reichenbachinstitut der ZÄK, 
Große Diesdorfer Str. 162
Gebühr: 220 EUR
Kurs-Nr.: H-48-2009

Thema: Curriculum Parodontologie 
mit anschließendem Erwerb „Kam-
merzertifikat FB Parodontologie“
Baustein 5 – Endodontische Aspek-
te bei Parodontitispatienten
Referenten: Prof. Dr. Hans-Günter 
Schaller – Halle/S., OA Dr. Christi-
an Gernhardt – Halle/S.
Termin: 
27.11.2009: 14.00 – 18.00 Uhr,
28.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Halle/S., in der Universitäts-
poliklinik für Zahnerhaltungskun-
de/Parodontologie, Harz 42a
Gebühr: 380 EUR  
(Kurspaket 2 500 EUR)
Kurs-Nr.: Z/2009-080

Thema: Curriculum Allgemeine 
Zahn-, Mund- und Kieferheilkun-
de mit anschließendem Erwerb 
„Kammerzertifikat FB Allg. Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde“ 
 Wochenendkurs: Prothetik Thema I
Referenten: Univ.-Prof. Dr. Jürgen 
Setz – Halle/S., OA Dr. med. dent. 
Arne Boeckler – Halle/S.
Termin: 
27.11.2009: 14.00 – 18.00 Uhr,
28.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Halle/S., in der Poliklinik für 
zahnärztliche Prothetik, Harz 42a
(Änderung vorbehalten)
Gebühr: 250 EUR
Kurs-Nr.: Z/2009-072

Thema: Ist Erfolg machbar? Mit 
Marketing Ihre Praxis fit halten
Referent: Dipl.-Psych. Bernd  
Sandock – Berlin
Termin: 
27.11.2009: 15.00 – 18.00 Uhr,
28.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Halle/S., Maritim Hotel,  
Riebeckplatz 4
Gebühr: ZA: 230 EUR, ZH: 150 
EUR, Team 320 EUR (1 ZA, 1 ZH)
Kurs-Nr.: Z/2009-053

Thema: Professionelle Zahnreini-
gung
Referentin: Genoveva Schmid – 
Berlin
Termin: 
27.11.2009: 15.00 – 19.00 Uhr,
28.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Halle/S., im Ankerhof Hotel,  
Ankerstr. 2
Gebühr: 240 EUR
Kurs-Nr.: H-49-2009

Anmeldungen bitte schriftlich über 
ZÄK Sachsen-Anhalt 
Postfach 3951
39014 Magdeburg
Frau Einecke: 0391/739 39 14
Frau Bierwirth: 0391/739 39 15
Fax: 0391/739 39 20
e-mail: einecke@zahnaerztekam-
mer-sah.de oder bierwirth@zahn-
aerztekammer-sah.de

LZK Rheinland-Pfalz

Fortbildungsveranstaltungen

Thema: Oralchirurgische Eingriffe 
bei hämorrhagischen Diathesen
Referent: Herr Dr. Burwinkel
Termin: 28.10.2009:
14.00 – 18.00 Uhr
Ort: LZK
Sonstiges: Zahnärztliche Fortbil-
dungsreihe: Oralchirurgisches 
Kompendium; 4 Fortbildungs-
punkte
Kurs-Nr.: 098115
Kursgebühr: 160 EUR 
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Thema: Z/QMS in der praktischen 
Anwendung – Teil 1: Theorie
Referenten: Frau Christmann, Herr 
Salm
Termin: 28.10.2009:
13.30 – 16.30 Uhr
Ort: Handwerkskammer Wiesba-
den, Bildungs- und Technologie-
zentrum 2, Moltkering 17,  
65189 Wiesbaden
Sonstiges: 4 Fortbildungspunkte
Kurs-Nr.: 098383
Kursgebühr: 160 EUR 

Thema: Praxis der Patientenfoto-
grafie – Praktischer Kurs
Referent: Herr Scherpf
Termin: 04.11.2009:
14.00 – 20.00 Uhr
Ort: LZK
Sonstiges: 7 Fortbildungspunkte
Kurs-Nr.: 098154
Kursgebühr: 210 EUR 

Thema: Paro Patient – Systemati-
sche Therapie mit Konzept und 
Kompetenz
Referenten: Herr Dr. Otte, Herr Dr. 
Rössler, Frau Lennemann
Termine: 
Abrechnung 06.11.2009,
Theorie 07.11.2009,
Hands-on 27./28.11.2009:
jeweils 10.00 – 18.00 Uhr
Ort: LZK
Sonstiges: Fortbildung für ZFA. 
Kursteile Abrechnung und Theorie 
(je 250 EUR) können auch separat 
gebucht werden.
Kurs-Nr.: 
Abrechnung 098217,
Theorie 098218,
Hands-on 098219
Kursgebühr: 590 EUR 

Auskunft und Anmeldung: 
LZK Rheinland-Pfalz
Frau Albrecht, Frau Faltin
Langenbeckstraße 2 
55131 Mainz
Tel.: 06131/96 13 660
Fax: 06131/96 13 689

LZK Berlin/ 
Brandenburg

Fortbildungsangebot des 
Philipp-Pfaff-Instituts Berlin

Thema: Aufstiegsfortbildung zum/
zur Dentalhygieniker/in
Organisatorische Leitung: ZA Ilona 
Kronfeld – Berlin
Kurszeiten: April 2010 – April 2011
Bewerbungsschluss: 30.10.2009
Kurs-Nr.: 0805.0

Thema: Kofferdam – nützlich oder 
ein Relikt? [7]
Referentin: Dr. Carola Pauli – Berlin
Termin: 06.11.2009:
14.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: 185 EUR 
Kurs-Nr.: 4026.2

Thema: Bewährte Möglichkeiten 
der Diagnostik und initialen The-
rapie von Funktionsstörungen mit 
Aufbissbehelfen [16]
Referentin: M.A. Theresia Assel-
meyer – Berlin
Termin: 
06.11.2009: 14.00 – 19.00 Uhr
07.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 435 EUR 
Kurs-Nr.: 1009.3

Thema: Update Praxisführung 
2009 [8]
Referenten: Uwe Schäger – Ham-
burg, RA Dr. Thomas Kunze – Ber-
lin, RA Dr. Jürgen Dietrich – Berlin, 
Dr. Christiane Simmler – Berlin, 
Thilo Süß – Berlin
Termin: 07.11.2009:
09.00 – 15.30 Uhr
Gebühr: 65 EUR 
Kurs-Nr.: 4040.18

Interdisziplinäres Forum  
MED-DENT (für Zahnärzte und  
Humanmediziner)
 Thema: Der Kindermund [4]
Referenten: Prof. Dr. med. dent. 
Christian H. Splieth – Greifswald, 
Prof. Dr. med. Lothar Schweigerer 
– Berlin
Termin: 18.11.2009:
18.00 – 21.00 Uhr
Gebühr: 48 EUR 
Kurs-Nr.: 0912.1

Thema: Außervertragliche Leistun-
gen nach neuer GOZ in der KF [7]
Referentin: Heike Herrmann –  
Berlin
Termin: 20.11.2009:
13.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: 245 EUR 
Kurs-Nr.: 0912.1

Thema: Diagnose und Therapie 
von Mundschleimhauterkrankun-
gen in der Zahnarztpraxis [8]
Referentin: OÄ Dr. med. dent. 
Christiane Nobel – Berlin
Termin: 21.11.2009:
09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 195 EUR 
Kurs-Nr.: 6004.3

Thema: Craniomandibuläre Ortho-
pädie – Aszendierende und des-
zendierende Funktionsstörungen 
im Kiefergelenk und Bewegungs-
apparat [15]
Referenten: Dr. Annette Diehl – 
Berlin, Dr. med. Uta Laukens – 
Berlin, Dr. Annette Wiemann – 
Berlin
Termin:  
27.11.2009: 14.00 – 19.00 Uhr,
28.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 385 EUR 
Kurs-Nr.: 6046.0

Thema: Mini-Implantate in der 
Kieferorthopädie [14]
Referenten: OA Dr. med. dent.  
Benedict Wilmes – Düsseldorf
Termin:  
04.12.2009: 14.00 – 19.00 Uhr,
05.12.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: 445 EUR 
Kurs-Nr.: 0921.0

Thema: 14. Berliner Prophylaxetag 
/ Vortragsblock [8]
Referenten: Prof. Dr. Dr. h. c.  
Georg Meyer – Greifswald,  
Prof. Dr. Hans-Curt Flemming – 
Duisburg, Prof. Dr. Christof Dörfer 
– Kiel, Dr. Benjamin Schüz –  
Berlin, PD Dr. Rainer Seemann – 
Konstanz
Termin: 05.12.2009:
09.00 – 16.15 Uhr
Gebühr: 119 EUR 
Kurs-Nr.: 3050.0

Auskunft und Anmeldung: 
Philipp-Pfaff-Institut Berlin
Aßmannshauserstraße 4-6 
14197 Berlin
Tel.: 030/4 14 72 5-0
Fax: 030/4 14 89 67
e-mail: info@pfaff-berlin.de

ZÄK Westfalen-Lippe

 

Zentrale Zahnärztliche 
Fortbildung

Thema: Hartgewebsaugmentation 
– moderne Behandlungsmetho-
den zur Verbesserung des Implan-
tatlagers
Referent: Dr. Martin Volmer – 
Münster
Termin: 18.11.2009:  
14.30 – 19.00 Uhr
Gebühr: ZA: 196 EUR
Fortbildungspunkte: 6
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 080

Thema: Parodontalbehandlung 
mit Erfolg: zielgerichtete Befun-
dung, Behandlungskonzept, struk-
turierte Erhaltungstherapie
Referent: Prof. Dr. Heiko Visser – 
Oldenburg
Termin: 18.11.2009:
15.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: ZA: 192 EUR
Fortbildungspunkte: 5
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 089

Thema: Hands-on-Kurs: Risiko- 
faktoren in der Parodontologie 
und Implantologie, die uns im 
Praxisalltag bewegen
Referent: Dr. Ralf Rößler – Wetzlar
Termin: 20.11.2009:  
09.00 – 18.00 Uhr
Gebühr: ZA: 310 EUR
Fortbildungspunkte: 9
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 141
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Thema: Teamfortbildung:  
Notfallmedizin für Zahnärzte
Referenten: PD Dr. Dr. Monika 
Daubländer – Mainz, Horst Geis – 
Mainz
Termin: 21.11.2009:
10.00 – 15.00 Uhr
Gebühr: ZA: 456 EUR,  
ZFA: 228 EUR
Fortbildungspunkte: 9
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 017

Thema: Frühbehandlung in der 
Kieferorthopädie
Referent: Dr. Thomas Hinz-Silau – 
Herne
Termin: 21.11.2009:  
10.00 – 15.00 Uhr
Gebühr: ZA: 266 EUR
Fortbildungspunkte: 7
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 087

Thema: Neue Optionen zur Erhal-
tung vorhandener Restaurationen
Referent: Prof. Dr. Dr. Hans-Jörg  
Staehle – Heidelberg
Termin: 21.11.2009:
10.00 – 16.00 Uhr
Gebühr: ZA: 260 EUR
Fortbildungspunkte: 7
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 099

Thema: Die langfristige Betreuung 
von Implantaten – Diagnose, Pro-
phylaxe und Therapie von periim-
plantären Erkrankungen
(Im Rahmen der Kurzserie Implan-
tologie)
Referent: Prof. Dr. Michael  
Christgau – Düsseldorf
Termin: 21.11.2009:  
09.00 – 12.00 Uhr
Gebühr: ZA: 212 EUR
Fortbildungspunkte: 4
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 142

Thema: Herausforderungen in der 
Behandlung von Kindern
Referentin: Prof. Dr. Roswitha 
Heinrich-Weltzien – Jena

Termin: 21.11.2009:  
08.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: ZA: 354 EUR
Fortbildungspunkte: 8
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 101

Thema: Initiative Zahnheilkunde 
plus (IZP)
Fachbereich Prothetik
Praktischer Teil 2
Referent: PD Dr. Jürgen Manhart – 
Holzkirchen
Termin: 21.11.2009:
09.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: ZA: 229 EUR
Fortbildungspunkte: 10
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 126

Thema: Somnologie 2 – Schlaf- 
apnoe
Referent: Dr. Jürgen Langenhan – 
Idstein
Termin: 25.11.2009:
14.00 – 20.00 Uhr
Gebühr: ZA: 285 EUR
Fortbildungspunkte: 8
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 055

Thema: Wie die Rezeptionskraft 
den Praxiserfolg steuert
Referent: Dipl.-oec. Hans-Dieter 
Klein – Stuttgart
Termin: 25.11.2009:  
14.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: ZA: 249 EUR,
ZFA: 129 EUR
Fortbildungspunkte: 7
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 092

Thema: Notfallmedizin für das 
zahnärztliche Praxisteam
Referent: Prof. Dr. Johannes  
Kleinheinz – Münster
Termin: 25.11.2009:
15.00 – 18.00 Uhr
Gebühr: ZA: 148 EUR, 
ZFA: 74 EUR
Fortbildungspunkte: 4
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 111

Thema: Dentinadhäsive: Anspruch 
und Wirklichkeit. Die Versorgung 
des endodontisch behandelten 
Zahnes
Referenten: PD Dr. Till  
Dammaschke – Münster,  
Dr. Markus Kaup – Münster
Termin: 25.11.2009:  
15.00 – 18.00 Uhr
Gebühr: ZA: 65 EUR
Fortbildungspunkte: 4
Ort: Paderborn: Gaststätte „Zu 
den Fischteichen“, Dubelohstr. 92, 
33104 Paderborn
Kurs-Nr.: DEZ 09 750 004

Thema: Schienentherapie und 
Pharmakotherapie zur Behand-
lung von craniomandibulären 
Dysfunktionen; prothetische Um-
setzungsmöglichkeiten
Referent: Dr. Claudius Middelberg 
– Münster
Termin: 25.11.2009:  
15.00 – 18.00 Uhr
Gebühr: ZA: 65 EUR
Fortbildungspunkte: 4
Ort: Bielefeld: Park Inn, Am Johan-
nisberg 5, 33615 Bielefeld
Kurs-Nr.: DEZ 09 750 013

Thema: Die seniorengerechte  
Praxis
Referenten: Dr. Renate Mehring – 
Ahaus, Dr. Franz-Josef Wilde –  
Rosendahl, Dr. Klaus Weber – Werl
Termin: 25.11.2009:  
16.00 – 18.00 Uhr
Gebühr: ZA: 65 EUR
Fortbildungspunkte: 3
Ort: Dortmund: Kongresszentrum 
Westfalenhallen, Rheinlanddamm 
200, 44139 Dortmund
Kurs-Nr.: DEZ 09 750 025

Thema: Stressbewältigung und 
Souveränität bei schwierigen  
Patientenkontakten und heiklen 
Praxissituationen
Referent: Dipl.-BW Uwe Herr-
mannsen – Münster
Termin: 27.11.2009:
14.00 – 19.00 Uhr
Gebühr: ZA: 182 EUR,
ZFA: 91 EUR
Fortbildungspunkte: 6
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 063

Thema: Damit wir uns besser  
verstehen
Referent: Rolf D. Budinger –  
Geldern
Termin: 27.11.2009:
09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: ZA: 362 EUR,
ZFA: 163 EUR
Fortbildungspunkte: 9
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 106

Thema: Erfolg durch Prophylaxe – 
Wertschöpfung: mehr Produktivi-
tät und Patientenzufriedenheit
Referent: Dr. Klaus-Dieter Hellwege 
– Lauterecken
Termin: 28.11.2009:
09.00 – 17.00 Uhr
Gebühr: ZA: 416 EUR,
ZFA: 208 EUR
Fortbildungspunkte: 8
Ort: Akademie für Fortbildung, 
Münster
Kurs-Nr.: 09 740 097

Auskunft: 
Akademie für Fortbildung der 
ZÄKWL
Auf der Horst 31
48147 Münster
(Herr Bertram)
Tel.: 0251/507–600
Fax: 0251/507–609
dirc.bertram@zahnaerzte-wl.de

ZÄK Nordrhein

 
Zahnärztliche Kurse 
im Karl-Häupl-Institut

Kurs-Nr.: 09131 P 6 Fp
Thema: Basiskurs zahnärztliche 
Chirurgie. Tipps und Tricks in 
Theorie und Praxis
Referent: Prof. Dr. Thomas  
Weischer – Essen
Termin: 04.11.2009: 
14.00 – 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 200 EUR 
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Kurs-Nr.: 09129 P 13 Fp
Thema: Der interdisziplinäre Weg 
von der Schiene auf die Zähne
Referenten: Dr. Ulf Gärtner – Köln, 
Werner Röhrig – Köln
Termin: 
04.11.2009: 14.00 – 19.00 Uhr,
18.11.2009: 14.00 – 19.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 360 EUR 

Kurs-Nr.: 09104 P 8 Fp
Thema: Parodontologie – Ein Up-
date für die Praxis. Regenerative 
PAR- Behandlungen (Praktischer 
Arbeitskurs – Teil 2)
Referenten: Dr. Christian Sampers 
– Düsseldorf, Dr. Rainer Erhard – 
Wuppertal
Termin: 06.11.2009:  
14.00 – 20.30 Uhr
Teilnehmergebühr: 240 EUR 

Kurs-Nr.: 09133 7 Fp
Thema: Fit für die Kinder- und  
Jugendprophylaxe. Mundgesund-
heit von Anfang an mit richtigen 
Ritualen
Referentin: Annette Schmidt – 
München
Termin: 06.11.2009:  
14.00 – 20.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 240 EUR,  
Praxismitarbeiter (ZFA) 120 EUR

Kurs-Nr.: 09135 12 Fp
Thema: Hypnose in der Zahnarzt-
praxis
Referent: Dr. Rolf Pannewig – 
Hamminkeln
Termin: 
06.11.2009: 14.00 – 18.00 Uhr,
07.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 330 EUR

Kurs-Nr.: 09115 P 9 Fp
Thema: Augmentationsverfahren 
mit klassischen und Ultraschall-
techniken
Referent: Dr. Dr. H. Dieter Edinger 
– Hamburg
Termin: 07.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 320 EUR

Kurs-Nr.: 09134 7 Fp
Thema: Alte Zähne sind wie  
Oldtimer ... pflegen, pflegen, pfle-
gen. Patente, Rezepte, ALTERSpro-
phylaxe
Referentin: Annette Schmidt – 
München
Termin: 07.11.2009:  
09.00 – 15.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 240 EUR,  
Praxismitarbeiter (ZFA) 120 EUR

Kurs-Nr.: 09152 9 Fp
Thema: Und dann war ich plötzlich 
Chef (Basisseminar mit praktischen 
Übungen für Praxisgründer)
Referenten: Dr. Marga Hütz – 
Mönchengladbach, Cornelia 
Hedwig – Mönchengladbach 
Termin: 07.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 175 EUR

Kurs-Nr.: 09086 P 7 Fp
Thema: Nachsorge von Implantat-
patienten (Modul 13-14 des  
Curriculums Implantologie)
Referenten: Prof. Dr. Thomas  
Weischer – Essen, Prof. Dr. Dr. 
Christopher Mohr – Essen
Termin: 
11.11.2009: 14.00 – 18.00 Uhr,
12.11.2009: 09.00 – 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 480 EUR

Kurs-Nr.: 09150 TP 9 Fp
Thema: Notfallbehandlungsmaß-
nahmen für Zahnärzte und ZFA
Referenten: Dr. Dr. Ulrich Stroink – 
Düsseldorf, Prof. Dr. Dr. Claus Udo 
Fritzemeier– Düsseldorf
Termin: 11.11.2009:  
15.00 – 19.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 160 EUR,  
Praxismitarbeiter (ZFA) 50 EUR

Kurs-Nr.: 09136 T 12 Fp
Thema: AVL-Kalkulation, neues 
VVG, Gutachterkonflikte und  
multidisziplinäre Erwachsenen- 
kieferorthopädie
Referent: Prof. Dr. Dr. Robert  
Fuhrmann – Halle/Saale
Termin: 
13.11.2009: 14.00 – 18.00 Uhr,
14.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 390 EUR

Kurs-Nr.: 09110 P 10 Fp
Thema: Refresher-Kurs Funktions-
analyse und -therapie für die  
tägliche Praxis
Referent: Dr. Uwe Harth –  
Bad Salzuflen
Termin: 14.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 280 EUR

Kurs-Nr.: 09127 T 8 Fp
Thema: Upgrade Beraten und Mo-
tivieren. Auf veränderte Bedingun-
gen richtig agieren
Referenten: Dr. Michael Cramer – 
Overath
Termin: 15.11.2009:  
09.00 – 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 270 EUR,  
Praxismitarbeiter (ZFA) 130 EUR
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Vertragswesen

Kurs-Nr.: 09349 4 Fp
Thema: Wirtschaftlichkeitsprüfung 
in der vertragszahnärztlichen  
Versorgung nach der ab dem 
1.1.2008 geltenden Verfahrens-
ordnung (Seminar für Zahnärzte)
Referenten: Dr. Hans-Joachim  
Lintgen – Remscheid, ZA Ralf 
Wagner – Langerwehe
Termin: 18.11.2009:  
14.00 – 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 30 EUR 

Fortbildung in den Bezirksstellen

Düsseldorf
Kurs-Nr.: 09422 3 Fp.
Thema: Totalprothetik I
Referent: Dr. Jürgen Dapprich –  
Düsseldorf
Termin: 04.11.2009: 
15.00 – 18.00 Uhr
Ort: Karl-Häupl-Institut
Teilnehmergebühr: gebührenfrei, 
Anmeldung unbedingt erforderlich

Kurs-Nr.: 09423 3 Fp.
Thema: Totalprothetik II
Referent: Dr. Jürgen Dapprich –  
Düsseldorf
Termin: 11.11.2009: 
15.00 – 18.00 Uhr
Ort: Karl-Häupl-Institut
Teilnehmergebühr: gebührenfrei, 
Anmeldung unbedingt erforderlich

Duisburg
Kurs-Nr.: 09432 3 Fp.
Thema: Endodontie – Von der  
Aufbereitung bis zur Wurzelkanal-
füllung
Referent: Prof. Dr. Edgar Schäfer –  
Münster
Termin: 04.11.2009: 
15.30 – 18.00 Uhr
Ort: Franky’s im Wasserbahnhof,
Alte Schleuse 1, 45468 Mülheim
Teilnehmergebühr: gebührenfrei, 
Anmeldung nicht erforderlich

Köln
Kurs-Nr.: 09442 2 Fp.
Thema: Praxis der Diagnostik und 
synoptische Behandlungsplanung
Referent: Prof. Dr. Wilhelm Nieder-
meier – Hürth
Termin: 11.11.2009: 
17.00 – 19.00 Uhr
Ort: Zentrum der Anatomie der 
Universität zu Köln, Joseph-Stelz-
mann-Str. 9, 50937 Köln
Teilnehmergebühr: gebührenfrei, 
Anmeldung nicht erforderlich

Kurs-Nr.: 09443 2 Fp.
Thema: LEU – Endodontische  
Revision oder Apikoektomie. Die 
aktuelle Sicht der Endodontologie 
und Chirurgie
Referenten: Prof. Dr. Michael A. 
Baumann – Hürth, Dr. Bernd 
Schneider – Frechen
Termin: 18.11.2009: 
17.00 – 19.00 Uhr
Ort: Zentrum der Anatomie der 
Universität zu Köln, Joseph-Stelz-
mann-Str. 9, 50937 Köln

Fortbildung für ZFA

Kurs-Nr.: 09261
Thema: Schlagfertigkeits-Training
Referent: Rolf Budinger– Geldern
Termin: 04.11.2009: 
14.00 – 18.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 75 EUR 

Kurs-Nr.: 09267
Thema: Übungen zur Prophylaxe
Referentin: ZMF Gisela Elter –  
Verden
Termin: 04.11.2009: 
14.00 – 19.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 85 EUR 

Kurs-Nr.: 09280
Thema: „Herzlich Willkommen  
in unserer Praxis.“ Professionelle 
Patientenführung durch die Pra-
xismitarbeiterin
Referent: Dipl.-Psych. Bernd  
Sandock – Berlin
Termin: 
06.11.2009: 15.00 – 18.00 Uhr,
07.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 280 EUR 

Kurs-Nr.: 09268
Thema: Röntgeneinstelltechnik  
(Intensivkurs mit praktischen 
Übungen)
Referentin: ZMF Gisela Elter –  
Verden
Termin: 11.11.2009: 
14.00 – 19.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 95 EUR 

Kurs-Nr.: 09274
Thema: Ausbildung von ZMF  
und ZMP zur pädagogischen  
Unterrichtshilfe in der Altenpflege-
ausbildung (Freiwillige ergänzen-
de Didaktik-Fortbildung)
Referenten: Dr. Friedrich Cleve – 
Rheurdt, Paul Doetsch-Perras – 
Rott/Lech
Termin: 
13.11.2009: 14.00 – 18.00 Uhr,
14.11.2009: 09.00 – 16.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 275 EUR 

Kurs-Nr.: 09281
Thema: Mit Köpfchen durch die 
Ausbildung. Anregungen für eine 
erfolgreiche Ausbildung (Seminar 
für Auszubildende im 1. bis 3. 
Ausbildungsjahr)
Referentinnen: ZMV Susanne  
Rettberg – Göttingen, ZMF Katja 
Knieriem-Lotze – Hann. Münden
Termin: 14.11.2009: 
09.00 – 16.30 Uhr
Teilnehmergebühr: 95 EUR 

Auskunft und Anmeldung: 
Karl-Häupl-Institut der 
Zahnärztekammer Nordrhein
Emanuel-Leutze-Straße 8
40547 Düsseldorf
Tel.: 0211/526 05-0
Fax: 0211/526 05-48

LZK Sachsen

Fortbildungsveranstaltungen

Thema: Möglichkeiten zahn- 
medizinischer Prophylaxe für 
Menschen mit Behinderungen
Referentin: Dr. Imke Kaschke – 
Berlin
Termin: 25.11.2009:
14.00 – 18.00 Uhr
Ort: Zahnärztehaus Dresden
Teilnehmer: Zahnärzte, Praxismit-
arbeiterinnen
Gebühr: 95 EUR 
Kurs-Nr.: D 92/09 (5 Punkte)

Thema: Augmentationsworkshop 
mit Hands-on am Tiergarten
Referent: Dr. Dr. Thomas Mehnert 
– Köln
Termin: 27.11.2009:
09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Zahnärztehaus Dresden
Teilnehmer: Zahnärzte
Gebühr: 280 EUR 
Kurs-Nr.: D 94/09 (9 Punkte)

Auskunft u. schriftliche Anmeldung: 
Fortbildungsakademie der 
LZK Sachsen
Schützenhöhe 11
01099 Dresden 
Tel.: 0351/80 66–101
Fax: 0351/80 66–106 
e-mail: fortbildung@lzk-sachsen.de
www.zahnaerzte-in-sachsen.de

ZÄK Bremen

Fortbildungsveranstaltungen

Das Fortbildungsprogrammheft 
2010 ist ab sofort erhältlich.

Thema: Reklamation als Geschenk. 
Die kostenlose Praxisanalyse
Referentin: Christine Baumeister
Termin: 07.11.2009:
09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Zahnärztekammer Bremen
Fortbildungspunkte: 7
Gebühr: 155 EUR ZÄ,  
120 EUR ZFA
Kurs-Nr.: 92021

Thema: Mehr als nur drei Streifen. 
Die r(w)ichtige Konstanzprüfung
Referent: Gerald König
Termin: 27.11.2009:
14.00 – 20.00 Uhr
Ort: Zahnärztekammer Bremen
Fortbildungspunkte: 6
Gebühr: 149 EUR 
Kurs-Nr.: 990050

Thema: Zahnhartsubstanzverlust, 
nicht immer kariös. Entstehung, 
Prävention und Therapie
Referentin: Prof. Dr. Brita  
Willershausen-Zönnchen
Termin: 04.12.2009:
14.00 – 20.00 Uhr
Ort: Zahnärztekammer Bremen
Fortbildungspunkte: 3
Gebühr: 120 EUR
Kurs-Nr.: 95010
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Auskunft u. schriftliche Anmeldung: 
Zahnärztekammer Bremen
Frau Ordemann / Herr Hogrefe
Universitätsallee 25
28359 Bremen
Tel.: 0421/33303-77
Fax: 0421/33303-23
e-mail: r.ordemann@zaek-hb.de 
oder t.hogrefe@zaek-hb.de

Kongresse

■ Oktober

8. Jahrestagung des Landesver-
bandes Niedersachsen im DGI e.V.
Titel: Sicherung des implantologi-
schen Behandlungserfolgs
Schwerpunktthema: Bildgebende 
Diagnostik – DVT (Digitale 
Volumentomographie)
Veranstalter: DGI (Deutsche Ge-
sellschaft für Implantologie)
Termin: 30./31.10.2009
Ort: Hannover
Sonstiges: Ref. u. a.: Priv.-Doz. Dr. 
Dirk Schulze – Uniklinik Freiburg
Auskunft: DGI GmbH
Henkestr. 91, 91052 Erlangen
Tel.: 09131/92 00 70
Fax: 09131/92 00 72
e-mail: info@dgi-event.de
www.dgi-event.de

Herbsttagung der Westfälischen 
Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde e.V.
Themen: 1. Arzneimitteltherapie in 
der Zahnarztpraxis (Prof. Dr. Dr. 
W. Kirch – Dresden)
2. Endodontie – die Füllung des 
Wurzelkanals (Prof. Dr. Dr. D.  
Heidemann – Frankfurt)
Termin: 31.10.2009: 
09.00 – 13.30 Uhr
Ort: Großer Hörsaal des Zentrums 
für Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde, Ebene 05/Raum 300
Auskunft: Westfälische Ges. für 
ZMK-Heilkunde e.V.
Univ.-Prof. Dr. Dr. L. Figgener
Polikli. für Zahnärztliche Prothetik 
Waldeyerstr. 30, 48149 Münster
Tel.: 0251/8347084
Fax: 0251/8347182
e-mail: weersi@uni-muenster.de

Im Rahmen der 43. Medizinischen 
Woche Baden-Baden:
ICCMO-Vortragstagung und Work-
shop
Thema: Vortragstagung: Die Lü-
scher-Farbdiagnostik zur Messung 
der emotionalen Ursachen der 
Symptome der Mundfehlfunktion;
Workshop: Cranio-Mandibuläre 
Orthopädie – Die CMD und ihre 
Auswirkung auf die Körperperi-
pherie
Veranstalter: ICCMO 
(International College of Cranio-
Mandibular Orthopedics)
Termin: Vortragstagung am 
31.10.2009: 11.00 – 13.00 Uhr;
Workshop am 01.11.2009
Ort: Baden-Baden
Auskunft: www.iccmo.de
www.medwoche.de/anmeldung.htm
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■ November

9. Keramik-Symposium
(mit Workshop CAD/CAM)
Veranstalter: Arbeitsgemeinschaft 
für Keramik in der Zahnheilkunde 
e.V. (AG Keramik.)
Termin: Keramiksymposium 
04.11.2009: 14.00 – 18.30 Uhr;
Workshop CAD/CAM:
05.11.2009: 14.00 – 19.00 Uhr
Ort: München
Keramiksymposium: Europäische 
Akademie BLZK, Fallstr. 34;
Workshop: Poliklinik Zahnärztl. 
Prothetik, Goethestr. 70
Auskunft: AG Keramik
Postfach 100117, 76255 Ettlingen
Tel.: 0721/9452929
Fax: 0721/9452930
e-mail: info@ag-keramik.de
www.ag-keramik.eu

1st Dental-Facial Cosmetic Interna-
tional Conference
Termin: 06./07.11.2009
Ort: Dubai (UAE), 
Jumeirah Beach Hotel
Auskunft: info@cappmea.com
www.cappmea.com/aesthetic

18. Jahrestagung der DGL
Veranstalter: DGL – Deutsche  
Gesellschaft für Laserzahnheil- 
kunde e.V.
Termin: 06./07.11.2009
Ort: Hotel Pullman,  
Helenenstraße 14, 50667 Köln
Auskunft: Oemus Media AG
Tel.: 0341/48474-308
Fax: 0341/48474-290
e-mail: kontakt@oemus-media.de
www.oemus-media.de

Laser Start Up 2009
13. LEC Laserzahnheilkunde- 
Einsteiger-Congress
Veranstalter: Oemus Media AG
Termin: 06./07.11.2009
Ort: Hotel Pullman,  
Helenenstraße 14, 50667 Köln
Auskunft: Oemus Media AG
Tel.: 0341/48474-308
Fax: 0341/48474-290
e-mail: kontakt@oemus-media.de
www.oemus-media.de

Symposium „Frühkindliche Karies – 
Standortbestimmung und Präventi-
onsstrategien“
Veranstalter: WHO-Kollaberations-
zentrum „Prävention oraler  
Erkrankungen“ (WHOCC) am 
Zentrum für ZMK-Heilkunde des 
Universitätsklinikums Jena
Tagungspräsidentin: Prof. Dr.  
Susanne Kneist
Termin: 07.11.2009
Ort: Dorint Am Goethepark Wei-
mar
Auskunft: Conventus Congressma-
nagement & Marketing GmbH
Sylvia Braunsdorf
Tel.: 03641/3533275
www.conventus.de/ecc

1. Gemeinsame wissenschaftliche 
 Tagung der deutschen endo- 
dontischen Fachgesellschaften
Termin: 12. – 14.11.2009
Ort: Hotel Dorint Pallas Wiesba-
den, Auguste-Viktoria-Straße 15
65185 Wiesbaden
Auskunft: Deutsche Gesellschaft 
für Endodontie e.V.
Holbeinstraße 29, 04229 Leipzig
Tel.: 0341/484 74-202
Fax: 0341/484 74-290
www.dgendo.de

19. Brandenburgischer ZÄT
Thema: Kinder- und Jugendzahn-
medizin
Termin: 13./14.11.2009
Ort: Cottbus
Auskunft: LZK Brandenburg
Frau Margit Harms
Postfach 10 07 22, 03007 Cottbus
Tel.: 0355/381 48-25
e-mail: mharms@lzkb.de

Herbsttagung der Akademie für 
MKG-Chirurgie
Hauptthema: MKG-Chirurgie – 
Quo Vadis? Beiträge zu Inhalt, 
Struktur und Strategie in Klinik 
und Praxis
Termin: 13./14.11.2009
Ort: Steigenberger Hotel Drei 
Mohren, Augsburg
Auskunft: boeld communication
Bereiteranger 15, 81541 München
Tel.: 089/18 90 46-19
Fax: 089/18 90 46-16
e-mail: nhenkel@bb-mc.com
www.bb-mc.com

Zahnärztliche Fortbildungstage 
Rust (für Ärzte und Assistentinnen)
Themen: Prophylaxe Teamtag; 
Herbsttagung Rust – Zukunft 
Zahn von A-Z
Veranstalter: ÖGZMK Burgenland 
in Zusammenarbeit mit dem ZAFI 
(zahnärztl. Fortbildungsinstitut);
Dr. Herbert Haider (ÖGZMK), Dr. 
Edzard Johann Stadler, DDr. Franz 
Karl Tuppy (ZAFI)
Termin: 13./14.11.2009
Ort: Seehotel Rust / Neusiedler 
See
Auskunft: Ärztezentrale Med.Info
Helfersdorferstr. 4
A-1014 Wien
Tel.: (+43/1) 53116-48
Fax: (+43/1) 53116-61
e-mail: azmedinfo@media.co.at

26. Jahrestagung BDO
Veranstalter: BDO – Berufsverband 
Deutscher Oralchirurgen
Termin: 13./14.11.2009
Ort: Palace Hotel Berlin
Budapester Straße 45
10787 Berlin
Auskunft: Oemus Media AG
Tel.: 0341/484 74-308
Fax: 0341/484 74-290
e-mail: 
kontakt@oemus-media.de
www.oemus-media.de

9. DGZS-Symposium für Zahnärzt-
liche Schlafmedizin
Veranstalter: Deutsche Gesell-
schaft Zahnärztliche Schlafmedizin
Termin: 14.11.2009
Ort: Neue Messe Leipzig
Auskunft: Porstmann Kongresse
Alte Jakobstraße 77, 10179 Berlin
Tel.: 030/284499-30
Fax: 030/284499-31
e-mail: info@dgzs.de
www.dgzs.de
(DGZS Vorkurs 13.11.2009)

1. Bundeskongress für Privat- 
medizin
Termin: 14.11.2009: 
08.30 – 17.00 Uhr
Ort: Köln, Maternushaus
Auskunft: Andrea Böhle
Tel.: 0221/139836-64
e-mail: boehle@frielingsdorf.de
www.bundeskongress-privatmedi
zin.de

MEDICA
41. Weltforum der Medizin
Termin: 18. – 21.11.2009
Ort: Düsseldorf Messe – CCD
Auskunft: MEDICA Deutsche Ges. 
für Interdisz. Medizin e.V.
Postfach 70 01 49
70571 Stuttgart
Tel.: 0711/72 07 12-0
Fax: 0711/72 07 12-29
e-mail: bn@medicacongress.de
www.medicacongress.de

MosExpoDental
Termin: 18. – 21.11.2009
Ort: Moscow, Gostiny Dvor 
exhibition Center
Auskunft: 
e-mail: info@mosexpodental.com
www.mosexpodental.com

Nose, Sinus & Implants
Veranstalter: Oemus Media AG
Termin: 20./21.11.2009
Ort: Berlin, Palace Hotel und  
Charité
Auskunft: Oemus Media AG
Tel.: 0341/48474-308
Fax: 0341/48474-290
e-mail: kontakt@oemus-media.de
www.oemus-media.de

Sächsischer Fortbildungstag für 
Zahnärzte und das Praxisteam
Thema: Patient „Mensch“ – 
Psychosomatik in der Praxis
Termin: 21.11.2009:
09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Stadthalle Chemnitz
Auskunft: Fortbildungsakademie 
der LZK Sachsen
Schützenhöhe 11, 01099 Dresden
Tel.: 0351/8066–102
Fax: 0351/8066–106
e-mail: fortbildung@lzk-sachsen.de

6. Jahrestagung Mitteldeutscher 
Arbeitskreis Ästhetische Chirurgie
Termin: 27./28.11.2009
Ort: Weimar
Auskunft: Sylvia Braunsdorf
Conventus GmbH
Markt 8, 07743 Jena
Tel.: 03641/35 33 275
Fax: 03641/35 33 21
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3. Nationaler Präventionskongress
Satellitensymposium: Prävention 
Bisphosphonat-assoziierter Kiefer-
nekrosen in der Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde
Termin: 28.11.2009.
11.00 – 12.30 Uhr
Ort: Deutsches Hygiene-Museum 
Dresden
Vorsitz: PD Dr. med. habil.  
Christoph Schindler (Institut für 
Klinische Pharmakologie, Techni-
sche Universtät Dresden)

2. Saarbrücker Symposium CMD/
Orofaziale Schmerzen
Veranstalter: Saarbrücker Quali-
tätszirkel CMD/Orofaziale Schmer-
zen
Termin: 28.11.2009
Ort: Hotel Mercure Süd an der 
Goldenen Bremm
Zinzingerstr. 9 
66117 Saarbrücken
Auskunft: Dr. Horst Kares
Grumbachtalweg 9
66121 Saarbrücken
Tel.: 0681/89 40 18
Fax: 0681/58 47 075
e-mail: horst@dr-kares.de

6. Int. Jahrestagung der DGÄZ
Thema: Interdisziplinäres okklu-
sales Risikomanagement –  
Behandlungsplanung und mehr – 
Vortrag und Video-Demo mit Dr. 
John Kois (Takana, USA)
Veranstalter: Z.a.T. Fortbildungs 
GmbH
Termin: 28./29.11.2009
Ort: Kur- und Kongresssaal 
Rottach-Egern
Auskunft: Z.a.T. Fortbildungs 
GmbH, Adelhofstr. 1 
83684 Tegernsee
Tel.: 08022/70 65 56
Fax: 08022/70 65 58

■ Dezember

42. Jahrestagung der DGFDT
Veranstalter: Deutsche Gesell-
schaft für Funktionsdiagnostik und 
Therapie zusammen mit der AG 
für Prothetik und Gnathologie der 
Österr. Gesellschaft für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde
Termin: 04./05.12.2009
Ort: Maritim Hotel, Bad Homburg
Tagungsthema: Computerunter-
stützte Funktionsdiagnostik und 
-therapie
Auskunft: www.DGFDT.de

3rd Pan-European Dental Congress
Termin: 09. – 11.12.2009
Ort: Kiev (Ukraine)
Auskunft: Tel.: +7(495)250 05 28
e-mail: info@pedc2009.com

■ Januar

24. Berliner Zahnärztetag,  
20. Berliner Zahntechnikertag,  
39. Dt. Fortbildungskongress für 
die ZFA
Themen: „Zahnärztliche Grund-
versorgung im Praxisalltag“ 
(Wiss. Leitung: Prof. Dr. M. Noack, 
Prof. Dr. M. Kern)
„Zahntechnik – innovativ und  
alltagstauglich“ 
(Fachliche Leitung: ZTM S. Wit-
kowski, ZTM R. Struck)
„Den Alltag bewältigen! Die  
tägliche Herausforderung an das 
Praxisteam“ 
(Fachliche Leitung: Dr. S. Fath)
Termin: 15./16.01.2010
Ort: Estrel Convention Center, 
Berlin
Auskunft:Quintessenz Verlag,  
Kongress-Service
Komturstr. 18, 12099 Berlin
Tel.: 030/76180-624/-628
Fax: 030/76180-693
www.quintessenz.de/bzaet

4. Wissenschaftliche Jahrestagung 
der Deutschen Gesellschaft für  
Linguale Orthodontie
Termin: 15. – 17..01.2010
Ort: Düsseldorf
Auskunft:  
www.dglo-jahrestagung.de

4. Hamburger Zahnärztetag
Thema: „Aktuelle prothetische 
Konzepte“
Termin: 
22.01.2010: 14.00 – 18.00 Uhr,
23.01.2010: 09.30 – 16.00 Uhr
(für Mitarbeiterinnen:
22.01.2010: 13.00 – 17.45 Uhr)
Ort: Hotel Empire Riverside,  
Hamburg
Auskunft u. schriftliche Anmeldung:
Zahnärztekammer Hamburg – 
Fortbildung
Postfach 740925
22099 Hamburg
(Frau Westphal)
Tel.: 040/733405–38
 pia.westphal@zaek-hh.de
(Frau Knüppel)
Tel.: 040/733405–37
 susanne.knueppel@zaek-hh.de
Fax: 040/733405–76
www.zahnaerzte-hh.de
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18. ZahnÄrztetag Sachsen-Anhalt
Thema: „Kraniomandibuläre  
Dysfunktion“
Wissenschaftliche Leitung:  
Prof. Dr. Dr. Klaus Louis Gerlach – 
Magdeburg
Referenten: Prof. Dr. Stefan Kopp – 
Frankfurt/Main, Dr. Gernot Plato – 
Rendsburg
Termin: 30.01.2010: 
09.30 – 13.30 Uhr
Ort: Magdeburg, Herrenkrug 
Parkhotel
Auskunft/Anmeldung:
ZÄK Sachsen-Anhalt 
Postfach 3951
39014 Magdeburg
Frau Einecke: 0391/739 39 14
e-mail: einecke@zahnaerztekam-
mer-sah.de 

■ Februar

ICCMO-Kongress in Berlin
Veranstalter: ICCMO 
(International College of Cranio-
Mandibular Orthopedics)
Termin: 04. – 07.02.2010
Ort: NH-Hotel, 
Berlin-Friedrichstraße
Tagungsthema: Die Cranio-mandi-
buläre Orthopädie
Auskunft: 
e-mail: info@iccmo.de
www.iccmo.de

Februartagung der Westfälischen 
Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde e.V.
Thema: Standards in der Prothetik 
– unter Evidenz- und Kostenge-
sichtspunkten
Referenten: Prof. Dr. Petra Scheut-
zel – Münster, Prof. Dr. Bernd 
Wöstmann – Gießen, Dr. Josef M. 
Sobek – Hamm
Termin: 06.02.2010: 
09.00 – 13.30 Uhr
Ort: Großer Hörsaal des Zentrums 
für Zahn-, Mund- und Kieferheil-
kunde, Ebene 05/Raum 300
Auskunft: Westfälische Ges. für 
ZMK-Heilkunde e.V.
Univ.-Prof. Dr. Dr. L. Figgener
Polikli. für Zahnärztliche Prothetik 
Waldeyerstr. 30, 48149 Münster
Tel.: 0251/8347084
Fax: 0251/8347182
e-mail: weersi@uni-muenster.de

11. Internationales 
KFO-Praxisforum 2010
Thema: Kieferorthopädische Erfah-
rungskonzepte aus Klinik und Pra-
xis für die Praxis – Interdisziplinäre 
Netzwerke – die KFO der Zukunft 
(48 Punkte)
Termin: 27.02. – 06.03.2010
Ort: Hotel Zermatter Hof,
Zermatt/Schweiz
Auskunft: Dr. Anke Lentrodt
Eidelstedter Platz 1
22523 Hamburg
Tel.: 040/5703036
Fax: 040/5706834
e-mail: info@dr-lentrodt.de
www.dr-lentrodt.de

■ März

1st International Orthodontic  
Meeting
Termin: 07./08.03.2010
Ort: Dubai, United Arab Emirates
14th UAE International Dental  
Conference &  
Arab Dental Conference &  
Exhibition – AEEDC Dubai 2010
Termin: 09. – 11.03.2010
Ort: Dubai, United Arab Emirates
Auskunft / Conference Registration: 
Jeanette M. Sales
Tel.: 00971 4 362 4717 Ext:110
Fax: 00971 4 362 4718
e-mail: jeanette.sales@index.ae
www.aeedc.com

56. Zahnärztetag der Zahnärzte-
kammer Westfalen-Lippe 
Thema: Zahnerhaltung = Lebens-
qualität. Aktuelle präventive und 
restaurative Konzepte
Tagungspräsident: Prof. Dr. Bern-
hard Klaiber – Würzburg
Termin: 17. – 20.03.2010
Ort: Gütersloh
Auskunft: Akademie für Fortbil-
dung der ZÄKWL (Frau Frank)
Auf der Horst 31
48147 Münster
Tel.: 0251/507–601
Fax: 0251/507–609
 christel.frank@zahnaerzte-wl.de

■ April

21. Fortbildungsveranstaltung der 
BZK Freiburg für ZFA in Schluchsee
Thema: Das Praxisteam – Die Basis 
für eine erfolgreiche Parodontolo-
gie
Termin: 16.04.2010
Ort: Schluchsee
Auskunft: 
Tel.: 0761/4506-343
Fax: 0761/4506-450
 ingrid.stoicov@bzk-freiburg.de

35. Schwarzwaldtagung der süd-
badischen Zahnärzte in Titisee
Thema: Parodontologie – Die Basis 
einer erfolgreichen Zahnmedizin
Termin: 16./17.04.2010
Ort: Titisee
Auskunft: 
Tel.: 0761/4506-343
Fax: 0761/4506-450
 ingrid.stoicov@bzk-freiburg.de

20. Jahrestagung der Deutschen 
Gesellschaft für AlterszahnMedizin 
e.V.
Thema: AltersZahnMedizin  
zwischen Demenz und Drittem 
Frühling
Termin: 24.04.2010
Ort: Kiel
Auskunft: www.dgaz.org

17. Internationales Frühjahrs-
Zahn-Seminar Meran
Tagungsmotto: „Die Oberkiefer-
front – eine Herausforderung“
Termin: 29.04. – 01.05.2010
Wiss. Leitung: Univ. Prof. DDr. 
Siegfried Kulmer – Innsbruck
Ort: Kurhaus Meran, 
Freiheitstr. 37, 39012 Meran
Auskunft: 
Verein Tiroler Zahnärzte
Sekretariat: Christine Kapplmüller
Anichstr. 35
6020 Innsbruck
Tel.: (+43/512) 504-27189
Fax: (+43/512) 504-27616
e-mail: office@vtz.at
www.vtz.at/meran

98 Veranstaltungen



zm 99, Nr. 20 A, 16.10.2009, (2787)

■ Mai

17. Schweizer Dental Schau 2010
Thema: Quo vadis Dentalmarkt? 
Was tun, wenn Kunden nicht 
mehr so richtig investieren  
wollen?
Termin: 27. – 29.05.2010
Ort: Basel
Auskunft: 
 info@dental2010.ch
www.dental2010.ch

Universitäten

Universität Düsseldorf

Mini-Implantate in der 
Kieferorthopädie

Thema: Kurs III für Profis:  
Die optimale Nutzung der Mini-
Implantate
Termin: 07.11.2009:
09.00 – 17.00 Uhr
Referenten: Prof. Dieter Drescher, 
OA Dr. Benedict Wilmes
Ort: Hörsaal ZMK / Orthopädie 
Uni-Klinik Düsseldorf
Fortbildungspunkte: 8
Teilnahmegebühr: 380 EUR,  
280 EUR für Assistenten

Auskunft: 
Dr. Benedict Wilmes
Poliklinik für Kieferorthopädie,
Westdeutsche Kieferklinik, UKD,
Moorenstr. 5
40225 Düsseldorf
Tel.: 0211/81-18671 oder
0211/81-18160
Fax: 0211/81-19510

Universität München

CAD/CAM-Tag zum  
9. Keramiksymposium

Thema: Was leisten CAD/CAM-
Systeme heute?
Veranstalter: Poliklinik für Zahn-
ärztliche Prothetik der Universität 
München  
zusammen mit der  
Arbeitsgemeinschaft für Keramik 
in der Zahnheilkunde e.V. (AG Ke-
ramik)
Motto: Ceramic meets CAD/CAM
Termin: 05.11.2009:
14.00 – 19.00 Uhr
Leitung: Prof. Daniel Edelhoff
Referenten: Prof. Edelhoff,  
PD Dr. Breuer, ZT Schweiger
Ort: Poliklinik für Zahnärztliche 
Prothetik der Universität Mün-
chen, Goethestr. 70

Auskunft: 
www.ag-keramik.eu

Universität Jena

Symposium „Frühkindliche Karies – 
Standortbestimmungen und Prä-
ventionsstrategien“

Veranstalter: WHOCC am  
Zentrum für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde des Universitäts-
klinikums Jena
Termin: 07.11.2009: 09.00 Uhr
Teilnehmergebühr: 
Mitglieder TGZMK 50 EUR, 
Nichtmitglieder 60 EUR
Wissenschaftliche Leitung: 
Prof. Dr. rer. nat. habil. Susanne 
Kneist
Ort: Dorint Am Goethepark,  
Weimar
Fortbildungspunkte: 8

Auskunft: 
www.conventus.de/ecc

Wissenschaftliche 
Gesellschaften

DGOI

Fortbildungsveranstaltungen

Thema: Weichgewebemanage-
ment in der ästhetischen Implan-
tologie – chirurgische und prothe-
tische Techniken
Termin: 20./21.11.2009 
Ort: Steigmann Institut, Neckarge-
münd
Sonstiges: Mit Live-OPs und 
Hands-on
Referent: Dr. Mariusz Steigmann
Kursgebühr:  
Mitglieder DGOI: 850 EUR,
Nichtmitglieder: 1 000 EUR

Thema: 3D-Diagnostik und 
3D-Planung für eine optimale im-
plantatprothetische Versorgung
Termin: 27./28.11.2009 
Ort: Videnti-Klinik, Baden-Baden
Sonstiges: Mit Live-OPs und 
Hands-on
Referent: Prof. (NYU) A. Palti
Kursgebühr:  
Mitglieder DGOI: 850 EUR,
Nichtmitglieder: 1 000 EUR

Thema: Curriculum Implantologie 
„8 + 1“ (9 Wochenenden) –  
Kursreihe 16
Termin: 27./28.11.2009 – 
15./16.10.2010  
(einzelne Termine auf Anfrage)
Sonstiges: 200 Fortbildungspunkte
Referenten: namhafte Referenten 
aus Hochschule und Praxis
Kursgebühr:  
Mitglieder DGOI: 4 800 EUR,
Nichtmitglieder: 5 800 EUR

Auskunft und Anmeldung:
DGOI (Deutsche Gesellschaft für 
Orale Implantologie)
Frau Semmler
Mo. bis Fr. 8.15 bis 12.15 Uhr
Bruchsaler Str. 8
76703 Kraichtal
Tel.: 07251/61899615
Fax: 07251/61899626
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Akademie Praxis 
und Wissenschaft

Fortbildungskurse

Thema: Vertikale Kondensation
Termin: 06./07.11.2009
Ort: Wiesbaden
Referent: Georgi
Kursgebühr: 890 EUR;
(860 EUR DGZMK-Mitglieder;
840 EUR APW-Mitglieder,  
810 EUR EA-Angem.)
Thema: Alterszahnheilkunde
Termin: 13./14.11.2009
Ort: Berlin
Referent: Müller
Kursgebühr: 560 EUR;
(530 EUR DGZMK-Mitglieder;
510 EUR APW-Mitglieder)

Thema: Kieferorthopädie in der  
ästhetischen Zahnheilkunde
Termin: 14.11.2009
Ort: Düsseldorf
Referent: Baxmann
Kursgebühr: 400 EUR;
(370 EUR DGZMK-Mitglieder;
350 EUR APW-Mitglieder)

Thema: Aktuelle parodontale  
periimplantäre Chirurgie
Termin: 20./21.11.2009
Ort: Münster
Referent: Borchard
Kursgebühr: 890 EUR;
(860 EUR DGZMK-Mitglieder;
840 EUR APW-Mitglieder)

Auskunft: APW 
Liesegangstr. 17a
40211 Düsseldorf
Tel.: 0211/66 96 73–30
Fax: 0211/66 96 73–31
e-mail: apw.barten@dgzmk.de
http://www.dgzmk.de

DGZH

Regionalstelle Stuttgart

Thema: Supervision H4: Supervisi-
on mit Fallvorstellung per Video
Termin: 06.11.2009:
09.00 – 12.00 Uhr
Ort: DGZH-Regionalstelle Stuttgart
Fortbildungspunkte: 4
Referentin: Gudrun Schmierer
Kursgebühr: 90 EUR

Thema: Helferinnen Curriculum 
H4: Umgang mit schwierigen  
Patienten
Termin: 
06.11.2009: 14.00 – 20.00 Uhr,
07.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr
Ort: DGZH-Regionalstelle Stuttgart
Referentin: Susanne Forschner
Kursgebühr: 250 EUR

Thema: Supervision: Supervision 
mit Fallvorstellung per Video
Termin: 21.11.2009:
09.00 – 12.00 Uhr
Ort: DGZH-Regionalstelle Stuttgart
Fortbildungspunkte: 8
Referentin: Gudrun Schmierer
Kursgebühr: 180 EUR

Thema: NLP6: Der Zahnarzt als 
Chef
Termin: 
27.11.2009: 14.00 – 20.00 Uhr,
28.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr
Ort: DGZH-Regionalstelle Stuttgart
Fortbildungspunkte: 16
Referentin: Inge Alberts
Kursgebühr: 450 EUR
(425 EUR für DGZH-Mitglieder)

Auskunft: 
DGZH-Regionalstelle Stuttgart
Marion Jacob
Esslinger Str. 40, 70182 Stuttgart
Tel.: 0711/23 63 761
Fax: 0711/24 40 32
e-mail: mail@dgzh-stuttgart.de
www.dgzh-stuttgart.de

Regionalstelle Niedersachsen

Thema: NLP-Masterkurs M6:  
Umgang mit ungewöhnlichen 
Glaubenssystemen
Termin: 
13.11.2009: 14.00 – 20.00 Uhr,
14.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr
Ort: Magdeburg
Fortbildungspunkte: 13
Referentin: Eveline Brunner
Kursgebühr: 450 EUR
(425 EUR für DGZH-Mitglieder)

Thema: Curriculum Z6:  
Anwendungen der zahnärztlichen 
Hypnose III
Termin: 
13.11.2009: 14.00 – 20.00 Uhr,
14.11.2009: 09.00 – 18.00 Uhr
Ort: Denta-Line, Kastanienallee 1, 
31224 Peine
Fortbildungspunkte: 13
Referentin: Dr. H. Freigang
Kursgebühr: 450 EUR
(425 EUR für DGZH-Mitglieder)

Auskunft: 
DGZH-Regionalst. Niedersachsen
Ute Neumann-Dahm
Regierungsstr. 24
39104 Magdeburg
Tel.: 0391/60 33 50
Fax: 0391/620 99 63
www.dgzh-niedersachsen.de

Freie Anbieter

In dieser Rubrik veröffentlichen 
wir einmalig Informations- und 
Fortbildungsveranstaltungen au-
ßerhalb der offiziellen Berufsver-
tretungen und Wissenschaftlichen 
Gesellschaften. Mit der Veröffentli-
chung übernehmen Herausgeber 
und Redaktion keine Gewähr für 
Angaben und Inhalte. Der Umfang 
der Veröffentlichung ist begrenzt, 
ein entsprechender Vordruck ist 
bei der zm-Redaktion erhältlich. 
Die Formblätter sollten mindestens 
acht Wochen vor Veranstaltungs-
beginn vorliegen. Kurzfristig zu-
gesandte Veröffentlichungswün-
sche können nicht berücksichtigt 
werden. Die Redaktion

Thema: Fach- und Sachkunde-Kurs 
zur Kegelstrahl-CT – Anwendung 
(DVT) für Zahnärzte
Veranstalter: Bauer & Reif Dental 
GmbH
Termin: Teil 1: 07.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr, Teil 2: 
13.03.2010: 09.00 – 14.00 Uhr
Ort: Poliklinik für Zahnerhaltung 
und Parodontologie der Ludwig-
Maximilians-Universität München
Sonstiges: Ref.: Prof. Dr. Christoph 
Benz, Franz Josef Dauster, Prof. Dr. 
Herbert Deppe, Dr. Florian Geb-
hart, Prof. Dr. Gabriele Kaeppler;
14 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 1 490 EUR + MwSt. 
(insgesamt für beide Kurse)
Auskunft: 
Bauer & Reif Dental GmbH
Heimeranstr. 35
80339 München
Tel.: 089/767083-16 (Frau Maric)
Fax: 089/767083-50

GABA-Symposium (im Rahmen 
der DGP-Tagung während des 
Deutschen Zahnärztetages)
Thema: Die orale Mikroflora
Veranstalter: GABA
Termin: 06.11.2009
Ort: ICM München,  
Am Messesee 6
Sonstiges: Ref.: Prof. Dr. Ulrich 
Schlagenhauf, Prof. Dr. Christoph 
Benz, Prof. Dr. Peter Eickholz,  
PD Dr. Giovanni Salvi
Auskunft: GABA GmbH
Berner Weg 7, 79539 Lörrach
Tel.: 07621/907-0
www.gaba-dent.de

Thema: Grundlagen-Kurs Modul 1
Veranstalter: Astra Tech Dental
Termin: 07.11.2009
Ort: Dortmund
Sonstiges: geeignet für Einsteiger 
in die Implantologie;
Kursleiter: Prof. Dr. Dr. Stefan 
Haßfeld
Auskunft: telefonisch: 
06431/9869229 (Fr. König)
06431/9869227 (Fr. Neugebauer)
06431/9869213 (Fr. Weidenfeller)
Fax: 06431/9869230
mail: fortbildung@astratech.com
www.astratechdental.de

Thema: Überzeugende Prophylaxe- 
und PAR-Konzepte 
(Seminar für das Praxisteam)
Veranstalter: Haranni Academie 
Fortbildungszentrum für Heilberu-
fe, Herne
Termin: 13.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Haranni Academie, Herne
Sonstiges: Ref.: ZMV Christine 
Baumeister
Kursgebühr: 480 EUR inkl. MwSt. 
und Tagungspauschale Team: ZA 
+ Mitarbeiterin, 290 EUR Mitarbei-
terin, 200 EUR für jede weitere 
Person aus derselben Praxis
Auskunft: Haranni Academie 
Schulstr. 30, 44623 Herne
Ansprechpartn.: Renate Dömpke 
Tel.: 02323/9468-300
Fax: 02323/9468-333

Thema: Endodontie Crashkurs
(Praktischer Arbeitskurs)
Veranstalter: Haranni Academie 
Fortbildungszentrum für Heilberu-
fe, Herne
Termin: 14.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Haranni Academie, Herne
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Sonstiges: Ref.: Prof. Dr. Rudolf 
Beer
Kursgebühr: 495 EUR inkl. MwSt. 
und Tagungspauschale 
Auskunft: Haranni Academie 
Schulstr. 30, 44623 Herne
Ansprechpartn.: Renate Dömpke 
Tel.: 02323/9468-300
Fax: 02323/9468-333

Thema: LavaTM Chairside Oral 
Scanner – C.O.S.
Veranstalter: Corona LavaTM 
Fräszentrum Starnberg
Termin: 18.11.2009: 15.00 Uhr
Ort: Starnberg
Sonstiges: Ref.: Dr. Schubinski  
(3M Espe AG)
Kursgebühr: kostenfrei
Auskunft: Corona LavaTM

Münchner Str. 33
82319 Starnberg
Tel.: 08151/555388
Fax: 08151/739338
e-mail: info@lavazentrum.de
www.lavazentrum.com

Thema: Schlafmedizin: Einführung 
und Überblick der Erkrankungen 
im und durch den Schlaf /  
Diagnostik schlafmedizinischer  
Erkrankungen
Veranstalter: Haranni Academie 
Fortbildungszentrum für Heilberu-
fe, Herne
Termin: 20.11.2009:  
10.00 – 18.00 Uhr
Ort: Haranni Academie, Herne
Sonstiges: Ref.: Prof. Dr. Martin 
Konermann, Prof. Dr. Rolf Hinz
Kursgebühr: 360 EUR inkl. MwSt. 
und Tagungspauschale
Auskunft: Haranni Academie 
Schulstr. 30, 44623 Herne
Ansprechpartn.: Renate Dömpke 
Tel.: 02323/9468-300
Fax: 02323/9468-333

Thema: Die Erfolgsfaktoren einer 
Überweiserpraxis
Veranstalter: Camlog Biotechnolo-
gies AG
Termin: 21.11.2009

Ort: 86899 Landsberg,  
Impla-Dental
Sonstiges: Ref.: Dr. Georg Bayer; 
8 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 395 EUR
Auskunft: Camlog Biotechnologies 
AG, Tel.: 07044/9445-607

Thema: Optimal abrechnen –  
Implantologie
Veranstalter: DENS Akademie
Termin: 21.11.2009:
10.00 – 16.00 Uhr
Ort: DENS Akademie 
Georg-Wilhelm-Str. 7
 10711 Berlin-Wilmersdorf
Sonstiges: Fortbildungspunkte 6; 
Anmeldung erbeten
Kursgebühr: 290 EUR
Auskunft: DENS Akademie
Berliner Str. 13
14513 Teltow
Tel.: 03328/3345-40
Fax: 03328/3345-47
www.dens-berlin.com

Thema: Augmentation aus intra- 
und extraoralen Spenderarealen
Veranstalter: Gemeinschaftspraxis 
für Kiefer- und Gesichtschirurgie 
Dr. Dr. Biermann, Dr. Dr. Stroink, 
Prof. Dr. Dr. Fritzemeier, Dr. Dr. 
Schmitt
Termin: 21.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Ort: 40210 Düsseldorf
Sonstiges: Ref.: Dr. Dr. Ulrich 
Stroink, PD Dr. André Büchter
Kursgebühr: 650 EUR inkl. MwSt.
Auskunft: Gemeinschaftspraxis für 
Kiefer- und Gesichtschirurgie
Stresemannstr. 7
40210 Düsseldorf
Tel.: 0211/875508-0
Fax: 0211/875508-99
www.kieferchirurgie.org
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Thema: Implantatprothetik-Kurs 
für Zahnärzte und Zahntechniker
Veranstalter: Camlog Biotechnolo-
gies AG
Termin: 21.11.2009
Ort: 85716 Unterschleißheim,  
Implantatzentrum Dr. Ralf Masur 
& Kollegen
Sonstiges: Ref.: Dr. Ralf Masur,  
Dr. Andreas Kraus, ZA Jan Märkle; 
9 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 250 EUR, 
Team 450 EUR
Auskunft: Camlog Biotechnologies 
AG, Tel.: 07044/9445-607

Thema: Optimierte Ästhetik: Paro-
dontal orientierte Implantation im 
Frontzahnbereich und Techniken 
für ein vorhersagbares Weichge-
websmanagement
Veranstalter: Camlog Biotechnolo-
gies AG
Termin: 21.11.2009
Ort: 60325 Frankfurt/Main, 
Praxis Dr. med. dent. M.Sc.D. 
Matthias Meyer
Sonstiges: Ref.: Praxis Dr. med. 
dent. M.Sc.D. Matthias Meyer; 
7 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 350 EUR
Auskunft: Camlog Biotechnologies 
AG, Tel.: 07044/9445-607

Thema: Competence in Implant 
Esthetics – Expertensymposium 
„Implantatprothetik & Vollkera-
mik“
Veranstalter: Ivoclar Vivadent 
GmbH
Termin: 21.11.2009:  
09.00 – 17.30 Uhr
Ort: Nörten-Hardenberg bei  
Göttingen
Sonstiges: Ref.: Prof. Dr. S. Wol-
fart, ZT O. Brix, OA Dr. P. Weigl, 
ZA Dr. D. Hildebrand, ZTM A. 
Kunz, Prof. Dr. D. Edelhoff;
8 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 225 EUR + MwSt., bis 
23.10. Frühbucherpreis 169 EUR
Auskunft: Ivoclar Vivadent GmbH
Dr.-Adolf-Schneider-Str. 2
73479 Ellwangen
Tel.: 07961/889-205
Fax: 07961/6326

Thema: Notfallmedizin in der 
Zahnarztpraxis
Veranstalter: FZM e.V. Nürnberg
Termin: 25.11.2009:
15.00 – 20.00 Uhr
Ort: Zahnärztehaus Nürnberg
Kursgebühr: 50 EUR für Mitglieder 
FZM und AZ, 100 EUR für Nicht-
mitglieder
Auskunft: Förderkreis Zahnge-
sundheit Mittelfranken (FZM) e.V.
Neuselsbrunn 6
90471 Nürnberg
Tel.: 0911/28523-70
Fax: 0911/28523-69

Thema: Workshop „Kraniomandi-
buläre Dysfunktionen aus Sicht der 
evidenzbasierten Zahnmedizin“
Veranstalter: Saarbrücker Quali-
tätszirkel CMD/Orofaziale Schmer-
zen
Termin: 26.11.2009:
10.00 – 18.00 Uhr
Ort: Hotel Mercure Süd an der 
Goldenen Bremm, Zinzingerstr. 9, 
66117 Saarbrücken,  
Tel.: 0681/5863-0
Sonstiges: Workshop mit  
praktischen Vorführungen; 
11 Fortbildungspunkte beantragt
Kursgebühr: 330 EUR
Auskunft: Dr. Horst Kares
Grumbachtalweg 9
66121 Saarbrücken
Tel.: 0681/894018
Fax: 0681/5847075
horst@kares.eu

Thema: RAYID-Familiensystematik 
(Geburtsreihenfolge) Kurs 6
Veranstalter: Aufwind 
Consulting GmbH
Termin: 26. – 28.11.2009
Ort: Schlehdorf in Obb
Sonstiges: Ref.: Dr. Martina Ober-
meyer; 20 Punkte
Kursgebühr: 650 EUR steuerfrei
Auskunft: 
Dr. Martina Obermeyer
Aufwind Consulting
Kocheler Straße 1
82444 Schlehdorf am Kochelsee
Tel.: 08851/6156-91
Fax: 08851/6156-90
e-mail: info@aufwind.org

Thema: QS 2: Wie Sie die Praxis 
wirtschaftlich erfolgreich führen
Veranstalter: Dr. Walter Schneider 
Team GmbH
Termin: 27.11.2009
Ort: Frankfurt
Kursgebühr: 460 EUR pro Person, 
Teampreis 2 Pers. 690 EUR
Auskunft: Dr. Walter Schneider 
Team GmbH
Max-Eyth-Str. 42
71088 Holzgerlingen
Tel.: 07031/4618-70
Fax: 07031/4618-77
www.solutio.de

Thema: Von der Hand in den 
Mund – Gourmet und Implantolo-
gie
Veranstalter: Camlog Biotechnolo-
gies AG
Termin: 27.11.2009
Ort: 04109 Leipzig, Ratskeller
Sonstiges: Ref.: Dr. Thomas Barth, 
Boris P. Weiland (Sterne-Koch); 
4 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 275 EUR
Auskunft: Camlog Biotechnologies 
AG, Tel.: 07044/9445-664

Thema: Personalmanagement – 
Vom Mitarbeiter zum loyalen 
Teammitglied
Veranstalter: Die Praxisprofis
Pfeiffer + Platen
Termin: 27.11.2009
Ort: Bodenstedtstr. 7,
31224 Peine
Sonstiges: Personalstrukturen, 
Teamführung, Bonussystem (u. a.)
Kursgebühr: 225 EUR + MwSt.
Auskunft: Frau Hense, Frau Stober,
Bodenstedtstr. 7
31224 Peine
Tel.: 05171/5078952
Fax: 05171/16820

Thema: QS 3: Praxismarketing und 
Preisgestaltung
Veranstalter: Dr. Walter Schneider 
Team GmbH
Termin: 27.11.2009
Ort: Düsseldorf
Kursgebühr: 460 EUR pro Person, 
Teampreis 2 Pers. 690 EUR
Auskunft: Dr. Walter Schneider 
Team GmbH
Max-Eyth-Str. 42
71088 Holzgerlingen
Tel.: 07031/4618-70
Fax: 07031/4618-77
www.solutio.de

Thema: Workshop Orofaziale 
Schmerzen
Veranstalter: Saarbrücker Quali-
tätszirkel CMD/Orofaziale Schmer-
zen
Termin: 27.11.2009:
09.00 – 18.00 Uhr
Ort: Hotel Mercure Süd an der 
Goldenen Bremm, Zinzingerstr. 9, 
66117 Saarbrücken,  
Tel.: 0681/5863-0
Sonstiges: Workshop mit  
praktischen Vorführungen; 
11 Fortbildungspunkte beantragt
Kursgebühr: 330 EUR
Auskunft: Dr. Horst Kares
Grumbachtalweg 9
66121 Saarbrücken
Tel.: 0681/894018
Fax: 0681/5847075
horst@kares.eu

Thema: Implantologie für die täg-
liche Praxis
Veranstalter: DENS Akademie
Termin: 27.11.2009:
16.00 – 20.00 Uhr
Ort: DENS Akademie 
Georg-Wilhelm-Str. 7
 10711 Berlin-Wilmersdorf
Sonstiges: Fortbildungspunkte 4; 
Anmeldung erbeten
Kursgebühr: 70 EUR
Auskunft: DENS Akademie
Berliner Str. 13
14513 Teltow
Tel.: 03328/3345-40
Fax: 03328/3345-47
www.dens-berlin.com

Thema: Praxisorganisation war 
gestern – Praxismanagement ist 
heute
(Seminar für das Praxisteam)
Veranstalter: Haranni Academie 
Fortbildungszentrum für Heilberu-
fe, Herne
Termin: 27.11.2009:  
09.00 – 16.00 Uhr
Ort: Haranni Academie, Herne
Sonstiges: Ref.: Angelika Doppel
Kursgebühr: 320 EUR inkl. MwSt. 
und Tagungspauschale für Zahn-
ärzte, 280 EUR Mitarbeiterin,  
200 EUR für jede weitere Person 
aus derselben Praxis
Auskunft: Haranni Academie 
Schulstr. 30, 44623 Herne
Ansprechpartn.: Renate Dömpke 
Tel.: 02323/9468-300
Fax: 02323/9468-333
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Thema: Fehlerteufel in der  
adhäsiven Zahnmedizin
Veranstalter: Westerburger Kon-
takte
Termin: 27.11.2009
Ort: 56457 Westerburg
Sonstiges: Ref.: Dr. Markus Lenhard
Kursgebühr: 450 EUR + MwSt.
Auskunft: Westerburger Kontakte
Schloss Westerburg
Tel.: 02663/91190-30
Fax: 02662/91190-34
www.westerburgerkontakte.de

Thema: Blick hinter die Kulissen
Veranstalter: Corona LavaTM 
Fräszentrum Starnberg
Termin: 27.11.2009: 14.00 Uhr
Ort: Starnberg
Sonstiges: Ref.: ZT Johannes  
Semrau
Kursgebühr: kostenfrei
Auskunft: Corona LavaTM

Münchner Str. 33
82319 Starnberg
Tel.: 08151/555388
Fax: 08151/739338
e-mail: info@lavazentrum.de
www.lavazentrum.com

Thema: FA II: Instrumentelle  
Funktionsanalyse mit arbiträrer 
Scharnierachse
Veranstalter: Westerburger Kon-
takte
Termin: 27./28.11.2009
Ort: 56457 Westerburg
Sonstiges: Ref.: Dr. Diether Reusch, 
ZA Jochen Feyen, ZTM Paul Gerd 
Lenze, ZA Tadas Korzinskas
Kursgebühr: 980 EUR + MwSt.
Auskunft: Westerburger Kontakte
Tel.: 02663/91190-30
Fax: 02662/91190-34
www.westerburgerkontakte.de

Thema: CAD/CAM-Keramik –  
„System Masterkurs für Zahnärz-
te“ (Hands-On-Kurs)
Veranstalter: absolute Ceramics 
Schulungszentrum GmbH, 
München
Termin: 27./28.11.2009
Ort: absolute Ceramics Schulungs-
zentrum GmbH, Weinstr. 4 (Mari-
enplatz), 80333 München
Sonstiges: Ref.: Dr. Jan Hajtó, Dr. 
Uwe Blunck; Kurs-Nr.: AC-M 01
Kursgebühr: 805 EUR p. P. + MwSt.
Auskunft: unter www.absolute-ce
ramics.com finden Sie die kom-
plette Kursbeschreibung und das 
Anmeldefax
Tel.: 06221/6499710
(bei Buchungsfragen)
089/20 3594670
(bei Fragen zu Kursinhalten)
Fax: 06221/64997120

Thema: Fortgeschrittenen-Kurs 
Prothetik: Herausnehmbare Im-
plantatprothetik“
Veranstalter: Astra Tech Dental
Termin: 27./28.11.2009
Ort: Frankfurt
Sonstiges: geeignet für erfahrene 
Implantologen und Umsteiger;
Kursleiter: Prof. Dr. H. C. Lauer, 
OA Dr. P. Weigl
Auskunft: telefonisch: 
06431/9869229 (Fr. König)
06431/9869227 (Fr. Neugebauer)
06431/9869213 (Fr. Weidenfeller)
Fax: 06431/9869230
mail: fortbildung@astratech.com
www.astratechdental.de

Thema: Kurs Funktion B:
„Der kleine Analysengang“, (im 
Rahmen der Kursreihe Funktion)
Veranstalter: CDE – Center of 
Dental Education / SAM Gauling
Termin: 27. – 29.11.2009:
Freitag: 09.00 – 17.00 Uhr,
Samstag: 09.00 – 17.00 Uhr,
Sonntag: 09.00 – 14.00 Uhr
Sonstiges: Ref.: Prof. Dr. Carl G. 
Wirth, Dr. Friedrich Henk; 
29 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 1 050 EUR inkl. MwSt.
Auskunft: CDE
Fußbergstr. 1, 82131 Gauling
Tel.: 089/800654-60
Fax: 089/800654-69
www.cde-info.de

Thema: Fortgeschrittenen-Kurs 
Modul 2
Veranstalter: Astra Tech Dental
Termin: 28.11.2009
Ort: Heidelberg
Sonstiges: geeignet für erfahrene 
Implantologen und Umsteiger;
Kursleiter: OA Dr. Helmut 
Steveling
Auskunft: telefonisch: 
06431/9869229 (Fr. König)
06431/9869227 (Fr. Neugebauer)
06431/9869213 (Fr. Weidenfeller)
Fax: 06431/9869230
mail: fortbildung@astratech.com
www.astratechdental.de

Thema: Assistenz-Kurs für ZFA
Veranstalter: Astra Tech Dental
Termin: 28.11.2009
Ort: Heidelberg
Sonstiges: geeignet für erfahrene 
Implantologen, die ihre Kenntnis-
se schwerpunktmäßig vertiefen 
möchten;
Kursleiter: Dr. Kerstin Merkle
Auskunft: telefonisch: 
06431/9869229 (Fr. König)
06431/9869227 (Fr. Neugebauer)
06431/9869213 (Fr. Weidenfeller)
Fax: 06431/9869230
mail: fortbildung@astratech.com
www.astratechdental.de
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Thema: Assistenz-Kurs für ZFA
Veranstalter: Astra Tech Dental
Termin: 28.11.2009
Ort: Frankfurt
Sonstiges: geeignet für erfahrene 
Implantologen, die ihre Kenntnis-
se schwerpunktmäßig vertiefen 
möchten;
Kursleiterin: Dr. Susanne Lemelson
Auskunft: telefonisch: 
06431/9869229 (Fr. König)
06431/9869227 (Fr. Neugebauer)
06431/9869213 (Fr. Weidenfeller)
Fax: 06431/9869230
mail: fortbildung@astratech.com
www.astratechdental.de

Thema: Praxiscontrolling, Stun-
densatzberechnung, Rentabilitäts-
kennzahlen und Gewinnverteilung 
für Mehrbehandlerpraxen und 
Praxiskooperationen
Veranstalter: Westerburger Kon-
takte
Termin: 28.11.2009
Ort: 56457 Westerburg
Sonstiges: Ref.: Dipl.-Kauffrau  
Monika Brendel
Kursgebühr: 350 EUR + MwSt.
Auskunft: Westerburger Kontakte
Schloss Westerburg
Tel.: 02663/91190-30
Fax: 02662/91190-34
www.westerburgerkontakte.de

Thema: 13. Prothetik-Symposium
Veranstalter: Merz Dental und 
Quintessenz Verlag
Termin: 28.11.2009
Ort: Hotel Pullmann Berlin 
Schweizerhof
Sonstiges: „Patientennavigation – 
Wege zum nachhaltigen Erfolg“
Auskunft: Quintessenz Verlag, 
Kongress-Service
Komturstr. 18
12099 Berlin
Tel.: 030/76180-624/-628
Fax: 030/76180-693
www.quintessenz.de/prothetik

Thema: Competence Composites 
– Expertensymposium „Adhäsive 
Composite Restaurationen“
Veranstalter: Ivoclar Vivadent 
GmbH
Termin: 28.11.2009:  
09.00 – 17.00 Uhr
Ort: Erfurt
Sonstiges: Ref.: Prof. Dr. R. Hickel, 
ZA E. Kramer, ZA Dr. M. Lenhard, 
Prof. Dr. R. Frankenberger, Prof. 
Dr. C.-P. Ernst;
7 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 225 EUR + MwSt., bis 
31.10. Frühbucherpreis 169 EUR

Auskunft: Ivoclar Vivadent GmbH
Dr.-Adolf-Schneider-Str. 2
73479 Ellwangen
Tel.: 07961/889-205
Fax: 07961/6326

Thema: Qualitätsmanagement in 
der Zahnarzt-, kieferorthopädi-
schen und kieferchirurgischen  
Praxis
Veranstalter: Gemeinschaftspraxis 
für Kiefer- und Gesichtschirurgie 
Dr. Dr. Biermann, Dr. Dr. Stroink, 
Prof. Dr. Dr. Fritzemeier, Dr. Dr. 
Schmitt
Termin: 01.12.2009:  
19.00 – 21.00 Uhr
Ort: 40210 Düsseldorf
Sonstiges: Ref.: Dr. Dr. Ulrich 
Stroink, Dr. Mathias Höschel
Kursgebühr: 45 EUR inkl. MwSt.,
35 EUR aus Überweiserpraxen
Auskunft: Gemeinschaftspraxis für 
Kiefer- und Gesichtschirurgie
Stresemannstr. 7
40210 Düsseldorf
Tel.: 0211/875508-0
Fax: 0211/875508-99
www.kieferchirurgie.org

Thema: Abrechnungskurs für ZFA
Veranstalter: Astra Tech Dental
Termin: 02.12.2009
Ort: Würzburg
Sonstiges: Schulung der chirurgi-
schen und prothetischen Abrech-
nung;
Kursleiter: Michaela Brandt
Auskunft: telefonisch: 
06431/9869229 (Fr. König)
06431/9869227 (Fr. Neugebauer)
06431/9869213 (Fr. Weidenfeller)
Fax: 06431/9869230
mail: fortbildung@astratech.com
www.astratechdental.de

Thema: Die Zahnmedizinische 
Fachassistenz in der Implantolo-
gie. Seminar Nr. 2
Veranstalter: Camlog Biotechnolo-
gies AG
Termin: 02.12.2009
Ort: 76137 Karlsruhe, 
Novotel Kongress
Sonstiges: Ref.: Vera Frantz oder 
Sandra Steverding
Kursgebühr: 125 EUR,  
Team: 195 EUR 
Auskunft: Camlog Biotechnologies 
AG, Tel.: 07044/9445-661

Thema: Effiziente Bearbeitung von 
Anfragen privater Kostenerstatter 
(für Zahnärzte und zahnmedizini-
sche Verwaltungsangestellte)
Veranstalter: Gemeinschaftspraxis 
für Kiefer- und Gesichtschirurgie 
Dr. Dr. Biermann, Dr. Dr. Stroink, 
Prof. Dr. Dr. Fritzemeier, Dr. Dr. 
Schmitt
Termin: 02.12.2009:  
14.00 – 17.30 Uhr
Ort: 40210 Düsseldorf
Sonstiges: Ref.: ZMV Birgit Sayn
Kursgebühr: 100 EUR inkl. MwSt.,
85 EUR aus Überweiserpraxen
Auskunft: Gemeinschaftspraxis für 
Kiefer- und Gesichtschirurgie
Stresemannstr. 7
40210 Düsseldorf
Tel.: 0211/875508-0
Fax: 0211/875508-99
www.kieferchirurgie.org

Thema: Telefontraining
Veranstalter: DENS Akademie
Termin: 02.12.2009:
16.00 – 18.00 Uhr
Ort: DENS Akademie
Georg-Wilhelm- Str. 7
10711 Berlin-Wilmersdorf
Sonstiges: Anmeldung erbeten;
2 Fortbildungspunkte
Kursgebühr: 35 EUR
Auskunft: DENS Akademie
Berliner Str. 13
14513 Teltow
Tel.: 03328/3345-40
Fax: 03328/3345-47
www.dens-berlin.com

Thema: Zirkon – Anwendertreffen
Veranstalter: Corona LavaTM 
Fräszentrum Starnberg
Termin: 02.12.2009: 18.00 Uhr
Ort: Starnberg
Sonstiges: Ref.: ZT Johannes  
Semrau
Kursgebühr: kostenfrei
Auskunft: Corona LavaTM

Münchner Str. 33
82319 Starnberg
Tel.: 08151/555388
Fax: 08151/739338
e-mail: info@lavazentrum.de
www.lavazentrum.com

Verlust von 
Kammerausweisen

LZK Baden- 
Württemberg

Dr. Gerd Ackermann
Rutesheimer Str. 30
71254 Ditzingen
geb. am 06.11.1943

Daniel Beier
Falkensteinstr. 8
79102 Freiburg
geb. am 09.11.1978

Doctor-Medic / IMF Bukarest
Vaghelita Ludwig
Erwin-Hageloh-Str. 88
70376 Stuttgart
geb. am 28.03.1945

Hanna Seibert
Mittelweg 9
78467 Konstanz
geb. am 28.02.1954

Kontakt:

BZK Freiburg
Merzhauser Str. 114-116
70100 Freiburg
Tel.: 0761/4506-0
Fax: 0761/4506-400

BZK Stuttgart
Albstadtweg 9, 70567 Stuttgart
Tel.: 0711/7877-0
Fax: 0711/7877-238

ZÄK Niedersachsen

Klaus Dieter Hornhardt
Nr. 4949

Morteza Mirzaaligoudarzi
Nr. 6469

Dr. Ina-Kerstin Sagebiel
Nr. 2214

Kontakt:

ZÄK Niedersachsen
Frau Agnes Schuh
Zeißstraße 11a, 30519 Hannover
Tel.: 0511/83391-142
Fax: 0511/83391-116
e-mail: aschuh@zkn.de
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Die Motivation von Frau Br. Zahnmedizin  
zu studieren war der Wunsch, Menschen  
zu helfen. Und bei der Übernahme der 
Zahnarztpraxis eines aus Altersgründen  
ausgeschiedenen Kollegen hatte sie die Vor-
stellung eines harmonischen Miteinanders 
in der Praxis mit genügend Zeit für die  
Patienten. Der Kostendruck durch die Ver-
schuldung zur Finanzierung der Praxisüber-
nahme einerseits, aber auch ständig neue 
Regelungen seitens der Gesundheitsbüro-
kratie andererseits führten sie allerdings  
immer wieder zu Entscheidungen, die ihre 
ursprünglichen Vorstellungen in den Hinter-
grund rücken ließen. Sie hatte zunehmend 
den Eindruck, den eigenen Idealen nicht 
mehr gerecht werden zu können. Auch hin-
sichtlich der Personalführung musste sie von 

einigen Vorstellungen Abschied nehmen, so 
zum Beispiel, dass die eigenen Angestellten 
immer motiviert mit ihr zusammen „an ei-
nem Strang ziehen“ würden. Fluktuation 
und Konflikte in ihrem Team waren zwar 
nicht „an der Tagesordnung“, begleiteten 
sie aber dennoch mehrfach durch schlaflose 
Nächte. Sogar eine Abmahnung musste sie 
in der Zwischenzeit aussprechen. 

Zweifel am Beruf

Hin- und hergerissen zwischen ihren Idealen 
und den Notwendigkeiten der täglichen 
Praxisführung wird sie zunehmend zyni-
scher und unausgeglichener. Ihre Mitarbei-
terinnen erhalten widersprüchliche Anwei-
sungen. Patienten erleben sie ungewohnt 

launisch. In stillen Momenten fragt sie sich, 
ob das mit der Praxisübernahme nicht viel-
leicht doch der falsche Schritt war?
Wie sieht die Ausgangslage für einen Praxis-
inhaber aus? Verschiedene Kräfte ziehen  
an ihm, oftmals in ganz unterschiedliche 
Richtungen, und können eine innere Zerris-
senheit produzieren. Direkt mit Gründung 
oder Übernahme einer Praxis kommen wi-
dersprüchliche (Rollen-)Anforderungen auf  
den Zahnarzt zu, auf die ihn das – auf eine 
wissenschaftlich fundierte Zahnarzttätigkeit 
fokussierte – Zahnmedizin-Studium nur un-
zureichend vorbereitet hat. Als sein eigener 
Kaufmann muss der Praxisinhaber zugleich 
eine ökonomische Strategie entwickeln, die 
die Praxiseinnahmen in Übereinstimmung 
mit einem eventuell vorhandenen notwen-
digen Abbau von Verschuldung einerseits 
und den eigenen privaten materiellen An-
sprüchen andererseits bringt. 

Fragen über Fragen

Und als sein eigener Marketingstratege hat 
sich der Praxisinhaber zu entscheiden: Mit 
welchem Profil positioniert er seine Praxis, 
auch im Vergleich zu den anderen Praxen  
in seiner Umgebung? Wie macht er dieses 
Profil in der Öffentlichkeit bekannt? Wie  

Vermeidung von Rollenkonflikten

Klarheit von innen nach außen
 Zahnärzte unterliegen einer ganzen Reihe von Erwartungen – denen ihrer  
Patienten, denen ihrer Praxismitarbeiter, denen aus der Politik, letztlich auch 
eigenen. Wie schafft man es, angesichts dieser Rollenzuweisungen sich selbst 
treu zu bleiben und nicht in Rollenkonflikte zu geraten? 

Wer mit sich selbst im Reinen ist, strahlt dies auch auf seine Umwelt aus – eben Klarheit von 
 innen nach außen.
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Hippokrates Eidesformel – sie sollte den  
zahnmedizinischen Praxisalltag bestimmen. 
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bewegt er seine Patienten dazu, sich auch 
für notwendige, aber selbst zu finanzieren-
de Zusatzleistungen zu entscheiden?
Als Arbeitgeber hat er sich mit allen Fragen 

der Personalführung auseinander zu setzen 
und muss für seine Praxis die passenden 
Antworten finden: Wie gestaltet er Arbeits-
zeit und Vergütung seiner Angestellten? Wie 

kritisiert er angemessen bei nicht erwünsch-
tem Verhalten? Wie hält er die Kompeten-
zen seines Teams auf dem aktuellen Stand? 
Wie fördert er ein gutes Klima untereinander 
und zu den Patienten? 
Zu diesen widersprüchlichen Erwartungen 
aus seinem äußeren Umfeld kommen  
widerstreitende Kräfte aus dem Inneren  
der Persönlichkeit des Praxisinhabers hinzu: 
persönliche Wertvorstellungen in Bezug auf 
Zahnarzttätigkeit oder Menschenführung, 
Ansprüche an die eigene Arbeit und eigene 
materielle Ansprüche im Privaten. Durch die 
ständigen Veränderungen im Gesundheits-
wesen wird diese Rollenkomplexität noch 
weiter erhöht. (Innere) Konflikte in diesem 
Umfeld teilweise widersprüchlicher Erwar-
tungen sind nicht zu vermeiden. 

Den eigenen Weg finden
„In einer erfolgreichen Praxis ist das Rollen-
verständnis geglückt“, könnte man sagen. 
Aber was ist ein gutes und professionelles 
Rollenverständnis? Zunächst bedeutet ein 
professionelles Rollenbewusstsein für den 
Zahnarzt, zu wissen, in welcher Situation er 
sich in welcher Rolle befindet und welches 
rollenspezifische Verhalten dann jeweils von 
ihm verlangt wird. In einem zweiten Schritt 

Um zur inneren  
Balance zu finden, 
können auch Ent-
spannungstechniken 
wie etwa Yoga  
genutzt werden. 

Fo
to

: M
EV

107



zm 99, Nr. 20 A, 16.10.2009, (2796)

muss er für sich klären, wie sein konkretes 
Verhalten innerhalb der an ihn gestellten 
Rollenerwartungen aussieht, damit er mit 
sich weitgehend im Reinen bleibt. Jedem 
Praxisinhaber ist damit kontinuierlich die 
Aufgabe gestellt, immer wieder neu einen 
eigenen Weg durch das Geflecht der vielen 
Erwartungen zu finden. 
Zu versuchen, allen Rollenerwartungen 
gleichzeitig gerecht zu werden, um Konflik-
te zu vermeiden, ist dabei allerdings der  
falsche Weg. Denn dies würde bedeuten, 
sich beim Versuch, es allen recht zu machen, 
aufzureiben, kräftemäßig auszubrennen 
und die eigenen Konturen zu verlieren. 
Vielmehr sollte man sich bei diesem Weg da-
von leiten lassen, die diversen Erwartungs-
pole auszutarieren. Da sowohl die vielfälti-
gen Erwartungen von außen als auch die  
eigenen inneren Persönlichkeitsanteile ihre 
Berechtigung haben, geht es darum, diese 
vorhandenen Kräfte zumindest ein Stück 
weit miteinander zu versöhnen und auszu-
balancieren. Abstriche von Maximalpositio-
nen sind dabei auf allen Seiten erforderlich.
 Wesentliche Elemente nicht miteinander  
zu versöhnen oder gar dauerhaft nicht zu 
berücksichtigen, würde jedoch eine perma-
nente Zerreißprobe bedeuten. Mittelfristig 
schlägt dies sowohl auf das Privatleben und 

die Gesundheit des Zahnarztes als auch auf 
die Kommunikation zum Patienten zurück. 
Beides wird den Erfolg der Praxis schmälern, 
wenn nicht gar gefährden.

Einheit statt Zerrissenheit

Nehmen wir ein typisches Beispiel: Ur-
sprünglich stark vom Wunsch des Helfens 
im Sinne des Hippokratischen Eides ange-
trieben, versucht der heutige Zahnarzt  
darüber hinaus, sich und seine Praxis (über 
privat bezahlte Zusatzleistungen) weiter zu 
optimieren. Diese Zusatzleistungen muss 
der Zahnarzt anbieten und bewerben bezie-
hungsweise seine Mitarbeiterinnen dazu an-
halten, dies zu tun. Gelingt es dem Zahnarzt 
nicht, in diesem Spannungsfeld zwischen 
Hippokrates und Betriebswirtschaft zu ei-
nem ausbalancierten Umgang mit dieser  
Situation zu gelangen, könnte es passieren, 
dass in seinem inneren Dialog 
■ der helfen wollende Mediziner den  
Ökonomen als „geldgeil“ und „Seelenver-
käufer“ beschimpft, und 
■ umgekehrt der kühl rechnende Praxis- 
inhaber den ethisch motivierten Mediziner 
als „altmodisch“ und „idealistisch“ verspot-
tet, der „von den aktuellen Trends nichts 
verstanden hat“. 

Gelingt es dem Zahnarzt nun nicht, diese 
beiden Stimmen miteinander zu versöhnen, 
wird diese innere Zerrissenheit – neben  
der Belastung für den Zahnarzt selber – zu 
widersprüchlichen Signalen sowohl in der 
Kommunikation zu den Mitarbeiterinnen als 
auch zu den Patienten führen. Denn je un-
klarer man mit sich selber ist, desto unklarer 
und widersprüchlicher wird die eigene 
Kommunikation sein, je nachdem welche 
Stimme gerade die Oberhand hat. So könn-
te dieser Zahnarzt versuchen, demselben 
Patienten in der einen Situation geschäfts-
tüchtig und zielstrebig Produkte der eige-
nen Praxis anzubieten, um ihm dann in ei-
ner anderen Situation zu erläutern, welchen 
gesellschaftlichen Werteverfall der Kosten-
druck im Gesundheitswesen produzieren 
würde. Seine Mitarbeiterinnen wird er  
einerseits dazu anhalten, ökonomisch und 
effizient die Praxis auf Ergebnisoptimierung 
auszurichten, in anderen Situationen kriti-
siert er ihre „Kälte“ im Umgang mit den  
Patienten. 

Austausch und Dialog

In einem zweiten Schritt ist der Austausch 
hierüber mit anderen Personen wichtig, um 
im Dialog neue Anregungen für oft bereits 

Was können Sie tun, um mögliche innere 

Konflikte im Geflecht von Erwartungen  

und eigener Persönlichkeit erfolgreich zu  

bewältigen? Professionelle Kommunikation 

bedeutet, sich in Übereinstimmung mit der 

jeweiligen Situation und der gerade einge-

nommenen Rolle zu verhalten. In einem ers-

ten Schritt geht es daher um Bewusstheit 

und Selbstreflexion: Welche Erwartungen 

werden an Sie gestellt? Wo erleben Sie sich 

möglicherweise als zerrissen? Auf welchem 

Feld sind Sie mit der von Ihnen gefundenen 

Lösung in Ihrer Praxis unzufrieden? Woran 

liegt dies Ihrer Meinung nach? ■

Fragen zur  
Selbstreflexion

zm-Infozm-Info

Weiterbildung und Coaching können helfen, sich mit seiner privaten und beruflichen Situation 
und den daraus resultierenden Erwartungen auseinanderzusetzen.
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festgefahrene Perspektiven zu erhalten.  
Dies kann ein „Sparring“ mit anderen 
(Zahn)Ärzten oder Ärztinnen sein, da sich 
im aktuellen Gesundheitswesen vielen 
(Zahn)Ärzten strukturell sehr ähnliche He-

rausforderungen stellen. Dies kann in Gren-
zen auch der Austausch mit dem eigenen 
Partner oder der Partnerin sein. Oder man 
nutzt die Unterstützung durch einen exter-
nen Coach, der aufgrund seiner neutralen 

Sicht Hilfestellung bietet, die unterschiedli-
chen Rollenerwartungen in Einklang mit 
den persönlichen Präferenzen zu bringen 
und dadurch auszubalancieren. 

Kein Patentrezept

Bei alldem gilt: Es gibt nichts umsonst im  
Leben und jede Entscheidung hat ihren 
Preis. Es gibt daher nicht die beste Entschei-
dung im Spannungsfeld zwischen den an 
den Zahnarzt gestellten Erwartungen einer-
seits und seiner Persönlichkeit andererseits. 
Sondern es gibt nur Entscheidungen, deren 
Preis man persönlich zu zahlen bereit ist. 
Diese Entscheidungen führen am ehesten 
zu einer erfolgreichen und beglückenden 
Tätigkeit als Zahnarzt, weil die gefundene 
innere Balance und Integration auf den Pa-
tienten ausstrahlt. 

Thorsten Paustian
Diplom-Psychologe 
Blumenstraße 52
53359 Rheinbach
thorsten.paustian@t-online.de

Im Spannungsfeld 
zwischen dem Willen, 
die erlernte Zahnheil-
kunde im Sinne des 
Hippokratischen Eides 
anzuwenden, und 
den betriebswirt-
schaftlichen Erforder-
nissen der Praxis ist es 
manchmal schwer, 
ruhig zu bleiben und 
den Überblick zu be-
halten.
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Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung (ADHS)

Praxis-Ratgeber erschienen

EU-Studie zu Bankverhalten 

Oftmals schlechter Beratungsservice
Versicherungsschutz nach Scheidung

Policen prüfen 

Ein Praxis-Ratgeber zum Thema 
AD(H)S-Kinder in der kieferor-
thopädischen und zahnärztli-
chen Praxis ist von der Initiative 
Kiefergesundheit (IKG) in Berlin 
herausgegeben worden. Neuere 
Studien zeigen, dass Kinder mit 
dieser neurologischen Verhal-
tensstörung zu den Zahngesund-
heits-Risikopatienten gehören. 
Sie haben etwa signifikant mehr 
Frontzahn-Traumata, höhere 
gingivale Entzündungsgrade 
und einen höheren kieferortho-
pädischen Behandlungsbedarf. 
Insbesondere die Kinder mit Hy-
peraktivitäts-Anteil an der ADS 
(Aufmerksamkeitsdefizitstörung) 
sind aufgrund vielfältiger Kom-

munikations- und Verhaltens-
auffälligkeiten in den Praxen  
oft schwer behandelbar. Die  
Broschüre hält auf 40 Seiten 
reichhaltige Informationen über 
die Klientel parat. Schwerpunkt 
der Publikation ist eine Übersicht 
über viele praktische Tipps, wie 
Behandler die Konzentration  
dieser oft impulsiven Kinder für 
sich gewinnen können. sg/pm 

 
Bezug: 
Der ADHS-Ratgeber der IKG kann 
zum Selbstkostenpreis von 4,95 
Euro zzgl. Versandkosten bestellt 
werden unter: info@ikg-online.de 
Telefax: 030/24 63 21 34  
sowie per Post: 
Initiative Kiefergesundheit,  
Ackerstraße 3, 10115 Berlin
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Bankkunden werden in Europa 
laut einer Studie der EU schlecht 
beraten. In Deutschland seien die 
Gebühren für ein Konto im EU-
Vergleich überdurchschnittlich 
hoch, geht aus der Untersuchung 
hervor. Bei Information und Bera-
tung ihrer Privatkunden liegen 
die deutschen Banken demnach 
nur im Mittelfeld. Oft könnten die 
Kunden nur auf Nachfrage die 

Kosten für die Kontoführung er-
fahren. Besonders die Angaben 
der Banken im Internet seien für 
die Verbraucher undurchsichtig. 
Bei den Kosten für die Kontofüh-
rung belegt Deutschland laut der 
Studie den neunten Platz. Im 
Schnitt kommen auf den Verbrau-
cher in Deutschland jährlich 89 
Euro an Kosten für ein Konto zu, 
hieß es in dem Bericht. sg/dpa 

Auch, wenn’s schwer fällt: Geht 
das eheliche Glück zu Ende, ist  
es zunächst wichtig, dem jewei-
ligen Versicherer die Änderung 
der Anschrift und Bankverbin-
dung mitzuteilen. Folgendes ist 
weiterhin zu beachten: 

■ Dringender Handlungsbedarf 
besteht für in der gesetzlichen 
Krankenkasse beitragsfrei mitver-
sicherte und nicht berufstätige 
Ehepartner. Die müssen sich  
binnen drei Monaten nach der 
Scheidung um eine eigene Mit-
gliedschaft kümmern. Die Kinder 
bleiben unverändert mitversi-
chert.
■ Privat Krankenversicherte soll-
ten bestehende Verträge, über 

die sie beide versichert sind,  
aufteilen lassen. Dadurch werden 
beide eigenständige Versiche-
rungsnehmer und müssen nicht 
etwa über den Partner abrech-
nen.
■ Bei der Privathaftpflichtversi-
cherung ist der Ehepartner des 
Versicherungsnehmers auch 
während der Trennungsphase 
weiterhin mitversichert. Das  

ändert sich mit Ausspruch der 
Scheidung. Trotzdem sollte 
schon im Trennungsjahr jeder für 
einen eigenen Vertrag sorgen. 
Denn der Versicherungsschutz 
könnte in Gefahr geraten, wenn 
beispielsweise der Versicherungs-

nehmer die Prämie nicht zahlt 
oder möglicherweise einen 
neuen Partner mitversichert. 
Unabhängig davon bleiben 
die Kinder über die Police der 
Eltern versichert.
■ Die Hausratversicherung 

bleibt prinzipiell beim Versiche-
rungsnehmer. Ist er der auszie-
hende Partner, nimmt er diese 
mit in die neue Wohnung. Inte-
ressant: Diese Police gilt trotz 
Auszugs sogar für beide noch  
bis zu drei Monate nach der 
nächsten Prämienfälligkeit. Der 
im bisherigen Domizil bleibende 
Partner muss spätestens dann  
bei Bedarf einen eigenen Vertrag 
abschließen.

■ In der Kfz-Versicherung ändert 
sich für den Versicherungsneh-
mer nichts. Wenn der mitfahren-
de Ehepartner wegen der Tren-
nung erstmals ein eigenes Fahr-
zeug versichern möchte, steigt er 
schlimmstenfalls mit einem Bei-
tragssatz von 240 Prozent ein. 
Mit dem Versicherer zu sprechen, 
lohnt sich, denn viele bieten 
günstigere Einstufungen. sg/pm
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Mikroblogs, die kleinen Geschwister der 
Blogs, sind ein Ableger des Web 2.0. Twitter 
gehört wie Facebook und MySpace zu den 
„Social Networks“. Registrierte User können 
den Dienst per Handy, Smartphone oder 
vom Computer aus nutzen. Die gesendeten 
Nachrichten – Tweets genannt – laufen auf 
ihren persönlichen Twitterseiten ein, wer-
den chronologisch gelistet, archiviert und 
können auch über RSS-Feeds abgerufen 
werden. Je nach Voreinstellung werden die 
Botschaften, die maximal 140 Zeichen bein-
halten können, mit der gesamten Commu-
nity geteilt oder nur mit engsten Freunden. 
Weltweit twittern 44,5 Millionen Menschen. 
Die Zahl der deutschen Twitter-Nutzer liegt 
bei geschätzten 1,8 Millionen.
Mit seinen mehr als zwei Millionen Followers 
– so heißen die User, die die Kurznachrich-

ten eines anderen abonnieren – steckt Ba-
rack Obama die bundesdeutsche Gemeinde 
locker in die Tasche. In seinen Tweets spricht 
der US-Präsident vor allen Dingen über ein 
Thema: die von ihm angestrebte Gesund-
heitsreform. „Habe heute mit der „American 
Nurses Association“ über die dringende 
Notwendigkeit einer Gesundheitsreform  
gesprochen“, war kürzlich auf seiner Seite 
zu lesen. Mit solchen tagebuchähnlichen 
Notizen will Obama eine Atmosphäre der 
Transparenz schaffen – und Bürgernähe  
demonstrieren. Darüber hinaus nutzt er den 
Mikroblogkanal, um seine Followers zu in-
formieren: „Jeder Amerikaner muss wissen, 
was die Reform der Krankenversicherung  
für ihn bedeutet. Nehmen Sie sich einen 
Moment Zeit, um es herauszufinden auf 
http://bit.ly/4BnpJt#hc09.“ Zudem steht 

Motivation ganz oben auf Obamas Twitter-
Liste: „Ich fühle mich total aufgedreht und 
bin bereit, die Gesundheitsreform anzuge-
hen. Lasst uns das schaffen!“ Immer wieder 
finden sich auch Appelle unter den Tweets. 
Ein Beispiel: „Sie und ein paar Freunde kön-
nen dazu beitragen, die Gesundheitsreform 
durchzubringen – in Ihrer Mittagspause. Kli-
cken Sie auf http://but.ly/RZN59#hc09.“ 
Oder: „Ihre Stimme auf Twitter kann helfen, 
die Gesundheitsreform durchzusetzen. Twit-
tern Sie Ihrem Abgeordneten heute!“ 

Wachsende Beliebtheit

In Sachen Gesundheit ist Obama nicht als 
einziger auf den Twitter-Trichter gekom-
men. In Großbritannien etwa hat der Natio-
nal Health Service (NHS) einen Account auf 
Twitter eingerichtet. Darauf beantwortet die 
staatliche Gesundheitsbehörde Fragen von 
Bürgern und veröffentlicht Tipps zu Themen 
wie Impfungen oder Grippe: „Ist es eine  
Erkältung oder Grippe? Finden Sie es hier 
heraus: http://bit.ly/6AnTc.“ Ein paar Einträ-
ge weiter unten ist zu lesen: „Notfalltipps 
zur Verhütung unter http://bit.ly/3qeuC“. 
Auch in Deutschland unternehmen Organi-
sationen im Gesundheitsbereich erste Geh-
versuche mit Twitter. „Wir haben uns mit 
der Welt-Aids-Tag-Aktion auf Twitter ange-
meldet, die Seite aber noch nicht aktiv be-
worben. So können wir mit einem kleinen 
Projekt prüfen, ob Twitter als Kommunikati-
onsmedium für uns funktioniert“, sagt Ma-
ria Völker-Albert, Pressesprecherin der Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA). Elektronische Medien hätten in den 
vergangenen zehn bis 15 Jahren immer 
mehr an Bedeutung gewonnen, fügt sie hin-
zu: „Wir verschließen nicht die Augen vor 

Mikroblogs

Überall zwitschert’s
US-Präsident Barack Obama präsentierte sich schon während des Wahlkampfs 
auf der Plattform Twitter – zu deutsch: Gezwitscher. Nach seiner Wahl nutzt er 
den Mikroblog weiter, vor allem um für eine Gesundheitsreform in seinem Land 
zu werben. Doch nicht nur in den USA erfreut sich der Onlinedienst wachsender 
Aufmerksamkeit. 

US-Präsident Barack Obama ist sich zum Twittern nicht zu schade. Im Gegenteil: Er nutzt den 
Blog, um sein wichtigstes Vorhaben zu pushen: den Aufbau der staatlichen Krankenversicherung.
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Twitter ist nicht der einzige Mikroblogdienst 

im Netz. Hier ein paar Alternativen:

■ www.dodgeball.com

■ www.loopnote.com

■ www.jaiku.com

■ www.quaksen.de

■ www.frazr.com

Anbietervielfalt
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neuen Entwicklungen, machen aber auch 
nicht sofort jeden Trend mit. Als Bundesbe-
hörde überlegen wir immer erst, ob neue 
Communities wie Twitter etwas sind, wo wir 
uns als seriöser Anbieter etablieren können – 
und wollen.“ Up to date zu sein bei techni-
schen Kommunikationsmöglichkeiten, ist 
für die BZgA vor allen Dingen wichtig, um 
den Anschluss an eine ihrer Hauptzielgrup-
pen nicht zu verlieren: Jugendliche und jun-
ge Erwachsene.

Schneller als die  
Polizei erlaubt
Geschwindigkeit und Unmittelbarkeit ma-
chen den Reiz von Twitter aus. In Deutsch-
land haben just diese Eigenschaften die  
Plattform in der Vergangenheit schlecht aus-
sehen lassen. Stichwort Twitter-Affäre. Hin-
tergrund: Bei der Bundespräsidentenwahl im 
Mai 2009 veröffentlichten zwei Abgeordne-
te die Ergebnisse der Stimmauszählung vor 

der offiziellen Verkündung durch den Bun-
destagspräsidenten. Der Verstoß gegen das 
Protokoll führte zu heftigen Diskussionen in 
der Parteienlandschaft. Die Ereignisse bei 
den Landtagswahlen in Thüringen, Sachsen 
und im Saarland gossen weiteres Öl ins Feu-
er. Dort wurden die sogenannten Exit-Polls, 
Umfragen am Tag der Stimmabgabe, 90  
Minuten vor Schließung der Wahllokale  
getwittert. Die Wahlgesetze von Bund und 
Ländern verbieten die Veröffentlichung die-
ser Zahlen, weil sie die Stimmabgabe unzu-
lässig beeinflussen könnten.
Auch im medizinischen Bereich können  
Social Networks problematisch sein. So ver-
öffentlichte das „Journal of the American 
Medical Association“ kürzlich eine Studie, 
aus der hervorgeht, dass Medizinstudenten 
häufig private und medizinische Details über 
ihre Patienten posten. Mehr als die Hälfte 
der 78 untersuchten Hochschulen meldete 
solche Fälle. Eines von zehn der Postings 
enthielt deutliche Verletzungen der ärztli-

chen Schweigepflicht. Wie das Team um  
Katherine Chretien vom „VA Medical Cen-
ter“ in Washington feststellte, verfügten nur 
wenige Einrichtungen über Richtlinien für 
den Umgang mit den Internetcommunities.

Susanne Theisen
Freie Journalistin in Köln
SusanneTheisen@gmx.net

Twitter gibt es seit 2006. 
Das öffentliche Web-Tage-
buch gewann 2007 den 
„South by Southwest Web 
Award“ in der Kategorie 
„Blogs“.

Die Ärztegewerkschaft Marburger Bund hat 

sich dagegen ausgesprochen, Ärzte wäh-

rend chirurgischer Eingriffe „twittern“ zu las-

sen. Hintergrund: Zurzeit erproben mehrere 

US-Kliniken, ob man Twitter nutzen kann, 

um Angehörige während der OP auf dem 

Laufenden zu halten. „Das ständige Twittern 

am Rande einer OP würde die Konzentration 

des Teams nur unnötig stören und das  

Fehlerrisiko erhöhen“, zitiert das „Deutsche 

Ärzteblatt“ MB-Vizechef Andreas Botzlar. 

„Modische Macken“ wie Twittern sind aus 

Sicht Botzlars auch kein Gewinn für den Pa-

tienten und seine Angehörigen. „Ich zweifle 

daran, dass die Angehörigen in Echtzeit über 

das Öffnen der Bauchdecke des Patienten  

informiert werden wollen“, so Botzlar. Um 

konzentriertes Arbeiten zu ermöglichen,  

seien in deutschen OPs Handys oder andere 

mobile Endgeräte zum Empfang von Funk-

nachrichten („Piepser“) schon jetzt häufig 

verboten. ck/DÄ

MB gegen Twittern im OP 
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Die Deutsche Arbeitsgemeinschaft für  
Jugendzahnpflege e. V. (DAJ) bündelt als  
Endstufe eines Dokumentationssystems  
(gemäß der Forderung § 21 SGB V) inner-
halb eines Schuljahres alle bundesweit er-
fassten Daten und sorgt mit der jährlichen 
Veröffentlichung dafür, dass die Aktivitäten 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wer-
den – Zuwächse und/oder Verlagerungen 
gewinnen so an Deutlichkeit. 
An der Zusammenstellung der Daten sind 
alle Landesarbeitsgemeinschaften, bezie-
hungsweise gleichgestellte Organisationen 
wie das „Büro der zahnärztlichen Gruppen-
prophylaxe im Land Brandenburg“, sowie 
die Arbeitsgemeinschaft Nordrhein und der 
Arbeitskreis Westfalen-Lippe beteiligt. 
Die Auswertung unterstützen alle 387  
regionalen Arbeitsgemeinschaften/-kreise 
beziehungsweise die Landesarbeitsgemein-
schaften der Stadtstaaten, die 14 Landkreise 

sowie vier kreisfreie Städte in Brandenburg. 
Im Dokumentationsjahr 2007/2008 wurden 
insgesamt 4,9 Millionen Kinder und Jugend-
liche durch Prophylaxeimpulse an alters- 
gemäße Mundhygiene und gesunde Ernäh-

rung herangeführt. Davon über 1,8 Millio-
nen in Kindergärten (Betreuungsgrad von 
70,11 Prozent), also allen Einrichtungen für 
Kinder vor dem Schuleintritt. In Grundschu-
len waren es rund 2,25 Millionen Kinder 
(Betreuungsgrad von 72,28 Prozent) und 
circa 512 000 (Betreuungsgrad von 32,13 
Prozent) sowie weitere 197 000 Kinder  
und Jugendliche in den Einrichtungen der 
Förderschulen (Betreuungsgrad von 49,34 
Prozent). In den 7. bis 10. Klassen sollen 
nach § 21 SGB V die Jugendlichen bis zum 
16. Lebensjahr nur in Einrichtungen mit 
überproportional hohem Kariesaufkommen 
betreut werden. Es wurden 124 000 Jugend-
liche mit Prophylaxemaßnahmen erreicht. 
An spezifischen Programmen für Kinder und 
Jugendliche mit hohem Kariesrisiko nahmen 

über 206.000 Schüler und Schülerinnen, an 
Zahngesundheit-Projekten mit Einbindung 
von Erziehern und Lehrern rund 1,2 Millio-
nen Kinder und Jugendliche teil. Die Summe 
aller Prophylaxeimpulse bei Kindern und  

DAJ

Gruppenprophylaxe 2007/2008
Der Grundstein für gesunde Zähne wird bereits im Kleinkindalter gelegt. Neben 
der Präventionsleistung der Eltern im privaten Bereich leisten die beteiligten 
Akteure der Gruppenprophylaxe-Maßnahmen als zweites Standbein einen  
wichtigen Beitrag für die Zahngesundheit von Kindern und Jugendlichen. Nun 
liegt von der Deutschen Arbeitsgemeinschaft für Jugendzahnpflege e.V. (DAJ)  
die Dokumentation über die Maßnahmen in der Gruppenprophylaxe für das 
Schuljahr 2007/2008 vor. 

Ab dem ersten Zahn: 
Ein gutes Vertrauens-
verhältnis zwischen 
Arzt und jungem  
Patienten kann  
Ängste lindern oder 
gar vermeiden.
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Zahngesundheit von Anfang an: Kinder sind empfänglich für eine sanfte Heranführung an das 
Thema Zahnarztbesuch.
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Jugendlichen in den Einrichtungen lag im 
Berichtszeitraum bei rund acht Millionen – 
davon wurden etwa 3,7 Millionen von zahn-
ärztlichen Diensten der Gesundheitsämter 
erbracht. Rund 14 000 Fachleute, Zahnärzte 
und Prophylaxefachkräfte engagierten sich 
bundesweit innerhalb der Maßnahmen der 
Gruppenprophylaxe.

 Diverse Fluoridierungen 

Fluoride in unterschiedlichen Formen (Lack, 
Gelee, Lösung oder Tablette) erhielten etwa 
94 000 Kinder in Kindergärten, 532 000 Kin-
der in Grundschulen, 86 000 Jugendliche in 
den weiterführenden Klassen 5 und 6 sowie 
über 5 500 Jugendliche in den Klassen 7 bis 
10 und 83 000 in Förderschulen – zusam-
men genommen etwa 800 000 Kinder und 
Jugendliche. Mit den Fluoridierungsmaß-
nahmen wurden 3,6 Prozent der Kinder in 
den Kindergärten sowie 21 Prozent der Kin-
der und Jugendlichen in den Förderschulen 
erreicht. 
Etwa 3,7 Millionen Kinder nahmen im Do-
kumentationsjahr 2007/2008 an einer 

zahnärztlichen Untersuchung (ehemals 
„Reihenuntersuchung“) teil. Bundesweit 
fanden 7 700 Informationsveranstaltungen 
für Eltern statt, bei denen rund 95 000 Eltern 
erreicht wurden. Zudem kamen etwa 
180 000 Kinder in eine zahnärztliche Ein-
richtung, um den spielerischen Umgang mit 
dem Zahnarztstuhl und den Instrumenten 
kennenzulernen. Auf 7 700 Fortbildungsver-
anstaltungen wurden etwa 25 500 Pädago-
gen erreicht. Schließlich wurden in mehr als 
9 500 Veranstaltungen junge Mütter und 
Väter informiert. Auf 5 300 sonstigen Veran-
staltungen rund um die Mundgesundheit 
wurden 470 000 Kinder und Jugendliche er-
reicht sowie etwa 102 000 Multiplikatoren. 

Sf/DAJ

Herausgeber: 
Deutsche Arbeitsgemeinschaft für  
Jugendzahnpflege e.V. (DAJ)  
Von-Sand-Straße 9  
53225 Bonn

■ http://www.daj.de/ 

Prophylaxeimpulse 
in Einrichtungen 
(%): Zahl der durch 
theoretische und/
oder praktische Pro-
phylaxeimpulse tat-
sächlich erreichten 
Kinder und Jugendli-
chen (inklusive 
zahnärztliche Unter-
suchungen) 
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Gerade Freiberufler wie Zahnärzte oder 
Rechtsanwälte kennen das Problem: Dieses 
Jahr ist besser gelaufen als das vergangene, 
Umsatz und Gewinn sind gestiegen. Die  
Betroffenen betrachten diese erfreuliche 
Tatsache mit einem lachenden und einem 
weinenden Auge. Das Einkommen steigt, 
aber der Fiskus fordert auch seinen Anteil 
am Mehrerlös. Die bisher geleisteten Steuer-
vorauszahlungen reichen nicht aus, mit 
Nachzahlungen ist zu rechnen. Leider gibt 
es nicht mehr viele Möglichkeiten, um  
dem Fiskus ein Schnippchen zu schlagen. 
Herkömmliche Bauherrenmodelle und ge-
schlossene Fonds sind schon lange im Visier 
der Finanzverwaltung. Da bietet der Kauf  
einer Immobilie, die unter Denkmalschutz 
steht, die Möglichkeit, die Zahlungen an das 

Finanzamt zu senken und gleichzeitig ein 
schönes Objekt zu erwerben. Kommen bei 
neuen Immobilien nur die Vermieter in den 
Genuss steuerlicher Vorteile, profitieren vom 
Denkmalschutz auch private Nutzer. 
Die Konditionen für den Kauf einer Grün-
derzeit-Villa oder einer Wohnung in einer 
barocken Hofanlage hat der Gesetzgeber so 
festgeschrieben:
■ Private Käufer
Laut Paragraf 7 Absatz 1 Einkommenssteu-
ergesetz können Eigennutzer zehn Jahre 
lang jeweils neun Prozent der Kosten ab- 
setzen, die „zur Erhaltung des Gebäudes  
als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen 
Nutzung erforderlich sind“. Im Verlauf der 
Abschreibungsfrist beteiligt sich der Fiskus 
also an 90 Prozent der von ihm definierten 

Sanierungskosten. Dazu gehören zum Bei-
spiel auch die Verzierungen an der Außen-
fassade. 
■ Vermieter
Für sie fallen die Regeln noch günstiger aus. 
Sie dürfen acht Jahre lang neun Prozent der 
anerkannten Kosten absetzen und weitere 
vier Jahre lang sieben Prozent. Vermieter 
können darüber hinaus auch noch die Ne-
benkosten und die Kosten der Finanzierung 
steuerlich geltend machen. 

Nachweise fürs Finanzamt

Welche Kosten tatsächlich abgesetzt wer-
den dürfen, ist genau geregelt. Das Finanz-
amt verlangt einen Nachweis über die  
anfallenden Sanierungskosten. Zuständig 

Denkmalschutz

Legale Steueroase
Die Möglichkeiten Steuern zu sparen sind rar. Die Eigenheimzulage ist gestrichen, 
seit Beginn des Jahres kassiert der Fiskus die Abgeltungssteuer. Eine letzte Oase, 
in Deutschland legal Steuern zu sparen, bietet der Denkmalschutz. Der Kauf von 
schutzwürdigen Immobilien senkt die Abgaben, verspricht noch gute Renditen 
und dazu eine Anlage zum Wohlfühlen, vorausgesetzt, der Käufer beachtet ein 
paar wichtige Regeln.

Wer würde eine derartiges denkmalgeschütztes Objekt nicht gern sein Eigen nennen – der Staat beteiligt sich an den Kosten, die zur Erhaltung und 
zur „sinnvollen Nutzung“ erforderlich sind. 
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dafür ist die Denkmalschutzbehörde. Sie be-
stimmt, was ersetzt oder verändert werden 
darf. Dazu gehören bauliche Maßnahmen 
wie die Sanierung von Dach und Fassaden, 
der Einbau neuer Fenster und die Restaurie-
rung kunstvoller Stuckdecken. Aber auch  
eine moderne Heizanlage und den Einbau  
eines modernen Bades genehmigt die Be-
hörde. Sie fällt selbstverständlich auch das 
Urteil darüber, ob das Objekt überhaupt 
den Titel Denkmal tragen darf. Ohne diese 
Bescheinigung rührt sich der Fiskus nicht. 
Deshalb ist es unabdingbar, die Denkmal-
schutzbehörde von vorneherein in alle Pla-
nungen mit einzubeziehen. Denn sie setzt 
auch die Grenzen für bauliche Veränderun-
gen wie zum Beispiel den Einbau von Dach-
gauben. 

Neben den Sanierungskosten erstrecken 
sich die Abschreibungsmöglichkeiten auch 
auf die Anschaffungskosten. Gebäude bis 
zum Baujahr 1924 können über die Dauer 
von 40 Jahren jährlich mit 2,5 Prozent abge-
schrieben werden. Ab dem Baujahr 1925 
liegt der Satz bei zwei Prozent über die Zeit 
von 50 Jahren. Das gilt ausschließlich für 
Gebäude – Grundstückskosten sind ausge-
schlossen.

Standort ist entscheidend 

Damit die Steuerersparnis von Dauer ist  
und der Zahnarzt auch nach Ablauf der  
Abschreibungszeiten noch Freude an sei-
nem Objekt hat, sollte er vor dem Kauf  
einige Punkte beachten. Francesco Fedele, 

Vorstandsvorsitzender der BF-direkt AG in 
Stuttgart, ist Spezialist für Baufinanzie- 
rungen. Er rät seinen Kunden, schon bei  
der Auswahl des Objekts Vorsicht walten  
zu lassen. Zwar gibt es deutschlandweit 
880 000 Denkmalschutz-Objekte. Doch  
erfüllen bei weitem nicht alle Schlösser,  
Höfe, Herrenhäuser oder Bürgerhäuser die 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche Inves-
tition. An erster Stelle steht die Lage des Ob-
jekts. Schnell passiert es, dass sich ein Inte-
ressent in die lupenreine Jugendstilfassade 
verliebt und zuschlägt. Eine erfolgreiche 
Vermietung garantiert die Schönheit aber 
nicht. „Denn“, so Fedele, „der Standort  
entscheidet oft über den Erfolg einer Investi-
tion.“ In den ostdeutschen Gebieten locken 

Nicht nur der  
Zustand, sondern 
auch der Standort  
einer unter Denkmal-
schutz stehenden  
Immobilie ist für den 
Wert entscheidend. In 
wachsenden Städten 
wie Dresden (li.) oder 
Berlin ist er dement-
sprechend höher als 
in ländlichen  
Regionen. 
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besonders viele und schöne Objekte mit 
dem Siegel Denkmalschutz. Doch Fedele 
grenzt die attraktiven Lagen gnadenlos ein: 
„Eine Investition lohnt sich nur in Gebieten, 
in denen die Bevölkerung wächst. Dazu 
 gehören Berlin, Leipzig und Dresden.“ In 
den strukturschwachen Regionen bleiben 
die Chancen, solvente Mieter für die doch 
meist hohen Mieten zu finden, gering. In 
den alten Bundesländern interessante und 
denkmalgeschützte Immobilien zu finden 
ist schon schwieriger, weil es nur wenige 
wirklich attraktive Gebäude gibt, die alle 
 Kriterien erfüllen. „Hier handelt es sich in-
zwischen häufig um ehemalige Kasernen 
der französischen oder belgischen Armee, 
die jetzt saniert werden. Sie sind zwar nicht 
so prächtig, doch erfüllen sie die Voraus -
setzungen für den Denkmalschutz“, erläu-
tert Fedele. Aber auch für diese Regionen 
gilt: Es sollte auf jeden Fall eine attraktive 
 Innenstadtlage sein. Einstiegspreis, Miet -

niveau am Standort, Wiederverkaufswert 
und Vermietbarkeit müssen genauso gründ-
lich geprüft werden wie beim Kauf eines 
Neubaus.

Bauträger sorgsam wählen

Wer ein solches Projekt alleine stemmen 
will, muss schon über große finanzielle  
Reserven verfügen. Denn die Kosten für die 
Sanierung eines Denkmalschutz-Objekts 
übersteigen häufig den Kaufpreis. Ohne die 
Liebe zum Objekt lassen sich solche Projekte 
kaum umsetzen. Außerdem gilt es, sich  
von vorneherein mit der Denkmalbehörde 
auseinanderzusetzen, die richtigen Hand-
werker zu finden und noch die Bauaufsicht 
zu führen – für einen Zahnarzt, der jeden 
Tag am Stuhl steht, ein eher unwahrschein-
liches Unterfangen. 
Nach dem Motto „Geteiltes Leid ist halbes 
Leid“ schließen sich manchmal einige Inte-

Bei den Sanierungs-
maßnahmen gilt:  
Wer sich für ein teil-
saniertes Objekt ent-
scheidet, verzichtet 
auch auf einen Teil 
der Steuervergünsti-
gungen.  
Denn abzugsfähig 
sind nur die Kosten, 
die nach Abschluss 
des Kaufvertrags  
anfallen.
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ressenten zusammen und erwerben ein Ob-
jekt gemeinsam. Sie gründen eine Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (GbR). So lange 
alle ihre Pflichten erfüllen, kann der Plan 
funktionieren. Finanzierungsexperte Fedele 
aber warnt: „Aus meiner Berufserfahrung  
rate ich von einer solchen Konstruktion  
ab.“ Der Grund: Bei der GbR haftet jeder für 
jeden. Kann einer der Beteiligten seine Ra-
ten nicht mehr zahlen, müssen die anderen 
für ihn einstehen. Private Insolvenzen sind 
nicht ausgeschlossen.
Die meisten Anleger entscheiden sich für  
ein Bauträgermodell. Dabei kauft der Inves-
tor zum Beispiel eine Wohnung in einem 
größeren Objekt. Er finanziert seinen Anteil 
und muss sich um nichts mehr kümmern. 
Allerdings sollte er sich für die Wahl des  
Bauträgers genügend Zeit nehmen. Dazu 
rät jedenfalls Max Herbst, Inhaber der 
Frankfurter Finanzberatung fmh: „Vorsicht, 
viele Bauträger rechnen die gesparten Steu-
ern in den Preis ein.“ Sie wollen ihren Anteil 
an der Zuwendung des Finanzamts kassie-
ren. In manchen Fällen lohnt sich dann für 
den Käufer das Projekt nicht mehr. Für 
Herbst lautet die entscheidende Frage: 
„Würde ich dieses Objekt in zehn oder zwölf 
Jahren wieder verkaufen können?“ Denn bei 
aller Begeisterung für die schöne Immobilie 

und der Großzügigkeit des Fiskus sollte  
die Planung nicht nur bis zum Ablauf der 
Abschreibungsfrist reichen. 

Zweitmeinung einholen

Wer nicht selbst einziehen möchte, muss 
oder will das Objekt nach zwölf Jahren viel-
leicht wieder verkaufen. Die Finanzierung 

trägt der Käufer dann ohne Hilfe des Fiskus. 
Ein Objekt, das dann mehr als das Zwanzig-
fache der Jahresmiete kostet, können sich 
nur Wenige leisten. Für realistisch hält 
Herbst die 17- bis 18-fache Miete für den 
Wiederverkauf der Immobilie. 
Auf jeden Fall sollte der Anbieter genügend 
Erfahrung mit denkmalgeschützten Projek-
ten haben. Wer bislang nur Neubauten ver-

Ist man erst einmal im Besitz eines denkmalgeschützten Gebäudes, kann man es sich nach  
seinem Gusto einrichten, so etwa mit einem Bad, wie man es sich schon immer wünschte.
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marktet hat, scheidet von vorneherein aus. 
Nur ein Fachmann erkennt beim Kauf des al-
ten Hauses, wie gut die Bausubstanz ist, ob 
der Keller feucht ist oder sich Schimmel aus-
gebreitet hat. Egal, ob der Käufer sich nun 
für ein Bauträgermodell oder für die eigene 
Regie entscheidet, um in den Genuss der 
Steuervorteile zu gelangen, sollte er unbe-
dingt die richtige Reihenfolge der Abwick-
lung beachten. Bevor die Sanierungsmaß-
nahmen beginnen, muss der Kaufvertrag 
unterschrieben sein. Wer sich für ein teilsa-
niertes Objekt entscheidet, verzichtet auch 

auf einen Teil der Steuervergünstigungen. 
Denn abzugsfähig sind nur die Kosten, die 
nach Abschluss des Kaufvertrags anfallen. 
Finanzierungsfachmann Francesco Fedele 
weist noch daraufhin: „Um in den Genuss 
der Steuervorteile zu gelangen, darf es sich 
beim Kauf der Denkmalschutzimmobilie 
nicht um eine modellhafte Gestaltung han-
deln.“ Sie liegt dann vor, wenn Immobilien 
in eine Fondskonstruktion eingebunden 
werden. Ebenso sollten bei der Vertragsge-
staltung keine weiteren Nebenleistungen 
wie Finanzierung oder eine Mietgarantie 

vereinbart werden, die sofort als Werbungs-
kosten abgezogen werden können. Auch sie 
gelten als „modellhafte Gestaltung“, die die 
Steuervorteile gefährden kann. Max Herbst 
warnt deshalb auch davor, „sich von allzu 
vielen Bonbons im Vertrag blenden zu las-
sen“. Besser ist es auf jeden Fall, vor der  
Unterschrift eine zweite Meinung vielleicht 
vom Steuerberater oder einem Finanzie-
rungsfachmann einzuholen.

Marlene Endruweit
m.endruweit@netcologne.de

Quelle: BF.direkt AG

Modelrechnung für eine denkmalgeschützte Immobilie:

Miete 1)

Abschreibung – linear 2)

Erhöhte Absetzung – Denkmalschutz 3)

Nebenkosten 4)

Zinsaufwendungen 5)

negative Einkünfte aus V+V

Steuerentlastung pro Veranlagungsjahr 6)

Steuerentlastung kumuliert 2009 bis 2020 bei Vermieter/ 2009 bis 2018 bei Eigennutzer

Liquiditätsberechnung kumuliert bei Vermieter:

Mieteinnahmen

Steuerentlastung

nicht umlagefähige Nebenkosten

Finanzierungsaufwand

Liquiditätsüberschuss bis 31.12.2020

1) monatliche Kaltmiete 900 Euro Sept. 09 – Dez. 2015; ab Jan. 2017 monatl. Mieterhöhung um 50 Euro 
2) Gebäudefertigstellung im Jahr 1929; § 7 (4) Nr. 2a) EStG 2 Prozent der Anschaffungskosten im Jahr 2008 von 50 000 Euro 
3) § 7i (1) EStG Herstellkosten Baumaßnahmen zur Erhaltung des Baudenkmals; Fertigstellung im August 2009  
9 Prozent von T  200 = Afa 2009 bis 2016; 7 Prozent von T  200 = Afa 2017 bis 2020 
4) nicht auf den Mieter umlegbare Nebenkosten 
5) Boden durch Eigenkapital finanziert; Gebäude AK+HK fremdfinanziert mit einem Festzinssatz von 5,5 Prozent; 
Zinsfestschreibung bis 31.12.2020; ohne Annuität 
6) Grenzsteuersatz Est 38 Prozent; Solidaritätszuschlag 5,5 Prozent von der Est (auf volle Euro aufgerundet) 
7) bei Selbstnutzung Verteilung 90 Prozent der Baumaßnahmen zur Erhaltung des Baudenkmals auf 10 Jahre wie Sonderausgaben

   Vermieter

jährlich in Euro

2009

3 600

1 000

18 000

2 400

2 750

8 238

jährlich in Euro

2010 bis 2016

10 800

1 000

18 000

2 400

13 750

–20 550

9 762

jährlich in Euro

2017 bis 2020

11 400

1 000

14 000

2 400

13 750

–24 350

7 918

Euro

108 244

124 800

108 244

233 044

28 800

154 000

50 244

Eigennutzer 7)

jährlich in Euro

2009 bis 2018

18 000

–19 750

7 217

Euro

72 170
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Johannes D. war wirklich überrascht, als  
ihm der Kundenberater seiner Hausbank, 
der örtlichen Sparkasse, während eines  
Kreditgesprächs vorschlug, „als Baustein zur 
Gesamtfinanzierung“ einen öffentlichen 
Kreditgeber hinzuzuziehen. D. hatte näm-

lich während der bisherigen Zusammen- 
arbeit mit seinem Kreditinstitut eher andere 
Erfahrungen gemacht: Sobald er selbst bei-
spielsweise auf die KfW-Mittelstandsbank 
oder auf die Bürgschaftsbank hinwies, kam 
er bei seinem Kundenberater nicht so recht 
weiter. Einmal war der Bearbeitungsauf-
wand offenbar zu groß, ein anderes Mal 
standen die vorgesehenen Gelder angeblich 
bereits nicht mehr zur Verfügung.
Mit diesem Widerspruch konfrontiert, räum-
te der derzeitige Gesprächspartner von D. 
ein, dass es „in der Vergangenheit tatsäch-
lich nicht einfach war, öffentliche Finanzie-
rungen zu beantragen“. Ob diese Schwie-
rigkeiten nun eher „hausgemacht“ und  

damit bei der Sparkasse selbst lagen oder ob 
es andere Problemfelder gab, ließ er offen. 
Im Ergebnis, so versicherte er D. jedenfalls, 
„gehören die Angebote öffentlicher Kredit-
geber nun aber selbstverständlich zum eige-
nen Beratungsumfang“.

Erfreuliche Kooperation

D. beurteilte diese Ausführungen zwar erst 
einmal skeptisch, er sah andererseits aber 
keinen Grund, an ihnen zu zweifeln, da  
ihm der Sparkassenmitarbeiter während der 
vergangenen beiden Jahre der Zusammen-
arbeit bisher keinen Grund gab, seine  
Bereitschaft zu einer konstruktiven Zusam-
menarbeit in Frage zu stellen. Endgültig 
überzeugt war D., als er bereits einige Tage 
später einen Anruf von einem Mitarbeiter 
der für die Zahnarztpraxis von D. örtlich  
zuständigen Landesbank zwecks Termin-
vereinbarung erhielt. Während dieses An-
rufs, der mit seinem Sparkassenkollegen  
verabredet worden war, bestätigte der  
Gesprächspartner im Wesentlichen das, was 
D. bereits wusste: Sparkasse und Landes-
bank als öffentlicher Kreditgeber sehen sich 
hier als Geschäftspartner, die ihre jeweiligen 
Stärken zum Vorteil des Kunden, aber natür-
lich auch zum eigenen Nutzen, entspre-
chend bündeln. 
Während dieses Telefongesprächs wurden 
bereits konkrete Förderprogramme vor- 
gestellt, die sich nicht nur auf den von D. 
geplanten Umbau seiner Praxis, sondern 
auch auf eine mögliche Unterstützung der 
Bürgschaftsbank bezogen. Das hat seinen 
Grund: Da D. wegen bereits bestehender 
Kreditverpflichtungen seine Praxisimmo- 
bilie mit Grundpfandrechten weitgehend 
belastet hat, stehen weitere Sicherheiten 
kaum mehr zur Verfügung. Die mögliche 
Hilfe der Bürgschaftsbank, die ja vor allem 

Öffentliche Kreditgeber und Hausbank

Partnerschaftliche Lösung
Die oft bezweifelte Partnerschaft zwischen öffentlichem Kreditgeber und der 
jeweiligen Hausbank ist in der betrieblichen Zahnarztpraxis offenbar durchaus 
möglich.

Im Kundengespräch mit seiner Hausbank sollte das Thema ’öffentlicher Kreditgeber’ nicht aus-
geklammert werden, oft ist eine Kooperation zwischen den Geldinstituten möglich.
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Sind die finanziel- 
len und betriebs- 
wirtschaftlichen  

Angelegenheiten  
geregelt, lässt sich  

der Praxisalltag  
ruhiger erledigen. 
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auf die Kreditwürdigkeit des jeweiligen Kun-
den und weniger auf Sicherheiten abstellt, 
käme ihm da gerade Recht. Denn dass seine 
Kreditwürdigkeit nach wie vor außer Frage 
steht, daran gab und gibt es keinen Zweifel. 
Auch dies wurde während dieses Gesprächs 
erneut deutlich.

Professionelles Vorgehen

Im Ergebnis wurde schließlich vereinbart, 
dass D. in einem weiteren Gespräch mit  
der Sparkasse die für die Bereitstellung der 
öffentlichen Finanzierungsmittel erforderli-
chen Kreditunterlagen beibringt und dass 
diese Unterlagen von dort an die Landes-
bank weitergeleitet werden. Ob gegebe-

nenfalls ein weiterer Antrag bei der Bürg-
schaftsbank gestellt werden muss, wird  
davon abhängen, zu welchen Konditionen 
die öffentlichen Gelder später zur Verfü-
gung stehen werden.
Interessant und für D. auch ein wenig über-
raschend ist die offensichtlich völlig pro-
blemlose Verbindung zwischen Landesbank 
und Sparkasse. Während des gesamten  
Verhandlungsverlaufs erhielt er nie den  
Eindruck, dass hier möglicherweise Konkur-
renzinstitute um einen Kunden werben. 
Dies führt D. vor allem auf seine Hausbank 
zurück, die sich offenbar auch in dieser  
wirtschaftlich schwierigen Lage als sprich-
wörtlicher „Kreditgeber“ und nicht etwa als 
„Kreditverhinderer“ sieht. Selbstverständ-
lich, darüber ist sich D. nicht zuletzt auch als 
Kaufmann im Klaren, profitiert auch seine 
Hausbank von einer gemeinsamen Finan-
zierung. Hinzu kommen die dort bereits  
bestehenden Kredite und nahezu sämtliche 
Zahlungsverkehrumsätze. Die beiden Ne-
benbankverbindungen von D. spielen bei 
diesen Geschäften bisher lediglich eine  
untergeordnete Rolle. Allerdings wird D. 
kurzfristig darüber nachdenken, ob und in 
welchem Umfang auch diese Nebenbank-
verbindungen schrittweise vor allem in die 
Praxisumsätze eingebunden werden kön-
nen. Seit dem Beginn der Finanzkrise hat 
sich bei aller Bindung zu seiner Hausbank 
der finanzielle Horizont von D. eben doch 
erheblich erweitert.

Michael Vetter
vetter-finanz@t-online.de

Öffentliche Förderprogramme  
und  Bankengespräche
■ Zahnärzte sollten in einem Gespräch mit 

dem Kundenberater ihrer Bank klären, in 

welchem Umfang öffentliche Förderpro-

gramme mithilfe welches Partners gegebe-

nenfalls zur Verfügung stehen.

■ Dazu kann es hilfreich sein, auch über  

öffentliche Bürgschaften nachzudenken. Vor 

allem bei kaum vorhandenen Kreditsicher-

heiten sollte diese Möglichkeit in Erwägung 

gezogen werden.

■ Um Irritationen zu vermeiden, sollte die 

weitere Vorgehensweise mit dem jeweiligen 

Ansprechpartner detailliert geklärt werden. 

Sprichwörtliche „Alleingänge“ des Zahnarz-

tes als Unternehmer sollten daher möglichst 

nicht stattfinden.

zm-Infozm-Info

Öffentliche Kreditan-
stalten wie etwa die 
Kfw oder die Bürg-
schaftsbank pflegen 
oftmals gute Verbin-
dungen zur Haus-
bank. 
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Arzthaftung 

Objektives Gutachten muss sein

 Das OLG hob mit seinem Urteil 
eine Entscheidung des Landge-
richts Frankfurt auf und verwies 
die Sache an die Vorinstanz zu-
rück. Das Landgericht hatte der 
Schadenersatzklage eines Mäd-
chens stattgegeben. Die Klägerin 
hatte einem Gynäkologen Fehler 
bei der Betreuung während der 
Geburt vorgehalten. Sie stützte 
sich dabei auf ein Gutachten des 
Medizinischen Dienstes ihrer 
Krankenkasse. Dem Landgericht 
genügte dies, um der Klage statt-
zugeben. Das OLG befand, die 
Vorinstanz habe voreilig gehan-
delt. Der Gynäkologe hatte einen 
Behandlungsfehler bestritten. 
Außerdem könne das Gericht 
nicht „von sich aus“ feststellen, 
ob ein eventueller Behandlungs-
fehler überhaupt für die aufgetre-
tenen Schädigungen ursächlich 

sei. Beides lasse sich nur durch 
ein objektives Gutachten klären. 
Ein sogenanntes Parteigutach-
ten, auf das sich das Landgericht 
hier gestützt habe, reiche in die-
sen Fällen nicht aus. sg/dpa

Oberlandesgericht Frankfurt
 Zeil 42, 
Frankfurt am Main 
Az.: 8 U 158/08

Zur Klärung eines möglichen Behandlungsfehlers eines Arztes muss 
ein Gericht grundsätzlich ein Gutachten einholen. Das berichtet die 
Fachzeitschrift „OLG-Report“ unter Berufung auf ein Urteil des Ober-
landesgerichts (OLG) Frankfurt. Insbesondere darf sich das Gericht 
nicht allein auf ein Gutachten stützen, das der Medizinische Dienst 
der Krankenkasse erstellt hatte und dann vom Patienten dem Gericht 
vorgelegt wurde

Zunächst einmal muss die Veran-
staltung allen Mitarbeitern offen 
stehen. Wobei es auch ausreicht, 
wenn die Veranstaltung den Mit-
gliedern einer Organisations- 
einheit eines Betriebs, wie etwa 
einer Arbeitsgruppe oder einer 
Abteilung, zugänglich ist. 

 Es muss sich um „übliche“ Be-
triebsveranstaltungen handeln, 
wie Weihnachtsfeiern, Jubiläums-
feiern oder Betriebsausflüge. Da-
bei werden zwei Betriebsveran-
staltungen im Kalenderjahr als 
üblich – und somit steuerfrei – 
anerkannt.
 Die Zuwendungen bei den Be-
triebsveranstaltungen dürfen 
110 Euro je Veranstaltung und 

Mitarbeiter nicht überschrei-
ten. Zu den Zuwendungen 
gehören zum Beispiel die Kos-
ten für die Organisation der 
Veranstaltung, Speisen, Ge-
tränke, Tabakwaren, Süßig-
keiten, Erstattung der Fahrt-
kosten, Geschenke ohne blei-
benden Wert.
 Der Betrag von 110 Euro gilt 
als Freigrenze. Wird dieser Be-
trag auch nur um einen Cent 
überschritten, wird der kom-
plette Betrag Arbeitslohn und 

unterliegt damit der Steuer- und 
Sozialabgabenpflicht.
Mit diesen Aspekten musste sich 
der Bundesfinanzhof (BFH) be-
schäftigen. Die Klägerin führte an 
Bord eines Ausflugschiffes eine 
Betriebsversammlung mit Fort-
bildung durch und bewirtete die 

Teilnehmer mit Speisen und Ge-
tränken. Abends lud sie zu einem 
Betriebsfest in einem Hotel ein. 
Die Aufwendungen der Klägerin 
lagen über der Freigrenze von 
110 Euro je Arbeitnehmer. Das  
Finanzamt sah deshalb in sämt- 
lichen Aufwendungen der Kläge-
rin steuerpflichtigen Arbeitslohn.
Der BFH hat nun entschieden, 
dass eine Veranstaltung des Ar-

Betriebsveranstaltungen

Wichtige 110-Euro-Grenze
Zuwendungen, die Arbeitnehmer im Rahmen einer üblichen Betriebs-
veranstaltung erhalten, sind steuer- und sozialabgabenfrei, wenn sie 
ganz überwiegend im Interesse des Arbeitgebers liegen. Allerdings 
werden die Vergünstigungen nur gewährt, wenn verschiedene  
Voraussetzungen erfüllt sind. 

beitgebers, die betriebliche und 
gesellschaftliche Bestandteile 
enthält, in Bezug auf den gesell-
schaftlichen Teil als Lohnzuwen-
dung zu behandeln ist, wenn die 
Aufwendungen des Arbeitgebers 
insgesamt mehr als 110 Euro je 
Arbeitnehmer betragen haben.
Der BFH vertrat die Auffassung, 
dass eine Betriebsveranstaltung 
auch Elemente einer sonstigen 
betrieblichen Veranstaltung, wie 
zum Beispiel einer Fortbildung, 
enthalten kann. Dann ist die Ge-
samtveranstaltung als gemischt 
veranlasst zu beurteilen. Dies hat 

zur Folge, dass die Sachzuwen-
dungen aufzuteilen sind in Kos-
ten für die Betriebsveranstaltung 
und Kosten für die Fortbildung. 
Liegen dann die dem Betriebsver-
anstaltungsteil zuzurechnenden 
anteiligen Kosten über der Frei-
grenze von 110 Euro, liegt ein 
steuerpflichtiger Arbeitslohn vor.

Bundesfinanzhof
 Az.: VI R 55/07

Dr. Sigrid Olbertz, MBA
Zahnärztin, Master of Business 
Administration
Mittelstr. 11a
45549 Sprockhövel-Haßlinghausen
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„Allen Menschen Recht 
 getan, ist eine Kunst, die 
niemand kann“, besagt ein 
griechisches Sprichwort. 
Wie die Richter entscheiden? 
Hier einige Urteile, deren 

Kenntnis dem Zahnarzt den eigenen Alltag erleichtern kann.
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Es ist nicht einsichtig, dass nahe 
Angehörige wie Ehepartner oder 
Kinder sich anderweitig einen 
Job suchen, während in der Pra-
xis dringend eine zuverlässige 
Hilfe gebraucht wird. Gerade 
Schülern oder Studenten reicht 
unter Umständen das elterliche 
Taschengeld nicht und sie müs-

sen für besondere Anschaffun-
gen jobben, um sich das notwen-
dige Kleingeld zu verdienen. Da 
liegt es nahe, den Sohn oder die 
Tochter als Hilfe in der Praxis an-
zustellen.
Wird so ein Arbeitsverhältnis sau-
ber gestaltet, wie unter Fremden 
üblich, hat das Finanzamt auch 

nichts zu beanstanden. Entspre-
chend genau werden diese Ar-
beitsverhältnisse geprüft.
Das musste auch eine Ärztin er-
fahren, die ihren schulpflichtigen 
Sohn einstellte, um die Praxis-
räume zu putzen. Ein schriftlicher 
Arbeitsvertrag lag nicht vor. Dies 
wurde vom Finanzamt auch ak-
zeptiert, da ein solcher Vertrag 
auch mündlich geschlossen wer-
den kann. Das Finanzamt bean-
standete jedoch, dass die Arbeits-
zeiten des Sohnes nicht aufge-
zeichnet wurden. Damit konnte 
es nicht prüfen ob der gezahlte 
Lohn der Leistung entsprach.
Auch die Richter rechneten ge-
nau nach. Danach müsste der 
Sohn der Ärztin beim üblichen 
Stundensatz 15 Stunden in der 

Woche in der Praxis tätig gewe-
sen sein. Für einen Schüler eine 
sehr hohe Stundenzahl. Die  
Richter forderten deshalb einen 
Nachweis für die tatsächliche 
Umsetzung des Arbeitsvertrags. 
Aufzeichnungen über die Ar-
beitszeiten des Sohnes wären der 
Ärztin zuzumuten gewesen.

Finanzgericht Nürnberg 
Az.: VI 140/2006

Dr. Sigrid Olbertz, MBA
Zahnärztin, Master of Business 
Administration
Mittelstr. 11a
45549 Sprockhövel-Haßlinghausen

Beschäftigung von Angehörigen

 Arbeitszeiten aufzeichnen
Werden nahe Angehörige in der Praxis beschäftigt, schaut das  
Finanzamt genau hin. Der Fiskus geht besonders dann von einem 
klassischen Steuersparmodell aus, wenn auf der einen Seite beim 
Praxisinhaber steuermindernde Ausgaben entstehen und auf der  
anderen Seite das Einkommen wegen Unterschreitung von Freigren-
zen oder Freibeträgen unbesteuert bleibt. Deshalb muss ein Arbeits-
verhältnis mit nahen Angehörigen so gestaltet sein wie mit einer 
fremden Person.
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Das Museum ist dem Medizinhistorischen 
Institut der Universität Zürich angegliedert. 
1990 wurde die bis dahin im Turm des Uni-
versitäts-Kollegiengebäudes untergebrach-
te Sammlung in völlig neuer Gestalt im frü-
heren Physik- und Physiologiegebäude in 
der Rämistraße eröffnet. Hierbei handelt es 
sich um ein geschichtsträchtiges Haus, in 
dem in 40 Jahren nicht weniger als fünf No-
belpreisträger, allen voran Albert Einstein, 
forschten und lehrten.
Der Museumsschatz geht zurück auf eine 
private Sammlung medizinhistorischer Ins-
trumente, Objekte, Bücher und Arztbriefe, 
die der Arzt Gustav Adolf Wehrli (1888 – 
1949) zusammentrug. Auf diesem Grund-
stock basierend konnte 1951 das erste  
medizinhistorische Institut in der Schweiz 
errichtet werden. Wehrli habilitierte sich 
1920 als erster ausschließlich Medizinge-

schichte lehrender Dozent an der Universi-
tät Zürich und trug mit seinen Arbeiten zur 
Aufarbeitung der Medizingeschichte der 
Stadt Zürich bei. 
Im Museumseingang befindet sich eine  
Porträt-Galerie bedeutender Züricher Medi-
ziner – und bietet damit einen Blick in die 
Stadtgeschichte bis zur Gründung der Uni-
versität Zürich im Jahre 1833.
Die Sammlung umfasst neben Instrumen-
ten, Apparaten, Gebrauchsgegenständen 
und Maschinen auch Hilfsmittel jeglicher 
Art. Alte chirurgische Verfahren werden  
den modernen Verfahren von Anästhesie, 
Asepsis, Röntgen und Blutersatz gegenüber-
gestellt. Auf diese Art wird die Entwicklung 
der Chirurgie vom 19. Jahrhundert bis heute 
gezeigt. Auch der historische Weg der Kran-

Reihe Medizinhistorische Museen

Zürich – Die Entwicklung der Heilkunde
Das Medizinhistorische Museum der Universität Zürich zeigt in einer Dauer- 
ausstellung die Entwicklung der Heilkunde in all ihren Facetten – von der  
prähistorischen Zeit bis heute. 

Blick in die Ausstellungsräume

Die zm stellen in loser 
 Folge Museen vor,  
in denen medizin- und 
zahnmedizinhistorische 
Sammlungen aus - 
gestellt werden.  

Diesmal: das Medizinhistorische Museum  
in Zürich.

Das Züricher Medizinhistorische Museum in der Außenansicht
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ken- und Säuglingspflege sowie der Psychia-
trie und Physikalischen Therapie werden 
dem Besucher nahegebracht.

Weiterhin findet man Wissenswertes 
rund um die Geschichte der Infektions-
krankheiten Pest, Lepra, Syphilis, Tu-
berkulose, Pocken, Poliomyelitis und 
Aids. Anhand von Bildern, Instrumen-
ten und Apparaturen, zum Beispiel der 
Eisernen Lunge zur Langzeitbeatmung 
von Poliopatienten, wird dem Besucher 
der medizinische Fortschritt bis zur 
heutigen Zeit vor Augen geführt. 
Der Medikamentenentwicklung „Von 
Rohdroge zu Wirkstoffen“ ist ein eige-
ner Schwerpunkt gewidmet. Hier kann 
der Besucher zum Beispiel eine Homö-
opathische Taschenapotheke aus dem 
Jahr 1850 und eine Haus- und Reise-
apotheke aus der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts bewundern.

Zahnheilkunde  
inbegriffen
Spezialdisziplinen wie die Augen-,  

Frauen-, Hals-, Nasen- und Ohrenheilkunde 
sowie die Orthopädie finden ihren Platz im 
Museum genauso wie die Zahnheilkunde. 

Albert Einstein zählt zu den berühmten Persönlich-
keiten, die in dem geschichtsträchtigen Museums-
gebäude forschten und lehrten. 

Zu den Exponaten  
gehört auch eine 
Dentaleinheit.
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Der Besucher kann sich ein Bild über 
die Geschichte dieses Faches machen – 
angefangen von den fahrenden Zahn-
brechern bis hin zur Gründung der wis-
senschaftlichen Zahnheilkunde 1728 
durch Pierre Fauchard. Ausgestellt sind 
außerdem eine große Kollektion an  
Instrumenten zur Zahnhygiene, zur  
Kariesbehandlung und zur Chirurgie 
sowie einige Beispiele für die frühe Pro-
thetik. Hervorzuheben sei ein um 1840 
datierter Koffer mit zahnärztlichem  
Instrumentarium zur Zahnreinigung, 
Kauterisation und Prothetik, sowie mit 
Instrumenten zu Extraktionen, die im 
16. und 17. Jahrhundert mit sogenann-
ten Pelikanen und Zahnschlüsseln 
durchgeführt wurden.
Die Bibliothek und das Archiv, das  
Bilder, Nachlässe und zahlreiche Ma-
nuskripte beherbergt, sind öffentlich  
benutzbar. Die Bibliothek zählt zu den 
größten medizinhistorischen Fachbibliothe-
ken im deutschsprachigen Raum. Sie um-
fasst weit mehr als 100 000 Monographien, 
Broschüren, Zeitschriften, Sonderdrucke 

und Dissertationen. Die Sammlung des  
Arztes Gustav Adolf Wehrli bildete den 
Grundstock zu dem großen Bestand an  
Primärliteratur seit der frühen Neuzeit.

Dr. Wibke Merten
Koblenzer Str. 12
30173 Hannover

Die Autorin ist Vorsitzende des Arbeitskreises 
Geschichte der Zahnheilkunde der DGZMK, 
einem Zusammenschluss von Zahnärzten 
und Wissenschaftlern, die sich mit der  
Geschichte der Zahnheilkunde befassen.  
Kontakt: E-Mail:wknoener@web.de 

Der Arzt Gustav Wehrli: Auf ihn geht die Samm-
lung zurück.

Medizinhistorisches Museum  
der Universität Zürich
  Rämistrasse 69
 8001 Zürich
 Tel.: + 41 44 634 20 71
 Fax: + 41 44 634 36 90
Internet: www.medizin-museum.uzh.ch
Öffnungszeiten:  
Di bis Fr : 13.00 bis 18.00 Uhr
   Sa und So : 11.00 bis 17.00 Uhr
Montags geschlossen
Eintritt: frei
Führungen: nach Vereinbarung

zm-Infozm-Info

Die historische  
Apotheke gehört zu 
den Schmuckstücken 
der Ausstellung.

Der Arbeitskreis Geschichte der Zahnheil-

kunde der DGZMK veranstaltet im Rahmen 

der diesjährigen Jahrestagung auf dem wis-

senschaftlichen Kongress zum Deutschen 

Zahnärztetag in München wieder einen 

Workshop. Er findet statt am Samstag, dem 

07. November 2009, von 10.00 Uhr bis 

13.00 Uhr. 

Programm:

■ Prof. Dr. Volker Bienengräber (Bad Dobe-

ran): Die Zahnmedizin zum Zeitpunkt der 

Gründung der DGZMK – ein historischer 

Rückblick

■ Dr. Gisela Tascher (Heusweiler): Ärztliche 

Berufsausübung und staatliche Machtpolitik 

– Die Zeit vor, während und nach der NS-

Diktatur

■ Dr. Ulrike Feicht (Wolfenbüttel): Wilhelm 

Roux, Leben und Werk

Interessenten melden sich bitte unter 

wknoener@web.de. wm

Workshop zur  
Jahrestagung
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Rolf Lukesch ist 95 
Rolf Lukesch war ein Generalist. 
Ein dynamischer Generalist. Im 
Krieg war er Offizier bei der Flak-
artillerie. Vorher wurde er Dentist, 
später Dozent und Direktor des 
Dentistischen Lehrinstituts in 
München, das später zur Fach-
hochschule avancierte. Nach  
dem Zahnheilkundegesetz 1952 
erhielt er die Bestallung als Zahn-
arzt. Er erweiterte, nein verzweig-
te seine zahnmedizinische Fach-
kompetenz auf Zahnerhaltung, 
Parodontologie und Medizinbio-
logie. Viele Vorträge im In- und 
Ausland trugen ihm internationa-
le Anerkennung und Ehrenmit-
gliedschaften ein. Dann zog es ihn 
in die Standespolitik, aber nicht als 
Funktionärs-Mitläufer. Er vertrat 
seine originäre Eigenmeinung, 
was ihn in Antagonismus zum 
Massenverbandsdenken brachte. 
Er ist Träger der Silbernen Ehren-
nadel der Deutschen Zahnärzte-
schaft. Nun bestieg er ein frisches 
Pferd. In der Hinterbliebenenkasse 
der Zahnärzte (heute Heilberufe, 
HdH) reifte er unter dem Gründer 
Emil Roeder heran, bis er 1979  
seinen Mentor als Vorsitzender 

ablöste. Dieses Ehrenamt schien 
ihm auf den Leib geschnitten. Er 
wuchs zur Größe heran und mit 
ihm tat das „seine HdZ“. Jetzt ist 
Rolf Lukesch 95. Körperlich zahlt 
er Tribut. Aber sein Geist, sein  
Wille, seine Begeisterung sprühen 
nach wie vor. Als Ehrenvorsitzen-
der nimmt er vollen Anteil am 
wirtschaftlichen Geschehen der 
Zahnärzte. Geboren drei Monate 
nach dem Beginn des Ersten Welt-
kriegs, steht er wach im 21. Jahr-
hundert. Ein Generalist, ein per-
sönlich weiträumiger Universalist. 
Herzlichen Glückwunsch, lieber 
Rolf, im Namen der Hinterblie- 
benenkasse der Heilberufe. Viel 
Freude an unserer Zeit und dem 
zahnärztlichen Geschehen!
Dr. Bert Wagner

Dr. Fritz Albers ist tot
Am 26.8.2009 ist Fritz Albers im 
Kreise seiner Familie sanft und  
ruhig für immer eingeschlafen.  
Er wurde am 28.5.1930 in Jever 
geboren, hat dort die Volksschule 
und das Gymnasium besucht, 
und dieser Kleinstadt nie den  
Rücken gekehrt. Fritz Albers hat 
am 4.11.1954 in Göttingen die 
Approbation erhalten und am 
18.10.1955 dort promoviert. 
Nach seiner Assistententätigkeit 
hat er sich am 15.7.1957 in Jever 
in eigener Praxis niedergelassen.
Sehr bald hat er sich standespoli-

tisch betätigt. Schon 1961 wurde 
er stellvertretender Vorsitzender 
der Kreisstelle Friesland und von 
1973 – 1977 Vorsitzender dieser 
Kreisstelle. Seine vielen standes-
politischen Ämter aufzuzählen 
würde diesen Nachruf sprengen, 
hier die wichtigsten: Schon 1969 
wurde er Mitglied der Vertreter-
versammlung für fast 30 Jahre. Als 
stellvertretender Vorsitzender des 
Vorstandes von 1977 – 1980 und 
als Erster Vorsitzender von 1981 – 
1989 hat er dieses höchste Amt in 
der KZVN für die Kollegenschaft 

Lutz Stößer lebt nicht mehr
Am 19.9.2009 verstarb Prof.  
Dr. Dr. Lutz Stößer nach langer 
schwerer Krankheit.Mit ihm ver-
lieren wir einen herausragenden 
und verdienten Wissenschaftler, 
einen überaus geschätzten Kolle-
gen und Menschen.
Am 24.10.1943 in Dresden gebo-
ren, studierte Lutz Stößer1962 – 
1967 Zahnmedizin in Wolgograd 
(UdSSR) mit einem Zusatzstudi-
um in Biochemie. In Krasnodar 
(UdSSR) erwarb er 1969 einen 
dem deutschen Dr. rer. nat.  
entsprechenden akademischen 
Grad. Er absolvierte eine Facharzt-
Weiterbildung in Biochemie und 
erwarb 1974 zusätzlich den Ab-
schluss in Humanmedizin. 1976 
begann er bei Prof. Dr. Dr. Künzel 
im Bereich Präventive Stomatolo-
gie in Erfurt und wurde dort 1977 
Oberarzt. Nach der Habilitation 
1985 wurde er 1988 Leiter der 
Forschungsabteilung. 1993 er-
hielt er eine Professur für Experi-
mentelle und Präventive Zahn-
heilkunde. Ab 1996 setzte er seine 
Tätigkeit an der Universität Jena 
fort und wurde im Frühjahr 2009 
emeritiert. Neben 300 Publika-
tionen, 400 Vorträgen und 35 

Promotionsbetreuungen gehörte 
die Leitung eines Labors für  
intraorale pH-Telemetrie zur  
Messung der Kariogenität von Le-
bensmitteln zu seinen herausra-
genden Leistungen. Hiermit schuf 
er in Deutschland die wesentliche 
Säule für die Verleihung des Logos 
„Zahnmännchen“ durch die 
deutsche Aktion zahnfreundlich 
e.V. und ihre internationale Dach-
organisation Toothfriendly Inter-
national. Lutz Stößer war aktives 
Mitglied zahlreicher nationaler 
und internationaler Fachgesell-
schaften und in der Europäischen 
Gesellschaft für Kariesforschung 
(ORCA) 13 Jahre in verschiedenen 
Leitungsfunktionen tätig. Wir 
werden das Andenken an Lutz 
Stößer achten und bewahren. 

Prof. Dr. Stefan Zimmer  
Universität Witten/Herdecke

mit viel Erfolg und Geschick ge-
genüber den Krankenkassen und 
der Landesregierung vertreten. 
Auch in der KZBV hat er die Zahn-
ärzteschaft erfolgreich vertreten. 
Er war von 1982 – 1985 Mitglied 
des Vorstandes und von 1986 – 
1990 stellvertretender Vorsitzen-
der. In der Zahnärztekammer war 
er von 1977 bis zu seinem Tode 
Mitglied der Kammerversamm-
lung, und von 1995 – 1997 in  
einer sehr schwierigen Zeit der 
Präsident der ZKN. Außerdem 
hat Fritz Albers von 1993 – 2005 
in der Bundesversammlung der 

Bundeszahnärztekammer die In-
teressen der niedersächsischen 
Zahnärzte vertreten. Für die fast 
40-jährige standespolitische Tä-
tigkeit wurde er durch die Verlei-
hung der Ehrennadel der deut-
schen Zahnärzteschaft geehrt.
Horst Beckedorf
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Dr. Engel 60 Jahre
Am 10. September 2009 voll-
endete der Präsident der Bundes-
zahnärztekammer Dr. Peter En-
gel sein 60. Lebensjahr. Der 1949 
in Dahme in der Mark Branden-
burg geborene Zahnarzt erlang-
te sein Staatsexamen an der Uni-
verstiät Kiel im Jahre 1975, er-
gänzte sein Fachwissen mit der 
Ausbildung zum Fachzahnarzt 
für Oralchirurgie im Jahr 1978 
und der Promotion 1979. Engel, 
von dem es in den Laudatien  
anlässlich seines Geburtstages 
symbolträchtig hieß, er verfüge 
„noch über einen Schrank, in 
dem es Schubladen für Ethik und 

Moral ... sogar mit Griffen dran“ 
gebe, startete seine Niederlas-
sung 1980 in Köln. 
Parallel zur Praxistätigkeit enga-
gierte sich der verheiratete Vater 
von drei Kindern von Anfang an 
in der berufsständischen Interes-
senvertretung. Im Jahr 2000 
wählte ihn die Landeszahnärzte-
kammer Nordrhein zu ihrem Prä-
sidenten. Schwerpunkte seiner 
Arbeit waren dort neben Ge-
sundheitspolitik und Öffentlich-
keitsarbeit vor allem die Bereiche 
Gebührenordnung für Zahnärz-
te, Euregio und Europapolitik. 
Seit 2002 ist Peter Engel darüber 
hinaus in den internationalen 

zahnärztlichen Gremien World 
Dental Federation (FDI, seit 2005 
als Ratsmitglied), European Re-
gional Organisation (ERO) und 
dem Council of European Den-
tists (CED) aktiv. 
Auf Bundeskammerebene wirkte 
Engel in seiner Eigenschaft als 
BZÄK-Vorstandsmitglied seit Be-
ginn seiner Amtszeit in Nord-
rhein in den Ausschüssen für 
Strategie, Europa sowie im Beirat 
Fortbildung mit. Seit 2004 war er 
Mitglied in den Weiterbildungs-
ausschüssen Kieferorthopädie 
und Oralchirurgie sowie im  
Arbeitskreis Mund-, Kiefer- und  

Gesichtschirurgie/
Berufsverband Deut-
scher Oralchirurgen. 
Im Jahr 2004 wurde 
der heutige Präsident 
der Bundeszahnärz-
tekammer Vorsitzen-
der des Senats für 
privates Leistungs- 
und Gebührenrecht. 
In dieser Eigenschaft 
war er maßgeblich 
an der Erarbeitung 
der Honorarordnung 
für Zahnärzte (HOZ) 

sowie an der berufspolitischen 
Analyse und Aufarbeitung von 
Novellierungsansätzen des Bun-
desgesundheitsministeriums zur 
Gebührenordnung (GOZ) betei-
ligt. 
In der Hochphase des strukturier-
ten Widerstandes gegen den Re-
ferentenentwurf für eine neue 
GOZ wählten ihn die Delegierten 
der Bundesversammlung im Jahr 
2008 zum Nachfolger von Dr. Dr. 
Jürgen Weitkamp. Die Zahnärzt-
lichen Mitteilungen gratulieren!
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Heraeus Kulzer

Preis für junge Wissenschaftler
Die International Association of 
Dental Research (IADR) hat in Ko-
operation mit Heraeus den IADR/
Heraeus Travel Award ins Leben 
gerufen. Dieser Preis geht an fünf 
engagierte Nachwuchswissen-
schaftler und beinhaltet eine  
Reiseunterstützung im Wert von 
jeweils 2 500 US-Dollar. Damit 
können die Preisträger an der 88. 
Jahreskonferenz der IADR im Juli 
2010 in Barcelona teilnehmen. 
Der IADR/Heraeus Travel Award 
wird für außerordentliche For-
schungsarbeiten und -methoden 
zur Entwicklung innovativer Den-
talmaterialien oder neuer Testme-
thoden vergeben. Die Bewerbung 

erfolgt über die Internetseite der 
IADR (www.iadr.org) und muss 
spätestens bis zum Abstract-Ein-
sendeschluss am 5. Februar 2010 
eingegangen sein. Heraeus legt 
großen Wert auf eine enge und 
langfristige Zusammenarbeit mit 
der Wissenschaft. Deshalb spon-
sert das Unternehmen diesen 
Preis, insbesondere um junge Wis-
senschaftler frühzeitig bei ihrer  
Arbeit unterstützen zu können.

Heraeus Kulzer GmbH
Grüner Weg 11 
63450 Hanau
Tel.: 0 61 81 / 35 31 82
Fax: 0 61 81 / 35 41 80
http://www.heraeus-dental.com
E-Mail:  
susanne.muecke@heraeus.com

Mit einem Umsatz von 2,5 Milliar-
den Dollar gehört Carestream  
Health Inc. zu den führenden  
Herstellern medizinischer Bildver-
arbeitungssysteme und IT-Lösun-
gen. Die Produktpalette reicht von 
molekularen Bildverarbeitungs-
systemen für die Bereiche Biowis-
senschaften und Arzneimittelfor-
schung/-entwicklung bis zu Rönt-
genfilmen und digitalen Röntgen-
produkten für den Markt der  
zerstörungsfreien Materialprüfun-
gen. Carestream Health entstand 

2007 bei der Übernahme der East-
man Kodak Company’s Health 
Group durch die kanadische Onex 
Corporation (TSX: OCX) und wird 
als eigenständiges Unternehmen 
mit 8 100 Mitarbeitern geführt.  
Alle Produkte für den dentalen  
Bereich werden exklusiv unter der 
Marke Kodak Dental Systems ver-
trieben. Die dentalen Kodak Bild-
verarbeitungssysteme und Praxis-
verwaltungssysteme ermöglichen 
Zahnmedizinern die Optimierung 
ihrer Arbeitsabläufe, indem Bilder 
und Daten effektiv erfasst und ge-
nutzt werden können.

Carestream Health  
Deutschland GmbH
Hedelfinger Straße 60
70327 Stuttgart
Tel.: 0 08 00 / 45 67 76 54
Fax: 07 11 / 20 70 73 31
http://www.kodakdental.com
E-Mail:  
europedental@cshdental.com

Carestream Health

Ein starkes Team

GABA

Twittern mit GABA
Gaba hat ein neues Informations-
angebot auf der Kommunikati-
onsplattform Twitter gestartet. 
Unter www.twitter.com/zahnge
sundheit veröffentlicht das Un-
ternehmen kurze und schnelle 
Informationen zu neuen Infor-
mationsangeboten, Veranstal-
tungen und Produkten. Twitter 
ist ein Weblog, das eine schnelle 
Publikation kurzer Textnachrich-
ten ermöglicht. Der Netzwerk-
Charakter entsteht dadurch, dass 
man die Nachrichten anderer 
Nutzer abonnieren kann. So 
kann man sich bei Twitter anmel-
den: Auf „Join today!“ klicken 
und sein Profil auf Twitter anle-
gen. Auf den Button „Join today“ 
oder „Sign up now“ klicken. Nun 
werden Vorname und Nachna-

me, ein frei wählbarer Username, 
ein Passwort sowie die E-Mail-
Adresse angegeben und die Zif-
fern-Buchstaben-Kombination 
des dargestellten Bildes einge-
tippt. Auf „Create my Account“ 
klicken – nun ist die Anmeldung 
erfolgt und man kann nach 
Freunden suchen oder User aus-
wählen, deren Twitter-Tweets 
man folgen möchte. Geht man 
im eigenen Profil auf die Home-
Seite, kann man rechts über die 
Suchmaske nach „zahngesund-
heit“ suchen und alle Tweets von 
Gaba erhalten.

GABA GmbH
Berner Weg 7
79539 Lörrach
Tel.: 0 76 21 / 907 - 123
Fax: 0 76 21 / 907 - 124
http://www.gaba-dent.de
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American Dental Systems

Selbstreinigender Mundspiegel
EverClear ist ein akkubetriebener, 
sterilisierbarer und selbstreini-
gender Mundspiegel, der immer 
klar und sauber bleibt. Dazu wur-
de der Spiegel mit einem Mikro-
motor ausgestattet, der mit 
15 000 Umdrehungen in der Mi-
nute die Spiegeloberfläche dreht 
und so Wasser, Bohrstaub und 
Blut wegschleudert. EverClear ist 
ultraleicht, handlich und ermög-
licht ununterbrochenes Präparie-
ren, auch unter ungünstigen Be-
dingungen. Für den Behandler 
bedeutet das weniger Arbeits-
stress, geringere Augenermü-
dung, Zeitersparnis und erhöhte 
Produktivität. EverClear begleitet 
jedes Präparationsset, das mit 
Kühlspray eingesetzt wird – egal 

ob es sich um ein Schnelllaufwin-
kelstück, ein Turbinenwinkel-
stück oder ein Ultraschallhand-
stück handelt.

American Dental Systems GmbH
Johann-Sebastian-Bach-Straße 42
85591 Vaterstetten
Tel.: 0 81 06 / 300 - 300
Fax: 0 81 06 / 300 - 310
http://www.ADSystems.de
E-Mail: info@ADSystems.de
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Conceptuum

Hygienefähige Karteikarte
Sie kann desinfiziert werden, ist 
viele Male zu verwenden, wirt-
schaftlich und umweltfreundlich. 
Das sind die wesentlichen Vorteile 
der ersten hygienefähigen Kartei-
karte Durocard der Firma concep-
tuum. Konventionelle Karten aus 
Papier können nicht desinfiziert 
werden und stellen als Bakterien-
träger ein potenzielles Infektionsri-
siko für Mitarbeiter und Patienten 
dar. Ein wirtschaftlicher Pluspunkt 
der Kunststoff-Karte ist, dass sie für 
eine Vielzahl von Patienten wieder 
verwendet werden kann. Das 
macht sie gerade für Überweiser-
praxen interessant, die die Mehr-
zahl ihrer Patienten nur für den 
Zeitraum einer Therapie betreuen. 
Die Patientenstammdaten lassen 

sich über ein digitales Stamm- 
datenblatt im Computer erstellen. 
Sie können mit jedem handels- 
üblichen Laserdrucker auf einer 
speziellen selbstklebenden Folie 
ausgedruckt und auf die Kunst-
stoff-Karte aufgeklebt werden.

Conceptuum GbR
Am Königshof 11
40472 Düsseldorf
Tel.: 02 11 / 41 33 01
Fax: 02 11 / 41 33 02
http://www.durocard.de
E-Mail: info@durocard.de

degré K

Integrale Beleuchtung für die Praxis
Mit I See hat degré K erstmals ein 
integrales Beleuchtungssystem 
für Behandlungsräume und die 
zahnärztliche Chirurgie entwi-
ckelt. Das Kombigerät besteht aus 
einer OP Lampe mit LED IP50, das 
heißt, sie ist staub-, spray- und in-
sektendicht. Außerdem enthält es 
das vollständige Beleuchtungssys-
tem IP50 sowie die „travelling“ 
Funktion. Dabei handelt sich um 
eine innovative Rollschiene, die es 
dem Zahnarzt ermöglicht, die 
Lampe ohne großen Kraftauf-
wand zu bewegen. I See ent-
spricht den gültigen Normen und 
Vorschriften, lässt sich problemlos 
montieren und durch einfaches 
Abwischen desinfizieren. Zudem 
zeichnet sich das Gerät durch ei-
nen geringen Energieverbrauch 
aus. Es liefert Tageslicht (6500 K 

mit mehr als 90 Prozent Farbwie-
dergabe) und besitzt einen sehr 
niedrigen Blendfaktor, was für die 
Farbton-Auswahl unerlässlich ist. 
Die Kontrollelektronik und die 
Staubdichtigkeit garantieren eine 
Lebensdauer der Leuchtmittel bis 
zu fünf Jahren.

degré K
4, Rue de Jarente
F 75004 Paris
Tel.: +33(0)1 71 18 18 63
Fax: +33(0)9 70 80 10 00
http://www.degrek.com
E-Mail: inform@degrek.com
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Astra Tech

Kompakter Implantag 2009
Rund 700 Zahnärzte, Zahntech-
niker und Zahnmedizinische 
Fachangestellte folgten im Juni 
der Einladung von Astra Tech 
zum Implantag 2009 nach Han-
nover. Im Mittelpunkt stand das 
Konzept einer computerunter-
stützten Behandlung – von der 
präzisen Planung über die siche-
re Operation bis hin zur ästhe-
tisch anspruchsvollen Prothetik. 
In Kooperation mit der Medizini-
schen Hochschule Hannover 
(MHH) bot Astra Tech ein Pro-
gramm mit kompakten Informa-
tionen und Hands-on-Übungen 
zum Start in die Implantologie. 
Der Implantag ist der erste Teil 
des „Fahrplans Implantologie“, 
eines inhaltlichen und didakti-
schen Gesamtkonzeptes auf dem 
Weg zum erfolgreichen Implan-
tieren, bei dem jedes Mitglied  
eines zahnärztlichen Teams ent-

sprechend des eigenen Kennt-
nis- und Erfahrungsstandes „zu-
steigt“. Neben Einführungs- 
vorträgen zu biomechanischen, 
klinischen und administrativen 
Grundlagen der Implantologie 
gibt es immer einen parallelen 
Vortragsblock für Zahnärzte, 
Zahntechniker und Zahnmedizi-
nische Fachangestellte.

Astra Tech GmbH
An der kleinen Seite 8
65604 Elz
Tel.: 0 64 31 / 98 69 0
Fax: 0 64 31 / 98 69 500
http://www.astratech.de
E-Mail: info.de@astratech.com

VITA

Toothevent im Schloss Bensberg
Unter dem Motto „Zahnersatz & 
Funktion“ findet in Kooperation 
mit der Dr. Jean Bausch KG am 
6.11.2009 das 5. Vita Toothevent 
im Schloss Bensberg bei Köln 
statt. Zahnarzt Katzschner aus 
Hamburg referiert über die 
Kunststoffzahnprothetik in Zei-
ten implantatgetragener Kera-
mikversorgungen. Dr. Eugen End 
und Viktor Fürgut beleuchten die 
BIO-Logische Prothetik und rich-
ten ihr Augenmerk auf die sys-
tempartnerschaftliche Zusam-
menarbeit zwischen Zahnarzt 
und Zahntechniker. Gabi Schäfer 

ist Expertin für die zahnärztliche 
und zahntechnische Abrech-
nung und gibt Hinweise und 
Tipps zum Thema. Das Event en-
det mit einem Get Together und 
einem Abendimbiss. Als zusätzli-
chen Bonus erhalten die Teilneh-
mer neun Fortbildungspunkte.

VITA Zahnfabrik H. Rauter GmbH 
& Co. KG
Spitalgasse 3
79713 Bad Säckingen
Tel.: 0 77 61 / 5 62 - 0
Fax: 0 77 61 / 5 62 - 299
http://www.vita-zahnfabrik.
com/5.tooth-event
E-Mail: info@vita-zahnfabrik.com
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DENTAID

Kostenlose Empfehlungsblöckchen
Mit Vitis orthodontic bietet Dent-
aid ein Spezialsortiment für die 
Mundpflege von Patienten mit 
kieferorthopädischen Apparatu-
ren an. Für Praxen, die Wert da-
rauf legen, dass ihre Patienten 
wirklich die empfohlenen Pro-
dukte verwenden, gibt es jetzt 
von Dentaid einen „kleinen Hel-
fer“. Auf einem A6 Blöckchen 
sind alle Vitis orthodontic Pro-
dukte mit Pharmazentralnum-
mer – sie sind nur in Apotheken 
erhältlich – zum Ankreuzen auf-
gelistet. Vervollständigt werden 
die kieferorthopädischen Spezial-
produkte durch die interprox 
plus Interdentalbürstchen, da die 
Pflege von kieferorthopädischen 
Apparaturen ohne Interdental-

bürstchen kaum denkbar ist. in-
terprox plus eignen sich dazu  
besonders gut, da die Drähte  
aller Größen mit Kunststoff über-
zogen sind.

DENTAID GmbH
Innstraße 34
68199 Mannheim
Tel.: 06 21 / 84 25 97 28
Fax: 06 21 / 84 25 97 29
http://www.dentaid.de
E-Mail: service@dentaid.de

Sirona

Zeitalter der digitalen Abformung

Mit Cerec Connect bringt Sirona 
im November ein System für die 
digitale Abformung auf den 
Markt. Die Weiterentwicklung 
der Cerec-Technologie macht 
den Abdruck mit Abformlöffel 
und -masse für viele Indikationen 
überflüssig. Das herkömmliche 
Verfahren wird ersetzt durch die 
digitale Abformung von Präpara-
tion, Antagonist und Biss-Situati-
on mit Cerec AC. Die Bilddaten 
der Intraoralkamera Cerec Blue-
cam wandelt der Rechner in ein 
virtuelles Modell um. Damit kann 
der Zahnarzt die Abbildungsqua-
lität beurteilen und bei Bedarf so-
fort korrigieren. Danach füllt er 

am Bildschirm das Auftragsfor-
mular aus und übermittelt die 
Daten über die webbasierte 
Kommunikationsplattform Cerec 
Connect an sein Dentallabor. Der 
Zahntechniker bestellt das für 
Funktionsdiagnostik und kerami-
sche Verblendung notwendige 
zahntechnische Modell bei Siro-
na. Mittels Stereolithografieanla-
ge (SLA), einer Technologie zur 
digitalen Herstellung von Kunst-
stoffmodellen, wird das Modell 
dort aus einem speziellen Acryl-
kunststoff hergestellt. Die Säge-
schnitte werden dabei bereits be-
rücksichtigt. Nach maximal drei 
Tagen erfolgt die Auslieferung 
des fertig auf Sockelplatte ge-
pinnten Modells.

Sirona Dental Systems GmbH
Fabrikstraße 31
64625 Bensheim
Tel.: 0 62 51 / 16 0
Fax: 0 65 21 / 16 25 91
http://www.sirona.de
E-Mail: contact@sirona.de
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VOCO

Wurzelstifte im System-Set

Mit dem glasfaserverstärkten 
Composite-Wurzelstift Rebilda 
Post präsentiert Voco eine  
Ergänzung zum dualhärtenden 
Stumpfaufbau- und Befesti-
gungsmaterial Rebilda DC. Der 
röntgenopake, transluzente Re-
bilda Post mit dentinähnlichem 
Elastizitätsverhalten führt zu ei-
ner dauerhaften und ästhetisch 
hochwertigen, metallfreien  
Restauration. Rebilda Post ist  
Bestandteil eines kompletten, 
aufeinander abgestimmten Stift-
aufbausystems (Rebilda DC, Fu-

turabond DC, Ceramic Bond, 
Zubehör). Wie das Stumpfauf-
baumaterial Rebilda DC besteht 
der Wurzelstift aus einer Dimeth-
acrylat-Matrix, so dass ein zuver-
lässiger Verbund unter Aufbau 
eines stabilen Monoblocks erzielt 
wird. Mit Futurabond DC wird 
zudem in einer zeitsparenden 
Anwendung ein sicherer Ver-
bund zum Dentin erreicht. Mit 
den Endo-Brushes (Voco Endo 
Tim) und den Endo-Kanülen 
wird die postendodontische Ar-
beit erleichtert. Darüber hinaus 
bietet Voco nun ein neues Sys-
tem-Set an, das auf 15 postendo-
dontische Behandlungen ausge-
legt ist.

VOCO
Anton-Flettner-Straße 1 -3
27472 Cuxhaven
Tel.: 0 47 21 / 719 - 0
Fax: 0 47 21 / 719 - 109
http://www.voco.de
E-Mail: info@voco.de
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DENTSPLY DeTrey

Zertifiziertes Behandlungssystem

Das neue Dentsply Cementation 
System (DCS) räumt mit der Ze-
ment-Vielfalt in der Praxis auf 
und deckt mit ihren bewährten 
Komponenten SmartCem2 und 
XP Bond nahezu alle Indikatio-

nen ab. Es ermöglicht zum einen 
ein entspanntes selbstadhäsives 
Zementieren mit SmartCem2 
und zum anderen eine volladhä-
sive Befestigung für die Fälle, die 
eine besonders hohe Haftung 
und Versiegelung erfordern. Da-
mit steht eine All-in-One Lösung 
für die dualhärtende Befestigung 
zur Verfügung.

DENTSPLY DeTrey
DeTrey-Straße 1
78467 Konstanz
Tel.: 0 80 00 / 73 50 00 (gratis)
Fax: 0 75 31 / 583 - 265
http://www.dentsply.de
E-Mail: info@dentsply.de
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Zantomed

Exklusivvertrieb für NTI-tss

Die e-motion SARL in Courtabo-
euf, europäische Vertriebsreprä-
sentanz für NTI-tss, überträgt die 
Exklusivvertriebsrechte für 
Deutsch land und Österreich für 
ihre CMD-Produktreihe an die 

Zantomed GmbH in Duisburg. 
Das NTI-tss (Nociceptive Trigemi-
nale Inhibition – tension suppres-
sion system) ist eine vom Zahn-
mediziner direkt am Behand-
lungsstuhl einzupassende Schie-
ne, die nächtliches Pressen, Knir-
schen und Mahlen von Zähnen 
vermindert oder gar verhindert. 
Muskelverspannungen, Kopf-
schmerzen, Migräne und Nacken-
probleme werden so nachhaltig 
gelindert oder gelöst. Das NTI-tss 
reduziert durch Ausnutzung des 
körpereigenen Schutzreflexes des 
Trigeminal-Nervs nächtlich auf-
tretende Muskelanspannungen 
um bis zu 67 Prozent.

Zantomed GmbH
Ackerstraße 5
47269 Duisburg
Tel.: 02 03 / 80 510 45
Fax: 02 03 / 80 510 44
http://www.zantomed.de
http://www.white-veneers.de
E-Mail: info@zantomed.de

J. Morita

Behandlungseinheit Signo Treffert
Gemeinsam mit dem Porsche  
Design Studio entwickelte Morita 
eine neue Behandlungseinheit, 
die das Potenzial hat, ein Klassiker 
zu werden. Sie definiert sich als 
innovatives Designstück, das sich 
an den Bedürfnissen von Arzt und 
Patient gleichermaßen orientiert. 
Ergonomisch und methodisch 
verkörpert sie in allen Details  
ein gutes Behandlungsgefühl. 
Zentrales Element ist eine hohe 
Aluminiumsäule, an die alle dreh-
baren Teile wie Becken, Armsys-
teme und Lichteinheit angebun-
den sind. Beim schwenk- und  
höhenverstellbaren Arztelement 
findet man alle wichtigen Instru-
mente in unmittelbarer Reich-
weite. Je nach individuellem  

Anspruch kann es als Schwebe-
tisch, Schwenkarm oder als Cart 
bestellt werden. Das Helferin-Ele-
ment mit Teleskoparm ermög-
licht den leichten Wechsel von 
Team- auf Einzelbehandlung.

J. Morita Europe GmbH
Justus-von-Liebig-Straße 27a
63128 Dietzenbach
Tel.: 0 60 74 / 8 36 - 0
Fax: 0 60 74 / 8 36 - 299
http://www.JMoritaEurope.com
E-Mail: Info@JMoritaEurope.com

KaVo

Validierte Intensiv-Innenreinigung
Basierend auf den RKI-Empfeh-
lungen zur Wiederaufbereitung 
ist bei Praxisbegehungen ein Va-
lidierungsnachweis für die einzel-
nen Wiederaufbereitungsschritte 
zu erbringen. Mit KaVo Clean-
spray und KaVo Dryspray für die 
manuelle Intensiv-Innenreini-
gung von Instrumenten und Tur-
binen stehen jetzt zwei neue Pro-
dukte zur Verfügung, die dieser 
Forderung schnell und wirt-
schaftlich mit entsprechendem 
Validierungsgutachten gerecht 
werden. Das manuelle Durch-
sprühen der Instrumente und 
Turbinen mit Cleanspray erzielt 
eine validierte Intensiv-Reini-
gung der Getriebekanäle inklusi-
ve Sprayleitungen, bei der auch 
Blutrückstände konsequent ent-
fernt werden. Durch das an-

schließende Durchsprühen mit 
Dryspray werden die Instrumen-
te und Turbinen rückstandsfrei 
getrocknet.

KaVo Dental GmbH
Bismarckring 39
88400 Biberach/Riss
Tel.: 0 73 51 / 56 - 0
Fax: 0 73 51 / 56 - 14 88
http://www.kavo.com
E-Mail: info@kavo.com
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Wissner

Schnelle, präzise Fräseinheit

Die Fräseinheit Gamma 202 von 
Wissner ist überall dort gefragt, 
wo es auf Präzision ankommt und 
wo unterschiedliche zahntechni-
sche Werkstoffe gefragt sind. 
Denn Wissner bietet Zahntechni-
kern zwar auf Wunsch eine Sys-
temlösung vom Scanner über die 
Konstruktionssoftware mit darauf 
abgestimmten Zirkonoxid- und 
CrCoMo-Rohlingen bis hin zu ih-
rer CNC-Bearbeitung. Aber alle 

Wissner-Maschinen sind mit den 
Scannern und Komponenten der 
meisten dentalen CAD/CAM-An-
bieter kompatibel und können bei 
Bedarf auch mit anderen CAD/
CAM-Systemen kombiniert wer-
den. Die Gamma 202-Serie ver-
fügt über vier Achsen und meis-
tert nahezu alle zahntechnischen 
Indikationen. Ein Vorratsmagazin 
mit automatischem Lader sorgt 
dafür, dass die Gamma 202 ohne 
Unterbrechung mehr als 24 Stun-
den lang produzieren kann.

Wissner Gesellschaft für  
Maschinenbau mbH
August-Spindler-Straße 14
37079 Göttingen
Tel.: 05 51 / 505 08 - 14
Fax: 05 51 / 505 08 - 30
http://www.wissner-gmbh.de
E-Mail: wissner@wissner-gmbh.de
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Zimmer Dental

One-Piece Network Meeting
Das „Zimmer One-Piece Net-
work“ ist eine Fortbildungs-Platt-
form zum Austausch klinischer  
Erfahrungen. Der diesjährige An-
wender-Treff am 11. September in 
Hamburg diskutierte an Fallbei-
spielen typische und mögliche  
Indikationen, Kontraindikationen, 
die chirurgisch-prothetische Pla-
nung und günstigste Insertion  
sowie die Abgrenzung zum zwei-
teiligen Implantat. Referent Dr. 
Matthias Stamm, Overath, zeigte 
anhand einzelner Fälle ideale  
Planungsschritte auf. Am Anfang 
stehe die Frage: „Wo will ich mein 
Abutment haben und wie sollte  
es ausgerichtet sein?“ Hier seien 
chirurgische Implantat-Try-ins zur 
Überprüfung der dreidimensiona-
len Position und Angulation vor 
der definitiven Insertion nützlich. 

Weitere Referenten waren Dr. 
Wolf-Ullrich Mehmke, Chemnitz, 
und Dr. Torsten Kamm, Baden-Ba-
den. Von Fall-Präsentationen un-
terstützt, gingen sie auf die äqui- 
und subgingivale sowie subkresta-
le Implantat-Positionierung ein 
und diskutierten in diesem Zusam-
menhang den Knochenabbau und 
das Weichgewebsmanagement.

Zimmer Dental GmbH
Wentzinger Straße 23
79106 Freiburg
Deutschland
Tel.: 07 61 / 15 647 - 0
Fax: 07 61 / 15 647 - 290
http://www.zimmerdental.de
E-Mail: info@zimmerdental.de

zahndigital.de

Neues Beratungssystem
Das Systemhaus „zahndigital.de“ 
in Regensburg bietet mit dem 
FM-19 Monitor ein neues Bera-
tungssystem an: Mit dem Gerät 
lassen sich sowohl die Krankenge-
schichte als auch digitale Rönt-
genbilder abrufen, zudem eignet 
es sich für den Anschluss jeder 
derzeit aktuellen intraoralen Ka-
mera. Der Kamerahalter wird ein-
fach auf der Rückseite des Gehäu-
ses montiert, die Kamera per USB 
angeschlossen. „Ein Bild sagt 
mehr als Tausend Worte“, so 
Thorsten vom Heu, Vertriebsleiter 
von zahndigital.de. Die Bedie-
nung des FM-19 W ist einfach. 
„Der Zahnarzt benötigt weder 
Tastatur noch Maus. Er steuert alle 
Funktionen direkt über den be-
rührungsempfindlichen Touch-
screen“, erklärt vom Heu. Einfach 

durch Antippen mit dem Finger 
lassen sich Bilder auf dem großzü-
gigen Monitor mit knapp 50 Zen-
timeter Bilddiagonale aufrufen, 
verschieben oder vergrößern.

zahndigital.de
vomHeu+Seidel
systemhaus.medizintechnik.
Röntgenstraße 1
93055 Regensburg
Tel.: 09 41 / 57 200
Fax: 09 41 / 57 290
http://www.zahndigital.de
E-Mail: info@zahndigital.de
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SS White Burs

Schnell und sauber präparieren
Mit Great White Ultra von SS 
White Burs lassen sich Implantat-
aufbauten aus Titan schnell und 

sauber prä-
parieren. Die 
Hartmetall-
instrumente 
sind stabil 
und haben 
eine ausge-
feilte Schnei-
dengeome-
trie. Beide 
Merkmale 
sorgen für  
rasanten und 
zugleich sau-
beren Mate-

rialabtrag. Die Instrumente eig-
nen sich für das intraorale  
Beschleifen, aber auch für die 

Präparation im Labor. Die weiten 
Spanräume bewirken einen 
schnellen Abtransport von Mate-
rial. Im Gegensatz zu Diamant-
instrumenten neigen Great Whi-
te Ultra Hartmetallinstrumente 
daher nicht zum Verschmieren. 
Die glatten Vorkopfschneiden 
hinterlassen scharfe, abformferti-
ge Präparationsgrenzen. Erhält-
lich sind die Instrumente in zahl-
reichen Formen und Größen – 
separat in Fünferpacks oder als 
Set für die Kronen-, Teilkronen- 
und Brückenpräparation.

SS White Burs, Inc.
Basler Straße 115
79115 Freiburg
Tel.:  07 61 / 47 87 192
Fax:  07 61 / 47 87 191
http://www.sswhiteburs.de
E-Mail: info@sswhiteburs.de

Hu-Friedy

Starke Reinigungskraft
Hu-Friedy erwei-
tert sein Reini-
gungsmittelpro-
gramm Enzymax 
um das Spray-Gel 
in der handlichen 
Sprühflasche. Das 
pH-neutrale Reini-
gungskonzentrat 
auf Bi-Enzymbasis 
ist wirksam bei der 
Vorreinigung von 
Instrumenten und 
kann damit zur Verlängerung der 
Lebensdauer beitragen. Es wird 
gleich nach der Behandlung auf 
Instrumente aufgetragen, die 
nicht sofort gereinigt werden 
und entfaltet direkt seine Wir-
kung. Organische Rückstände 
wie Blut und Gewebe trocknen 

nun nicht mehr an, 
sondern werden 
durch zwei in der 
Lösung enthaltene 
Enzyme vom Ins-
trument gelöst. 
Das Spray-Gel er-
reicht auch schwer 
zugängliche Stel-
len und Hohlräu-
me des Instru-
ments. Anstren-
gendes Abbürsten 

wird somit weitestgehend ver-
mieden.

Hu-Friedy Mfg. Co., Inc.
Zweigniederlassung Deutschland
Rudolf-Diesel-Straße 8
69181 Leimen
Tel.: 0 62 24 / 97 00 - 0
Fax: 0 62 24 / 97 00 - 97
http://www.hu-friedy.eu
E-Mail: info@hufriedy.eu
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Krankenhäuser

Fallpauschalen für 2010 verabschiedet 
Die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft (DKG), der GKV-
Spitzenverband und der PKV-
Verband haben sich auf die 
maßgeblichen Bausteine des 
Fallpauschalensystems 2010 
geeinigt. Kernelement ist ein 
entsprechender Katalog, der 
im kommenden Jahr insge-
samt 1 200 verschiedene ab-
zurechnende Fallpauschalen 
enthält – acht mehr als im Jahr 
zuvor. Änderungen erfolgten 
der Selbstverwaltung zufolge 
insbesondere im Hinblick auf 
die verbesserte Abbildung 
aufwändiger Fälle. ck/pm Fo

to
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IQWiG

Möglichkeiten der Früherkennung  
oft überschätzt
Das Institut für Qualität und Wirt-
schaftlichkeit im Gesundheitswe-
sen (IQWiG) hat darauf hingewie-
sen, dass Früherkennungsunter-
suchungen nicht immer sinnvoll 
sind. Vor- und Nachteile müsse 
man abwägen. „Krankheiten früh 
zu erkennen, kann erst dann sinn-
voll sein, wenn man sie dadurch 
besser behandeln kann, dies also 
zu besseren gesundheitlichen  
Ergebnissen führt“, sagte Prof. 
Peter Sawicki, Leiter des IQWiG. 
„Vorsorgeuntersuchungen ver-
sprechen das Vermeiden von 
Erkrankungen und wecken da-
durch Hoffnungen. Dieses Ver-
sprechen wird in Studien zum 
konkreten Patientennutzen 
aber nicht immer eingelöst“, 
stellte Sawicki klar. Zum einen 
könnten Früherkennungen Si-
cherheit vortäuschen. Aber 
auch der beste Test könne eine 
Erkrankung übersehen. Zum 
anderen könne irrtümlich et-

was Verdächtiges festgestellt wer-
den oder eine Krankheit werde 
durch eine Untersuchung zu früh 
entdeckt. „Patienten haben auch 
ein Recht auf Nichtwissen, vor  
allem dann, wenn sich aus dem 
Wissen kein gesundheitlicher 
Nutzen ergibt“, sagt Sawicki. 
„Genetische Tests auf Erkrankun-
gen, für die es noch gar keine 
wirksame Behandlung gibt, kön-
nen junge Menschen beispiels-
weise enorm belasten.“ ck/pm
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KBV und Kassen kritisieren

Pharmaindustrie bezahlt Ärzte
Immer mehr niedergelassene 
Ärzte werden von der Pharma- 
industrie für umstrittene Studien 
mit ihren oft ahnungslosen  
Patienten bezahlt. KBV, Kassen,  
Verbraucherschützer und Politi-
ker forderten verschärfte Regeln. 
Er habe den dringenden Ver-
dacht, dass viele dieser Studien 
zur Verkaufsförderung veranlasst 
würden, sagte der KBV-Vorstand 
Carl-Heinz Müller, der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung“. 
85 000 Mal hätten Ärzte 2008 an 
einer der 329 Studien teilgenom-
men. In diesem Jahr sei die Zahl 
der teilnehmenden Ärzte um fünf 
Prozent gestiegen. Bei diesen seit 
Langem umstrittenen Studien 
beobachten Ärzte die Wirkung 
neuer Mittel an ihren Patienten – 
meist ohne deren Wissen. Der 
Arzt erhalte für jeden teilneh-
menden Patienten zehn bis 1 000 

Euro, teilte Müller mit. Das liege 
oft über den Dokumentations- 
und Schulungskosten, die sich 
ein Arzt erstatten lassen dürfe. 
Die Hersteller hätten 2008 rund 
eine Milliarde Euro Umsatzzu-
wachs mit den entsprechenden 
Arzneien erzielt, sagte er dem 
Blatt. Faktisch dürfte laut KBV 
wegen Mehrfachteilnahmen 
mittlerweile in diesem Jahr jeder 
vierte der knapp 150 000 Kas-
senärzte an solchen Studien be-
teiligt sein. Mehrfachteilnahmen 
gingen als jeweils einzelne Fälle 
in die Statistik ein. Die KBV for-
derte mehr Transparenz. Die ge-
setzlichen Krankenkassen schlos-
sen sich dem an. „Wir fordern, 
dass alle Zulassungs- und An-
wendungsstudien veröffentlicht 
werden müssen“, sagte der Spre-
cher des GKV-Spitzenverbands, 
Florian Lanz. ck/dpa

Barmer-Vorstand Vöcking:

„Ärzte werden von Kassenfusion  
profitieren“
Nach Ansicht von Barmer-Vor-
stand Johannes Vöcking bietet 
die 2010 ins Leben gerufene 
größte deutsche Krankenkasse 
Barmer/GEK Chancen für Ärzte 
und Patienten. „Wir haben die 
hohe Kompetenz im Vertragsver-
sorgungsmanagement. Die GEK 
hat eine hohe Service-Kompe-
tenz. Wir führen das zusammen, 
um die Stärken in der neuen Kas-
se zu bündeln. Darüber hinaus 
werden wir das Thema Versor-
gungsforschung aufnehmen und 
intensivieren“, sagte Vöcking 
über das weitere Vorgehen nach 
der Fusion. Im Interview mit der 
„Ärzte Zeitung“ erläuterte er, 
dass Barmer und Gmünder als 

größte deutsche Krankenkasse in 
Deutschland ihre neue Markt-
macht nicht ausspielen wollen. 
Von der neu gewonnenen Ge-
staltungskraft sollen Ärzte und 
Patienten profitieren. Vöcking 
teile die Befürchtungen der Ärzte 
vor „Mega-Kassen“ nicht. Aus 
seiner Sicht richte sich die Kritik 
der Ärzte vielmehr gegen die 
Vielzahl einzelner Verträge, etwa 
zur Integrierten Versorgung, die 
eine Menge Bürokratie ausgelöst 
hätten. Größere Strukturen seien 
da sinnvoller. Monopole und Oli-
gopole lehne man aber in jeder 
Form ab. Andererseits brauche 
man auch keine 170 oder 180 
Kassen, so Vöcking. sf/ÄZ
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Alternativmedizin

TK bietet Homöopathie auf Karte 
Die Techniker Krankenkasse 
(TK) nimmt ab Oktober die 
Homöopathie-Behandlung in 
ihren Katalog auf. Dafür ko-
operiert sie mit dem Deut-
schen Zentralverein homöo-
pathischer Ärzte.
Laut TK wünschen sich zwei 
von drei Patienten von ihrem 
Arzt schonende Behandlungsal-
ternativen. Bereits jeder 40. Arzt 
verfüge mittlerweile zudem über 
eine Zusatzqualifikation im Be-
reich Homöopathie. Neben der 
Erst-Anamnese erstattet die TK 
nach eigenen Angaben auch kür-
zere Folge-Anamnesen, um den 
Behandlungserfolg zu sichern. 
Dagegen könne die TK homöo-

pathische Medikamente für Pa-
tienten ab zwölf Jahren auch  
weiterhin nicht erstatten, da dies 
vom Gesetzgeber ausgeschlos-
sen sei. Hierfür biete die TK einen 
speziellen Zusatztarif an.
Weitere Informationen zum Pro-
jekt gibt es unter http://www.tk-
online.de unter dem Stichwort 
„Homöopathie“ und in jeder 
TK-Geschäftsstelle. ck/pm
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Telemedizinprojekt

Strukturschwachheit ausgleichen
Die EU will die Ent-
wicklung eines Tele-
medizinnetzwerks 
zwischen deutschen 
und polnischen Kran-
kenhäusern fördern. 
Das beschloss der Ge-
meinsame Begleitaus-
schuss für das euro-
päische Interreg-Pro-
gramm der Länder 
Mecklenburg-Vor-
pommern, Branden-
burg und der Region 
Westpolen. Die Gebiete sind 
dünn besiedelte, strukturschwa-
che Flächenländer, in denen Ärz-
temangel herrscht. Mit Hilfe des 
Telemedizinnetzwerks könnten 
bestimmte Daten von Gewebe-
proben während einer OP in ei-
ner deutschen Klinik entnommen 
und per Datenautobahn zur Ana-
lyse an eine Klinik in Polen über-
sandt werden, heißt es in der 

Pressemitteilung des Wirtschafts-
ministeriums Mecklenburg-Vor-
pommerns. Ein Vorteil sei, dass 
der Patient so keine langwierige 
Reise auf sich nehmen muss. Ins-
gesamt werden 34 Krankenhäu-
ser in der Grenzregion auf diese 
Weise verbunden. Die Mittel für 
das Projekt stammen aus dem Eu-
ropäischen Fonds für Regionale 
Entwicklung.   ck/sg/pm 

Fo
to

: f
ot

ol
ia

Pflegeversicherung

Ein Plus von 500 Millionen Euro
Die Pflegeversicherung hat in den 
ersten sieben Monaten des Jahres 
2009 ein Plus von knapp 500 Mil-
lionen Euro erzielt, meldet das 
Bundesgesundheitsministerium 
(BMG). Bis zum Jahresende dürf-
te der Überschuss wegen zusätzli-
cher Beiträge aus dem Weih-
nachtsgeld noch auf etwa 0,8 bis 
0,9 Milliarden Euro ansteigen. 
Damit verfüge die Pflegeversiche-

rung über ein solides Finanzpols-
ter von bis zu 4,7 Milliarden Euro, 
urteilt das BMG. Ein Grund sei die 
positive Wirkung der Kurzarbeit 
auf die Beitragseinnahmen der 
Sozialversicherung. Doch auch 
die Ausgabenentwicklung verlau-
fe mit einem Anstieg von rund 
5,9 Prozent gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum moderater als  
geschätzt. ck/pm

Dreigestirn

PKV beruft zwei neue Geschäftsführer
Der Vorstand des Verbands der 
privaten Krankenversicherung 
(PKV) hat mit Wirkung zum 1. 
Oktober 2009 zwei neue Ge-
schäftsführer berufen. Dr. Florian 
Reuther, Leiter der Rechtsabtei-
lung, sowie Stefan Reker, Leiter 

des Bereichs Kommunikation, 
wurden zum 1. Oktober zu Ge-
schäftsführern berufen. Die bei-
den ergänzen den amtierenden 
Geschäftsführer Christian Hälker, 
Leiter Finanzen, Personal, Orga-
nisation und IT. sf/pm

Erstmaliges PKV-Angebot

Rechtsbeistand bei Kunstfehlern
Erstmals bietet eine private Kran-
kenversicherung Hilfe bei ver-
meintlichen Kunstfehlern an.  
„Ab sofort können unsere rund 
350 000 Privatpatienten bei Ver-
dacht auf eine Fehlbehandlung 
einen Anwalt konsultieren“, sagt 
ein Pressesprecher der HUK-Co-
burg. Bei Privatkassen ist dieser 
kostenlose Service neu. Privatpa-
tienten werden im Vergleich zu 
Kassenpatienten rund 25 Prozent 
öfter operiert, wie eine Studie des 
Kölner Instituts für Qualität und 
Wirtschaftlichkeit im Gesund-
heitswesen herausfand. Wie die 
„Süddeutsche Zeitung“ berich-
tet, koste beispielsweise der 
Rechtsservice der Kölner DKV ex-
tra – andere private Anbieter wie 
Debeka oder die Münchener Alli-

anz hätten noch kein professio-
nelles Behandlungsmanagement 
eingerichtet. „Wir helfen auf An-
frage und nennen die Adressen 
der Schlichtungsstellen bei den 
Ärztekammern“, zitiert das Blatt 
die Allianz. Dagegen hätten fast 
alle gesetzlichen Krankenkassen 
längst ein professionelles Be-
handlungsfehler-Management 
eingerichtet. Laut einer Umfrage 
des Online-Portals www.gesetzli
chekrankenkassen.de geben 91 
der 109 befragten Kassen an, ei-
gens eingerichtete Abteilungen 
zu unterhalten, die sich mit dem 
Thema befassen. Im Gegensatz 
zu den Privaten dürfen gesetz- 
liche Kassen demnach Schaden-
ersatz wegen Falschbehandlung 
direkt geltend machen. ck
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Nach der Wahl

Ulla Schmidt will neue Wege gehen
Bundesgesundheitsministerin Ul-
la Schmidt (SPD) will nach dem 
Regierungswechsel auch persön-
lich neue Wege gehen. „Auf jeden 
Fall mache ich keine Gesundheits-
politik mehr“, sagte sie. „Da muss 
man einen klaren Schlussstrich 
ziehen“, erklärte Schmidt nach 
acht Jahren an der Spitze des  
Gesundheitsressorts. „Das gehört 

sich so für einen ehemaligen  
Minister.“ 
Die Politikerin hatte ihr Direkt-
mandat in Aachen verloren, zieht 
aber über die Landesliste in den 
neuen Bundestag ein. Schmidt 
zeigte sich sehr enttäuscht über 
das Ergebnis. „Ich werde die sehr 
enge Zusammenarbeit im Minis-
terium vermissen.“ ck/dpa

Deutsche Pharmazeutische Gesellschaft

Arznei-Wirkstoffe fast alle aus Asien
Vier von fünf Arzneimittel-Wirk-
stoffen werden nach Angaben 
der Deutschen Pharmazeuti-
schen Gesellschaft (DPhG) inzwi-
schen in China und Indien her-
gestellt. Dabei handle es sich  
zumeist um Antibiotika, deren 
Patentschutz abgelaufen sei.
Lediglich kompliziert herzustel-
lende und lukrative Wirkstoffe 
lasse die Pharmaindustrie weiter-
hin in Europa oder den USA  
produzieren. Das betreffe etwa 
bestimmte Krebsmedikamente. 
Noch in den 90ern war das Ver-
hältnis umgekehrt: 80 Prozent  
aller Wirksubstanzen für Medika-
mente kamen aus Europa und 
Amerika. 
Pharmazeuten halten die Pro-
duktion in Asien mit Blick auf die 
Arzneimittelsicherheit für proble-
matisch. Die Fachgesellschaft 
schätzt, dass in China 3 000 von 
4 500 Produktionsstätten für 

Wirkstoffe von den europäischen 
und amerikanischen Zulassungs-
behörden oder der Pharma- 
industrie gar nicht kontrolliert 
werden. 
Im vergangenen Jahr war in Chi-
na hergestelltes verunreinigtes 
Heparin, ein Blutgerinnungs-
hemmer, in mehreren europäi-
schen Ländern und den USA auf-
getaucht. In diesem Zusammen-
hang wurden aus den USA auch 
Todesfälle gemeldet. ck/dpa
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Vorstandswahlen

Schätze neue DAZ-Vorsitzende
Der Deutscher Arbeitskreis für 
Zahnheilkunde (DAZ) hat bei sei-
ner Jahrestagung am 19.09.2009 
in Berlin die Zahnärztin Dr. Celina 
Schätze aus Berlin an die Ver-
bandsspitze gewählt. Als Stellver-
treter fungieren weiterhin Dr. Pe-
ter Nachtweh und Kieferorthopä-
de Winnetou Kampmann, beide 

aus Berlin. Weitere Stellvertreter: 
Dr. Kai Müller aus Wörthsee/
Oberbayern und Dr. Manfred Hill-
mer aus Schenefeld in Schleswig-
Holstein. Der bisherige Vorsitzen-
de Dr. Eberhard Riedel hatte nicht 
wieder kandidiert. Zahnarzt Stef-
fen Schmidt aus Leipzig wurde als 
Kassenwart bestätigt. ck/pm

Beschwerde abgewiesen

Lockerung des Rauchverbots in Bayern
In kleinen bayerischen Bierknei-
pen darf weiter gequalmt wer-
den. Das gelockerte Rauchverbot 
des Bundeslandes ist mit dem 
Grundgesetz vereinbar, urteilte 
das Bundesverfassungsgericht.
Die Karlsruher Richter verwarfen 
damit eine Verfassungsbe-
schwerde gegen mehrere Vor-
schriften des novellierten Geset-
zes, das seit 1. August gilt.
Die Ausnahmen, die den Interes-
sen der Gaststättenbetreiber 
Rechnung tragen, halten sich  
danach im Rahmen des gesetz-
geberischen Gestaltungsspiel-
raums. Ausnahmen vom Rauch-
verbot sind demnach künftig in 
Bier-, Wein- und Festzelten mög-

lich sowie in Gaststätten, deren 
Fläche weniger als 75 Quadrat-
meter beträgt und die keinen ab-
getrennten Nebenraum besitzen. 
Diese Eckkneipen müssen deut-
lich als Rauchergaststätten ge-
kennzeichnet werden. Mit der 
Gesetzesänderung setzten CSU 
und FDP eine Vereinbarung aus 
ihrem Koalitionsvertrag um, mel-
det der „Spiegel“. ck/pm/dpa
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Gesundheitswesen

Fonds lässt Kosten auf höchsten Stand 
aller Zeiten klettern
Mehr als 107 Milliarden Euro 
schüttete der Gesundheitsfonds 
in den ersten acht Monaten des 
Jahres 2009 aus. Etwa 170 Milli-
arden Euro werden es am Jahres-
ende sein – gut 10 Milliarden Eu-
ro mehr als 2008. Wie aus einem 
Bericht des Magazins „Der Spie-
gel“ hervorgeht, verleite das 
neue System Ärzte und Kranken-
kassen in großem Stil dazu, die 
Versicherten in Kranke zu ver-
wandeln. Seit das Gesetz vor 
neun Monaten in Kraft trat, neh-
me die Zahl der Siechen und Ge-
brechlichen zu. Es werde thera-
piert und diagnostiziert wie nie 
zuvor. Die Arzneimittelausgaben 
stiegen zuletzt um etwa fünf Pro-
zent, die Krankenhauskosten um 

knapp sechs Prozent, die Ausga-
ben für ambulante Behandlun-
gen um gut sieben Prozent, heißt 
es in dem Bericht. In den kom-
menden Monaten werde sich 
dieser Trend noch verstärken. 
Diese Woche trifft sich erstmals 
nach der Bundestagswahl der 
Schätzerkreis für die gesetzliche 
Krankenversicherung. Die Exper-
ten rechnen mit einem weiteren 
dramatischen Anstieg der Be-
handlungskosten. sf/Spiegel
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Knasto-Logik
Süßigkeiten wirken aggressiv. Sie greifen den Zahn-
schmelz an, verursachen Karies. Das erzählen wir 
unseren Patienten seit Jahrzehnten, ob sie es hören 
wollen oder nicht. Und wir erzählen auch, dass der, 
der Süßigkeiten isst, sein Quan-
tum lieber auf einmal als über 
den ganzen Tag verteilt essen 
sollte, Mundhygiene nicht zu 
vergessen. Wir machen das didaktisch, möglichst 
modern, selbstverständlich via Verstand und Ein-
sicht. Soviel zu unserem recht erfolgreichen Kampf 
gegen „Karius und Baktus“. Jetzt gibt es für diesen 
Feldzug aktuell erzieherische Schützenhilfe von den 
Briten: Süßes macht aggressiv, so der Kurzschluss  
einer Studie, die im British Journal of Psychiatry  
veröffentlicht wurde. Bingo! Endlich brauchen wir 
nicht mehr an das Mitdenken unserer Patienten  

appellieren. Wir können drohen: Wer zuviel Süßes 
isst, kommt ins Gefängnis. Das zieht! 
Danke, Großbritannien! Ihr habt es mit Zahlen  
belegt. That fits! So etwas fügt sich ganz cool in die 
Grundweisheiten des Lebens ein: TiVi macht blöd, 
Senf und Mohn machen dumm, Nadelbäume  

wollen gern vor Weihnachten 
gefällt werden, und wer nicht 
lernt, ohne Süßigkeiten zu le-
ben, landet früher oder später 

im Knast. Such is life! Die Korrelation der Zahlen 
spricht Bände, und die Erde ist eine Scheibe, so 
weit man sehen kann. Und das alles, je nach Zeit-
geist, im Namen der „Wissenschaft“.
Für meinen Praxisalltag werde ich jetzt also um-
schwenken müssen. Nichts Süßes und Zähneput-
zen, sonst gibt’s Knast!

■ Ihr Philosoph im Kittel sinniert über 
Gott und die Welt, auch jeden Freitag 
neu im Netz unter www.zm-online.de

 Wer beim Telefonieren E-Mails er-
ledigt und sich dabei noch vom 
Fernsehen oder Radio berieseln 
lässt, könnte am Ende wenig  
effektiv sein. Multitasking, das  
Erledigen mehrerer Aufgaben 
gleichzeitig, ist zwar zunehmend 

üblich und gilt auch als cool, for-
dert aber seinen Preis. Das stell-
ten Wissenschaftler in Palo Alto 
(Kalifornien) in einer Studie mit 
262 Studenten fest. Bei heftigem 
Multitasking leidet die Fähigkeit, 
unwichtige Einzelheiten aus dem 

breiten Informationsfluss zu fil-
tern und die entscheidenden  
Details im Gedächtnis abzuspei-
chern. Die mangelnde Konzen-
tration wurde auch beim Um-
schalten zwischen verschiedenen 
Aufgaben sichtbar. sg/äz

Multitasking leistungssinkend

Kolumne

Geldstrafe für 
Darmwind
In Österreich ist ein junger Mann 
zu einer Geldstrafe verurteilt wor-
den, weil er in Gegenwart von 
Polizisten gepupst hat. Der 
19-Jährige hatte gemeinsam mit 
Freunden ein Zeltfest in der Stei-
ermark besucht. Nach Mitter-
nacht gerieten Jugendliche in 
Streit mit den Sicherheitsleuten. 
Kurz darauf rückte die Polizei an. 
Der Beschuldigte war zunächst 
nur Zuschauer. Es wurde ge-
scherzt und gelacht. „Da ist mir 
plötzlich einer ausgekommen“, 
so der junge Mann. Einige Tage 
später bekam er eine Strafverfü-
gung über 50 Euro. Laut Begrün-
dung führte „der Darmwind 
(Furz) zu großem Gelächter unter 
den Anwesenden“. Der Täter be-
streitet dies, er selbst habe den 
Pups nicht einmal gehört. Trotz-
dem zahlte er die Strafe. sg/äz

Löwen nicht  
länger Haustiere 
Ob sich so mancher Berliner jetzt 
von seinem geliebten „Haustier“ 
trennen muss? Bären, Löwen, 
Wölfe oder auch hochgiftige 
Skorpione und Spinnen sind 
künftig in Wohnungen und Häu-
sern nicht mehr erlaubt. Der rot-
rote Senat beschloss unlängst ein 
generelles Verbot der privaten 
Haltung gefährlicher Tiere wild-
lebender Arten. Die bisherigen 
Ausnahmemöglichkeiten würden 
deutlich eingeschränkt, teilte Ge-
sundheitssenatorin Katrin Lomp-
scher (Linke) mit. 
Wer jedoch derzeit 
ein solch gefährli-
ches Tier mit einer 
Ausnahmegenehmi-
gung halte, dürfe es 
behalten. sg/dpa Fo
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